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Beginn: 10:01 Uhr 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen! Ich heiße Sie herzlich willkommen zu un-
serer heutigen, 91. Sitzung des Landtags von Nord-
rhein-Westfalen. Mein Gruß gilt auch den Gästen auf 
der Besuchertribüne, den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Medien sowie den Zuschauerinnen und 
Zuschauern an den Bildschirmen.  

Für die heutige Sitzung haben sich acht Abgeord-
nete entschuldigt; die Namen werden in das Proto-
koll aufgenommen. 

(Vizepräsident Rainer Schmeltzer tritt an das 
Redepult.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Vor zehn Jahren, am 24. 
März 2015, geschah mit dem Absturz der German-
wings-Maschine in den französischen Alpen eine Ka-
tastrophe, die uns allen unbegreiflich bleibt. Alle 
Passagiere, 150 Menschen, kamen damals ums Le-
ben. Ihr Tod? Herbeigeführt durch einen jungen Co-
Piloten, der das Flugzeug auf der Route nach Düs-
seldorf gegen einen Berg steuerte. Die quälenden 
Fragen nach dem Warum bleiben am Ende unbeant-
wortet. Diese Tat lässt sich menschlich nicht fassen.  

Was bleibt, das ist die Trauer um all jene Menschen, 
die damals aus ihrem Leben gerissen und ihren Lie-
ben entrissen wurden. Viele von ihnen kamen aus 
Nordrhein-Westfalen, darunter eine Gruppe Schüle-
rinnen und Schüler und zwei Lehrerinnen aus Haltern 
am See, ein Opernsänger und eine Opernsängerin 
mit ihrer jungen Familie aus Düsseldorf, der Flugka-
pitän, der vom fliegenden Co-Piloten aus dem Cock-
pit ausgeschlossen wurde. 

Meine Damen und Herren, in den ureigenen Maßstä-
ben von Trauer und Verlust sind zehn Jahre oft nur 
ein Augenblick. Dieser Jahrestag vergegenwärtigt 
das Geschehene erneut. Welche Kraft muss er die 
Angehörigen und Hinterbliebenen kosten? Mit dem 
allergrößten Respekt begrüße ich einige von Ihnen 
an diesem Morgen hier auf der Besuchertribüne im 
Plenarsaal.  

Unter uns sind Olga und Vasili Bryjak, Witwe und 
Sohn des verstorbenen Opernsängers Oleg Bryjak. 
Unter uns ist Annika Sondenheimer, Witwe des Flug-
kapitäns. Sie hat den Patrick Sondenheimer Stif-
tungsfonds ins Leben gerufen, um die Trauerhilfe für 
Kinder und Jugendliche zu unterstützen. Und eine 
weitere Stiftung ist aus der Katastrophe entstanden. 
Es ist die Elena Bleß-Stiftung, benannt nach einer 
der verstorbenen Schülerinnen. Diese Stiftung soll 
der Förderung des internationalen Jugendaus-
tauschs und der Auslandspraktika dienen. Auch der 
Vater von Elena ist heute anwesend, ebenso die 

Eltern von Steffen; auch er war Schüler des Joseph-
König-Gymnasiums.  

Verehrter Herr Dr. Bleß, verehrtes Ehepaar Strang, 
verehrte Frau Sondenheimer, verehrte Familie Bry-
jak, Ihre persönliche Kraft im Umgang mit dem 
schlimmsten Verlust und der Trauer berührt und be-
wegt uns. Sie macht vielen Menschen neuen Mut. 

Ebenfalls unter uns sind Menschen aus Haltern am 
See, die in unterschiedlichen Ämtern und Aufgaben 
miterlebt haben, wie dieser unbegreifliche Verlust 
eine ganze Stadt getroffen hat und wie er sie weiter-
hin bewegt. Sie leisten in Haltern am See weiterhin 
Wichtiges, um der Trauer gemeinsam zu begegnen.  

Ich begrüße herzlich den damaligen Bürgermeister 
von Haltern am See und heutigen Landrat des Krei-
ses Recklinghausen, Bodo Klimpel, Bürgermeister 
Andreas Stegemann, den damaligen Schulleiter des 
Joseph-König-Gymnasiums, Ulrich Wessel, mit sei-
ner Frau Birgit und den aktuellen Schulleiter Christian 
Krahl.  

Verehrtes Ehepaar Wessel, Ihnen möchte ich stell-
vertretend für all jene Menschen danken, die sich seit 
der Katastrophe für das Miteinander und eine Bewäl-
tigung der Trauer einsetzen, auch in dem Wissen, 
dass diese nie ganz zu bewältigen sein wird.  

Sie engagieren sich seit dem 24. März 2015, seit das 
Hoffen und Bangen schrecklicher Gewissheit wich, 
nach allen Möglichkeiten dafür, der Trauer und dem 
Trost den notwendigen Platz in der Schulgemeinde 
wie in der Stadtgesellschaft einzuräumen. Für Ihr Da-
sein in schwerster Zeit, auch unter den größten per-
sönlichen Belastungen, gebührt Ihnen und allen gu-
ten Kräften der Dank unseres Parlaments.  

Verehrte Gäste, es war Ihnen allen heute ein persön-
liches Bedürfnis, unserem Erinnern und Gedenken 
im Landtag Nordrhein-Westfalen beizuwohnen. Ich 
danke Ihnen von Herzen für Ihr Hiersein. Ihre Liebe 
bleibt unvergessen. 

Meine Damen und Herren, bitte erheben Sie sich, so-
weit es möglich ist, im Gedenken an die Opfer von 
Flug 9525 von Ihren Plätzen.  

(Die Anwesenden erheben sich von Ihren Plätzen.) 

Vielen Dank.  

(Vizepräsident Rainer Schmeltzer nimmt wie-
der Platz.) 

Trotz aller Trauer über den Tag vor zehn Jahren be-
ginnt für uns eine Parlamentswoche, ein Plenartag 
mit den üblichen Formalitäten. Zu den Formalitäten, 
auch im Zeichen der Trauer an einem solchen Tag, 
gehört: Das Leben geht weiter. Deswegen beglück-
wünsche ich zum heutigen Geburtstag den Kollegen 
Marc Blondin von der CDU recht herzlich. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 
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Vor Eintritt in die Tagesordnung kommen wir nun 
zur Kenntnisnahme der Haushaltssatzung des 
Landesverbandes Lippe für das Haushaltsjahr 
2025.  

Gemäß § 10 des Gesetzes über den Landesverband 
Lippe stellt der Verband jährlich eine Haushaltssat-
zung auf, die der Genehmigung durch die Aufsichts-
behörde bedarf und dem Landtag zur Kenntnis vor-
zulegen ist.  

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung hat mir mit Schreiben vom 21. März 
2025 die Haushaltssatzung des Landesverbandes 
Lippe für das Haushaltsjahr 2025 vorgelegt. Diese 
Unterlagen sind als Vorlage 18/3743 an alle Mitglie-
der des Landtages verteilt worden. Damit stelle ich 
fest, dass der Landtag von diesen Unterlagen Kennt-
nis genommen hat.  

Wir kommen zu:  

1 NRW muss funktionieren: Das historische In-
vestitionspaket des Bundes für Infrastruktur 
muss zu spürbaren Verbesserungen für die 
Menschen und Kommunen in NRW führen 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/13256 

In Verbindung mit: 

Werden unsere Industrieunternehmen klage-
freudigen steuerfinanzierten NGOs ausgelie-
fert? Welche Folgen hat die Entscheidung des 
Bundesrates für unseren Industriestandort 
und die Arbeitsplätze in NRW? 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/13257 

In Verbindung mit: 

Zustimmung der Landeregierung zur fakti-
schen Abschaffung der grundgesetzlichen 
Schuldenbremse im Bundesrat – Folgen für 
Nordrhein-Westfalen und Blick in die Zukunft 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13258 

Die Fraktionen von SPD, AfD und FDP haben jeweils 
mit Schreiben vom 24. März 2025 gemäß § 95 Abs. 1 
der Geschäftsordnung zu einer aktuellen Frage der 
Landespolitik eine Aussprache beantragt.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der SPD deren Fraktionsvorsitzendem Ott das 
Wort. 

Jochen Ott*) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Bundestag und Bundes-
rat haben in der vergangenen Woche Historisches 
entschieden. Die Schuldenbremse wird reformiert. 
Das Sondervermögen für Infrastruktur und Klima-
schutz ist beschlossen.  

Wir müssen jetzt das Notwendige tun. Wir verteidi-
gen Deutschland und damit unsere freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung. Wir reparieren Deutsch-
land. Wir modernisieren unser Land. Wir können das 
anpacken und instand setzen, was seit vielen Jahren 
verfällt und veraltet: Straßen und Brücken, Schulen 
und Krankenhäuser, Energiesysteme und sozialer 
Wohnungsbau, Datennetze und öffentlicher Nahver-
kehr. 500 Milliarden Euro stehen bereit.  

Deutschland ist auf einem neuen Weg. Wir werden 
die Dinge zum Besseren wenden. Jeder Euro muss 
Arbeitnehmern und ihren Familien zugutekommen. 
Für sie müssen wir investieren. Vor allem müssen wir 
für ihre Kinder investieren, für die junge Generation, 
die genauso ein Recht auf Sicherheit und Wohlstand 
und genauso ein Recht auf eine gesunde Umwelt hat 
wie jede Generation vor ihr.  

(Beifall von der SPD) 

Wir dürfen kein rückständiges und baufälliges Land 
hinterlassen. Unsere Kinder verdienen ein Land, in 
dem man sich für die Bildungseinrichtungen und den 
ÖPNV nicht schämen muss. Unsere Kinder verdie-
nen ein modernes Land, das wächst, leuchtet und 
beschützt. Das ist wirklich Generationengerechtig-
keit.  

(Beifall von der SPD) 

Es war ein Fehler, den Menschen im Wahlkampf zu 
erzählen, dass man weiterhin nur mit Sparen die gro-
ßen Herausforderungen schaffen könnte. Der Minis-
terpräsident hat das gestern auch zu Recht kritisiert. 
Ich würde mir wünschen, dass er das hier im Parla-
ment wiederholen würde.  

(Beifall von Thorsten Klute [SPD]) 

Und es ist auch falsch, weil es keine Schulden, son-
dern Investitionen in die Zukunft sind, dringende In-
vestitionen in die Zukunft unseres Landes.  

Natürlich werden wir für die Kredite Zins und Tilgung 
zahlen müssen. Deshalb sage ich hier sehr deutlich: 
Nicht bezahlen dürfen diese Zinsen Arbeitnehmer, 
Familien und Rentner. Die haben in den letzten Jah-
ren schon genug gezahlt. Jetzt müssen sich diejeni-
gen an den Kosten beteiligen, die trotz der Krisen im-
mer reicher geworden sind, die Millionäre und Milliar-
däre in unserem Land.  
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(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Die Schuldenbremse war ein historischer Irrtum. 
Wenn Vernunft und Weitsicht obsiegen, dann wird 
dieser historische Irrtum bis Ende des Jahres selbst 
Geschichte sein. Denn jetzt müssen wir das Land re-
parieren. Heute ist NRW das Land der 1.000 maro-
den Brücken. Wir sind das Land der kaputten Schu-
len, der überforderten Justiz.  

Unter Ihren Vorgängerregierungen wurden Kita-
Plätze noch ausgebaut. Jetzt werden Kitas geschlos-
sen. Die Anzahl der Kita-Plätze schrumpft. Das ist 
einmalig in der Geschichte des Landes Nordrhein-
Westfalen.  

So regiert Schwarz-Grün hier. Deshalb, Herr Minis-
terpräsident: Sie haben viel zu lange an der Schul-
denbremse festgehalten. Mit dieser ideologischen 
Blockade haben Sie dem Land Nordrhein-Westfalen 
schwer geschadet.  

(Beifall von der SPD) 

Ich weiß, dass manche jetzt sagen, das Sonderver-
mögen sei links oder sozialdemokratisch. Aber das 
trifft den Kern der Sache nicht. Das Sondervermögen 
ist kein Zugeständnis an die Sozialdemokratie. Es ist 
ein Zugeständnis an die Realität, ein Gebot der Ver-
nunft und ein Gebot der Generationengerechtigkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Richtig eingesetzt wird die Wirtschaft wachsen und 
die Lebensqualität steigen. Und dabei bin ich an ei-
nem heiklen Punkt. Wie die 400 Milliarden Euro Bun-
desinvestitionen verteilt werden, steht noch nicht 
endgültig fest. Für mich ist aber eins sehr klar: Es 
muss nach Bedarf verteilt werden und nicht mit der 
Gießkanne.  

Es ist offensichtlich, dass der Bedarf in Westdeutsch-
land, insbesondere in Nordrhein-Westfalen, beson-
ders groß ist. Wasserstoffhochlauf, Energienetze, 
Sanierung von Straßen und Brücken – all das ist hier 
besonders dringlich und muss sich in der Verteilung 
widerspiegeln. 

Das gilt übrigens auch für die Verteilung der Investi-
tionen in Nordrhein-Westfalen selbst. 100 Milliarden 
Euro gehen direkt an die Länder und an die Kommu-
nen. Ohne den Vorsitzenden der NRW-SPD, Achim 
Post, wären die Kommunen gar nicht erwähnt wor-
den. Es ist sein Verdienst, dass sie ein niederge-
schriebenes Anrecht auf zusätzliche Investitionen 
haben. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD – Widerspruch von der 
CDU und den GRÜNEN – Zuruf von Tim Ach-
termeyer [GRÜNE]) 

Aber wie werden die Mittel in Nordrhein-Westfalen 
jetzt verteilt? Der Bedarf muss entscheiden, nicht der 
regionale Proporz und schon gar nicht politisches 

Kalkül. Wir erwarten von dieser Landesregierung, 
dass sie die Mittel, die die Koalition in Berlin erstritten 
hat, vernünftig einsetzt. Es muss jetzt so schnell ge-
hen, 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Es muss erst mal 
ein Bundesgesetz und eine Verteilung geben! 
Das ist Ihre Aufgabe!) 

wie Kimmich und Musiala das 2:0 gegen Italien ge-
schossen haben. Der Balljunge hat schnell geschal-
tet. 

(Lachen von Fabian Schrumpf [CDU]) 

Wir können jetzt gemeinsam dafür sorgen, dass wir 
den Ball versenken, der uns auf den Elfmeterpunkt 
gelegt wurde. Wir stehen dazu bereit. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von den 
GRÜNEN: Oh!) 

Die Investitionen in Milliardenhöhe müssen zusätz-
lich ausgegeben werden. Ministerin Neubaur konnte 
es vor den Entscheidungen im Bund nicht oft genug 
wiederholen – ich zitiere –: 

„Nur wenn sichergestellt wird, dass aus dem Son-
dervermögen ausschließlich echte und zusätzli-
che Investitionen und keine Wunschprojekte einer 
neuen Bundesregierung finanziert werden kön-
nen, ist eine Zustimmung denkbar.“ 

Frau Neubaur, Herr Wüst, damit ist eindeutig klar, 
wie wir in diesem Land verfahren: Die Mittel dürfen 
nicht zur Gegenfinanzierung bestehender Haushalts-
ansätze verwendet werden. Unterstehen Sie sich, 
die Mittel zum Stopfen Ihrer Haushaltslöcher zu nut-
zen! 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Tim Achter-
meyer [GRÜNE]) 

Ich sage Ihnen ganz offen: Wir trauen Ihnen da nicht 
so recht über den Weg. Als die Grünen in Berlin das 
Sondervermögen noch ablehnten und sie noch mit 
erhobenem Zeigefinger die Zusätzlichkeit anmahn-
ten, fing Ministerin Paul schon an – in Interviews, 
wohlgemerkt –, das Geld direkt in ihren Haushalt zu 
verteilen. So geht das nicht. Das ist Doppelmoral. 
Das ist reine Heuchelei. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD – Lachen von 
Wibke Brems [GRÜNE]) 

Tun Sie deshalb einfach das, worauf Sie im Bund be-
standen haben: Investieren Sie die Mittel zusätzlich. 
Stellen Sie das Geld den Kommunen zur Verfügung. 
Der kommunale Investitionsstau liegt inzwischen bei 
einem Rekordbetrag von 50 Milliarden Euro. Dahin 
muss das Geld. Das Land darf keine klebrigen Finger 
bekommen. Die größten Gewinner des Sonderver-
mögens müssen die Kommunen in unserem Land 
sein. 

(Beifall von der SPD) 
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Herr Ministerpräsident, zum Schluss: Es liegt jetzt in 
Ihrer Verantwortung, dass es eine Altschuldenlösung 
für unsere Städte und Gemeinden gibt. Die Position 
der SPD ist klar. Die Position der CSU ist auch klar. 
Welche Position hat allerdings die CDU? Jetzt ist 
Führungskraft gefragt. 

(Lachen von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Haben Sie die Kraft, um die Interessen unseres Lan-
des in der CDU durchzusetzen? Sind Sie dafür stark 
genug? 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Die Redezeit. 

Jochen Ott (SPD): Es geht jetzt darum, diese ein-
malige Chance in den nächsten Tagen zum Wohle 
von Nordrhein-Westfalen zu nutzen. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ott. – Für die Fraktion der AfD spricht 
jetzt der Abgeordnete Loose. 

Christian Loose (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der 
letzten Woche wurde im Bundestag eine wirtschafts-
politische Atombombe gezündet: 1.500 Milliarden 
Euro für Krieg, Bürgergeld und zahlreichen Klimbim. 
Das ist aber noch nicht einmal das Schlimmste. Das, 
was unser Land in Brand setzt, ist die Klimaneutrali-
tät bis 2045, beschlossen im Deutschen Bundestag. 

Diese Atombombe leuchtet hell, und die Unterneh-
men freuen sich auf die Subventionen. Aber dann? 
Dann kommt die tödliche Strahlung. Hohe CO2-
Kosten treiben die Preise für Strom, Benzin und 
schlicht für alle Waren in die Höhe. Klagen von soge-
nannten NGOs werden die Unternehmen in die Knie 
zwingen. Die Strahlung dieser Atombombe wird sich 
durch unsere Industrie fressen und diese Stück für 
Stück von innen zerstören. 

Die AfD hat sich vor zwölf Jahren gegründet, um die 
wahnsinnige Verschuldungspolitik der EU zu been-
den. Doch die Nepper-Schlepper-Bauernfänger-Ko-
alition des Wahlbetrügers aus der CDU hat alle 
Schuldenorgien der EU in den Schatten gestellt. Die-
ser Wahlbetrüger hat sich gebückt und gebuckelt, um 
unsere Industrie an die grünen Klimalobbyisten zu 
verraten – an eine grüne Klimalobby, die versucht, 
unsere Industrie zu zerstören, nur um mit dem Geld 
der Steuerzahler anschließend selbst Windindustrie-
anlagen in unsere Wälder zu pflanzen und dann noch 
von Umwelt- und Klimaschutz zu reden.  

Die NGO Germanwatch ist eine solche Klimalobbyor-
ganisation. Aktuell finanziert Germanwatch einen 

peruanischen Kleinbauern, der RWE verklagt, weil 
RWE schuld daran sein soll, dass in Zukunft irgend-
ein Eisgletscher in den Anden in Peru schmelzen 
könnte. Möglich werden solche Klagen auch durch 
Gelder aus dem Ausland. Beispielsweise finanziert 
die US-Stiftung des Milliardärs Rockefeller die Kli-
malobbyorganisation Germanwatch. Zusätzlich gibt 
es Geld vom Steuerzahler: aus dem Landes-, Bun-
des- und EU-Haushalt knapp 2,7 Millionen Euro. NRW 
finanziert also die Klagen gegen unsere Industrie. Da-
mit lassen sich viele Klagen finanzieren. 

Viele Unternehmer sind schockiert. In der letzten 
Woche kamen viele Menschen auf mich zu. Unter-
nehmer und Selbstständige – hochgebildete Perso-
nen – sprachen davon, dass sie jetzt über Auswan-
derung nachdenken und dies schon vorbereiten. 

Die beschlossene Klimaneutralität bedeutet, dass die 
Industrie zukünftig ihre Betriebe in zwei Teile aufglie-
dern wird: einen DDR-Betrieb und einen Zukunftsbe-
trieb. 

Beim DDR-Betrieb redet man der Regierung nach 
dem Munde, so wie das thyssenkrupp letzte Woche 
im Ausschuss getan hat. Im DDR-Betrieb produziert 
man das, was die Regierung verlangt. Der DDR-
Betrieb greift die Subventionen ab. 

Der zweite Teil des Unternehmens wird der Zukunfts-
betrieb sein. Dort wird der Vorstand die Mitarbeiter 
beauftragen, schnellstmöglich Standorte außerhalb 
Deutschlands zu suchen und schnellstmöglich Lö-
sungen für einen Verkauf oder die Abwanderung zu 
finden. 

Wir werden die größte Kapitalflucht aller Zeiten erle-
ben. Und mit dem Kapital gehen die Arbeitsplätze, 
aber frei nach Habeck: Die sind nicht weg, sondern 
nur woanders. 

Aber kein Problem, nicht nur die Arbeitsplätze sind 
woanders, sondern auch die CO2-Emissionen. Ich 
weiß: Die Grünen verstehen nicht, dass man CO2-
Moleküle an der Grenze nicht zurückweisen kann. 
Ich weiß: Viele Grüne verstehen auch die Fotosyn-
these noch nicht ganz. 

Es gibt aber auch gute Nachrichten: Bei der SPD ver-
stehen die das auch nicht. So zerstört die SPD ge-
rade Tausende Arbeitsplätze bei thyssenkrupp, weil 
Herr Stinka Angst davor hat, dass es in Bochum 50 
Grad heiß werden könnte.  

(André Stinka [SPD]: Mehr kann man gar nicht 
als Lob bekommen, Herr Loose!) 

Herr Stinka, der Rekord lag bei 37,5 Grad, und Sie 
befürchten ernsthaft – Sie haben das in der letzten 
Plenarsitzung getan –, dass es einen Anstieg um 
12,5 Grad Celsius gibt.  

Herr Stinka, vielleicht sollten Sie sich mal Ihre eige-
nen Staatsmedien anschauen. So hat das ZDF be-
rechnet, was der Ausstieg der USA aus dem Pariser 
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Klimaabkommen bedeutet. Wenn die USA ausstei-
gen, dann steigt die weltweite Temperatur – hören 
Sie ruhig zu, Herr Stinka –  

(André Stinka [SPD]: Ich höre Ihnen niemals 
zu, Herr Loose! Never! – Christian Dahm 
[SPD]: Hast du die Heizung in Bochum ange-
stellt?) 

bis zum Ende des Jahrhunderts um 0,04 Grad.  

Die USA emittieren sechsmal mehr als Deutschland. 
Wenn Deutschland also aus dem Pariser Klimaab-
kommen aussteigen würde, dann würde die welt-
weite Temperatur nach der Logik des ZDF bis zum 
Ende des Jahrhunderts um ganze 0,006 Grad stei-
gen. Ich glaube, damit hat sich Herr Stinka von der 
SPD eindeutig für weitere Debatten disqualifiziert, 
denn er macht aus einer Erwärmung von 0,006 Grad 
ganze 12,5 Grad für Bochum.  

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Besonders schlimm ist, dass der zukünftige Lügen-
kanzler den Klimalobbyisten Klagen gegen die In-
dustrie überhaupt erst ermöglicht hat. Lobbyorgani-
sationen wie die Deutsche Umwelthilfe, BUND oder 
auch Germanwatch wetzen schon die Messer. Das 
alles passiert auf Kosten unserer Arbeitsplätze.  

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Bereits jetzt verlieren jeden Monat 10.000 Menschen 
in der Industrie ihre Arbeitsplätze.  

Im Januar haben SPD, CDU und Grüne im Bundes-
tag die CO2-Steuer nochmals erhöht. Inzwischen 
nimmt der deutsche Staat jedes Jahr nur über Klima-
steuern mehr Geld ein als die katholische und evan-
gelische Kirche zusammen. Nur leider ist es den 
deutschen Bürgern nicht möglich, aus der „Klimakir-
che“ auszutreten.  

Allein die CO2-Strafsteuer für die Produktion eines 
Kleinwagens wie des VW Polo oder des Dacia San-
dero kostet ab diesem Jahr rund 4.000 Euro. Sie fin-
den aufgrund dieser massiven CO2-Steuern keinen 
Kleinwagen unter 10.000 Euro mehr. Im Jahre 2021 
kostete der Dacia Sandero 8.500 Euro. Jetzt ist er 
4.000 Euro teurer. Das ist ein Anstieg genau um die 
Summe der CO2-Steuer.  

Neben den hohen CO2-Strafen gibt es zudem ein fak-
tisches Verbrennerverbot ab dem Jahr 2035. Auch 
das wurde von CDU, SPD und Grünen beschlossen.  

Seit letzter Woche ist auch der Autoindustrie klar: 
Wer so wahnsinnig ist, eine Klimaneutralität ins 
Grundgesetz aufzunehmen, der wird niemals den 
bekloppten Plan eines Verbrennerverbots kippen. 
Das heißt: Ford wird gehen, VW wird gehen, AUDI 
wird gehen.  

Mit Ihrem totalen Krieg gegen unsere deutsche In-
dustrie haben Sie, Herr Wüst, unserem Land massiv 
geschadet. Allein vier CDU-Mitglieder aus Ihrer 

NRW-Regierung führen aktuell die Koalitionsver-
handlungen in Berlin. Alle vier kriechen vor der Kli-
malobby. Sie haben unsere Industrie und damit 
Zehntausende Arbeitnehmer auf dem Altar der Kli-
malobby geopfert. Diese Schande können Sie nicht 
am Ende auf Friedrich Merz abwälzen, sondern sie 
wird auch an Ihnen kleben, Herr Wüst.  

(Beifall von der AfD) 

Jeder konnte in der letzten Woche sehen, dass es 
nur noch einen Verteidiger von Wohlstand, Freiheit 
und Vernunft gibt, nämlich die AfD. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter Loose. – Für die FDP-Fraktion 
spricht ihr Fraktionsvorsitzender, der Kollege Höne. 

Henning Höne (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen!  

„Grundsätzlich sollten wir irgendwann mal mit 
dem Geld auskommen, das wir an Steuern in 
Deutschland einnehmen – und das sind mittler-
weile fast 1.000 Milliarden Euro pro Jahr.“ 

Das hat Friedrich Merz am 9. Februar dieses Jahres 
gesagt.  

(Zuruf von der FDP: Was?) 

Vor der Bundestagswahl haben Friedrich Merz und 
die Union eine Aufweichung der Schuldenbremse 
ausgeschlossen. Keine vier Wochen nach der Wahl 
ist dieses Versprechen längst vergessen.  

Die Schulden des Bundes lagen bei rund 1,6 Billio-
nen Euro. Sie werden dank CDU/CSU, SPD und 
Grünen auf 2,6 Billionen Euro steigen. Das ist der 
größte Anstieg der Verschuldung in unserer Ge-
schichte. Die Schuldenbremse wird nicht aufge-
weicht, sondern sie wurde in der letzten Woche de 
facto beerdigt.  

(Beifall von der FDP und Dr. Hartmut Beucker 
[AfD]) 

Das Fundament der Kanzlerschaft von Friedrich 
Merz ist damit eine Wählertäuschung; er hat es näm-
lich anders versprochen. Und die zweite Täuschung 
kommt direkt hinterher, wenn gesagt wird, dass das 
mit Pressekonferenzen im Weißen Haus zusammen-
hinge. Es gibt genug Berichterstattung, genug Zitate 
von Beteiligten, die sagen: Na ja, im Hintergrund 
wussten wir das eigentlich immer schon. 

Bemerkenswert ist in dieser Frage aber nicht nur die 
Rolle von Friedrich Merz, sondern auch die Rolle der 
Landesregierung. Denn auch der Ministerpräsident, 
sein Finanzminister, die Bauministerin, die gleich 
sprechen wird, sie alle hatten sich stets als Freunde 
der Schuldenbremse inszeniert.  
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In der letzten Woche hat dann allerdings Minister Li-
minski im Bundesrat – wie er mitteilen ließ, aus voller 
Überzeugung – für 1 Billion Euro neue Schulden ge-
stimmt. Das heißt, der Wortbruch liegt nicht exklusiv 
bei Friedrich Merz, sondern auch bei der CDU in 
Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der FDP) 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat in der 
Finanzministerkonferenz unter Vorsitz von Marcus 
Optendrenk die eindeutige Aufforderung an den 
Bund gerichtet: Bitte regelt das so, dass wir unsere 
Landtage zu diesem Aspekt nicht fragen müssen. 
Bitte regelt das so, dass wir nicht über Landesge-
setze oder Landesverfassungen mit unseren Parla-
menten sprechen müssen. Bitte macht das an den 
Landesparlamenten vorbei. 

(Kopfschütteln von Dr. Marcus Optendrenk, 
Minister der Finanzen) 

Diese Landesregierung hat sich den Föderalismus in 
der letzten Woche ein Stück weit abkaufen lassen, 
und es ist völlig offen, was das haushaltspolitisch und 
auch juristisch für Nordrhein-Westfalen bedeutet.  

(Beifall von der FDP – Simon Rock [GRÜNE]: 
Ihr habt doch fünf Klagen verloren!) 

Dann müssen wir fragen: Was haben Sie jetzt eigent-
lich vor? Sie haben diesem Expressverfahren zuge-
stimmt. Was hat die Landesregierung jetzt vor? 
Möchte sie die neuen Spielräume vielleicht sogar mit 
einem Nachtragshaushalt nutzen? Wie wollen Sie 
sich positionieren? Weitere Details – es wurde eben 
schon reingerufen – soll ein Bundesgesetz mit Zu-
stimmung des Bundesrates regeln. Wie wird sich das 
größte Bundesland hier einbringen? Das alles ist offen.  

Fest steht aber, dass die Zinslast des Bundes in den 
nächsten Jahren deutlich steigen wird, und zwar um 
rund 12 Milliarden Euro pro Jahr. Damit werden Hand-
lungsspielräume in den nächsten Jahren kleiner.  

Die Folgen dieser Politik abseits des Bundeshaus-
haltes sind zum Teil schon jetzt sichtbar. Steigende 
Zinsen sind zu erwarten, und zwar für Unternehmen, 
aber auch für Privatleute. Das ist Gift für eine ohnehin 
lahmende Konjunktur. Es ist von einer steigenden In-
flation auszugehen. Das ist Gift für Sparer und Gift 
für die Bezieher kleiner Einkommen.  

(Beifall von der FDP) 

Die Maastricht-Kriterien sind, egal ob man sie nun 
politisch mag oder nicht, europäisches Recht, das 
mit Ansage gebrochen wird. Eine neue Schulden-
krise, eine neue Eurokrise ist seit der letzten Woche 
deutlich wahrscheinlicher geworden. Union, SPD 
und Grüne, sie gefährden die Stabilität unserer Wäh-
rung; sie haben in der letzten Woche einen histori-
schen Fehler begangen. 

(Beifall von der FDP) 

Das haben sie getan, obwohl die Investitionsquoten 
seit der Einführung der Schuldenbremse im Durch-
schnitt höher waren als vor der Einführung der Schul-
denbremse. Projekte sind in den letzten Jahren doch 
viel zu oft gar nicht an fehlendem Geld, sondern an 
anderen Gründen gescheitert. 2022/2023 hat diese 
Landesregierung 60 Millionen Euro zur Verfügung 
stehendes Geld nach Berlin zurücküberwiesen, weil 
es bei den Bundesstraßen gar nicht genug baureife 
Projekte gab. 

Die Einnahmen des Staates steigen seit Jahren, und 
zwar deutlich stärker als die Inflation. Trotzdem soll 
es nicht reichen? Wir haben in absoluten Zahlen die 
siebtteuerste Armee der Welt. Trotzdem soll das 
nicht reichen? Wir geben pro Kopf in der EU am 
meisten für das Gesundheitssystem aus. Trotzdem 
soll die Infrastruktur da in den letzten Jahren verrottet 
sein, weil es zu wenig ist? Beim Bürgergeld gehen 
von 100 Euro 70 Euro für die Verwaltung drauf, und 
30 Euro gehen an die Betroffenen. Im KTF, der jetzt 
um 100 Milliarden Euro aufgestockt werden soll, wä-
ren laut Handelsblatt im letzten Jahr ohne Sonderef-
fekte überhaupt nur 55 % der Mittel abgerufen wor-
den. 

Das zeigt an ganz, ganz vielen Stellen: Das Geld war 
da; das Geld ist da. Es versickert in der Bürokratie 
und im Bürokratismus. Wir sind nicht treffsicher ge-
nug. Dieser Staat hat kein Einnahmeproblem, er hat 
immer noch ein Ausgabeproblem, und Sie scheuen 
sich, das anzupacken. 

(Beifall von der FDP) 

Wenn es um die Treffsicherheit des Sozialstaates 
geht, wenn es um Bürokratieabbau, um wirtschaftli-
che Strukturreformen geht, dann ist es in Berlin ganz, 
ganz still. Stattdessen legt sich die neue Bundesre-
gierung schon mal jetzt in einem großen Verschiebe-
bahnhof finanzielle Polster für die Erfüllung von 
Wahlversprechen an. 

NRW will sich offensichtlich beteiligen. Der Minister-
präsident hat in den sozialen Medien angedeutet, die 
zusätzlichen Gelder unter anderem für die Soziallas-
ten der Kommunen einsetzen zu wollen. Nun sind die 
Sozialkosten der Kommunen in NRW völlig unbestrit-
ten ein Problem – übrigens eines, das im Wesentli-
chen auf Gesetzgebungen des Bundes zurückgeht. 

Das sind aber doch strukturelle Finanzprobleme. Wir 
können doch nicht strukturelle Finanzprobleme mit 
Schuldenbergen lösen. Kernaufgaben des Staates 
müssen auch aus dem Kernhaushalt bestritten wer-
den, sonst ist das ein Scheitern mit Ansage in diesem 
Land. 

(Beifall von der FDP) 

Darum bleibt richtig: Dieses Land braucht nicht neue 
Schulden, sondern es braucht eine Wirtschafts-
wende. Ich habe es schon oft gesagt: Wirtschafts-
wachstum kann man nicht kaufen; man muss es 
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erarbeiten. Laut OECD arbeiten wir in Deutschland 
noch 1.343 Stunden im Jahr, der Durchschnitt der In-
dustrieländer 1.742 Stunden im Jahr. 

Es braucht eine Steuerreform, damit sich Arbeit 
lohnt. Es braucht keinen Spitzensteuersatz, der den 
Menschen bis in die Mitte der Gesellschaft hinein et-
was wegnimmt. Es braucht eine Offensive bei der 
Kinderbetreuung für ein Ende von unfreiwilliger Teil-
zeit. Es braucht eine realistische Energiepolitik, nicht 
nationale Klimaziele an der EU vorbei. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Die Redezeit, 
Herr Kollege. 

Henning Höne (FDP): Was wir in Berlin erleben, 
lässt sich gut zusammenfassen: Vier Wochen nach 
der Wahl ist die Schuldenbremse beerdigt und die 
Wirtschaftswende abgesagt. Das ist eine schlechte 
Nachricht für den Wohlstand in diesem Land. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Höne. – Für die Fraktion der CDU 
spricht jetzt der Abgeordnete Lehne. 

Olaf Lehne (CDU): Guten Morgen. – Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zunächst möchte ich einen Satz zu den de-
pressiven Ausführungen meiner Vorredner sagen. 
Wer von Atomschlägen, von gesprengter Schulden-
bremse und Sonstigem spricht, sollte hier und da 
vielleicht auch mal wieder die Realität im Auge ha-
ben. 

Die FDP war es, die jetzt über viele Jahr auf Bundes-
ebene den Finanzminister gestellt hat, dort keinerlei 
Ordnung reingebracht hat und nicht klarkam. Wer die 
Zeitenwende, insbesondere nach den Äußerungen 
von Trump und dessen, was in Amerika passiert ist, 
erlebt hat, weiß auch, dass das, was passiert ist, not-
wendig war.  

Nun zu den Realitäten. Mit der Grundgesetzände-
rung und dem Investitionspaket in Höhe von 500 Mil-
liarden Euro 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

hat der Bund die Grundlage für ein Modernisierungs-
projekt von historischem Ausmaß geschaffen. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Nordrhein-Westfalen als Flächenland, als Industrie-
standort, als Land mit starken Kommunen, die bereit 
sind, in Zukunft und Lebensqualität zu investieren, 
wird hiervon in erheblichem Maße profitieren. 

Dass das Land diesem Vorhaben im Bundesrat zu-
gestimmt hat, war weder überraschend noch wankel-

mütig. Es war eine verantwortungsbewusste Ent-
scheidung, die den Kurs dieser Landesregierung be-
stätigt: Wir handeln zukunftsorientiert. Wir stehen zu 
unserer Verantwortung. Wir machen Politik nicht mit 
im Modus der Symbolik, sondern im Modus der Um-
setzung. 

Was wir in dieser Aktuellen Stunde heute erleben, ist 
hingegen eine eigenwillige Mischung aus parteipoliti-
scher Profilierung, inhaltlicher Beliebigkeit und ver-
fassungsrechtlicher Dramatisierung, 

(Henning Höne [FDP]: Das hast du dir vorher 
schon ausgedruckt!) 

verteilt auf drei Oppositionsanträge, die sich teilweise 
sogar gegenseitig widersprechen. 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]: Ist das pein-
lich!) 

Die SPD fordert in dieser Debatte eine schnelle, 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

umfassende Umsetzung des Investitionspakets in 
Richtung der Kommunen und ruft aus: „NRW muss 
funktionieren“. 

(Beifall von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Ich frage zurück: Warum dieser aufgeregte Ton, wo 
doch genau das längst der Fall ist? Die CDU-
geführte Landesregierung sorgt seit Jahren dafür, 
dass Nordrhein-Westfalen funktioniert, 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Realitätsverlust!) 

nicht durch hektische Forderungskataloge, sondern 
durch verlässliches Verwaltungshandeln, durch eine 
solide und generationengerechte Haushaltspolitik 
sowie durch eine enge, vertrauensvolle Zusammen-
arbeit mit unseren Städten und Gemeinden. 

(Jochen Ott [SPD]: Seit wann?) 

Was die SPD, allen voran Herr Ott, dabei übersieht 
oder vielleicht bewusst verschweigt, ist, dass dieses 
Investitionspaket durch ein Sondervermögen struktu-
riert wird, das nicht einfach mit der Gießkanne verteilt 
werden kann. Es braucht rechtssichere Zuweisun-
gen, transparente Kriterien und eine möglichst unbü-
rokratische, aber zugleich verantwortungsvolle Um-
setzung. 

Was die SPD stattdessen liefert, sind vor allem Schlag-
zeilen, etwa die pauschale Forderung, 80 % der Mittel 
müssten direkt an die Kommunen gehen. Aber: Wo 
ist das Konzept? Wie sieht die konkrete Priorisierung 
aus? Wie passt das zu der Realität, dass Infrastruk-
turmaßnahmen in der Regel auf mehreren Ebenen 
gleichzeitig stattfinden, von Landesstraßen über 
Schienen bis hin zu digitalen Netzen? 

Nicht zuletzt stellt sich die Frage: Wenn der SPD die 
kommunale Handlungsfähigkeit tatsächlich so am 
Herzen liegt, warum wurden die finanziellen 
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Spielräume der Kommunen dann gerade in ihrer Re-
gierungszeit nicht konsequent gestärkt? Es war nicht 
die CDU, unter deren Verantwortung die planeri-
schen Rückstände im Bereich öffentlicher Investitio-
nen entstanden sind. Es war die SPD, 

(Zuruf von Christian Dahm [SPD]: Natürlich! 
Wer denn sonst?) 

die viel versprochen, aber wenig umgesetzt hat.  

Wer heute Handlungsfähigkeit einfordert, sollte sich 
erinnern lassen, was sie gestern blockiert hat. Der 
Unterschied ist klar: Wir setzen auf Substanz und 
Verlässlichkeit, nicht auf Ankündigungen und Show-
effekte. Die FDP hingegen konstruiert ein angebli-
ches finanzpolitisches Dammbruchszenario. Man 
warnt vor einer faktischen Abschaffung der Schul-
denbremse, spricht von einer Schuldenorgie, die an-
geblich die Stabilität des Euroraums gefährde, 

(Ralf Witzel [FDP]: Genau so ist es!) 

und kritisiert einen Kurswechsel der CDU. 

(Ralf Witzel [FDP]: Ja!) 

All das ist grob vereinfachend, zum Teil sachlich 
falsch und politisch durchsichtig. 

(Lachen von Ralf Witzel [FDP]) 

Es passt nämlich einfach nicht zusammen. Die FDP 
beteiligt sich in Berlin an der politischen Debatte um 
das Sondervermögen, scheitert mit ihrer Verfas-
sungsklage und versucht nun hier im Landtag, das 
Thema zu emotionalisieren, weil es auf der Bundes-
ebene nicht nach ihren eigenen Vorstellungen lief. 

Die Schuldenbremse ist im Grundgesetz fest veran-
kert. Sie wurde nicht abgeschafft, sondern um eine 
klar begrenzte und notwendige Ausnahme für ge-
zielte Investitionen in die Zukunft unseres Landes er-
gänzt. Es handelt sich um ein Sondervermögen mit 
Zweckbindung und Laufzeit, und es ersetzt nicht die 
Haushaltsdisziplin, sondern ergänzt sie um das, was 
die FDP in anderen Zeiten selbst als investive Ver-
nunft bezeichnet hat. 

Es ist bemerkenswert, wie schnell die FDP verges-
sen hat, dass auch sie sich in der Vergangenheit für 
Sondervermögen ausgesprochen hat – etwa für die 
Bundeswehr oder in der Pandemie. Der Unterschied 
ist nur, dass man damals Gestaltungsanspruch 
hatte; heute hat man bloß Oppositionsinteresse. 

(Beifall von der CDU) 

Dass man sich dafür so weit von finanzpolitischen 
Realitäten entfernt, ist enttäuschend – vor allem für 
eine Partei, die einmal für haushaltspolitische Kom-
petenz stand. 

Schließlich die AfD, deren Antrag eine eigene Kate-
gorie darstellt. Sie baut eine Verschwörungserzäh-
lung von NGOs, angeblich klagefreudiger Organisa-

tionen, die unsere Industrie ausliefern würden, auf. 
Das ist ein Framing, das mit der Realität in einem de-
mokratischen Rechtsstaat wirklich nichts zu tun hat. 

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Dass Unternehmen Rechtsmittel fürchten, ist nicht 
der Beweis für ein Problem mit NGOs, sondern der 
Beleg für eine funktionierende Gewaltenteilung. 

Nordrhein-Westfalen ist Industrieland. Das ist richtig. 
Genau deshalb gestaltet diese Landesregierung den 
Strukturwandel aktiv mit. Wir stehen im engen Aus-
tausch mit Unternehmen, Kammern und Verbänden 
und schaffen Planungssicherheit, Entbürokratisie-
rung und Investitionsanreize. Wir machen aber keine 
Politik auf Zuruf und schon gar nicht auf dem Rücken 
demokratischer Institutionen. 

Die CDU nimmt das Investitionspaket des Bundes 
als das, was es ist: eine historische Chance, aber 
auch eine Aufgabe, die mit Augenmaß, Struktur und 
Verantwortung bewältigt werden muss. Wir reden 
nicht von kurzfristigen Wahlgeschenken, sondern 
von langfristigen Standortentwicklungen, von Zu-
kunftsplanung, von dem Anspruch, dass öffentliche 
Mittel effizient, zielgerichtet und wirkungsvoll einge-
setzt werden. 

Die Menschen in Nordrhein-Westfalen können sich 
darauf verlassen, dass die CDU-geführte Landesre-
gierung bereit ist – finanziell, organisatorisch und po-
litisch. Wir setzen auf Wirkung statt Wirkungstreffer, 
auf kommunale Partnerschaft statt auf zentralistische 
Vorgaben, auf generationsgerechte Haushaltspolitik 
statt auf parteipolitische Schnellschüsse. „NRW 
muss funktionieren“ – ja, es funktioniert, weil nicht 
nur kluge Worte gewählt werden, sondern auch klug 
gehandelt wird, und weil wir wissen, dass es nicht da-
rum geht, wer am lautesten ruft, sondern wer verläss-
lich liefert. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lehne. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht deren Co-Vorsitzende Frau Kollegin 
Brems. 

Wibke Brems*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! „Mögest du 
in interessanten Zeiten leben“ – dieses Sprichwort 
wird auch als chinesischer Fluch bezeichnet. Ange-
sichts dessen, was wir in den vergangenen Jahren 
so erlebt haben und was gerade auf der Welt und 
auch bei uns in Deutschland los ist, kommt dieses 
Sprichwort einem Fluch manchmal sehr nah. 

Am Tag der Wahl von US-Präsident Trump setzte 
Christian Lindner mit der FDP alles auf eine Pyra-
mide – ich meine natürlich „Karte“ – und läutete damit 
das Ende der Ampelkoalition und auch das Ende 
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seiner politischen Karriere und jenes der FDP ein. In 
den USA, bei der Trump-Administration ist es zwi-
schenzeitlich so interessant, dass man vor lauter 
neuen Ankündigungen, Dekreten und Kehrtwenden 
gar nicht mehr hinterherkommt, alle Ungeheuerlich-
keiten von Trump und seinen milliardenschweren 
Tech-Kumpeln zu verfolgen. 

Und bei uns in Deutschland? Auch hier gab es in den 
vergangenen Wochen ein paar rasante Kehrtwen-
den. Die SPD wird mit der Union auf Bundesebene 
das Bürgergeld praktisch zu Hartz IV rückabwickeln. 
Söder, der isst weiter Döner und disst die Grünen, 
aber Friedrich Merz, der wechselte bei der Schulden-
bremse von „niemals“ zu „jetzt aber ganz schnell“. 
Aber wie sagte schon Francis Picabia? „Unser Kopf 
ist rund, damit das Denken die Richtung wechseln 
kann“. 

2009 wurde die Schuldenbremse vor dem Hinter-
grund der Weltfinanzkrise eingeführt. Der auch da-
mals schon absehbare Investitionsstau wurde in den 
Folgejahren immer schlimmer. Jahrzehntelang ha-
ben sich Regierungen in wirtschaftlich guten Jahren 
ausgeruht und notwendige Reformen auf die lange 
Bank geschoben. In schwierigen Zeiten wurde dann 
an den falschen Stellen gespart. So wurde unsere 
komplette Substanz immer maroder, unsere Prob-
leme immer größer. 

All das schiebt man dann als Opposition gerne der 
jeweils aktuellen Regierung in die Schuhe – so lange, 
bis man selber merkt, dass Regierungsverantwor-
tung mehr bedeutet, als kantige Töne von sich zu ge-
ben, und man schmerzlich feststellt, dass es nicht so 
weitergeht wie bisher und man diejenigen, die man 
eben noch beschuldigt hat, jetzt doch braucht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aber es ist ja gut, dass auch der Kopf von Herrn Merz 
rund ist.  

Bei der FDP scheint es viele Politiker zu geben, die 
eher eckige Köpfe haben. Immer einfach stur in den 
Abgrund zu fahren, scheint das Motto zu sein. 

Herr Höne, von Ihnen höre ich heute, welche Lasten 
zukünftigen Generationen hinterlassen werden. Da 
muss ich Ihnen ganz klar sagen: Sie wollen also zu-
künftigen Generationen lieber marode Brücken, Wei-
chen aus Kaisers Zeiten, einstürzende Hörsäle wie in 
Marburg oder stinkende Schulklos hinterlassen? Das 
kann doch nicht wahr sein. 

(Beifall von den GRÜNEN und Thorsten Schick 
[CDU]) 

Jeder Betriebswirt weiß schließlich, dass man nicht 
immer weiter von der Substanz zehren kann, son-
dern das Betriebsvermögen auch erneuern muss. 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

Sonst sind es ebenfalls Schulden, denn früher oder 
später sind die Investitionen nun mal fällig. 

Von der SPD durften wir in den vergangenen Tagen 
wieder ungefragt viele Ratschläge hören. Ich muss 
schon fragen: Sie wissen aber, dass auch das Land 
einen Investitionsstau vor sich herschiebt, der über 
Jahrzehnte entstanden ist? Allein im Bereich der 
Hochschulbauten und Universitätsklinika dürfte der 
Investitionsbedarf bei 18 Milliarden Euro liegen. Auch 
bei Straßen- und Bahninfrastruktur in Landesverant-
wortung dürften Investitionen in zweistelliger Milliar-
denhöhe notwendig sein. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das haben Sie doch 
abgelehnt!)  

Welche Ideen haben Sie von der SPD denn eigent-
lich, wie diese großen Aufgaben im Land und in den 
Kommunen gelöst werden sollen? Herr Ott, für Sie 
dürfte es ja kein Geheimnis sein: Die SPD ist und die 
SPD bleibt in Verantwortung im Bund. Statt hier Rat-
schläge zu verteilen, sollten Sie sich für die Interes-
sen der Kommunen in Nordrhein-Westfalen einset-
zen. Der Bund muss sich dringend an einer Altschul-
denlösung beteiligen, wie es auch schon Bundes-
kanzler Scholz versprochen hat, und das wäre Ihre 
Verantwortung, sich dafür einzusetzen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Ja, Sie haben recht, Herr Ott, wenn Sie sagen, nach 
NRW müsste eigentlich viel mehr Geld fließen. Dann 
sage ich Ihnen aber auch ganz klar: Wenn das Wort 
der NRW-SPD noch ein Gewicht haben sollte, dann 
sollten Sie es auch genau dafür einsetzen und nicht 
die Forderungen an andere stellen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Änderung der Schuldenbremse und das 500-Mil-
liarden-Euro-Sondervermögen sind ein erster guter 
Schritt zur Auflösung des Investitionsstaus. Es ist al-
lerdings schon bitter, dass der Klimaschutz nur durch 
die Intervention von uns Grünen in das Sonderver-
mögen aufgenommen wurde. Wer jetzt meint, mit 
diesen Geldern lassen sich alle aktuellen Probleme 
einfach mal eben so lösen, kann schlicht und einfach 
nicht rechnen. Nehmen wir die 100 Milliarden Euro, 
über zwölf Jahre verteilt auf 16 Bundesländer und 
ihre Kommunen. Da bleibt pro Jahr und pro Region 
einfach nicht viel übrig. Und wenn wir uns dann an-
schauen, dass alleine die nordrhein-westfälischen 
Kommunen einen Investitionsstau von 50 Milliarden 
Euro haben, dann ist ganz klar: Es kann nur ein An-
fang sein. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die aktuellen Änderungen sind also nur ein erster 
Schritt. Wir brauchen eine Finanzreform, die die Be-
lange von Kommunen und Ländern im Blick hat und 
ihnen wieder Luft zum Atmen gibt. Wir brauchen end-
lich eine ordentliche Reform der Schuldenbremse. 
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Wir brauchen zur Finanzierung unseres Gemeinwe-
sens endlich eine höhere Besteuerung von Superrei-
chen, für Steuergerechtigkeit und für einen Staat, der 
einfach funktioniert. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Und wir brauchen jetzt von der Bundesregierung 
schnell Klarheit über alle offenen Fragen. Wir brau-
chen schnell die versprochenen 100 Milliarden Euro 
für Länder und Kommunen. Sie müssen schnell und 
unbürokratisch und ohne Antragsverfahren verteilt 
werden. 

Und zu guter Letzt sage ich ganz klar: Die Möglich-
keit für die Länder, Schulden aufzunehmen, darf 
nicht dazu führen, dass die neue Bundesregierung 
Wahlgeschenke verteilt, die wir als Länder und un-
sere Kommunen hinterher teuer bezahlen müssen. 
Das darf nicht sein. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Mittel müssen jetzt schnell dort ankommen, wo 
sie dringend gebraucht werden, nämlich bei der Si-
cherheit unseres Landes, beim Klimaschutz, in 
Schulgebäuden und auf der Schiene, damit auf der 
Änderung der Schuldenbremse kein Fluch, sondern 
ein Segen liegt. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Brems. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Ministerin Scharrenbach. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordneten! Wir sind mal wieder in einer Zeit an-
gekommen, in der die Aufgabenstellung eine eigent-
lich einfache und doch so komplizierte ist. Wir leben 
in einer Zeit, in der wir als Verantwortungsträgerin-
nen und Verantwortungsträger vor der Aufgabe ste-
hen, das Unplanbare zu planen. Das ist das Beson-
dere an dieser Zeit. 

(Marcel Hafke [FDP]: Früher haben sich Minis-
terpräsidenten in Debatten getraut!) 

Wir leben in einer Zeit, in der wir Menschen brau-
chen, die Verantwortung übernehmen, in einer Zeit, 
die sich als „Zeit für Pragmatiker“, aber nicht als „Zeit 
für Dogmatiker“ bezeichnen lässt. Denn zugegebe-
nermaßen haben die Entscheidungen im Deutschen 
Bundestag und auch im Bundesrat bei vielen Men-
schen für Fragen, für Nachfragen, für Sorgen ge-
sorgt. Gleichzeitig haben viele Menschen in Nord-
rhein-Westfalen wie in der gesamten Bundesrepublik 
Deutschland große Sorgen angesichts der geopoliti-
schen Entwicklungen, angesichts der unsteten Zeit, 
angesichts der eigenen unplanbaren Zukunft. 

Deswegen bin ich persönlich der Überzeugung, dass 
verantwortliche Politikerinnen und Politiker gut daran 
tun, zu versuchen, diese Unruhe, die in der Bevölke-
rung ohne Frage vorhanden ist, in Ruhe und Sicher-
heit umzukehren. Das ist nämlich die Aufgabe der 
nächsten Bundesregierung. 

Ich bin an der einen oder anderen Stelle mehr als 
verwundert, dass hier Abgeordnete Probleme be-
schreiben, die sie nicht lösen. An die Adresse der 
FDP: Sie haben hier in vielen Debatten immer wieder 
den Investitionsstau beklagt. Sie haben beklagt, dass 
Investitionsmittel nicht überjährig und nicht flexibel 
zur Verfügung stehen. Wir haben auf der Bundes-
ebene Gerichtsurteile gehabt, die vor gar nicht allzu 
langer Zeit quer durch alle demokratischen Parteien 
dazu geführt haben, sich mit der Frage zu beschäfti-
gen, wie man es hinbekommt, dass überjährige, fle-
xible Mittel zur Verfügung stehen; denn mit einem 
jährlichen Haushalt bekommt man die Aufgabe der 
langfristigen Infrastruktursanierung und -modernisie-
rung gar nicht gestemmt. 

In dieser unsteten Zeit und unplanbaren Zeit findet 
sich eine Verantwortungskoalition im Deutschen 
Bundestag, die sagt: Wir versuchen, das Unplanbare 
nach vorne planbar zu machen und Sicherheit zu ge-
ben, mit einem klaren Prä auf der äußeren Sicher-
heit, der Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland, und mit einem klaren Prä für die innere 
Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland.  

Ich mache auch keinen Hehl daraus, dass aus mei-
ner persönlichen Überzeugung – und das ist anders, 
als Herr Abgeordneter Ott es hier dargestellt hat – die 
Schuldenbremse ein Generationen-Fairplay ist. Das 
ist sie nämlich. 

(Henning Höne [FDP]: Das gibt es ja nicht 
mehr!) 

Denn die Herausforderung, die Politikerinnen und 
Politiker zu jeder Zeit haben, ist, mit dem Geld aus-
zukommen, das man hat. 

(Henning Höne [FDP]: Das ist doch Theorie!) 

– Nein, das ist reine Praxis. 

Gleichzeitig stehen die Politikerinnen und Politiker 
vor der Herausforderung, dafür Sorge zu tragen, 
dass die nächsten Generationen auch noch Geld ha-
ben, 

(Marcel Hafke [FDP]: Schafft ihr ja nicht! 
Macht ihr ja nicht!) 

um dieses Land so zu gestalten, wie sie es für richtig 
halten. 

(Beifall von der CDU) 

Wir haben an dieser Stelle viele Debatten gerade 
über Infrastrukturmaßnahmen geführt, und deswe-
gen kennen Sie die Haltung der Landesregierung, 
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die an vielen Stellen von diesem Rednerpult aus ver-
tont worden ist. 

Nehmen Sie die Städtebauförderung. Das wurde hier 
immer wieder wiederholt. Wir haben jede Menge An-
träge aus Städten und Gemeinden, die alle mit Infra-
strukturen kommen, die in den 70er-Jahren gebaut 
worden sind. Und die stehen alle gleichzeitig zur Sa-
nierung, zur Modernisierung, zur Veränderung, zur 
Anpassung an den Klimawandel, an den Klima-
schutz an. Geht das alles gleichzeitig? Nein, das geht 
nicht. Es geht nur nacheinander. Und das betrifft 
auch die essenziellen Infrastrukturen, die ein Land 
wie Nordrhein-Westfalen am Laufen halten, die es 
verbessern, die es noch besser machen, als es heute 
schon ist.  

Deswegen: Wenn die Welt wackelt, dann muss 
Deutschland stehen. Das ist der Auftrag. Wir gehö-
ren zu den größten Volkswirtschaften dieser Welt. 
Deswegen wiederhole ich das gerne: Wenn die Welt 
wackelt, muss Deutschland stehen. 

(Zuruf von Marcel Hafke FDP) 

Und für Deutschlands festen Stand ist Nordrhein-
Westfalen ein sehr wichtiges Fundament. 

(Beifall von der SPD) 

Deswegen wird dieses Bundesinvestitionspaket Inf-
rastruktur ein Investitionsbooster werden für das 
Land, für die Aufgaben, vor denen wir hier in diesem 
Land stehen, weil wir Infrastruktur sanieren und mo-
dernisieren müssen. Deswegen schafft dieses Son-
dervermögen über 500 Milliarden Euro für einen Zeit-
raum von zwölf Jahren Planungssicherheit für alle 
Beteiligten, und das brauchen wir auch. 

Was aber zwingend dazukommen muss: Es reicht 
nicht, 500 Milliarden Euro in ein Schaufenster zu le-
gen, die Auslage muss auch gekauft werden können. 
Das bedeutet, dass wir Strukturveränderungen be-
nötigen, wir Verfahren beschleunigen, wir Verfahren 
flexibilisieren müssen an ganz vielen Stellen, damit 
dieses Geld auch in die Modernisierung der Infra-
strukturen in der Bundesrepublik Deutschland und 
damit auch in Nordrhein-Westfalen in den Kommu-
nen investiert werden kann. 

Das ist die Aufgabenstellung, der sich CDU/CSU und 
SPD auf der Bundesebene in der vergangenen Wo-
che gewidmet haben und auch in den nächsten Wo-
chen widmen dürfen und auch widmen müssen. 
Denn Geld allein macht an dieser Stelle nicht glück-
lich. Dazu muss anderes hinzutreten. 

Vor diesem Hintergrund kann das Investitionspaket 
in Infrastruktur ein Modernisierungsmotor werden. Es 
kann Sanierungsbeschleuniger und Brückenbauer 
werden. Das muss es sein. Das ist die Aufgabenstel-
lung, die wir miteinander haben.  

Sie wissen, dass wir als CDU schon in der Zeit seit 
2017, als wir mit der FDP regiert haben, an ganz vielen 

Stellen Bürokratie im Land Nordrhein-Westfalen ab-
gebaut haben. Mit der Regierung mit Bündnis 90/Die 
Grünen haben wir das noch mal beschleunigt. Aus 
Nordrhein-Westfalen wurde der Pakt für Planungs- 
und Genehmigungsbeschleunigung gegenüber der 
Bundesregierung durch Ministerpräsident Wüst initi-
iert, und er wird umgesetzt und fortgesetzt. 

(Beifall von der CDU) 

Deswegen ist diese Koalition aus CDU und Bündnis 
90/Die Grünen im Land Nordrhein-Westfalen not-
wendig und essenziell, damit dieses Investitionspa-
ket Modernisierungsmotor, Sanierungsbeschleuni-
ger und Brückenbauer wird, so, wie wir das in den 
letzten Jahren gemacht haben und in der Zukunft 
weiter tun werden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Jo-
chen Ott [SPD]: Wie die Koalitionspartner letz-
ten Samstag!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Scharrenbach. – Für die Fraktion der 
SPD spricht jetzt die Kollegin Philipp. 

Sarah Philipp*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Bei den Wortbeiträgen, die wir jetzt hier in 
der Debatte gehört haben, war ja alles dabei, von lin-
ker Spendierhose über Horrorszenarien bis hin zu ir-
gendwelchen parteipolitischen Profilierungen. Ich 
glaube, es lohnt sich, dies an der einen oder anderen 
Stelle ein bisschen einzuordnen. 

Zunächst mal in Richtung Herrn Lehne und in Rich-
tung CDU. Das, was Sie zum Zustand der Kommu-
nen geschildert haben, kann ich wirklich nicht anders 
als Realitätsverlust bezeichnen. 

(Beifall von der SPD) 

Rufen Sie mal in den Rathäusern an. Gucken Sie mal 
vor Ort, was da los ist. Das deckt sich nicht mit der 
Beschreibung, die Sie hier gerade vorgetragen ha-
ben. Ansonsten war es eine ganze Menge Rückspie-
gel von Ihnen, aber wenig Blick nach vorne. Das 
wäre eben jetzt wichtig, und das wäre auch die Auf-
gabe der Landesregierung. 

Da will ich bei Frau Brems weitermachen. Sie haben 
etwas erzählt von runden Köpfen und von eckigen 
Köpfen und was man denn jetzt in Berlin mal so alles 
machen müsste. Aber Sie sind doch hier in der Ver-
antwortung, und hier muss es doch jetzt darum ge-
hen, in Nordrhein-Westfalen etwas umzusetzen. Das 
ist doch jetzt hier Ihre Aufgabe. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn Sie mir erlauben, noch ein kurzer Schwenker, 
aber wirklich nur kurz, nach rechts außen hier in die-
sem Parlament. Sie nehmen Ihre Reden immer auf 
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und verbreiten sie. Ich hoffe, das machen Sie mit die-
ser Rede auch. Denn was heute noch mal klargewor-
den ist: Wenn es darum geht, die Zukunft in diesem 
Land zu gestalten, dann haben Sie dazu nichts, aber 
auch wirklich überhaupt nichts beizutragen. Das ist 
sehr deutlich geworden. 

(Beifall von der FDP) 

Sie profitieren von Missständen. Wir werden sie be-
heben. Deswegen bin ich motiviert, dass das klappt. 
Ich bin auch sicher, dass es erfolgreich wird. Deswe-
gen haben Sie Angst davor, und daher kritisieren Sie 
das. Das ist nämlich Ihr Problem. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn man jetzt mal schaut, worum es hier heute 
geht und worum es in den nächsten Wochen und Mo-
naten gehen wird, dann ist es doch nichts Geringeres 
als die Frage: In was für einem Land wollen wir leben, 
und was ist uns das eigentlich wert? Der Bund geht 
mit dem Sondervermögen einen klugen und einen 
überfälligen Schritt, und das ist wirklich ein echter po-
litischer Verdienst. 

Ein Signal an die Städte und Gemeinden, ein Signal 
an die Menschen vor Ort: Ihr seid nicht allein. Die Po-
litik hat verstanden und entschieden, damit wir ge-
meinsam diesen Investitionsstau abarbeiten und un-
ser Land fit für die Zukunft machen. 

Aber jetzt genau ist eben auch die Landesregierung 
am Zug, und zwar nicht morgen, sondern heute, Kol-
leginnen und Kollegen. 100 Milliarden Euro für die 
Länder müssen weitergereicht werden, damit das im 
Land da ankommt, wo es dringend benötigt wird. Das 
sind nämlich keine Almosen, das ist ein Möglichma-
cher für die Kommunen, und so muss es auch ver-
standen werden. 

Denn die Kommunen – das will ich ausdrücklich sa-
gen – sind keine Bittsteller. Sie sind nicht weniger als 
das Rückgrat unserer Demokratie. Sie machen all 
das möglich, was das Leben der Menschen konkret 
verbessert und worauf sie auch vor Ort angewiesen 
sind. Deswegen ist klar: Die Mittel aus dem Sonder-
vermögen müssen schnell, zielgerichtet und vor allen 
Dingen auch verlässlich ankommen. Das Geld aus 
dem Sondervermögen muss direkt in die kommunale 
Daseinsvorsorge fließen. 

Das Wichtigste ist – das haben wir heute schon ge-
hört –, die Investitionen müssen dort ankommen, wo 
sie tatsächlich gebraucht werden. Denn die im 
Grundgesetz verankerte Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse, die so wichtig ist, driftet auch zwi-
schen den Kommunen in Nordrhein-Westfalen zu-
nehmend auseinander. Deswegen dürfen diese Mit-
tel nämlich eben nicht nach dem Gießkannenprinzip 
verteilt werden, sondern sie müssen nach Bedürftig-
keit verteilt werden. Es ist ganz, ganz wichtig, das 
jetzt zu tun. 

Wir fordern die Landesregierung deswegen auch auf, 
dass mindestens 80 % dieses nordrhein-westfäli-
schen Anteils des Sondervermögens Infrastruktur an 
die Kommunen weitergeleitet werden. Die Städte 
und Gemeinden sollen die Mittel über den gesamten 
Förderzeitraum als pauschale Budgets erhalten: 
schnell, unbürokratisch und verlässlich. 

(Beifall von der SPD) 

Um dann auch sicherzustellen, dass die Mittel genau 
dort ankommen, wo sie gebraucht werden, wo sie am 
dringendsten benötigt werden, fordern wir, bei der 
Verteilung der Gelder die Zahl der SGB-II-Bedarfs-
gemeinschaften je 100.000 Einwohner als zentrale 
Bemessungsgrundlage zu berücksichtigen. Denn 
ohne handlungsfähige Städte und Gemeinden wird 
es keinen Aufbruch in Nordrhein-Westfalen geben. 

Der Investitionsstau unserer Kommunen – Kollege 
Ott hat es gerade gesagt – beträgt mittlerweile 50 Mil-
liarden Euro. Angesichts dieser Dimension und der 
neu geschaffenen Spielräume im Rahmen der modi-
fizierten Schuldenbremse für den Landeshaushalt ist 
es notwendig, aber vor allen Dingen auch einfach an-
gemessen, dass die Kommunen mindestens 80 % 
dieses Sondervermögens bekommen und darüber 
entscheiden. 

Wir sind davon überzeugt, dass sich die regionalen 
Herausforderungen am besten gemeinschaftlich und 
durch die Bündelung von Kräften vor Ort bewältigen 
lassen. Deswegen fordern wir die Landesregierung 
auf, einen Teil der ihr zur Verfügung stehenden Mittel 
gezielt zur Stärkung von lokalen und regionalen Inf-
rastrukturgesellschaften einzusetzen. Es gibt da gute 
Beispiele, zum Beispiel die Emschergenossenschaft, 
die schon eine ganze Menge guter Projekte auf den 
Weg gebracht hat. Daran kann man anknüpfen. Das 
ist ein gutes Vorbild. 

Die Mittel könnten zum Beispiel auch – über das hin-
aus, was wir hier in Nordrhein-Westfalen schon ha-
ben; denn da brauchen wir ja mehr – in den kommu-
nalen Wohnungsbau fließen. Das Land könnte För-
dertöpfe einrichten, um zum Beispiel den Ankauf von 
Bestandswohnungen weiter vornehmen zu können. 

Über all diese Themen und noch viel mehr, was wir 
heute schon gehört haben, muss man jetzt reden. 
Denn der Investitionsbedarf ist enorm. Das wissen 
wir, glaube ich, alle. Jetzt kommt es darauf an, dass 
die Mittel auch schnell bei den Menschen vor Ort an-
kommen. 

(Beifall von der SPD) 

Warum ist das so wichtig? Weil genau dort – egal ob 
in der Kita in Bottrop, beim Nahverkehr in Espelkamp 
oder beim Wohnungsbau in Köln – das Leben der 
Menschen entschieden wird: Funktioniert es? Funk-
tioniert es nicht? 
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Gute Infrastruktur und eine gute Versorgung sind 
nämlich kein Luxus. Das ist nichts, was obendrauf 
kommt, sondern die Grundlage für sozialen Zusam-
menhalt und für einen funktionierenden Staat. Inves-
titionen in Bildung, Infrastruktur, Stadtentwicklung, 
Förderung der Wärmewende und des kommunalen 
Klimaschutzes, Stärkung des Wohnungsbaus, der 
sozialen Infrastruktur und der Gesundheitsstruktur, 
Unterstützung von nachhaltiger Mobilität: Die Liste ist 
lang. 

Wenn man darunter einen Strich macht, dann ist eine 
Sache wichtig – das hat die Ministerin auch gerade 
gesagt –, nämlich die Planungssicherheit. Was wir 
jetzt nicht gebrauchen können – und da kommt die 
Landesregierung wieder ins Spiel –, sind Unsicher-
heit bei den Kommunen und Zögern der Landesre-
gierung. Genau das darf jetzt nicht passieren. 

Der Ministerpräsident war sehr schnell dabei, sich in 
Berlin als Interessenvertreter der Länder zu präsen-
tieren. Das ist auch alles gut; das kann er gerne ma-
chen. Aber er ist jetzt eben auch gefragt, zu liefern. 
Das muss kommen. Es reicht nicht, die Milliarden zu 
beklatschen. Sie müssen wirken, damit der Aufbruch 
in Nordrhein-Westfalen auch wirklich ankommt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stehen jetzt – 
und das darf man nicht falsch einschätzen oder zu 
klein einordnen – an einem Punkt, an dem viel auf 
dem Spiel steht: gesellschaftlich, wirtschaftlich und 
bei der Frage, wie es mit unserer Demokratie weiter-
geht. 

Dieses Sondervermögen – das ist mir wichtig – ist 
nicht einfach nur ein Geschenk, ein Geldgeschenk 
vom Bund. Es ist eine Einladung, aber auch eine Ver-
pflichtung, dieses Land und die Zukunft dieses Lan-
des zu gestalten. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Die Redezeit, 
Frau Kollegin. 

Sarah Philipp*) (SPD): Ich komme zum Schluss. 

Wir in Nordrhein-Westfalen als bevölkerungsreichs-
tes Bundesland mit starken Kommunen, aber auch 
großen Herausforderungen müssen da vorangehen. 
Deswegen lassen Sie uns gemeinsam diese Chance 
nutzen, und lassen Sie uns den Menschen zeigen, 
dass Politik etwas Gutes bewirken kann, wenn der 
Wille da ist. – Ganz herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Philipp. – Für die Fraktion der CDU 
spricht jetzt der Abgeordnete Schrumpf. 

Fabian Schrumpf (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die bisherige De-
batte und insbesondere die, wie ich finde, sehr kluge 
Einordnung von Ministerin Scharrenbach haben ge-
zeigt: Die Reform der Schuldenbremse und das In-
vestitionspaket sind kein Bruch mit finanzpolitischer 
Verantwortung, sondern Ausdruck vorausschauen-
der Politik. 

(Beifall von der CDU) 

So stellen wir sicher, dass Deutschland, Nordrhein-
Westfalen und unsere Kommunen auch in Zukunft 
handlungsfähig, widerstandsfähig und verteidigungs-
bereit bleiben, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Denn gerade unsere Verteidigung und die Fähigkeit, 
auf geopolitische Krisen zu reagieren, sind heute 
wichtiger denn je. Man kann es gar nicht oft genug 
betonen: Wir stehen an einem historischen Wende-
punkt, dessen Tragweite wir derzeit kaum abschät-
zen können. 

Wer daran noch gezweifelt hat, dem muss spätes-
tens durch das Bekanntwerden interner Chats füh-
render Mitglieder der US-Regierung klar geworden 
sein: Europa kann sich auf die USA unter dieser Ad-
ministration kaum noch verlassen. 

Unsere zentrale Aufgabe ist es jetzt, den Wohlstand 
und die Sicherheit unseres Landes langfristig zu si-
chern. 

(Ralf Witzel [FDP]: Mit Schulden!) 

Dafür wurden wir gewählt. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Wer in dieser entscheidenden Phase jedoch auf 
kurzfristige politische Effekte setzt, ohne selbst trag-
fähige Alternativen anzubieten, gefährdet nicht nur 
die Zukunft unseres Landes, sondern unsere ge-
samte Handlungsfähigkeit. 

Deshalb ist es umso bedauerlicher und im Übrigen 
auch völlig unverständlich, dass gerade Sie, ge-
schätzte Kolleginnen und Kollegen der FDP, ver-
sucht haben, diese wichtigen Entscheidungen zu blo-
ckieren. Das wurde gerade im Wortbeitrag des Kol-
legen Höne noch einmal deutlich. 

(Ralf Witzel [FDP]: Sie wollen Wohlstand 
durch Schulden! Das haben Sie doch gesagt!) 

– Lieber Herr Witzel, was wäre denn die Folge gewe-
sen, wenn Sie in Münster juristisch Erfolg gehabt hät-
ten? Sie hätten die Verteidigungsfähigkeit unseres 
Landes in die Hände der Putin-Freunde von Linken 
und AfD gelegt. So sieht das nämlich aus. 
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(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – 
Kopfschütteln von Henning Höne [FDP]) 

Das ist für die Partei von Hans-Dietrich Genscher 
doch wohl wirklich mehr als unwürdig, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Weil wir gerade bei Außenpolitik sind: Auch die inter-
nationale Gemeinschaft beobachtet sehr genau, wie 
wir uns in diesen Fragen aufstellen. 

Im Übrigen begrüßen unsere europäischen Partner 
durchweg die jüngsten Entscheidungen ausdrück-
lich. Denn mit gezielten Investitionen in Infrastruktur 
und Verteidigung wird Deutschland seine Rolle in der 
Welt nicht nur wirtschaftlich behaupten, sondern als 
stabiler, verlässlicher und wehrhafter Partner auftre-
ten können. 

Unsere Städte und Gemeinden stehen – das ist 
nichts Neues; es ist in der Debatte mehr als einmal 
betont worden – seit vielen Jahren vor enormen fi-
nanziellen Herausforderungen: hohe Soziallasten, 
strukturelle Altschulden, steigende Ausgaben für Bil-
dung und Infrastruktur.  

Unsere schwarz-grüne Koalition hat bereits einen 
wesentlichen Beitrag zur Lösung der kommunalen 
Altschuldenproblematik geleistet. Der Gesetzentwurf 
ist im Verfahren, und die Gelder – über eine Viertel-
milliarde Euro – sind im Haushalt eingestellt. Jetzt ist 
der Bund am Zug. Da sind wir uns hier wohl alle einig. 

Die 100 Milliarden Euro aus dem Investitionspaket, 
die an die Bundesländer gehen, werden sicher nicht 
ausschließlich in die zweifelsohne auch dringend 
notwendige Sanierung der landeseigenen Infrastruk-
tur fließen. Frau Kollegin Brems hat zu Recht das 
Thema „Hochschulen“ und anderes angesprochen. 
Auch bei der Landesinfrastruktur besteht erheblicher 
Erneuerungsbedarf. 

Um es noch einmal klar zu sagen: Ein erheblicher 
Anteil wird auch unseren Städten und Gemeinden 
zugutekommen. Doch bevor das geschehen kann, 
müssen die Rahmenbedingungen dafür gesetzt wer-
den. So muss beispielsweise feststehen, worin der 
Bund unmittelbar investiert, schon allein, um den Auf-
bau von Doppelstrukturen zu vermeiden. 

Daher richte ich mich insbesondere an die NRW-
SPD, die Sie, liebe Frau Kollegin Philipp, ja vertreten. 
Ihre kurzfristig auf Medienwirksamkeit abzielenden 
Schnellschüsse und Forderungen nach Verteilungs-
quoten helfen zum jetzigen Zeitpunkt wirklich nie-
mandem weiter. 

(Beifall von der CDU) 

Anstatt zu versuchen, mit diesem Thema hier Duft-
marken für den Kommunalwahlkampf zu setzen, soll-
ten wir besser gemeinsam auf allen Ebenen die 

notwendigen Vorbereitungen treffen, damit die Mittel 
aus dem Investitionspaket zügig, bedarfsgerecht und 
praxistauglich abgerufen werden können. Zugleich 
sollte uns dabei klar sein: Geld allein genügt eben 
nicht. Schnellere Planungs- und Genehmigungsver-
fahren sind unerlässlich, wenn wir notwendige Maß-
nahmen zügig umsetzen wollen. Auch entbindet uns 
das Paket eben nicht von der Pflicht, die dringend 
notwendigen Strukturreformen umzusetzen. 

Sämtliche Maßnahmen müssen letztlich zu konkre-
ten Verbesserungen für die Menschen in Nordrhein-
Westfalen führen: in der Stadt und – ich betone es 
hier – ebenso auf dem Land. Deshalb stellen wir si-
cher, dass auch unsere ländlichen Regionen, die bis-
lang weniger gut an die bundesweite Infrastruktur an-
gebunden sind, fair beteiligt werden. Das ist nicht 
Gießkanne, sondern das ist Aufbau West, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

In ganz NRW sollen die Menschen von einer moder-
nen, leistungsfähigen Infrastruktur profitieren. Daher 
gilt für uns, dass die von der NRW-SPD geforderte 
Verteilung allein nach Soziallasten – so definieren 
Sie ja Bedürftigkeit – viel zu kurz greift. 

Weil wir gerade beim Thema „Sozialausgaben“ sind: 
Die Investitionsmittel dürfen auf keiner Ebene dazu 
dienen, lediglich kurzfristige Haushaltslöcher zu 
stopfen. Sie müssen vielmehr in nachhaltige, zu-
kunftsweisende Projekte investiert werden, die un-
sere wirtschaftliche Entwicklung fördern; denn nur so 
sichern wir auch langfristig ein starkes Sozialsystem. 
Kurz gesagt: Das Investitionspaket darf nicht nur eine 
Antwort auf aktuelle Herausforderungen sein, son-
dern muss zum Impulsgeber für nachhaltige Zu-
kunftsinvestitionen werden. 

Lassen Sie uns auch über die 100 Milliarden Euro für 
den Klimaschutz sprechen; denn diese Mittel sind 
eben kein Blankoscheck und, mit Verlaub, auch kein, 
wie das in Pressemitteilungen despektierlich rüber-
kam, grünes Spielgeld. Vielmehr wird der Deutsche 
Bundestag in jedem einzelnen Fall über die konkrete 
Verwendung der Mittel entscheiden. Unsere Indust-
rie steht vor enormen Herausforderungen im Zuge 
der Transformation hin zu einem klimaneutralen In-
dustrieland. Die zusätzlichen Mittel für Klimaschutz 
können gerade auf diesem Weg sicher einen erheb-
lichen Beitrag leisten. 

Zum Schluss fasse ich zusammen: Das Investitions-
paket ist kein politischer Dammbruch. Es ist eine not-
wendige und verantwortungsvolle Antwort auf die 
Herausforderungen unserer Zeit. Wer jetzt mit 
Schnellschüssen punkten will, ohne die Rahmenbe-
dingungen abzuwarten, handelt unseriös. Wir brau-
chen Investitionen mit Plan für unsere Kommunen, 
unsere Infrastruktur und unsere Zukunftsfähigkeit. 
Verantwortung statt Symbolpolitik: Das ist unser Auf-
trag. – Herzlichen Dank. 
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(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schrumpf. – Für die Fraktion der FDP 
spricht jetzt der Abgeordnete Höne. 

Henning Höne*) (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Um es noch einmal klarzustel-
len: Das Argument der Freien Demokraten ist nicht: 
„Alles kann so bleiben, wie es ist; es ist alles super“, 
sondern unser Argument ist: „Die Reihenfolge muss 
richtig sein“. Es gibt schon etwas zu tun, auch bei der 
Infrastruktur hier in diesem Land. Aber wir müssen 
uns fragen: Geht das wirklich nur über neue Schul-
den? 

Wie ich eben gesagt habe, sind die Einnahmen des 
Staates auf allen Ebenen in den letzten Jahren stets 
schneller gestiegen als die Inflation. Sind eigentlich 
die Ausgaben für Infrastruktur und für Sicherheit 
auch so gestiegen, vielleicht sogar stärker, weil das 
eine ganz große Aufgabe ist? Sie alle kennen die 
Antwort. Die Wahrheit ist nämlich: Trotz Rekordein-
nahme nach Rekordeinnahme – immer über dem Ni-
veau der Inflation gestiegen – gibt es nur zwei Dinge, 
die noch schneller gestiegen sind, nämlich die An-
zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Bundes-
ministerien und die Konsum- und Sozialausgaben. 

Die Schuldenbremse ist ja nicht im luftleeren Raum 
entstanden. Sie ist genau deshalb entstanden, weil 
der Politik in der Gegenwart die schnelle konsumtive 
Ausgabe, das Wahlgeschenk, immer näher und lie-
ber war als die erst langfristig wirkende Investition. 

Mit den Entscheidungen des Deutschen Bundesta-
ges in der vergangenen Woche ist diese Lehre aus 
40 Jahren Schuldenaufbau in dieser Republik wegge-
wischt worden, ohne dass es der Infrastruktur besser 
ginge. Genau deshalb war das ein historischer Fehler. 

(Beifall von der FDP und Prof. Dr. Daniel Zer-
bin [AfD]) 

Die Position der FDP, erst einmal zu schauen: „Ha-
ben wir nicht noch Spielraum im Haushalt? Können 
wir nicht über Wirtschaftswachstum etwas errei-
chen?“, ist übrigens von den Kollegen der Union hier 
gerade als abwegig dargestellt worden. Bis zum Tag 
der Bundestagswahl, 17:59 Uhr, hatten Sie diese Po-
sition auch. Sie tun gerade so, als sei das kein Wort-
bruch von Ihnen. Immerhin war der Ministerpräsident 
an dieser Stelle ehrlich. Er hat immerhin gesagt: Man 
muss schon erklären, was wir hier gemacht haben. – 
Darauf haben Sie vollständig verzichtet. 

Es ist übrigens auch eine freche Unterstellung, Herr 
Kollege Schrumpf, hier zu sagen, die FDP sei ein Si-
cherheitsrisiko. 

(Zuruf von Fabian Schrumpf [CDU]) 

Woher kommen denn die 100 Milliarden Sonderver-
mögen für die Bundeswehr? Das war ein Vorschlag 
von Christian Lindner. Wir haben Ihnen in Berlin ei-
nen Vorschlag gemacht, wie man ein Sondervermö-
gen für die Bundeswehr aufstocken kann, um genau 
in dem Punkt noch etwas zu machen. Dieser Punkt 
stand niemals zur Debatte. 

Wer hier über ein Sicherheitsrisiko spricht, sollte ein-
mal vor der eigenen Tür kehren und einmal gucken, 
welche Kollegen seiner Fraktion hier oder der Bun-
destagsfraktion nicht schnell genug wieder Gas aus 
Russland kriegen können, 

(Beifall von der FDP) 

um uns wieder in die Bredouille zu bringen. 

(Beifall von der FDP)  

Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass die 
Union in der letzten Legislatur gegen den KTF, den 
Klima- und Transformationsfonds, geklagt hat – we-
gen 60 Milliarden Euro. Ohne das Urteil aus Karls-
ruhe wären die Finanzprobleme der Ampel vermut-
lich nicht da gewesen. Vermutlich hätten wir dann gar 
keine Wahl im Februar gehabt. Im Nachgang werden 
allerdings 100 Milliarden Euro in genau diesen KTF 
eingezahlt. Natürlich nutzen Sie das als haushaltspo-
litischen Verschiebebahnhof. 

Zum Sicherheitsrisiko, Herr Kollege Schrumpf: Seit 
Jahren ist Deutschland dazu verpflichtet, hat sich 
selbst dazu verpflichtet, nach NATO-Ziel 2 % in un-
sere Bundeswehr, in die Verteidigung zu investieren. 
Dann sagen Sie, Sie wollten zusätzliche Investitio-
nen über die Schulden abbilden. Aber oberhalb von 
1 % für die Verteidigung sollen die Regeln der Schul-
denbremse schon nicht mehr zählen. 

Zur Zusätzlichkeit: Sie sagen, alles über 10 % Inves-
titionsquote im Bundeshaushalt sei dann zusätzlich. 
In der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes wäre 
für das nächste Jahr eine Investitionsquote von 16 % 
vorgesehen. 

Die Bundesregierung, die im Entstehen ist, verschafft 
sich zweistellige Milliardenbeträge für in Wahrheit 
Mütterrente und Pendlerpauschale. Nichts davon hat 
mit der Sicherheit und mit der Zukunft unseres Lan-
des zu tun. 

(Beifall von der FDP) 

So kann man nur dann Politik machen – und da sind 
einzelne Worte manchmal auch verräterisch, Frau 
Kollegin Philipp –, wenn man ein gewisses Bild hat, 
nämlich, dass man dieses Geld nicht einfach als Ge-
schenk des Bundes wahrnehmen könne. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen, dieses Geld gehört nicht dem 
Bund, gehört nicht dem Land und gehört auch nicht 
den Kommunen. Das ist Geld, das zukünftige Gene-
rationen mit Zins und Zinseszins noch erarbeiten 
müssen und das ihnen für andere Aufgaben fehlt, die 
in zehn, in zwanzig Jahren überhaupt erst anstehen. 
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Bei allen Problemen, Kollegin Brems, die die Kom-
munen in der Tat haben, finde ich auch, dass es da 
einer Reform bedarf, 

(Kopfnicken von Wibke Brems [GRÜNE]) 

weil die Aufgaben in diesem Staat im Verhältnis vor-
rangig von den Kommunen und den Ländern erledigt 
werden; das ist nur ganz wenig der Bund. 

(Wibke Brems [GRÜNE]: Ja!) 

Daher passt die Finanzverteilung in diesem Land 
nicht mehr. Aber dann ist die Lösung doch nicht, dass 
der Bund Schulden macht und gönnerhaft ein biss-
chen Geld nach unten schiebt. Dann ist die Lösung 
doch, dass die Steuereinnahmen von vornherein den 
Aufgaben folgen müssen. Es müsste von vornherein 
viel mehr Geld bei Kommunen und Ländern sein und 
nicht beim Bund bleiben, der es dann hinterher rüber-
schiebt. 

Das sind die Strukturreformen, die ich meine. Auf ge-
nau diese Strukturreformen werden wir lange warten 
müssen, weil dieses Finanzpolster die neue Bundes-
regierung genau davon abhalten wird. 

(Beifall von der FDP) 

Unbestritten ist: Die Union hat die Wahl gewonnen. 
Sie hat einen Politikwechsel versprochen. Nach vier 
Wochen wissen wir: Es gibt nur einen Kanzlerwech-
sel. Die Wirtschaftspolitik wird eine nachfrageorien-
tierte, wird eine linke Politik sein. Die Staatsquote 
wird unter einem CDU-Kanzler Friedrich Merz auf 
neue Rekordhöhen steigen, auf etwas über 52 % 
schon jetzt. Helmut Kohl, Herr Ministerpräsident, hat 
mal gesagt: Bei einer Staatsquote von 50 % beginnt 
der Sozialismus. – Friedrich Merz wird uns genau da-
hin führen. 

Das ist eine Gefahr für den Wohlstand. Das ist aber 
auch eine Gefahr für unsere Demokratie. Denn wo-
hin sollen sich Wählerinnen und Wähler eigentlich 
wenden, wenn sie das Gefühl bekommen, dass zwar 
anders gewählt wurde, aber keine andere Politik 
kommt? Darum ist es so, wie Christian Lindner im 
Deutschen Bundestag gesagt hat. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
die Redezeit. 

Henning Höne (FDP): Die eigentliche Charakter-
frage in der Politik ist: Opfert man das Amt für seine 
Überzeugungen, oder opfert man die Überzeugun-
gen für ein Amt? – Friedrich Merz und die Union ha-
ben sich für das Amt und gegen die Überzeugungen 
entschieden. 

(Beifall von der FDP und Prof. Dr. Daniel Zer-
bin [AfD]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Höne. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt der Abgeordnete Dr. Korte. 

Dr. Robin Korte (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die SPD-Fraktion will in 
dieser Sitzung des Landtags das Sondervermögen 
feiern. Ein Fünftel dieses Sondervermögens geht an 
Länder und Kommunen: 100 Milliarden Euro. Auch 
wenn noch nicht klar ist, wie viel davon an Nordrhein-
Westfalen geht und damit auch in Richtung unserer 
Kommunen, ist eine Sache aber jetzt schon klar: Der 
tatsächlichen Verteilung der Investitionsbedarfe zwi-
schen dem Bund auf der einen und Ländern und 
Kommunen auf der anderen Seite entspricht das 
ganz und gar nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

In Anbetracht des riesigen kommunalen Investitions-
staus wird das Geld auch nicht reichen. Folgende 
Zahlen machen das deutlich: Das KfW-Kommunal-
panel 2024 zeigt bei den Kommunen deutschland-
weit einen Investitionsstau von 186 Milliarden Euro. 
Eine Studie des DGB sah schon 2023 nur für Nord-
rhein-Westfalen einen Investitionsbedarf von mehr 
als 150 Milliarden Euro über zehn Jahre. Das ist die 
Last der Vergangenheit. Zusätzliche Investitionen, 
wie wir sie in den kommenden Jahren zum Beispiel 
auch zur Stärkung des Zivilschutzes in den Kommu-
nen brauchen werden, sind hier noch gar nicht ein-
gerechnet. 

100 Milliarden Euro, die sich alle Bundesländer und 
ihre Kommunen am Ende aufteilen müssen, sind vor 
diesem Hintergrund zwar gut angelegt und natürlich 
besser als nichts. Die Lösung der kommunalen In-
vestitionsschwäche sind sie aber noch lange nicht. 
Damit die Gelder wirklich dort ankommen, wo sie die 
größte und sichtbarste Wirkung entfalten, hätte es 
daher eine andere Verteilung zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen gebraucht. 

Daher ist es auch ein ziemlich schlechtes Ablen-
kungsmanöver, liebe SPD-Fraktion, dass Sie jetzt 
mit großem Getöse fordern, Nordrhein-Westfalen 
solle eine schnelle Umsetzung gewährleisten und 
80 % der Mittel an die Kommunen weitergeben. Ers-
tens ist noch überhaupt nicht klar, wie viel Geld ei-
gentlich an NRW fließen wird, wie das Geld hier an-
kommt. Zweitens wissen Sie selbst, dass auch wir als 
Land große Investitionsbedarfe haben, zum Beispiel 
beim Hochschulbau, die auch wichtig für die Zukunft 
dieses Landes sind. Und vor allem war drittens die 
SPD im Bund ja maßgeblich dafür verantwortlich, 
dass überhaupt nur ein so geringer Anteil des Son-
dervermögens für Länder und Kommunen zur Verfü-
gung steht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Dieses Investitionspaket ist ein Schnellschuss und 
war in seiner ursprünglichen Form als Vorschlag von 
Union und SPD eine reine Luftbuchung. Erst die In-
tervention der grünen Bundestagsfraktion hat dafür 
gesorgt, dass das Paket überhaupt eine Wirkung ent-
faltet, indem das Geld zusätzlich investiert wird, Gel-
der für den Klimaschutz bereitgestellt werden und 
das Ganze eben kein reiner Verschiebebahnhof für 
Steuer- und Rentengeschenke mit der Gießkanne 
wird. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Den Kommunen und der Politik, die vor Ort sichtbar 
wird, ist allerdings erst dann wirklich geholfen, wenn 
es nicht nur Einmalzahlungen wie jetzt gibt, sondern 
endlich strukturelle Veränderungen bei der bundes-
weiten Finanzierung kommunaler Aufgaben. Wir ha-
ben zuletzt immerhin leise Töne vernehmen können, 
dass diese Erkenntnis jetzt auch bei Friedrich Merz 
angekommen sein könnte. Nachdem im Wahlkampf 
an der Stelle wenig fundierte bzw. wenig realistische 
Vorschläge zu den öffentlichen Finanzen zu hören 
waren, hat der mögliche Kanzler jetzt immerhin 
durchblicken lassen, dass es insbesondere im Be-
reich der Sozialgesetzgebung Veränderungen zu-
gunsten der Kommunen brauche. Dazu kann ich nur 
sagen: Ja, da hat er recht. Denn eine Entlastung der 
Kommunen bei den sozialen Kosten braucht es ganz 
dringend. 

Ich will aber auch ganz deutlich sagen: Das bedeutet 
nicht, dass wir gesamtstaatlich bei den Sozialleistun-
gen sparen können. Eine Reform darf nicht zulasten 
der Menschen gehen. Nach dem, was man aktuell 
zum Bürgergeld, zum Elterngeld und zu anderen 
wichtigen Leistungen in den Medien hört, mache ich 
mir ernsthaft Sorgen, was einen möglichen sozialen 
Kahlschlag nach den Koalitionsverhandlungen von 
CDU und SPD im Bund angeht.  

Was es dagegen braucht, ist eine Neuverteilung – 
und eine Dynamisierung – der Lasten zwischen den 
staatlichen Ebenen in diesem Land. Der Bund muss 
mehr finanzielle Verantwortung für die Aufgaben 
übernehmen, die er den Kommunen überträgt oder 
schon lange übertragen hat. Diese Aufgaben liegen 
nun einmal zu einem großen Teil – Jugendhilfe, Ein-
gliederungshilfe, Pflege und vieles mehr – im sozia-
len Bereich. 

Darüber hinaus müssen wir auch über eine gerech-
tere Verteilung der Gemeinschaftssteuern sprechen. 
Die Kommunen müssen in Zukunft mehr vom Steu-
erkuchen des Bundes abbekommen, wenn sie zu der 
so oft beschworenen Zeitenwende beitragen sollen. 
Die letzte Föderalismusreform liegt 15 Jahre zurück, 
und die Aufgabenkataloge der Kommunen sind seit-
dem immens gestiegen. Es ist nicht mehr fair und 
nicht zeitgemäß, dass die Kommunen sich haupt-
sächlich auf die stark konjunkturabhängige Gewer-
besteuer verlassen müssen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Damit komme ich zum letzten Punkt, nämlich zu der 
zentralen Voraussetzung für eine Auflösung der 
chronischen und strukturellen Unterfinanzierung un-
serer Kommunen. Das ist die Reform der Schulden-
bremse. Gerade aus Sicht der Kommunen ist diese 
Reform wichtig; denn derzeit sind die Kommunen die 
einzige staatliche Ebene, für die keine entspre-
chende Bremse greift. Der rasante Anstieg der kom-
munalen Verschuldung, den wir in den vergangenen 
Jahren erlebt haben, ist letztlich auch das Ergebnis 
einer falschen Konstruktion der Schuldenbremse; 
denn sie hat die Kommunen zur Bad Bank der 
Staatsfinanzierung gemacht. Darum ist es wichtig, 
dass Friedrich Merz auch an dieser Stelle sein Ge-
rede aus dem Wahlkampf hinter sich lässt und ange-
sichts der Realität am Ende doch einlenkt. 

Ich will hier noch einmal dem Vorwurf der FDP an 
unseren Ministerpräsidenten entgegentreten, den 
Sie in Ihrem Antrag formulieren, man würde jetzt 
neue Schulden machen, um die Altschulden der 
Kommunen zu finanzieren. Dem will ich klar entge-
genhalten, dass wir in Nordrhein-Westfalen bereits 
im Haushalt für dieses Jahr 250 Millionen Euro für 
unsere Altschuldenlösung eingestellt haben, ohne 
dafür neue Schulden zu machen. Insofern ist Ihr Vor-
wurf eine Nebelkerze. 

Es ist auch keine verantwortungsvolle Politik, jetzt, 
wenn es darauf ankommt, gegen eine Altschulden-
beteiligung des Bundes zu stänkern. Im Gegenteil: 
Die bundesweite Altschuldenlösung ist so wichtig wie 
nie. Der Aufwand dafür entspräche auch nur weniger 
als 4 % des Sondervermögens, das gerade verab-
schiedet wurde. Liebe Kolleginnen und Kollegen von 
CDU und SPD, es ist jetzt Ihre Aufgabe, diese knapp 
4 % noch herauszuholen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Bund muss an dieser Stelle zu seiner Verantwor-
tung gegenüber den Kommunen stehen. Genau das – 
und nicht die Spekulationen aus dem Antrag der SPD – 
sollte der eigentliche Gegenstand der aktuellen De-
batte sein. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
die Redezeit. 

Dr. Robin Korte (GRÜNE): Bringen Sie das Inte-
resse Nordrhein-Westfalens intensiv in die Beratun-
gen ein. Nutzen Sie die Chance. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 
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Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Korte. – Für die Fraktion der AfD 
spricht jetzt der Abgeordnete Dr. Beucker. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Wir haben 
ereignisreiche Wochen seit der Bundestagswahl. So 
viel steht fest. Es hat sich viel getan. Die CDU als 
vermeintlicher Wahlsieger ist Wachs in den Händen 
der Verlierer. Grüne und SPD drücken der CDU ihre 
Politik auf. Das Grundgesetz wird gleich an mehreren 
Stellen geändert, und zwar in einem zweifelhaften 
Verfahren. 

Ich könnte an dieser Stelle theoretische Überlegun-
gen anstellen, was legal und was legitim ist. Tatsa-
che ist aber, dass in einem Handstreich die Gelegen-
heit genutzt wurde, dass wenigstens in einer Vari-
ante eine verfassungsändernde Mehrheit vorhanden 
war. 

Handstreich? Wenn die AfD-Fraktion so gehandelt 
hätte, hätte man es Putsch genannt. Aber sei es 
drum! In jedem Fall zeugt das von mangelhafter de-
mokratischer Kultur. Zeichen dafür ist, dass es keine 
Sondersitzung des Landtages vor der entscheiden-
den Sitzung des Bundesrates gegeben hat. Die Än-
derungen betreffen auch die Verhältnisse in den Län-
dern. Daher hätte das hier debattiert werden müs-
sen, weil nun auch hier mehr Schulden möglich sind. 

(Beifall von der AfD) 

Mit mehr Schulden wollen SPD und Grüne ihre ge-
scheiterte linke Politik auf Pump fortsetzen. Sie wol-
len mehr Staatslenkung in der Wirtschaft, keine 
Strukturreformen, die Bürokratie erhalten, ihnen ge-
nehme NGOs auf Steuerzahlerkosten durchfüttern, 
die Folgen des Ausstiegs aus Kohle und Kernkraft 
verdecken. Kurz: Sie wollen in ihren linksgrünen Uto-
pien einfach weiterleben. 

Die CDU macht dabei gerne mit – und Herr Merz 
muss ja noch das hohe Staatsamt in den Lebenslauf 
bekommen. 

Noch im Januar haben wir als AfD die Misere vorher-
gesagt. Kollege Lehne von der CDU bezeichnete das 
als „Angstmacherei“ und unsachliche, billige Pole-
mik. Der Vorwurf fällt offensichtlich auf ihn selbst zu-
rück. Er behauptete: „Als CDU stehen wir für eine so-
lide Finanzpolitik, […]“ Genau mein Humor, Herr Kol-
lege Lehne! 

(Beifall von der AfD) 

CDU-Finanzminister Herr Dr. Optendrenk führte im 
Januar aus, wir könnten nicht einfach neue Schulden 
machen; es sei verantwortlicher, mit dem Geld der 
Steuerzahler auszukommen. 

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Nun wissen wir: eine reine Nebelkerze zur Wähler-
täuschung. 

Ich will mich darüber moralisch gar nicht groß aufre-
gen. Die Wähler wissen, dass sie durch die CDU Op-
fer von Desinformation geworden sind. 

Die von Union und SPD geplante Neuverschuldung 
von rund 1 Billion Euro wird ohne gleichzeitige Refor-
men und Einsparungen an anderer Stelle zu einem 
Anheizen der Inflation und einer Abkühlung der Ge-
samtwirtschaft führen. Die EZB wird dem nicht taten-
los zusehen, sondern mit Zinserhöhungen gegen-
steuern. Das wird die Wirtschaft noch einmal abküh-
len. 

Eigentlich wären Reformen nötig, die das Produkti-
onspotenzial in Deutschland stärken, Bürokratieab-
bau voranbringen, Infrastruktur effizienter bereitstel-
len, Arbeitsanreize stärken. Kurz: mehr Produktivität. 

Ohne irgendwo zu sparen, wird es nicht gehen. Denn 
nicht nur die Renten, sondern auch die Verteidi-
gungsausgaben müssen von immer weniger Erwerb-
stätigen aufgebracht werden. Damit verschärfen sich 
die Verteilungskonflikte, weil die sozialen Siche-
rungssysteme nicht demografiefest aufgestellt sind. 
Aber Sparen ist nicht in Sicht. 

Wohin die Reise geht, hat in Berlin Frau Giffey von 
der SPD gezeigt: Sie wird das neue Geld in erster 
Linie für die Rundumversorgung neuer Migranten 
ausgeben. 

(Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Oh!) 

Und natürlich versuchen die Kartellparteien, ihre 
Fehler mit dem Geld zu übertünchen – in Energie- 
und Wirtschaftspolitik, bei Massenzuwanderung und 
bei der Sozialpolitik. 

Einsame Rufer in der Wüste sind neben der AfD die 
Rechnungshöfe. Sie weisen darauf hin, dass Kern-
aufgaben wie die Verteidigung aus dem Haushalt 
und nicht über Schulden finanziert werden müssen. 
Aber man hört nicht auf die Warnungen. 

Die SPD verspricht Hunderte von Milliarden Euro für 
Schulen, Soziales und Bahn, Zivil- und Bevölke-
rungsschutz, Verkehrsinfrastruktur, Energieinfra-
struktur und Krankenhäuser oder für Bildung, Betreu-
ung, Wissenschaft, Forschung, Entwicklung und Di-
gitalisierung. Davon sollen 100 Milliarden Euro Län-
dern und Kommunen zur Verfügung stehen, die ih-
rerseits die Schuldenbremse auf den Müll der Ge-
schichte werfen dürfen. Damit hat sich Herr Merz 
auch die Zustimmung der SPD-geführten Länder im 
Bundesrat erkauft. Denn das unendlich viele Geld, 
das Politiker dann über Land und Wähler ausschüt-
ten, soll der geschrumpften SPD das Überleben si-
chern.  

Auch der Euro gerät in Gefahr, wenn der Stabilitäts-
anker Deutschland wegbricht und die Eurozone end-
gültig zur Schuldengemeinschaft verkommt. Wer hier 
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noch Geld leiht, der braucht einen Risikozuschlag. 
Der Euro wird noch weiter abwerten, Importe werden 
noch teurer, und wir werden dies jeden Tag teuer an 
der Supermarktkasse bezahlen.  

Es ist die CDU, die genau das zerstört, was sie noch 
im Wahlkampf zu verteidigen vorgab: vernünftige 
Haushalts-, Finanz- und Wirtschaftspolitik.  

(Beifall von der AfD) 

Die Schuldenbremse wurde eingeführt, um genau 
diese Art von Missbrauch der Bürger und ihrer Wirt-
schaft zu vermeiden. Jetzt zeigt sich, wie wichtig sie 
war – so, wie sie war – und wie gefährlich es ist, sie 
weitgehend aufzugeben.  

Das bemerken immer mehr Menschen in Deutsch-
land. Trotz aller Diskriminierungen und Verfolgungen 
wächst der Zuspruch zur AfD. Die Kartellparteien 
können sich nur mit Schulden über Wasser halten. 
Doch auch das wird bald die Mehrheiten gegen die 
AfD nicht mehr sichern. Aber bis dahin ist Wohlstand 
in Billionenhöhe vernichtet – traurige Aussichten. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke, Herr Ab-
geordneter Dr. Beucker. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Ministerin Neubaur. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nordrhein-
Westfalen hat letzten Freitag im Bundesrat den 
Grundgesetzänderungen zugestimmt, jedoch alles 
andere als kritiklos. Wir haben dies in Verantwortung 
für unser Land getan, vor allem mit Blick auf die not-
wendige Sicherstellung der Verteidigungsfähigkeit 
der Bundesrepublik in einem starken Europa und 
zum Schutz unserer Bürgerinnen und Bürger.  

Es gibt aber viele offene Fragen, und aus Perspek-
tive der Landesregierung darf ich sagen: Das Verfah-
ren war so nicht in Ordnung. Durch die Verhandlun-
gen von Union und SPD mit den Vertretern der Bun-
destagsfraktion der Grünen konnten Verbesserun-
gen erreicht werden. Mir geht es nicht darum, Verfas-
sungsfolklore zu betreiben, sondern mir geht es um 
Folgendes: In den Ländern, Städten und Gemeinden 
wissen die Menschen am besten, was gebaut und 
was modernisiert werden muss. Und vor allem geht 
es dort an die praktische Umsetzung.  

Damit kommen wir zu dem Punkt, den ich auch im 
Bundesrat kritisiert habe: Warum ist die Verteilung 
der Mittel nicht entsprechend der Investitionstätigkeit 
erfolgt? Wenn 60 % der Investitionstätigkeit bei un-
seren Städten, Gemeinden und Ländern liegen, wa-
rum erhalten sie dann nur 20 % der Summe? Die 
Bundesregierung alleine wird für den Großteil des 

Sondervermögens entscheiden, wie und wofür es 
ausgegeben wird. Es gibt keine abgesicherte Mög-
lichkeit für Länder, mitzudiskutieren und mitzuent-
scheiden, sodass es auch sinnvoll und für die Admi-
nistration bewältigbar sein wird.  

Ich kann der SPD ehrlich gesagt nur zustimmen: Ja, 
wir brauchen spürbare Verbesserungen für die Men-
schen und für die Kommunen. Aber liebe SPD, in den 
letzten 27 Jahren saßen Sie 23 Jahre lang in der 
Bundesregierung mit am Tisch. Und ich weise darauf 
hin: Sie sitzen auch gerade wieder mit am Tisch, um 
mitzugestalten, auch für die Interessen der Städte 
und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen. Rufen Sie 
die Kollegen in Berlin an und beschreiben Sie denen, 
was Sie gerne hätten. Denn der Bund regelt, was mit 
400 Milliarden Euro geschieht. Darauf haben wir als 
Land und als Landesregierung keinen Einfluss.  

Richtig ist: Das Ergebnis und die Änderungen sind 
historisch. Und wenn man sagt, dass es historisch ist, 
muss man auch darüber sprechen, inwiefern dieses 
historische Ergebnis der Generationengerechtigkeit 
genügt. Es gibt kein Wort zum Umgang mit der Til-
gung der möglichen Schulden, die jetzt aufgenom-
men werden. Ich meine, dass man sich auch dazu 
verhalten muss, wenn man einen Finanzrahmen 
schafft, der zugegebenermaßen dringend notwen-
dige Infrastrukturveränderungen und Verbesserun-
gen ermöglicht, aber eben auch für diejenigen, die 
heute noch nicht geboren sind, einen großen Teil an 
Schulden und Zinslast in den kommenden Bundes-
haushalten hinterlässt.  

Welcher Maßstab gilt eigentlich für die Verteilung auf 
die Länder? Ist der bestehende Schuldenstand rele-
vant? Welche Rolle spielt die kommunale Verschul-
dung bei der Verteilung der Mittel? Auch da sind Fra-
gen offen, bisher wurden aber keine Antworten gelie-
fert.  

Verstehen Sie mich bitte nicht falsch: Es bleibt richtig, 
die Schuldenbremse zu reformieren. Wir wollen und 
müssen den Staat finanziell in die Lage versetzen, 
massiv in Infrastruktur zu investieren und dabei vor 
allem immer mitzudenken: Was wir heute in die Inf-
rastruktur investieren, muss einem funktionierenden 
Staat und der Klimaneutralität dienen.  

Richtig ist, dass die Länder über die 0,35 %, die 
ihnen eingeräumt wurden, jetzt mehr Spielraum und 
Freiheit in der Ausgestaltung ihrer Landeshaushalte 
erhalten haben. Aber auch dazu ist noch nicht klar, 
nach welchen Regeln die Bemessungsgrundlage 
von einer künftigen neuen Koalition erdacht wurde.  

Zum Schluss will ich sagen: In der Begründung 
taucht auf, dass die wirtschaftliche Stagnation der 
letzten zwei Jahre auf eine schwerwiegende, struktu-
relle wirtschaftliche Krise zurückzuführen ist. Das ist 
etwas, was wir als Landesregierung, was ich als Wirt-
schaftsministerin in den letzten Jahren immer und 
immer wieder adressiert haben.  
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Deswegen ist es genau richtig, dass wir jetzt in den 
regulären Verfahren sehr grundsätzlich und sehr in-
tensiv prüfen werden, dass die Interessen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, die Interessen der nord-
rhein-westfälischen Städte und Gemeinden, die Inte-
ressen der nordrhein-westfälischen Wirtschaft und 
unserer Bürgerinnen und Bürger in der Ausgestal-
tung der Ausführungsgesetze Widerhall finden. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – Meine 
Damen und Herren, für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht nun der Abgeordnetenkollege Herr 
Rock. 

Simon Rock (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das be-
schlossene Finanzpaket ist ein Schritt in die richtige 
Richtung. Deutschland braucht moderne Infrastruk-
turen. Sie sind Basis für Wachstum und künftigen 
Wohlstand. Die Mittel müssen aber zielgerichtet und 
effektiv eingesetzt werden. Das sind nicht meine 
Worte, sondern die des ehemaligen FDP-Landes-
vorsitzenden aus Rheinland-Pfalz Volker Wissing. 
Ich muss sagen, dass er an dieser Stelle völlig recht 
hat. Und wenn ich jetzt ...  

(Zuruf von Henning Höne [FDP]: Kann gerne 
zu euch kommen!) 

– Ja, nehmen wir gerne. Bei der FDP ist er offensicht-
lich nicht gut aufgehoben. Das merkt man auch.  

(Weiterer Zuruf von Henning Höne [FDP] – 
Beifall von den GRÜNEN) 

Sie unterstellen jetzt plötzlich Friedrich Merz linke 
Politik. Ich glaube, Friedrich Merz kann man viel vor-
werfen, aber sicherlich nicht, dass er für linke Politik 
in diesem Land steht. Er ist einfach schlicht in der 
Realität angekommen, leider erst nach der Wahl. 
Klar, das geht zulasten der eigenen Glaubwürdigkeit. 
Aber ich sage auch ganz klar in Richtung FDP: Mir 
ist ein Wendehals dreimal lieber als Halsstarrigkeit. 
Lieber erst spät die Realität anerkennen, als wider 
besseres Wissen auf eigenen ideologischen Stand-
punkten beharren.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Weil die SPD schon gesagt hat, 80 % der Mittel 
müssten unbedingt an die Kommunen gehen, will ich 
sagen: Lassen wir uns doch erst einmal das Ausfüh-
rungsgesetz abwarten. Leider ist das Grundgesetz 
so gestrickt worden – auch dank der SPD-
Verhandlung –, dass dieses Ausführungsgesetz 
ohne die Zustimmung des Bundesrats verhandelt 
bzw. beschlossen werden kann. Wir müssen doch 
erst einmal schauen, wie der Verteilungsschlüssel 
und die Mittel- und Zweckbindung an dieser Stelle 

genau aussehen. Und erst dann können wir uns über 
den zweiten Schritt unterhalten, wie viel Prozent da-
von an die Kommunen gehen sollen. Zumal ich auch 
aus Ihren eigenen Reihen durchaus wahrgenommen 
habe, dass es einige Landesaufgaben gibt: Genannt 
seien beispielsweise die Hochschulen, wo wir auch 
einen enormen Investitionsbedarf haben.  

Besonders interessant finde ich aber die AfD, die of-
fensichtlich in dem Sondervermögen eine Klimaver-
schwörung wittert. Da hilft mitunter auch einmal ein-
fach ein Blick ins Grundgesetz. Klar, die AfD hat es 
mit unserer Verfassung nicht so, aber vielleicht 
schauen Sie trotzdem noch mal rein, es würde hel-
fen. Im Artikel 20a Grundgesetz steht etwas von Ver-
antwortung für künftige Generationen und dem 
Schutz natürlicher Lebensgrundlagen – und das üb-
rigens nicht erst seit gestern, sondern seit 2002. Je-
dem Menschen mit etwas gesundem Menschenver-
stand muss doch klar sein, welche Bedrohung die Kli-
makrise für unsere Lebensgrundlagen darstellt – au-
ßer natürlich, man hat sein Studium an der YouTube-
Universität in Verschwörungstheorie absolviert.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Schulden machen an sich ist natürlich kein Selbst-
zweck. Aber es ist definitiv generationengerechter, 
neue Kredite aufzunehmen, als unseren Kindern ka-
putte Brücken, Straßen und Schultoiletten zu hinter-
lassen.  

(Zuruf von der AfD) 

Geld stinkt zwar nicht, aber dreckige Schulklos dafür 
umso mehr.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Aymaz: Vielen Dank. – Für die 
Landesregierung hat nun Herr Minister Optendrenk 
das Wort. 

Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finanzen: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich würde gerne noch ein paar wenige grundsätzli-
che Bemerkungen zu dem einen oder anderen hier 
in der Debatte Gesagten machen.  

Die Aufgabe von Staat ist die Gewährleistung von 
Frieden, von Freiheit, von Wohlstand, Sicherheit und 
gesunder Lebensumgebung. Das ist nicht nur Auf-
gabe der Politik, sondern es ist auch die Aufgabe der 
Gesellschaft, dabei anzupacken. Das müssen wir 
alle gemeinsam. Denn Geld allein wird die Heraus-
forderungen nicht bewältigen. Umso mehr werden 
wir sehr sorgsam auf den Umgang mit dem Geld ach-
ten. Unsere Grundsätze als Landesregierung sind: 
Wir wollen möglichst bürokratiearm, möglichst nach 
Dringlichkeit und Bedarf und möglichst zügig umset-
zen.  
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Es bleibt richtig: Die Politik muss im Sinne der Gene-
rationengerechtigkeit Chancen nutzen und sehr ge-
zielt Geld einsetzen – und zwar die Generationenge-
rechtigkeit in allen drei Dimensionen der Nachhaltig-
keit. Wenn ich Sie daran erinnern darf: Ich habe an 
diesem Pult in den letzten Monaten mit Ihnen mehr-
fach über das Nachhaltigkeitsdreieck und die 
Schwierigkeiten, das in praktische Politik umzuset-
zen, gesprochen.  

Herr Höne, deshalb überrascht mich ein wenig, wie 
pauschal Sie das Thema mit dem Konsum hier brin-
gen. Denn der, der sonst neben Ihnen sitzt und ge-
rade nicht da ist, sagt ansonsten an jeder Stelle: Wir 
geben zu wenig aus für Kinder und Bildung.  

(Beifall von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wir geben zu wenig aus für ... – Und deshalb will ich 
sehr deutlich sagen: Der Spagat, in dem wir als Politik 
uns befinden – nicht nur in Nordrhein-Westfalen –, ist 
der, dass wir in Deutschland als einzigen Rohstoff 
Grips haben. Deshalb hat diese Koalition völlig richtig 
entschieden, dass unser Schwerpunkt in allen Zei-
ten, in denen wir sehr sparsam mit dem Geld der 
Menschen umgehen müssen – auch mit den Steuer-
einnahmen, die wir selbst zur Verfügung haben –, Bil-
dung und Kinder sind.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Die klassische kamerale Unterscheidung zwischen 
Konsum und Investition ist zwar im Grundsatz richtig, 
im Einzelnen müssen Sie sich aber dann die Fragen 
stellen, ob das beispielsweise bezogen auf Kinder 
und Bildung der richtige Begriff ist, mit dem Sie poli-
tisch argumentieren. Als 2009 Armin Laschet hier 
Kinder- und Jugendminister des Landes war, haben 
wir zum ersten Mal als Land 1 Milliarde Euro für früh-
kindliche Bildung ausgegeben. Die Inflationsrate in 
den letzten 15 Jahren – bis auf die zwei Jahre, in de-
nen wir eine sehr hohe Inflation hatten – wird nicht 
wesentlich über 25 % kumuliert sein. Und trotzdem 
geben wir jetzt im aktuellen Haushalt 5,7 Milliarden 
Euro aus. Das ist also nicht inflationsbedingt, son-
dern wurde gesteigert aufgrund von viel mehr Plät-
zen, viel mehr Qualität und viel mehr Anforderungen, 
die an ein solches Personal, an die Organisation, an 
die Träger, an die Kommunen und an uns alle gestellt 
werden – 5,7 Milliarden Euro.  

Nach Ihrer Begrifflichkeit von eben, die natürlich ver-
ständlich, aber etwas leichtfertig war, wäre das Kon-
sum. Wir sollen weniger für Konsum ausgeben. Und 
gleichzeitig beklagen Sie als Opposition auf der an-
deren Seite, dass die Zahl der Kindergartenplätze 
möglicherweise zurückgeht, wenn wir nicht aufpas-
sen. Aber das ist doch genau der Spagat, in dem wir 
und befinden. Wir müssen investieren in Infrastruk-
tur, auch in Kindergärten, auch in Schulen, damit wir 
die Rahmenbedingungen dafür haben, dass bei we-
niger werdendem Personal, das im Berufsleben zur 
Verfügung steht, trotzdem die Kinder, die zusätzlich 

vorhanden sind, bei uns entsprechend in die früh-
kindliche Bildung kommen. Insofern ist es einfach 
verkürzt, zwischen Investitionen und Konsum zu un-
terscheiden. Ich gebe Ihnen recht, dass wir uns an 
manchen Stellen die Standards, was wir für Soziales 
ausgeben und wie effizient wir das tun, gerade auf 
bundesgesetzlicher Ebene sehr genau anschauen 
müssen. Aber da geht es eben nicht nur um Sozial-
standards.  

Ich will Ihnen mal ein Beispiel nennen. Die Deutsche 
Post macht als Konzern ihr gesamtes Beschaffungs-
wesen mit 1.000 Leuten. Das Bundeswehrbeschaf-
fungsamt in Koblenz hat 12.000 Leute. Die Summe, 
die da vergeben wird, ist etwa die gleiche. Und jetzt 
nehmen wir mal die eigentlichen Rüstungsgüter raus. 
Dann müsste doch der Rest dessen, was da be-
schafft wird – angefangen beim Papier bis hin zu den 
Druckerpatronen –, eigentlich mit der gleichen Zahl 
von Menschen zu schaffen sein.  

Das ist im Grunde auch eine Organisationsfrage. 
Und das ist mein Kernpunkt: Wir werden es nicht mit 
Geld lösen, sondern wir werden unseren Staat 
durchgehend modernisieren und auf andere Beine 
stellen müssen, weil wir sonst mit dieser Bürokratie 
weder das umgesetzt bekommen, was im Bund be-
schlossen worden ist, noch werden wir die Chance 
haben, uns angesichts der bestehenden demografi-
schen Herausforderungen zukunftsfest zu machen. 
Und das ist dann auch ein Beitrag zur Generationen-
gerechtigkeit.  

Wir werden das Personal nicht mehr haben, um un-
sere ineffizienten Strukturen, die wir als Staat in Zei-
ten aufgebaut haben, als wir viele Menschen hatten, 
die in den öffentlichen Dienst gehen konnten, überall 
so aufrechtzuerhalten. Wir werden auch Menschen 
haben müssen, die praktisch anderes tun. An den 
Stellen haben wir den gleichen Mangel von Fachkräf-
ten.  

Die Herausforderungen sind mit Geld nicht gelöst. 
Und trotzdem ist es richtig, dass wir an dieser Stelle 
jetzt sehr konsequent in die Zukunft investieren und 
dass wir Investitionsrückstände aufholen. – Danke 
schön.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD hat nun der Abgeordneten-
kollege Herr Ott das Wort. 

Jochen Ott*) (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich habe mich gefreut, 
dass wenigstens die stellvertretende Ministerpräsi-
dentin die Bereitschaft hat, in so einer historischen 
Stunde zu diskutieren. Der Ministerpräsident hält das 
nicht für nötig. Das finde ich sehr traurig.  

(Beifall von der SPD) 
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Zum Thema „Verschiebebahnhof“ möchte ich nur sa-
gen: Es gibt kein Bekenntnis – weder der CDU noch 
der Grünen – dazu, dass es im Land Nordrhein-
Westfalen keinen Verschiebebahnhof geben sollte. 
Die Zusätzlichkeit, die man in Berlin eingefordert hat 
und die jetzt vorgesehen ist, ein klares Bekenntnis 
dazu, wie viel Infrastrukturinvestitionen im Bundes-
haushalt enthalten sein müssen, gibt es für die Län-
der nicht und auch nicht für Nordrhein-Westfalen.  

Ich hätte mir bei so viel Backenaufblasen in Berlin 
gewünscht, dass man die gleichen Maßstäbe auch in 
unserem Land anwendet. Aber kein Wort dazu, we-
der von Grün noch von Schwarz.  

Auch nicht klar geworden ist Folgendes. Ich hatte 
eben dieses schöne Fußballbeispiel vom vergange-
nen Sonntag gebracht. Seien Sie doch bitte der Ball-
junge, der schon bereitsteht, wenn es so weit ist. Be-
reiten Sie sich vernünftig vor, damit es schnell geht, 
und hören Sie auf zu sagen: Wir warten erst mal ab. – 
Wir haben keine Zeit zu verlieren. Tempo und Eile 
sind angesagt.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von Thorsten 
Schick [CDU]) 

Sehr geehrter Herr Finanzminister, Sie haben zum 
wiederholten Male gesagt: Bildung hat Priorität. – 
Das Problem ist nur: In unserem Land haben die El-
tern von Kita-Kindern nicht das Gefühl, dass Kitas 
Priorität haben. In der Schule haben Sie das Problem 
auch. Sie erzählen hier zwar immer über den Bil-
dungshaushalt, das kommt bei den Menschen aber 
nicht an. Und woran liegt das? Weil Sie in der Tat mit 
einem Recht haben – das will ich aufgreifen –: Geld 
alleine wird die Strukturen nicht verändern, sondern 
wir müssen auch kritisch hingucken.  

Ich will daran erinnern, dass wir schon vor der letzten 
Landtagswahl gemeinsam mit den kommunalen 
Spitzenverbänden dafür gesorgt haben, dass die Bil-
dungsfinanzierung grundsätzlich in den Blick genom-
men werden soll. De Maizière und Steinbrück haben 
in ihrem Papier letzte Woche noch mal geschrieben, 
dass es im Bildungsbereich eine klare Verteilung zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen gibt. Sie ha-
ben das verweigert, bis heute.  

Das bildungsökonomische Gutachten liegt nicht vor. 
Da verplempern wir Geld in großen Mengen. Die 
Menschen sind wirklich unzufrieden, weil sie gar 
nicht mehr verstehen, wer im Bildungsbereich durch-
blickt. Überall da, wo Innovation gefragt worden 
wäre, da war Schwarz-Grün einfach nicht da, da sind 
Sie nicht auf dem Platz. Sie sind dann, wenn man sie 
braucht, nicht auf dem Platz.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von Matthias 
Kerkhoff [CDU]) 

Lassen Sie uns doch sofort anfangen. Lassen Sie 
uns das Gutachten zur Bildungsmodernisierung auf 
den Tisch legen. Ich bin sehr gespannt, Herr Opten-

drenk, ob Sie bereit sind, wenn die Ergebnisse der 
Enquetekommission zur Chancengleichheit vorlie-
gen – das wird in wenigen Monaten der Fall sein –, 
sehr grundsätzlich da ranzugehen und zu gucken: 
Wie sorgen wir dafür, dass das Bildungssystem in 
Nordrhein-Westfalen besser wird? 

Das ist eine große Chance, weil die vertraulich ta-
gende Enquetekommission uns am Ende auch ge-
meinsame Vorschläge präsentieren wird. Dann las-
sen Sie uns auch darangehen.  

Was Sie heute geliefert haben, bleibt wirklich an der 
Oberfläche, ohne konkret zu werden, ohne klar auf 
die Fragen zu antworten, die wir Ihnen gestellt ha-
ben. Sie haben wieder vertröstet. Sie haben wieder 
weggeschoben. Sie haben sich nicht bekannt.  

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Wenn all das stimmt, was 
viele Redner hier gesagt haben, dass wir in herausfor-
dernden Zeiten leben und dass die Menschen erwar-
ten, dass wir, die demokratischen Parteien, liefern, 
dann kommt es jetzt darauf an, nicht immer mit dem 
Finger auf die anderen zu zeigen, sondern dann 
kommt es darauf an, jeder an seinem Platz das 
Ganze umzusetzen.  

Ich verrate Ihnen kein Geheimnis, wenn ich sage: Die 
nordrhein-westfälische CDU hat im Moment eine be-
sondere Aufgabe, denn gerade beim Thema „Alt-
schulden“ wird es am Ende daran liegen, ob wir das 
gemeinsam hinbekommen. Jeder, der sich ein biss-
chen auskennt, weiß ganz genau, was ich damit 
meine. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Meine Damen und Herren, es liegen mir keine weite-
ren Wortmeldungen mehr vor. Daher schließe ich 
nun diese Aktuelle Stunde.  

Wir kommen zu:  

2 Ein Herz und Heim für Tiere in Nordrhein-West-
falen: Tierschutz fördern – Tierheime stärken 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/13163 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/13278 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der CDU der Abgeordnetenkolle-
gin Frau Winkelmann das Wort. 
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Bianca Winkelmann (CDU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In Nord-
rhein-Westfalen leben circa 2,3 Millionen Katzen und 
etwa 2,2 Millionen Hunde. Für viele Menschen gehö-
ren Hund und Katze zur Familie. Ich vermute, dass 
das bei vielen Kollegen hier im Hohen Hause auch 
so ist.  

(Thorsten Klute [SPD]: Genau!) 

Auch ich bin mit Katzen, Pferden, Wellensittichen 
und Kaninchen aufgewachsen. Ein Leben ohne ei-
nen Hund kann ich mir ehrlich gesagt gar nicht vor-
stellen. Hunde gehörten schon immer zu unserer Fa-
milie dazu.  

Nicht immer laufen aber der Erwerb und das Zusam-
menleben mit einem Haustier problemlos. Vor allem 
während der Coronapandemie haben sich viele Men-
schen ein Haustier angeschafft und dann gemerkt, 
dass sie unter normalen Umständen leider nicht ge-
nug Zeit für ihre neuen Familienmitglieder haben.  

Oft blieb dann nur der Weg in das nächstgelegene 
Tierheim, um den eigenen Alltag wieder bewältigen 
zu können. Spätestens seit der Pandemie sind viele 
Tierheime überlastet. Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Einrichtungen geben alles, um sich 
bestmöglich um ihre Schützlinge zu kümmern, arbei-
ten aber oft an der Belastungsgrenze – und das ganz 
häufig ehrenamtlich. Deshalb wollen wir in Nord-
rhein-Westfalen helfen, und zwar gezielt: mit einer 
Anpassung der Förderrichtlinie, Schulungen und ei-
ner Evaluation der Finanzierung.  

Nun ist die Finanzierung der Tierheime in Nordrhein-
Westfalen auch Aufgabe der Kommunen bzw. der 
Kreise, zumindest wenn es um die Aufnahme von 
Fundtieren geht. Das Land Nordrhein-Westfalen un-
terstützt die Tierheime allerdings bei den Kosten für 
bauliche Maßnahmen und beispielsweise mit einer 
Energiekostenentlastung in der Hochphase der Ener-
giekrise.  

Wir wollen nun unter der Moderation der Landestier-
schutzbeauftragten einen Dialogprozess anstoßen, 
um gemeinsam mit den entsprechenden Verbänden 
dauerhaft eine auskömmliche Finanzierung zu errei-
chen, damit die Tierheime nicht in einem solchen 
Maß auf Spenden und Mitgliedsbeiträge angewiesen 
sind. 

Unser Anliegen ist es darüber hinaus, die Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Förde-
rung baulicher Maßnahmen in Tierheimen so zu er-
gänzen, dass neben der Finanzierung baulicher 
Maßnahmen vor allem auch eine zeitgemäße IT-
Ausstattung für die vielfältigen administrativen Auf-
gaben möglich wird. 

Lassen Sie mich noch einen Satz zum Entschlie-
ßungsantrag der SPD-Kollegen sagen. Wir haben es 
bereits im vergangenen Jahr diskutiert. Ehrlich 

gesagt, hat sich an unseren Argumenten nichts ge-
ändert. 

(René Schneider [SPD]: Kein Geld!) 

Wir wissen doch, dass die Tierheime heute schon 
überfüllt sind. Durch die Streichung der Auslandstier-
klausel würden Sie doch immer mehr Tiere in die 
Heime holen. Außerdem würde ein Anreiz erzeugt, 
im Ausland noch mehr Welpen zu produzieren. Da-
mit würden wir den illegalen Welpenhandel nur im-
mer mehr befeuern. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Das treibt mich persönlich wirklich sehr um. In mei-
nem Heimatdorf Preußisch Ströhen wurden im Jahr 
2013 insgesamt zehn völlig verwahrloste Hunde aus-
schließlich kleiner Rassen ausgesetzt. Es waren im-
mer ein kleiner Rüde und eine Hündin pro Rasse, um 
mit den jeweiligen Pärchen möglichst viele Welpen 
zu produzieren. Einen habe ich selbst gefunden: ei-
nen kleinen Yorkshire Terrier in einem Zustand, den 
ich vorher noch nie erlebt hatte. Was den kleinen Le-
bewesen passiert war, ist eine unvorstellbare Tier-
quälerei, die vor allem in süd- und osteuropäischen 
Nachbarländern immer noch stattfindet. 

Die Anonymität im Netz ist eine ideale Vorausset-
zung für die kriminellen Machenschaften im illegalen 
Welpenhandel. Mit Erlaubnis der Präsidentin zitiere ich 
die Landestierschutzbeauftragte Frau Dr. von Dehn: 

„Monatlich werden ca. 46.000 (!) Hunde zwischen 
den EU-Ländern gehandelt. Die Dunkelziffer ist 
wesentlich höher!“ 

Nun ist uns klar, dass wir aus Nordrhein-Westfalen 
heraus keine Regelungen treffen können. Dies muss 
vonseiten des Bundes bzw. auf europäischer Ebene 
geregelt werden, wenn es zielführend sein soll. Wir 
sollten aber nicht nachlassen, immer wieder auf die 
Alarmsignale hinzuweisen, auf die potenzielle Hun-
dekäufer achten sollten. 

So finden sich auf der Homepage des nordrhein-
westfälischen Landwirtschaftsministeriums Tipps für 
den Welpenkauf. Jeder verantwortliche Tierfreund 
sollte keinen Kauf ausschließlich über Internetportale 
oder soziale Medien tätigen, keine Welpenübergabe 
auf Parkplätzen oder in Seitenstraßen durchführen, 
Welpen frühestens ab der achten Lebenswoche in 
seinen Haushalt aufnehmen und zwingend darauf 
achten, dass Muttertier und Welpen einen gepflegten 
und munteren Eindruck machen sowie idealerweise 
entwurmt, geimpft und gechipt sind. Im besten Falle 
haben sie auch einen EU-Heimtierausweis. 

Für uns ist Tierschutz kein „nice to have“. Für uns ist 
es eine Grundhaltung. Hier in Nordrhein-Westfalen 
wollen wir diese aktiv unterstützen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht nun Abgeordne-
tenkollege Herr Rüße. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn ich 
hier jetzt mal die Frage stellen würde, wer von uns 
ein Haustier besitzt, dann gingen jede Menge Arme 
hoch. Das zeigt, wie wichtig uns Haustiere sind und 
was sie uns bedeuten. Fast jeder hat mittlerweile ei-
nen Hund oder eine Katze und erfreut sich an den 
Tieren. Gerade in schwierigen Situationen sind Hau-
stiere oftmals diejenigen, die den Menschen Trost 
spenden. Wenn Menschen einsam sind, gerade viele 
ältere Menschen, dann sind Haustiere oft der letzte 
Anker, der viel Freude spendet. 

Andererseits – das ist Thema des Antrags und die 
andere Seite der Medaille – überfordern Haustiere 
gelegentlich den Menschen, oder der Mensch hat am 
Anfang nicht lange genug nachgedacht, ob er wirk-
lich in der Lage ist, diesen süßen Welpen oder diese 
kleine Katze die nächsten 10, 12 oder 15 Jahre zu 
betreuen und für ihn bzw. sie zu sorgen. 

Manchmal ändern sich Lebensumstände, sodass 
man es nicht mehr schafft. In diesen Momenten wer-
den diese Tiere dann abgegeben. Sie gehen ans 
Tierheim und werden dort betreut. Dazu kommen 
noch die von den Kommunen an die Tierheime ab-
gegebenen Tiere: Fundtiere, herrenlose oder auch 
beschlagnahmte Tiere, weil der Halter bzw. die Hal-
terin mit dem Tier nicht mehr zurechtkam oder das 
Tier möglicherweise eine Gefahr für die Öffentlichkeit 
geworden ist. 

Auch diese Tiere werden von den Kommunen an die 
Tierheime abgegeben. An der Stelle übernehmen 
Tierheime eine öffentliche Aufgabe. Es ist eine pflich-
tige Aufgabe der Kommunen, sich um diese Tiere zu 
kümmern. Ich vergleiche das immer ganz gerne mit 
den Freiwilligen Feuerwehren gerade im ländlichen 
Raum. Viele Kommunen müssten eine Berufsfeuer-
wehr irgendwie organisieren, wenn sie die Freiwillige 
Feuerwehr nicht hätten. Das wäre unglaublich teuer 
für die Kommunen. Sie sind sehr dankbar – das wis-
sen wir alle –, dass die Freiwilligen Feuerwehren 
diese Aufgabe übernehmen und so die Kommunen 
entlasten. 

Genauso wie die Feuerwehr eine pflichtige Aufgabe 
ist, genauso ist – das habe ich gerade schon gesagt – 
auch die Aufnahme von Fundtieren und beschlag-
nahmten Tiere eine pflichtige Aufgabe der Kommu-
nen. 

Wir haben das Problem – das hat sich schon ein biss-
chen gebessert –, dass sich die Tierheime sehr oft 
darüber beklagen, dass die an sie gezahlten Sätze 
für die Unterbringung der Tiere zu niedrig, also nicht 
kostendeckend sind. Da braucht es einen fairen Aus-
gleich zwischen den Kommunen, die diese Kosten zu 

tragen haben, und den Tierheimen, die die Leistung 
übernehmen. Genau das wollen wir. Das steht im 
Zentrum des Antrags. Genau da möchten wir ran. 

Wir möchten aber nicht von oben vorgeben, was nun 
genau zu zahlen ist, sondern wir möchten gerne, 
dass beide Seiten sich an einen Tisch setzen und zu-
sammen Sätze vereinbaren, mit denen beide Seiten 
leben können. Es muss eine Richtschnur bzw. eine 
Empfehlung in den Raum hineinkommen, an der sich 
die Tierheime und die Kommunen orientieren kön-
nen, damit dort in Zukunft kostendeckende Sätze ge-
zahlt werden. Das ist uns sehr wichtig. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Wir haben in der Vergangenheit viele Gespräche mit 
Tierheimen geführt. Neben dieser Frage wurde im-
mer wieder die Frage der Förderung von baulichen 
Maßnahmen angesprochen. Viele Tierheime haben 
gesagt: Es ist ja sehr schön, dass es das Programm 
gibt, aber wir haben auch noch ein spezielles Problem, 
und das ist die IT-Ausstattung in unseren Tierhei-
men. Die ist in neun von zehn Tierheimen veraltet; da 
muss etwas passieren.  

Auch da wollen wir mit unserem Antrag eine Verän-
derung erreichen, nämlich dass die IT-Ausstattung 
nicht wie bisher ausgeschlossen ist, sondern über 
dieses Programm gefördert werden kann. Und weil 
da sehr viel Ehrenamt aktiv ist, möchten wir genauso 
gerne Schulungen in betriebswirtschaftlicher Hinsicht 
für die Tierheime unterstützen.  

Ein Wort zum SPD-Antrag: Ich fand ihn ehrlich ge-
sagt ein bisschen dünn. 

(Heiterkeit von René Schneider [SPD]) 

Lieber René, die Frage der sogenannten Auslandstier-
klausel haben wir hinreichend erläutert. Ich finde, es 
ist sehr deutlich: Wenn Tierheime das machen wol-
len, dann können sie das tun, dann ist das für diese 
Tierheime in gewissem Sinne ein Geschäftsmodell. 
Das muss aber nicht noch seitens des Landes geför-
dert werden.  

Wir müssen die Unterbringung von Fundtieren und 
beschlagnahmten Tieren fördern. Das ist die wichtige 
Aufgabe der Kommunen, bei der wir sie unterstützen 
wollen. Das andere müssen Tierheime für sich ent-
scheiden. Da ist meine Entscheidung klar: Dafür 
kann es keine Landesförderung geben.  

Ich bitte darum, unserem Antrag zuzustimmen. – Vie-
len Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die SPD spricht nun Abgeordnetenkollege Herr 
Schneider. 
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René Schneider*) (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Und 
sie bewegt sich doch. Die Koalition aus CDU und 
Grünen bewegt sich doch noch im Sinne der Tier-
heime in Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der SPD) 

Endlich liegt ein Antrag vor, in dem CDU und Grüne 
anerkennen, dass der Tierschutz dringend Hilfe 
braucht. Das ist gut. Dafür bin ich Ihnen sehr dankbar – 
ernsthaft.  

Doch jetzt gilt es, an den Sparfüchsen Ihrer Fraktio-
nen vorbeizukommen, um neben den üblichen kos-
tenlosen Durchhalteparolen und Dankesformeln 
spürbare Veränderungen in diesen Antrag hineinzu-
bekommen. Denn bislang wollen CDU und Grüne 
den bröckelnden Tierheimen mit einem runden Tisch 
und Infomaterial helfen. Das ist gut gemeint, damit 
wird aber kein Katzenhaus modernisiert und kein 
Hundezwinger wieder ganz. Worte allein reparieren 
gar nichts. Die Tierheime brauchen mehr Geld.  

(Beifall von der SPD) 

Wir von der SPD schlagen daher ein Investitionspa-
ket für den Tierschutz vor. Auch das leistet ein funk-
tionierender Staat.  

Die Tierheime haben es bitter nötig. Die Bundestier-
schutzbeauftragte Ariane Désirée Kari von den Grü-
nen hat das vor etwa einem Jahr, im März 2024, sehr 
gut auf den Punkt gebracht: 

„‚Die Lage der Tierheime in Deutschland ist dra-
matisch und ihre akute Überlastung eines der 
dringlichsten Tierschutzprobleme‘, sagte sie der 
Nachrichtenagentur dpa. Eine schnelle finanzielle 
Unterstützung sei notwendig.“ 

Hier und im Interview, Herr Rüße, mit den Fingern auf 
die Kommunen zu zeigen, löst das Problem nicht. 
Die haben das Geld einfach nicht. 

In unserem Entschließungsantrag machen wir des-
halb schon heute drei Vorschläge, und zwar nicht nur 
zum Auslandstierschutz und der Auslandstierklausel. 
Diese drei Vorschläge wollen wir in den weiteren Be-
ratungen gerne noch in diesen Antrag einarbeiten.  

Erstens. Nehmen Sie die Kürzungen bei der Lan-
destierschutzbeauftragten zurück – der Landestier-
schutzbeauftragten, die Sie jetzt nutzen, um mit den 
Tierheimen in Kontakt zu kommen. Deren Budget ha-
ben Sie im aktuellen Haushalt gekürzt.  

Zweitens. Statten Sie Förderprogramme endlich ver-
nünftig aus. Symptomatisch steht dabei für mich die 
Förderung der Kastration von Katzen. Es wäre schon 
ein kleines Wunder, wenn dieser Topf bis Ostern 
reicht. Da müssen mehr als 200.000 Euro jährlich 
rein.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Ich kann mich an 
die Debatten mit der SPD erinnern! Als wir das 

eingeführt haben, war die Begeisterung nicht 
so groß!) 

Drittens – und erst dann sind wir bei der Auslandstier-
klausel, Herr Rüße –: Passen Sie die Förderbedin-
gungen so an, dass sie auch praxistauglich sind. 
Noch immer schrecken Tierheime davor zurück, das 
Förderprogramm für Baumaßnahmen und damit 
auch für die IT-Ausstattung zu nutzen. Denn wer die-
ses Geld nimmt, der darf für fünf Jahre kein Tier aus 
dem Ausland aufnehmen. Wer will das eigentlich ga-
rantieren?  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Richtig so! So sinn-
voll ist das Programm!) 

Und, lieber Herr Rüße – jetzt arbeite ich mich an Ihnen 
ab, obwohl es eigentlich die CDU sein müsste –, ma-
chen doch auch ernst bei den Überlegungen, das An-
tragsverfahren selbst zu verändern. Ich erinnere Sie 
an Ihre Worte aus dem Februar 2024. Damals haben 
Sie hier vorne gestanden und von den Rückmeldun-
gen berichtet, die Sie aus den Tierheimen bekom-
men hätten. Zitat: „Könnt ihr nicht noch mal versu-
chen, den Antrag etwas zu vereinfachen?“ Das sei 
Ihnen gesagt worden. Ihre Folgerung: „Man kann tat-
sächlich noch mal darüber nachdenken, das zu tun.“ 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Ja! Haben Sie mal 
Vertrauen ins Ministerium!) 

Jetzt können wir das gemeinsam machen. Machen 
ist wie wollen, nur krasser. Werden Sie von CDU und 
Grünen doch endlich krass im Sinne der Tiere und 
der Menschen, die sich in den Tierheimen Nordrhein-
Westfalens um sie kümmern.  

Wir müssen endlich etwas tun, sowohl mit Blick auf 
die Lage in den Tierheimen als auch mit Blick darauf, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen, was gerade hier im Parlament passiert. 
Die AfD hat zuletzt immer wieder versucht, sich in 
diesem Politikfeld zu tummeln; ihre Anträge sind voll 
mit verquerer Ideologie. Dem muss dieses Haus 
doch etwas Positives entgegensetzen, mit dem Prob-
leme gelöst und nicht einfach nur nacherzählt wer-
den.  

Ich hoffe, das gelingt uns gemeinsam in den weiteren 
Beratungen im Ausschuss. Der Überweisung stim-
men wir deshalb gerne zu.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Immerhin etwas!) 

Glück auf und Gottes Segen!  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP spricht nun Abgeordneten-
kollege Herr Brockes. 
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Dietmar Brockes*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Tierschutz ist ein wichtiges An-
liegen für viele Bürgerinnen und Bürger, für uns Freie 
Demokraten und für viele, die selbst Tierbesitzer 
sind. Der Kollege Rüße hat es eben schon angespro-
chen. Ich glaube, viele hier im Hohen Hause sind 
selbst Tierbesitzer und teilen die Leidenschaft für die 
Tiere.  

Die Tierheime in Nordrhein-Westfalen leisten einen 
zentralen Beitrag, indem sie Fundtiere aufnehmen 
sowie ausgesetzte Tiere fachgerecht versorgen. 
Doch die steigende Zahl abgegebener Tiere und der 
unkontrollierte illegale Onlinehandel bringen sie zu-
nehmend an ihre Grenzen. 

Mit dem vorliegenden Antrag von CDU und Grünen 
wird diese Problematik deshalb zu Recht aufgegrif-
fen. Doch wie so oft gilt: Gute Absichten allein rei-
chen nicht aus. Es braucht durchdachte und finan-
zierte Lösungen, die für alle Beteiligten langfristig 
tragfähig sind. 

(Beifall von der FDP – Jens-Peter Nettekoven 
[CDU]: Wie sehen die aus?) 

Die aktuellen finanziellen Engpässe vieler Tierheime 
bleiben nämlich auch durch den Antrag leider völlig 
ungelöst, Herr Kollege. Die vorgeschlagenen Maß-
nahmen sind auf langfristige Lösungen ausgelegt 
und bieten keine Hilfe für die Einrichtungen, die be-
reits jetzt um ihre Existenz kämpfen. 

Deshalb ist der entscheidende Satz in Ihrem Antrag 
leider der, der die Forderungen einleitet. Dort steht: 
„Der Landtag beauftragt die Landesregierung im 
Rahmen bereiter Haushaltsmittel“, und dann werden 
die Punkte aufgelistet. Das ist der Casus knacksus, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von Union und Grü-
nen. Sie möchten – das finden wir gut –, dass sich 
die Landestierschutzbeauftragte mit den kommuna-
len Spitzenverbänden, Tierschutzverbänden und de-
ren Mitgliedern zusammensetzt, um betriebswirt-
schaftliche Beratungen zu liefern, um das Ganze ef-
fizienter zu machen. 

Aber bei genau dieser Landestierschutzbeauftragten 
haben Sie im aktuellen Haushalt eine Kürzung vor-
genommen, und zwar um 127.000 Euro, während 
Sie ihr jetzt die Aufgaben geben wollen. Das ist doch 
absolut widersprüchlich und passt nicht zusammen. 

(Matthias Kerkhoff [CDU]: Warum das denn?) 

Ebenso fordern Sie die Evaluierung – das ist richtig – 
der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendun-
gen zur Förderung baulicher Maßnahmen in Tierhei-
men. Aber erst 2026, also erst in einem Jahr, wollen 
Sie mit der Evaluierung anfangen, obwohl wir doch 
alle wissen, dass jetzt Handlungsbedarf besteht. Das 
ist viel zu spät. 

(Beifall von der FDP) 

Sie verstecken sich dahinter, dass die Mittel bisher 
nicht abgerufen wurden. Es ist eben angesprochen 
worden: aufgrund der Auslandstierregelung. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Nein, das ist nicht 
der Grund!) 

– Herr Kollege Rüße, das wird getan, obwohl wir wis-
sen, dass der Bedarf hier enorm ist. Das macht doch 
deutlich, dass Ihre Regelung an der Realität vorbei-
geht. Wir brauchen eine Lockerung bei der Auslands-
tierregelung. Lassen Sie uns über eine Quote oder 
Ähnliches reden. 

Auch wir wollen nicht, dass das zu einem Geschäfts-
modell wird, Herr Kollege Rüße. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das ist es schon! – 
Zuruf von Matthias Kerkhoff [CDU]) 

Wir müssen den Tierheimen aber doch eine Möglich-
keit geben, im Notfall den ausländischen Tieren erst 
mal eine Unterkunft zu bieten. Das ist doch wohl 
mehr als geboten. Lassen Sie uns da also über eine 
vernünftige Regelung sprechen. 

(Beifall von der FDP) 

Gut finden wir die Digitalisierung der Tierheime. Hie-
rin sehen wir Freien Demokraten eine sinnvolle Maß-
nahme. Eine optimierte Verwaltung reduziert den ad-
ministrativen Aufwand, erleichtert die Tiervermittlung 
und senkt langfristig die Kosten. In diesem Sinne un-
terstützen wir die Initiative. 

Klar muss auch sein, dass eine bessere Kontrolle 
des Onlinehandels notwendig ist, um illegale Ma-
chenschaften zu verhindern und so die Tierheime 
auch vor Überfüllung zu schützen. Aufklärung gerade 
der zukünftigen Tierbesitzer ist daher besonders 
wichtig. Liebe Kolleginnen und Kollegen, dazu waren 
bzw. sind wir hoffentlich noch in einem guten Aus-
tausch. Martin Rütter hat uns Vorschläge gemacht, 
wie man das anders regeln kann. Darüber sollten wir 
noch mal reden. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Ebenso ist es wichtig, dass wir für steuerliche Er-
leichterungen für Spender für Tierheime sorgen, um 
private Initiativen zu stärken. Es muss nicht immer al-
les der Staat bezahlen. 

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. Der Tier-
schutz ist wichtig, und es muss dringend Abhilfe ge-
schaffen werden. Der Antrag hilft bei den aktuellen 
Problemen der Tierheime jedoch leider nicht weiter. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Deshalb freue ich mich auf die weiteren Beratungen 
und hoffe, dass wir gemeinsam nach Lösungen su-
chen und sie finden. – Vielen Dank. 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Herr Schalley. 

Zacharias Schalley (AfD): Frau Präsidentin! Werte 
Damen und Herren! Was bringt Tierheime zum Über-
laufen? Glaubt man CDU und Grünen, sind es die 
wieder regulären Arbeitsbedingungen nach der Pan-
demie – eine sehr kreative Analyse. Da fragt man sich 
ja fast, wie die Leute sich jemals um ihre Haustiere 
kümmern konnten, bevor man sie in den Erkältungs-
hausarrest gesperrt hat. Offenbar muss man die 
Menschen deprimiert zu Hause einsperren, damit 
ihre Hunde nicht verwahrlosen. 

Was die Verräter-Union und ihre grünen Frauchen, 
Herrchen und … – gibt es eigentlich ein gendersen-
sibles Wort für transsexuelle Hundehalter? – ver-
schweigen, ist die Neufassung der Gebührenord-
nung für Tierarztkosten vor drei Jahren. 

(Thorsten Klute [SPD]: Zum Thema bitte!) 

Quasi über Nacht wurden Tierarztbesuche mal eben 
um 30 % teurer. Da überlegen sich die Tierhalter an-
gesichts von Inflation und massiv gestiegenen Le-
benshaltungskosten, ob die Wurmkur nicht ausfallen 
kann oder man das Tier direkt im Tierheim abgibt. 
Wer hätte es gedacht? Wenn Tierhaltung teurer wird, 
können sich weniger Leute Tiere leisten. Verblüffend! 

Dann wundert man sich tatsächlich, warum auch die 
Tierheime sich kaum noch über Wasser halten kön-
nen. Von einem Tierschutzverein aus Saarbrücken 
hieß es, es würden auch wegen der neuen Gebüh-
renordnung keine Hunde mehr an Menschen ohne 
Job vermittelt. Vom Landesverband Rheinland-Pfalz 
des Deutschen Tierschutzbundes heißt es, die Zahl 
der aus finanziellen Gründen in Tierheimen abgege-
benen Tiere sei stark gestiegen. Nicht nur die Gebüh-
ren für Tierärzte sind nämlich gestiegen, die gesam-
ten Haltungskosten sind gestiegen. Futtermittel sind 
letztes Jahr um 17 % teurer geworden. Durch die 
Hundesteuer werden regelmäßig 421 Millionen Euro 
den klammen Kommunen in die Kassen gespült bzw. 
den Haltern aus der Tasche gezogen. 

Charmant, wie sie ist, unterstellt die CDU den Betrei-
bern der Tierheime durch die Blume unternehmeri-
sches Versagen und will den Tierheimbetreibern eine 
Wirtschaftsberatung zur Seite stellen. Vielleicht hät-
ten Sie selbst eine Wirtschaftsberatung gebraucht, 
bevor Sie Schulden von über 1 Billion Euro machen. 
Ich bin gespannt, ob von dieser Billion überhaupt etwas 
zu den Tierheimen durchsickert, denn diese sind – 
nur zur Erinnerung – kommunale Pflichtaufgabe und 
damit Teil der Infrastruktur. 

Wenn es nicht zahllose Ehrenamtler geben würde, 
müssten die Kommunen die gesamten Kosten selber 
tragen, also Personal, Futter, Immobilien etc. kom-
plett allein bezahlen. Diesen Ehrenamtlern macht 

man jetzt ihre vermeintlich mangelnden BWL-Kennt-
nisse zum Vorwurf. 

Sie fordern einen Stopp des zwielichtigen Onlinehan-
dels von Hinterhofzüchtungen. Dabei sind Sie dafür 
doch mitverantwortlich. Seriösen Züchtern in Deutsch-
land und NRW werden gigantische bürokratische 
Steine in den Weg gelegt – 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das ist doch 
Quatsch!) 

Gesundheitszertifikate, Wurfplanungen, Werbehür-
den, Genehmigungen und Kontrollen von Veteri-
näramt und Tierärztekammern ab drei Hunden oder 
drei Würfen pro Jahr –, nur damit am Ende ein ah-
nungsloser Grüner wie Herr Rüße behaupten kann, 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Dass Sie keine Ah-
nung haben, unterscheidet uns beide!) 

dass diese oder jene Rasse eine Qualzucht darstelle 
und sowieso verboten gehöre.  

Was wir hier erleben, ist die klassische Geldstrafe für 
Ehrlichkeit. Seriöse Züchter kämpfen gegen eine bü-
rokratische Hydra, während die Schwarzmarktanbie-
ter ungehindert Reibach machen. Ihre Lösung – wen 
wundert es? –: mehr Datenbanken, mehr Zettelwirt-
schaft, mehr Bürokratie. 

Wenn Hunde aus Kofferräumen an der Autobahn-
raststätte verscherbelt werden, dann ist dem Tier-
schutz mit nichts besser geholfen als mit ein paar 
mehr Aktenordnern in einem Büroschrank, so offen-
bar die Linie der Grünen. 

Wenn es um die Vierbeiner geht, frage ich mich auch, 
ob Sie absichtlich die Falschen schützen oder Ihnen 
domestizierte Arten einfach zu langweilig sind. Erst 
vor wenigen Tagen haben Jäger einhellig davor ge-
warnt, mit dem Hund im Wald spazieren zu gehen, 
weil man mittlerweile selbst in meinem Heimatkreis 
Neuss, aber auch in Bottrop oder Mettmann Gefahr 
läuft, aggressiven Wölfen beim Gassigehen zu be-
gegnen. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Oh Gott!) 

Inwieweit es den ohnehin schon überfüllten Tierhei-
men helfen wird, wenn es mehr verstümmelte Haus-
hunde durch Wolfsangriffe gibt, das müsste mir ein 
CDUler noch einmal erklären. Aber gut, vielleicht se-
hen Sie das als eine innovative Maßnahme zur Be-
kämpfung der Klimasünde Haustier. Wie ist eigent-
lich die CO2-Bilanz von Hunden, Herr Rüße? 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Oh! – Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]: Es gibt doch kein 
CO2-Problem bei der AfD! Das macht doch die 
Sonne!) 

Unter dem tierfreundlichen Deckmantel dieses An-
trags verbirgt sich nichts außer Bürokratisierung, Da-
tensammlung und Wichtigtuerei. 
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(Thorsten Klute [SPD]: Zum Thema bitte!) 

Geschützt werden einzig und allein die Kröten und 
Mäuse in den Brieftaschen der Bürokraten, und diese 
sind wahrlich keine seltenen, gefährdeten Arten.  

Dass die SPD einen Entschließungsantrag zur Er-
leichterung des Imports von rumänischen Straßen-
hunden in die deutschen Tierheime nachschiebt, ver-
wundert bei dieser Gutmenschenpartei auch nicht 
mehr. Mit diesem Antrag könnte man höchstens die 
Box der Welpen auslegen, die noch nicht stubenrein 
sind. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Welche Pilze waren 
das heute Morgen?) 

Daher ist dazu genug gesagt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Landesre-
gierung spricht nun Frau Ministerin Gorißen. 

Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Tierheime 
sind weit mehr als nur Anlaufstellen für Tiere in Not. 
Sie sind Orte des Engagements und der Verantwor-
tung, die von unermüdlichen Trägern und Menschen 
getragen werden. Hinter jedem Tierheim stehen 
meist ehrenamtlich tätige Helferinnen und Helfer, die 
mit ihrem Einsatz und ihrem Herzen dafür sorgen, 
dass Tiere in Not nicht vergessen werden. 

Aufgrund dieser Struktur ist es richtig, dass sich die 
Politik für eine Unterstützung der Tierheime stark-
macht. Daher begrüßt die Landesregierung den vor-
liegenden Antrag der regierungstragenden Fraktio-
nen, mit dem die Betriebsführung von Tierheimen op-
timiert, bauliche und auch administrative Maßnah-
men gefördert und weitere Empfehlungen und Ent-
schließungen auf Landesebene umgesetzt werden 
sollen. 

Die Forderungen des Antrags setzen auf mehreren 
Ebenen an, von denen ich heute drei aufgreifen 
möchte. 

Erstens nenne ich die Erarbeitung von Empfehlun-
gen für den wirtschaftlichen Betrieb von Tierheimen 
und eine professionelle betriebswirtschaftliche Bera-
tung sowie entsprechende Schulungen für ge-
schäftsführende Mitarbeitende von Tierheimen. Das 
Büro der Landestierschutzbeauftragten wird hierzu in 
Zusammenarbeit mit den Beteiligten die Kernprob-
leme der Tierheime nacheinander aufgreifen und be-
arbeiten. Ein Konzept für entsprechende Fortbil-
dungsangebote befindet sich bereits in der Planung. 

Wie im Antrag gefordert, wird zweitens die Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Förde-
rung baulicher Maßnahmen in Tierheimen dahin 

gehend evaluiert, ob neben Investitionen in Neu-, An- 
oder Umbauten eine Förderung der für administrative 
Aufgaben benötigten Ausstattung, zum Beispiel einer 
zeitgemäßen IT, möglich ist. Wir werden im Rahmen 
der Evaluation der Richtlinie alle Aspekte und Vor-
schläge prüfen, die sich im Laufe der Jahre ergeben 
haben, um die erzielten Ergebnisse in die Neugestal-
tung der Richtlinie ab dem Jahr 2028 einfließen zu 
lassen. 

In der heutigen Zeit ist es nicht nur wünschenswert, 
sondern unerlässlich, dass Tierheime im IT-Bereich 
zeitgemäß ausgestattet, die entsprechende Hard-
ware und die Softwareverträge vorhanden sowie die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausreichend ge-
schult sind. Hier können wertvolle Ressourcen ge-
spart werden, die dann zeitlich einer guten und auch 
umfassenden Versorgung aufgenommener Tiere zu-
gutekommen. In welcher Form und in welchem Um-
fang wir hierbei Unterstützung leisten können, wird 
im Detail zu prüfen und zu klären sein. 

Drittens. Zur Prüfbitte hinsichtlich der Forderung der 
Entschließung des Bundesrates „Tierschutz stärken – 
Onlinehandel mit Wirbeltieren stärker reglementie-
ren“ für die Einrichtung der zentralen Recherche-
stelle zur Überwachung des Onlinehandels mit Wir-
beltieren liegt den Bundesländern der Entwurf einer 
Verwaltungsvereinbarung zur Unterzeichnung vor. 
Wir werden die hierfür benötigten Haushaltsmittel be-
reitstellen, sodass einer Unterzeichnung der Verein-
barung in diesem Jahr nichts entgegensteht. 

Auch die Schaffung einer länderübergreifenden Da-
tenbank über Tierhaltungs- und Betreuungsverbote 
sowie über versagte bzw. widerrufene tierschutz-
rechtliche Erlaubnisse gemäß § 11 Abs. 1 des Tier-
schutzgesetzes begrüßt die Landesregierung. Sie 
wäre ein notwendiges und zugleich sinnvolles Instru-
ment, um tierschutzwidrige Zustände effizient und 
schnell abstellen zu können. Entsprechende Änderun-
gen im Bundesrecht standen im Jahr 2024 zur Diskus-
sion, konnten aber wegen des vorzeitigen Endes der 
Bundesregierung nicht mehr umgesetzt werden. 

Insgesamt unterstützt die Landesregierung die For-
derungen der Regierungsfraktionen zur Stärkung 
des Tierschutzes und der Förderung der Tierheime 
in Nordrhein-Westfalen. Da einige Maßnahmen nur 
mit zusätzlichen Haushaltsmitteln realisierbar sind, 
werden wir daher intensiv prüfen, inwiefern die benö-
tigten Mittel bereitgestellt werden können. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Die Unterstützung der Tierheime ist nicht nur eine 
Frage des Tierschutzes, sie ist auch Ausdruck unse-
rer gesellschaftlichen Verantwortung für das Wohl der 
Tiere. Wir werden gemeinsam daran arbeiten, diesen 
wichtigen Beitrag auch in Zukunft zu leisten. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Meine Damen und Herren, wir sind am Schluss der 
Aussprache. 

Wir gehen über zur Abstimmung über die Überwei-
sung des Antrages der Fraktionen von CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 18/13163 und 
des Entschließungsantrags der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/13278. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung des Antrages Drucksache 18/13163 an 
den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucher-
schutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Heimat 
und Kommunales. Die abschließende Beratung und 
Abstimmung sollen im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Der Entschließungsan-
trag Drucksache 18/13278 würde entsprechend 
überwiesen. Wer stimmt gegen die Überweisung? – 
Keine Gegenstimmen. Wer enthält sich? – Auch 
keine Enthaltungen. Damit ist diese Überweisungs-
empfehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

3 NRW muss funktionieren: Handlungsbedarf 
bei der inneren Sicherheit darf nicht ignoriert 
werden 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/13146 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der SPD der Abgeordnetenkollegin Frau Kamp-
mann das Wort.  

Christina Kampmann*) (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach 
acht Jahren CDU-geführter Landesregierung ist 
Nordrhein-Westfalen unsicherer geworden. Die Ge-
waltkriminalität ist seit zwei Jahren auf dem höchsten 
Stand seit 2015. Mord und Totschlag: ebenfalls ein 
Zehn-Jahres-Höchststand. Messergewalt: der höchste 
Stand seit 2019, im vergangenen Jahr noch mal um 
20 % gegenüber 2023 gestiegen. Angriffe gegen Po-
lizistinnen und Polizisten: Zehn-Jahres-Höchststand. 

Ich könnte diese Aufzählung fortführen, will Ihnen 
das aber ersparen. Denn die Zahlen machen auch so 
deutlich: Dieser Innenminister versagt, wenn es um 
die Sicherheit in unserem Land geht. Deshalb for-
dern wir als SPD eine Offensive für mehr innere Si-
cherheit in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der SPD) 

Seit drei Jahren steigen die Zahlen der Polizeilichen 
Kriminalstatistik in Bereichen, die für unsere Sicher-
heit wirklich elementar sind: Gewaltkriminalität, Mes-
serangriffe, Straftaten gegen diejenigen, die Garant 
für unsere Sicherheit sind, gegen unsere Polizei. Das 

sind keine Kavaliersdelikte, das bedroht unsere Si-
cherheit im Innersten. Das können und wollen wir als 
SPD so nicht akzeptieren. 

(Beifall von der SPD) 

Gleichzeitig haben wir einen Innenminister, der die 
erfolgreichsten Jahre seiner Amtszeit offensichtlich 
hinter sich hat, der mutlose und unambitionierte Poli-
tik macht, der die Ärmel nicht mehr hochkrempelt, um 
Kriminalität in Nordrhein-Westfalen den Kampf anzu-
sagen, der stattdessen von einem Image lebt, das 
mehr und mehr verblasst. 

Selbst das Thema, für das Sie mal standen, Herr 
Reul, nämlich die Bekämpfung der Clankriminalität, 
fliegt uns inzwischen um die Ohren. Das Lagebild 
dazu zeigt Jahr für Jahr eine erhöhte Anzahl an Straf-
taten. Das kann nicht sein. Und das Einzige, was Sie 
mir dazu im Ausschuss als Antwort geben, ist der 
Satz: Ja, Frau Kampmann, das ist eben ein Marathon 
und kein Sprint; da braucht man eben Geduld. 

(Herbert Reul, Minister des Innern: Ja!) 

Ich kann das ehrlich gesagt nicht mehr hören. Denn 
wenn wir mal einen Blick auf die Opfer werfen, dann 
sehen wir: Die haben keine Geduld mehr, Herr Reul. 
Erzählen Sie den Frauen, die Opfer von häuslicher 
Gewalt werden, doch mal etwas von Geduld. Wie 
viele Anträge haben wir als SPD dazu gestellt? Alle 
abgelehnt, obwohl es in diesem Bereich noch so viel 
zu tun gäbe. 

Erzählen Sie das mal den Menschen, die eine an-
dere Hautfarbe, eine andere Religion oder einfach 
Angst haben, weil der Rechtsextremismus in Nord-
rhein-Westfalen den höchsten Stand seit über 20 
Jahren hat. Erzählen Sie den Polizistinnen und Poli-
zisten, die jeden Tag für unsere Sicherheit ihren Kopf 
hinhalten, doch mal was von einem Marathon, wäh-
rend sie darauf warten, dass Sie Sicherheit endlich 
zur Chefsache machen. 

(Beifall von der SPD) 

Dass hier mehr im Argen liegt als die mangelnde Ge-
duld der Opposition, zeigt unter anderem das groß 
angekündigte Sicherheitspaket der Landesregie-
rung, zu dem uns der Innenminister bis heute nicht 
sagen konnte, wann die dort propagierten Maßnah-
men eigentlich umgesetzt werden. 

Einführung einer Datei islamistischer Prediger und 
Influencer: Fehlanzeige! 

Einrichtung einer Koordinierungsstelle Radikalisie-
rungsforschung: Fehlanzeige! 

Schaffung einer Clearingstelle zur Sperrung von ille-
galen Inhalten im Netz: auch Fehlanzeige! 

Ihre Sicherheitspolitik ist einfach nur lautes Getöse, 
ein Kartenhaus von Forderungen, das in sich zusam-
menfällt, sobald man nach der Umsetzung fragt. 
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Ich sage Ihnen: Ich finde das einfach nur traurig. Ich 
finde das beschämend. Denn wenn die Menschen in 
diesen unsicheren Zeiten etwas von uns erwarten, 
dann, dass sie in ihrem eigenen Bundesland sicher 
leben können. Da hilft es auch nicht, sich auf dem 
leichten Rückgang der Zahlen im Rahmen der Poli-
zeilichen Kriminalstatistik auszuruhen. 

Selbst wenn der Rückgang von 1 % sowieso nur eine 
Farce ist, erkennt man, was sich dahinter verbirgt, 
wenn man sich die Zahlen genau anschaut. Dann 
wird deutlich, dass ein wesentlicher Teil dieses Rück-
gangs auf das Thema „Rauschgiftkriminalität“ zu-
rückzuführen ist und davon über 50 % wiederum auf 
die Teillegalisierung von Cannabis zurückzuführen 
sind. Somit kann man sagen, dass Sie die Trendum-
kehr bei den Kriminalitätszahlen in Nordrhein-West-
falen im Grunde der Ampel und dem Bundesgesund-
heitsminister zu verdanken haben. Vielleicht wäre da 
mal ein Dankeschön bei Karl Lauterbach fällig, Herr 
Reul; denn er hat einen wesentlichen Teil zu diesem 
Rückgang beigetragen. 

(Beifall von der SPD) 

Die Kriminalität in Nordrhein-Westfalen liegt damit 
auch im Jahr 2024 – so ist es – deutlich über den 
Zahlen, mit denen Herbert Reul 2017 dieses Amt 
übernommen hat. NRW ist unsicherer geworden. Of-
fensichtlich fehlen Ihnen der politische Wille und die 
Entschlossenheit, daran etwas zu ändern. 

Wir haben mit unserem Antrag zahlreiche Maßnah-
men präsentiert, um Kriminalität wirklich wirksam zu 
bekämpfen. Wir fordern Sie auf: Fassen Sie sich ein 
Herz, hören Sie auf die Opposition, und nehmen Sie 
die Kriminalitätsentwicklung in diesem Land endlich 
ernst! 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der CDU spricht nun der Abgeord-
netenkollege Dr. Katzidis. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Kollegen von der SPD-Fraktion, Sie fordern mit 
Ihrem Antrag einen ganzheitlichen Ansatz für eine si-
chere Gesellschaft. Genau das ist es aber, was der 
Antrag vermissen lässt. Wenn man mit dem Antrag 
einen echten ganzheitlichen Ansatz verfolgen wollte, 
dann müsste man insbesondere die Bundesebene 
viel stärker berücksichtigen und vor allen Dingen die 
kommunale Sicherheitsverantwortung. Beides spielt 
in dem Antrag überhaupt keine Rolle. 

(Christina Kampmann [SPD]: Das stimmt!) 

Viele Punkte, die du gerade angesprochen hast, 
liebe Kollegin Kampmann, sind im Übrigen bundes-
politische Angelegenheiten. Der in dem Antrag 

vorgelegte Maßnahmenkatalog ist nichts weiter als 
ein Sammelsurium von Maßnahmen, die weitgehend 
längst gemacht werden. Da ich in fünf Minuten nicht 
die Zeit habe, auf alle Punkte einzugehen, möchte 
ich nur zwei Punkte herausgreifen, einen Punkt, den 
wir machen, und einen Punkt, den wir nicht machen. 

Sie schreiben, dass frühere SPD-Regierungen be-
reits die Einstellungszahlen erhöht haben, wenn es 
um die Stärkung der Polizei insbesondere in perso-
neller Hinsicht geht. Stimmt! Was Sie aber nicht sa-
gen, ist, dass es Ihr Ministerpräsident Peer Stein-
brück gewesen ist, der die Einstellungszahlen bei der 
Polizei von 1.090 im Jahr 2003 auf 500 im Jahr 2004 
mehr als halbiert hat. 

(Christina Kampmann [SPD]: Das ist 20 Jahre 
her!)  

– Ja, dazu kommen wir jetzt.  

Was Sie auch nicht sagen, ist, dass die seit 2007 von 
der Rüttgers-Regierung wieder gestartete kontinuier-
liche Erhöhung der Einstellungszahlen zehn Jahre 
lang, nämlich bis zum Jahre 2017, nicht gereicht hat, 
um die jährlichen Abgänge zu kompensieren, was 
eben in personeller Hinsicht nicht zu einem Nettozu-
wachs bei der Polizei geführt hat. Denn das ist erst 
seit 2017 der Fall.  

Um es einmal konkret zu machen: Von 2017 bis 
heute: plus 7,4 % bei den Beamten. Von 2017 bis 
heute: plus 60,6 % bei den Beamten im Vorberei-
tungsdienst, also den Anwärtern. Bei den Arbeitern 
einen Zuwachs von 63,8 %. Eine gleiche Entwick-
lung haben wir bei der Technik und Ausstattung. 
Auch dort haben wir massiv investiert. Wir haben das 
virtuelle Großraumbüro eingerichtet, mit dem unsere 
Ermittler aus 47 Kreispolizeibehörden in ganz Nord-
rhein-Westfalen gemeinsam online an einem Fall ar-
beiten können.  

(Marc Lürbke [FDP]: Unter Schwarz-Gelb!) 

– Ja, das ist total korrekt, lieber Marc Lürbke. Was 
aber unseren Ermittlern fehlt, sind beispielsweise 
bundesgesetzliche Grundlagen:  

(Christina Kampmann [SPD]: Die sind in unse-
rem Antrag! Schauen Sie doch mal da hinein!) 

Stichwort „Vorratsdatenspeicherung“, Stichwort „Be-
weislastumkehr“ und andere Maßnahmen, die uns 
hier fehlen.  

285 Millionen Euro gibt das Innenministerium allein 
für die weitere Digitalisierung im Bereich der Polizei 
in diesem Jahr aus. Notizblöcke, wie sie noch vor 
2017 zu Zeiten eines SPD-Innenministers in den 
Streifenwagen normal waren, haben wir abgeschafft 
und dafür flächendeckend Smartphones ange-
schafft.  

Fast alle Forderungspunkte, die Sie hier in Ihrem An-
trag vorlegen, werden schon gemacht.  
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Was wir nicht machen – und damit kommen wir zum 
zweiten Punkt –, ist, einen periodischen Sicherheits-
bericht zu erstellen. Denn so ein Bericht, der noch 
dazu nur alle fünf Jahre erstellt werden soll und ein 
Bürokratiemonster wäre, würde weder ein umfassen-
deres Bild von der Kriminalitätsentwicklung insge-
samt darstellen noch für mehr Sicherheit sorgen. Wir 
brauchen vielmehr ein bundesweites Kommittent im 
Hinblick auf eine klare kriminalpolitische Schwer-
punktsetzung auf die Bekämpfung der sozial schäd-
lichsten Kriminalitätsformen. Das sind Extremismus 
und Terrorismus, das sind die Organisierte Kriminali-
tät und die Clankriminalität, und das ist die angespro-
chene Gewaltkriminalität. Da sind wir in der Sache 
völlig beieinander.  

Genau für diese Bereiche brauchen wir vor allen Din-
gen Forschung, ein interdisziplinäres Forschungs-
institut zur Stärkung der Forschung in diesem Be-
reich. Die Grundlage für eine entschiedene Bekämp-
fung eines Deliktsbereiches ist ein auf solide Fakten 
basierendes phänomenologisches Verständnis. Ge-
nau das fehlt uns in der Bundesrepublik Deutsch-
land, und genau da müssen wir hinkommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion, 
wir können dem Antrag nicht zustimmen, weil dieses 
Sammelsurium schon weitgehend umgesetzt wird. 
Den einen Punkt, der nicht umgesetzt wird, können 
wir inhaltlich nicht mittragen, weil er auch keine Stär-
kung der inneren Sicherheit und keinen größeren Er-
kenntnisgewinn bedeutet. Insofern lehnen wir als 
CDU-Fraktion Ihren Antrag ab. – Danke schön.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht nun Abgeordne-
tenkollegin Frau Deppermann. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen der demokratischen Fraktionen! Sicherheit ist 
ein zentrales Anliegen der Bürgerinnen und Bürger in 
Nordrhein-Westfalen, und es ist unser aller Aufgabe, 
dafür zu sorgen, dass sich hier alle Menschen wirk-
lich sicher fühlen können. Deshalb begrüßen wir 
grundsätzlich auch jede sachliche Diskussion zu die-
sem wichtigen Thema.  

Der Antrag der SPD enthält viele wichtige Maßnah-
men, ein buntes Potpourri an Vorschlägen, von de-
nen wir einige, ehrlicherweise sogar viele Teile teilen, 
nicht zuletzt, weil a) ganz vieles davon grüne Position 
ist, b) ganz vieles davon bereits in unserem gemein-
samen Koalitionsvertrag niedergelegt ist und c) das 
meiste sich längst in der Umsetzung befindet. Inso-
fern ist das ein tolles Resümee über die Bestätigung 
unserer schwarz-grünen Innenpolitik.  

Doch worum geht es denn eigentlich hier? Es geht 
um Prioritäten. Aus der Sicht der Opposition ist es 
einfach: alles, immer mehr, schneller, gleichzeitig. – 
Aber wir dürfen doch nicht dem Trugschluss erliegen, 
dass Sicherheitspolitik nach dem Prinzip „je mehr, 
desto besser“ funktioniert. Präventive Maßnahmen 
sind entscheidend. Das Konzept „Kurve kriegen“ 
richtet sich an Kinder und Jugendliche. Es nimmt je-
des Kind in den Blick und geht auf Ursachenfor-
schung für die kriminelle Energie. Das ist ein wirksa-
mes Konzept, denn es verbessert das Sozialverhal-
ten und reduziert nachweislich die Gefahr einer er-
neuten Straffälligkeit.  

Denn uns ist klar: Innenpolitik wirft den Blick auf die 
Symptome, kann aber selbst nur bedingt etwas ge-
gen die Ursachen für Kriminalität tun. Meist stehen 
soziale Aspekte hinter einer Straffälligkeit. Niemand 
steht morgens auf und denkt: Heute ist ein guter Tag, 
um Straftäter zu werden.  

Schlichtweg sachlich falsch ist die Behauptung, wir 
ignorierten zentrale Herausforderungen der inneren 
Sicherheit.  

Lassen Sie mich drei Punkte herausgreifen, die wir 
aktiv vorantreiben.  

Erstens: Cyberkriminalität und Online-Raum. Virtu-
elle Ermittler und virtuelle Agenten haben wir im 
Maßnahmenpaket auf den Weg gebracht. Seit Früh-
jahr des letzten Jahres gibt es bereits sechs Krimi-
nalinspektionen Cybercrime. Der Einsatz Künstlicher 
Intelligenz hilft unserer Polizei, auch in den dunklen 
Ecken des Internets zu ermitteln, selbstverständlich 
unter Einhaltung ethischer und datenschutzrechtli-
cher Standards.  

Zweitens: Kriminalpolizei. Wir haben drei zentrale Ini-
tiativen auf den Weg gebracht. Die Einführung von 
Kriminalassistent*innen haben wir beschlossen, um 
die Kriminalpolizei gezielt zu entlasten. Diese spezi-
alisierten Fachkräfte übernehmen wichtige Hinter-
grundaufgaben, ohne die der Laden eben nicht läuft. 
So können sich Kriminalbeamtinnen und -beamte 
verstärkt auf die Bekämpfung Organisierter Krimina-
lität konzentrieren.  

Wir haben einen Antrag beschlossen, der den effek-
tiven Einsatz von IT in der Polizei stärkt, und wir ha-
ben uns um die Personalentwicklung im Bereich der 
Kriminalpolizei gekümmert, damit der Job bei K at-
traktiver wird.  

(Marc Lürbke [FDP]: Was ist davon umge-
setzt? Nichts davon ist umgesetzt!) 

Drittens: Messerkriminalität, ein großes Problem, das 
uns alle beunruhigt. Die PKS zeigt einen Anstieg um 
20 %. Doch anders als die SPD behauptet, ignorieren 
wir das nicht. Was die SPD offensichtlich als „ignorie-
ren“ bezeichnet, sind in Wirklichkeit mehr als 300 
Waffentrageverbote, immer neue Waffenverbotszo-
nen, Intensivtäterkonzepte in allen Kreispolizei-
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behörden NRW-weit, fast 2.000 Präventionsbesuche 
in Geflüchtetenunterkünften und Projekte, die sich an 
junge Menschen richten.  

Bei mir in Münster besuchte beispielsweise eine Ein-
satztrainerin das Jugendzentrum und ging in den Di-
alog mit Kindern und Jugendlichen über das Tragen 
von Messern. Aus solchen Aktionen wächst echtes 
Verständnis, ein Verständnis, das auch nachhaltig 
wirkt. Alle Jugendlichen erklärten nach der Veran-
staltung, dass sie zukünftig auf das Mitführen eines 
Messers verzichten wollen.  

Die Maßnahmen, die hier von der SPD gefordert wer-
den, sind also keineswegs neu. Vielmehr handelt es 
sich um Punkte, die entweder bereits umgesetzt wer-
den oder auf den Weg gebracht sind. Klar, es ist Auf-
gabe der Opposition, immer mehr zu fordern. Natür-
lich sind wir nicht fertig und legen die Hände in den 
Schoß. Schwarz-grüne Innenpolitik steht für eine Si-
cherheitspolitik mit Substanz. Wir jagen nicht jeden 
Monat eine neue Sau durchs Dorf, nur um Schlagzei-
len zu produzieren; denn Maßnahmen brauchen 
Zeit, um zu wirken, und wir brauchen klare Analysen, 
um gezielt zu handeln. Ständig neue Forderungen 
aufzustellen, nur um neue Forderungen zu haben, 
trägt nicht zur Sicherheit bei, sondern ist Symbolpoli-
tik.  

Weil Sie ganz offensichtlich heute einen Narren an 
dem Begriff „Funktionalität“ gefressen haben, 
möchte ich Ihnen eines sagen: NRW funktioniert.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP spricht nun der Abgeordne-
tenkollege Herr Lürbke. 

Marc Lürbke (FDP): Vielen Dank. – Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, bei aller Dis-
kussion um die Sicherheit in Nordrhein-Westfalen, 
finde ich, sollten wir zunächst einmal ein herzliches 
Dankeschön an alle Polizisten und Polizistinnen, an 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Sicher-
heitsbehörden richten. Hier wird immer viel kritisiert, 
aber ich finde, sie leisten hervorragende Arbeit, sie 
leisten herausragende Arbeit unter immer schwieri-
ger werdenden Bedingungen. Ich finde, dafür haben 
Sie unsere Anerkennung verdient. 

(Beifall von der FDP, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Ja, es stimmt, wenn die SPD sagt, es besteht Hand-
lungsbedarf. Ich meine, das ist offensichtlich. Nord-
rhein-Westfalen steht auch unter dieser schwarz-
grün geführten Landesregierung weiter massiv im 
Fokus der Organisierten Kriminalität. Clans treiben 
ihr Unwesen – nicht nur im Ruhrgebiet. Die Mafia 
treibt ihre Geschäfte, der Drogenhandel boomt. 
Nordrhein-Westfalen, wenn man sich die PKS 

anschaut, wird zugleich brutaler. Die Messerkrimina-
lität steigt, die Gewaltkriminalität nimmt zu. Die An-
griffszahlen auf Einsatzkräfte sind auf Rekordniveau. 
Einbrüche nehmen zu.  

Was besonders Sorge macht, ist, dass die Taten der 
Kinder- und Jugendkriminalität weiter durch die De-
cke gehen. Ich finde, das darf man nicht schönreden, 
und kein Redner sollte dieser Versuchung erliegen. 
Das erfordert in der Tat entschlossenes Handeln und 
kein einfaches „Weiter so“.  

Lieber Kollege Dr. Katzidis, Sie haben eben viele 
Maßnahmen geschildert. Ich habe ein paar Mal rein-
gerufen, weil das alles schwarz-gelbe Initiativen wa-
ren. Wenn man ehrlich ist, hat sich nach 2022, nach-
dem die schwarz-grüne Koalition übernommen hat, 
nicht mehr viel verändert.  

(Beifall von der FDP) 

Der Minister mag es gar nicht wahrnehmen, aber es 
ist so, Herr Minister.  

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Die ganzen Projekte, für die Sie sich rühmen, sind in 
der Regel schwarz-gelbe Projekte gewesen.  

Jetzt muss man sich anschauen, was die SPD alles 
vorschlägt. In der Tat ist das ein ziemlich bunter Blu-
menstrauß. Einiges davon kommt mir aus unserem 
eigenen FDP-Antrag zur Bekämpfung der Kinder- 
und Jugendkriminalität sehr bekannt vor: ganzheitli-
cher Ansatz, mehr Personal, Stärkung von Polizei 
und Justiz. – Ja, diese Forderungen sind so richtig, 
wie sie alt sind; denn auch diese Punkte wiederholen 
wir als FDP gebetsmühlenartig. Aber am Ende erle-
ben wir nun mal ein eher ambitionsloses „Weiter so“ 
dieser Koalition. So geht das nicht weiter, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.  

(Beifall von der FDP) 

Deswegen muss man fragen, ob diese Landesregie-
rung überhaupt gewillt ist, die Weichen richtig zu stel-
len. Nehmen wir doch mal als Beweis die GdP, die 
Gewerkschaft der Polizei. Die hat sich noch letzte 
Woche in einer Pressemitteilung geäußert. Ich zitiere 
das mit Erlaubnis der Präsidentin:  

Nach den Impulsen der Vorgängerregierung aus 
CDU und FDP beschränkt sich Schwarz-Grün bei der 
inneren Sicherheit im Wesentlichen auf ein „Weiter 
so“. Die Zahlen der Kriminalstatistik zeigen, dass das 
zu wenig ist, mahnt die GdP.  

Da haben die Praktiker durchaus recht. Das stimmt, 
Herr Minister, das ist zu wenig.  

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Die Kriminalitätsrate mag vielleicht leicht sinken, aber 
der Preis ist hoch: mehr Morde, die häusliche Gewalt 
nimmt zu, mehr gefährliche Körperverletzungen. – 
Wer das als Erfolg verkaufen will, der redet die Lage 
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schön. Deswegen reicht es nun mal nicht, hier Zah-
len zu präsentieren, sondern es braucht neue, durch-
dachte Sicherheitskonzepte.  

In dem Antrag werden viele Punkte genannt. Ich 
greife mal die Messerkriminalität raus. Sie als Minis-
ter können auf noch so viele Leitern steigen und 
Schilder von irgendwelchen Waffenverbotszonen an-
bringen, ohne echte Repression wird sich nichts än-
dern, Herr Minister. Ich frage mich – Sie haben ja einen 
Zehnpunkteplan vorgelegt –, wie viele der 47 Kreispo-
lizeibehörden in Nordrhein-Westfalen effektiv schon 
Maßnahmen aus diesem Plan umgesetzt haben. 
Das haben Sie im Innenausschuss nicht gesagt, son-
dern: Man müsste jetzt mal hoffen, dass sich da et-
was ändert. – Sie müssen umsetzen, es müssen 
endlich Maßnahmen erfolgen, sonst werden wir ge-
gen die Kriminalität in Nordrhein-Westfalen verlieren.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Deshalb ist es auch richtig, Polizei und Justiz den Rü-
cken zu stärken. Aber das bleibt doch unter dieser 
Landesregierung unbefriedigend. 3.000 neue Ein-
stellungen sind richtig. Das haben wir als FDP gefor-
dert. Aber jetzt müssen wir uns die Realität an-
schauen, Herr Minister. Wie sieht es nächstes Jahr 
aus? Ich bin sehr gespannt, ob Sie die 3.000 zusam-
menbekommen. Ich würde es mir wünschen. Aber 
wie sieht es denn eigentlich aus? Es wird doch immer 
schwieriger. Wir haben mittlerweile eine Abbrecher-
quote von fast 30 % bei der Polizei in Nordrhein-
Westfalen. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Gerade die Kripo, Frau Kollegin Deppermann, ist 
doch weiter chronisch unterbesetzt. Sie haben hier 
Anträge fürs Plenum geschrieben. Aber was ist denn 
davon umgesetzt? Was ist wirklich zur Stärkung der 
Kripo bislang angekommen? Da ist doch Fehlan-
zeige.  

Die Einstellung von Regierungsbeschäftigten zur Un-
terstützung unserer Polizei hatte Kollege Dr. Katzidis 
eben vergessen. Wir haben unter Schwarz-Gelb 
zweieinhalbtausend Einstellungsmöglichkeiten ge-
schaffen. Sie wissen, wie viele es unter Schwarz-
Grün sind. Wie viele sind es? Null. Zum Mitschreiben: 
null. Also verkaufen Sie uns auch das bitte nicht als 
Erfolg.  

(Vereinzelt Beifall von der FDP – Zuruf von 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Anderes Beispiel: starker Rechtsstaat. In der Justiz 
fehlen weiterhin unter Schwarz-Grün 300 Staatsan-
wälte. Die Verfahren dauern viel zu lange, und zu 
viele Straftäter bleiben letztlich straffrei. So kann es 
nicht weitergehen. Sie spielen hier mit dem Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bürger in unserem Staat.  

(Beifall von der FDP) 

Ich bin am Schluss, werte Frau Präsidentin. Die SPD 
spricht in ihrem Antrag viele richtige Punkte an. Es 
gibt durchaus Handlungsbedarf. Aber am Ende ent-
hält der Antrag auch leider viel Kopiertes, wenig Kon-
kretes. Die Sichtweise, dass Sie als SPD die Einstel-
lungszahlen der Polizei besonders vorangetrieben 
hätten, bleibt exklusiv bei Ihnen. Deswegen können 
wir uns leider nur enthalten. – Herzlichen Dank für die 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die AfD spricht nun der Abgeordnete Herr Zerbin. 

Prof. Dr. Daniel Zerbin*) (AfD):  

„Und täglich grüßt das Murmeltier.“ 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wie je-
des Jahr zum Frühling erscheint routinemäßig die 
Polizeiliche Kriminalstatistik, so auch in diesem Jahr. 
Die Gesamtkriminalität in Nordrhein-Westfalen ist um 
rund 1 % gesunken. Die SPD hat dies zum Anlass 
genommen, einen Antrag ins Parlament einzubrin-
gen, der Handlungsbedarf ausweist. Angesichts der 
absoluten Fallzahlen so weit, so gut und auch richtig. 
Wenn man tiefer in die Statistik eindringt, dann stellt 
man fest, dass das Absinken ein Pyrrhussieg ist, er-
kauft unter anderem mit der Legalisierung von Can-
nabis und einer hohen Gewaltkriminalität im Zehn-
jahresvergleich. Nicht eingepreist in diese Statistik ist 
zum Beispiel die Anzeigebereitschaft. In der letzten 
Woche haben wir im Innenausschuss festgestellt, 
dass das Innenministerium gar keine Erhebungen 
hat, was das Anzeigeverhalten angeht, obwohl es 
maßgeblich die Statistik beeinflusst.  

Obwohl unbestritten ist, dass unsere Kinder durch 
Tetrahydrocannabinol, also THC, vergiftet werden, 
hört man aus Berlin nichts davon, dass das unsägli-
che Cannabisgesetz wieder kassiert wird. Das hatte 
Minister Laumann letztes Jahr eigentlich hier an die-
ser Stelle versprochen. Und das alles nur, damit 
Fritze aus dem Sauerland Kanzler werden kann. 

Nicht nur Gesundheit und Wohlstand verzockt das 
grüne CDU-SPD-Kartell, sondern es spielt auch mit 
der Sicherheit der nächsten Generation. Die Gewalt-
kriminalität unter Kindern ist im Jahr 2024 erneut ge-
stiegen, um 8,5 %, und bei Jugendlichen um 2,1 %. 
Auf uns rollt eine Welle der Gewalt der nächsten Ge-
neration zu. 

Da hilft auch kein oberlehrerhaftes Geschwafel. Ich 
bin es leid, dass der Minister – er hat im Moment wohl 
keine Zeit – ständig sagt: Man kann 100 % Sicherheit 
nicht gewährleisten. 

(Jens-Peter Nettekoven [CDU]: Kann man ja 
auch nicht!) 
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Das ist zwar richtig, aber man muss doch danach 
streben, dass man 100 % Sicherheit hat. Man kann 
nicht schon am Anfang tiefstapeln. 

(Beifall von der AfD) 

In unserem Land werden Menschen erstochen, über-
fahren und Mädchen gruppenvergewaltigt. Es ist die 
Pflicht der Regierung, dies zu verhindern und sich 
nicht nur billig herauszureden. 

(Beifall von der AfD) 

Gerade die CDU trägt an diesen Verhältnissen 
schwere Schuld, Herr Minister. 

(Jens-Peter Nettekoven [CDU]: Warum?) 

Zurück zum Antrag der SPD. Der beinhaltet viele 
richtige Elemente: periodischer Sicherheitsbericht 
auf Landesebene; Speicherung von IP-Adressen; die 
Polizei stärken, was die Technik und die Mannstärke 
oder die Fraustärke betrifft; Abschiebung von 
Schwerverbrechern usw. 

Außerdem zeigt der Antrag in richtiger Weise auf, 
dass Kriminalität ein gesellschaftliches Problem ist 
und nicht allein durch Repression gelöst werden 
kann. Eigentlich sehr gut, es wundert nur, dass diese 
Worte des Balsams von der SPD stammen, denn die 
SPD ist mit ihrer katastrophalen Migrationspolitik 
nicht Teil der Lösung, sondern Teil des Problems. 

(Beifall von der AfD) 

Sie echauffieren sich über Messerkriminalität – auch 
gerade wieder in der Rede –, aber Sie haben diesen 
Kult doch erst ins Land reingebracht. Die Ausbrei-
tung einer gewaltbereiten Kultur nach Deutschland 
ist der rosa Elefant, der im Raum steht, und Sie tun 
alle so, als würde es den nicht geben. Schlimmer 
noch: Sie diffamieren und stigmatisieren alle, die die-
ses Problem nur ansprechen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich als 
abschließenden Teil meiner letzten Rede in diesem 
Hohen Hause 

(Zuruf: Gott sei Dank!) 

noch etwas Persönliches sagen: Ich bin 52 Jahre alt, 
Familienvater und habe meinem Land stets treu und 
tapfer gedient; als Soldat während der Hochwasser-
katastrophe an der Oder, und bei meinem Einsatz in 
Afghanistan habe ich das auch getan. 

Für mich selbstverständlich ist mein Bekenntnis zu 
unserer Republik, zu Anstand und Gesetzestreue. 
Aber was war der Dank dafür? Sie haben mich in die-
sem Hohen Hause drei Jahre lang als dumm, unde-
mokratisch, als Faschist und Nazi beschimpft. Was 
hat das gebracht? Irgendwie gar nichts. Ich gehe jetzt 
gestählt nach Berlin. Mein Wille, dieses Land von ei-
ner linksgrünen Ideologie zu befreien, ist stärker 
denn je. 

Bei allen wahren Demokraten möchte ich mich aber 
herzlich für die gute Zusammenarbeit bedanken. Ich 
wünsche Ihnen alles Gute. Vor allem möchte ich 
mich am Ende noch mal bei unserer Polizei und bei 
unseren Sicherheitsbehörden dafür bedanken, dass 
Sie gut auf uns aufpassen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD – Dr. Martin Vincentz 
[AfD], Christian Loose [AfD], Sven Werner 
Tritschler [AfD] und Carlo Clemens [AfD] erhe-
ben sich von ihren Plätzen.) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Abgeordne-
ter Dr. Zerbin, auch wenn das jetzt die letzte Rede 
war, möchte ich Sie dennoch ermahnen und darauf 
hinweisen, dass Sie, insbesondere, wenn Sie sich 
auf Fraktionen und Regierungskonstellationen bezie-
hen, nicht eine Wortwahl nutzen, die kriminelle Struk-
turen nahelegen könnte. Auch zukünftig sollten Sie 
bei Ihren Tätigkeiten als Abgeordneter darauf ach-
ten, dass die Debatte so geführt wird, dass sie vor 
allen Dingen der Würde des Hauses gerecht wird. 

(Beifall – Christian Loose [AfD]: Wieder mal 
ein Missbrauch! Darüber sprechen wir noch im 
Ältestenrat! – Zuruf von Dr. Christian Blex 
[AfD]) 

Für die Landesregierung hat nun Minister Reul das 
Wort. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Schönen guten 
Tag, Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu 
Anfang eine kleine mathematische Aufgabe: 2016 
hatten wir 8.225 Straftaten pro 100.000 Einwohner. 
Das war das letzte Jahr der Regierung mit Herrn Jä-
ger. 2024 waren es 7.689 pro 100.000. 

(Christian Loose [AfD]: Weniger Fahrraddieb-
stähle!) 

Was ist eigentlich weniger? 

(Christian Loose [AfD]: Morde und Gewaltta-
ten haben zugenommen!) 

Wenn Sie jetzt erzählen, die Anzahl der Straftaten 
wäre höher, beherrschen Sie nicht mal die einfachs-
ten Formen der Mathematik. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Christian Loose [AfD]) 

Zweitens: 2023 hatten wir mit 54,2 % die höchste 
Aufklärungsquote seit 60 Jahren. So viel zu den Fak-
ten. 

Jetzt liegt hier ein Antrag mit 21 Maßnahmen vor. 
Das sieht alles toll aus. Ich habe mir das angeguckt 
und gedacht: Vielleicht kann man noch was lernen 
und was Gutes übernehmen. – Aber wenn man ge-
nau hinschaut, muss man sagen, dass sich eigentlich 
nur eines durchzieht: Es ist von allem zu wenig, und 



Landtag   26.03.2025 

Nordrhein-Westfalen 41 Plenarprotokoll 18/91 

 

es muss von allem mehr gemacht werden, und zwar 
alles sofort. 

Ich frage mich schon, liebe SPD: Warum haben Sie 
das alles eigentlich nicht gemacht, als Sie selber re-
giert haben? Warum haben Sie das alles eigentlich 
nicht gemacht? 

(Beifall von Bernd Krückel [CDU]) 

Kriminalität gab es da auch schon – ich habe Ihnen 
gerade schon etwas zu den Zahlen gesagt. 

Eigentlich ist das nicht meine Art, aber weil Sie hier 
nur rummaulen, was wir alles nicht gemacht hätten, 
will ich fragen: Wer hat eigentlich Bodycams besorgt, 
überhaupt erst eingeführt? Wer hat Videokonferenz-
systeme, Tablets, Smartphones, KI eingeführt bzw. 
entwickelt? Wer hat Polizistinnen und Polizisten ein-
gestellt? Und, und, und. 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Ich habe eine Riesenliste und könnte die ganze Re-
dezeit damit verbringen, nur aufzuzählen, was wir in 
diesen Jahren gemacht haben. 

(Ralf Witzel [FDP]: Sagen Sie doch mal was 
zum Abbruch des Taser-Einkaufs!) 

Ich empfehle, die Vorschläge, die Sie Richtung Berlin 
machen könnten, jetzt zu machen, weil die bei den 
Koalitionsgesprächen gebraucht werden. Vorratsda-
tenspeicherung, Abschiebungen – es wäre schön, 
wenn Sie uns dabei helfen würden, bei diesen The-
men weiterzukommen. 

Noch mal: Ich bin wirklich der Letzte, der nicht offen 
für neue Ideen wäre. Aber Sie haben im Grunde nur 
aus unseren Jahresabschlüssen heraus kopiert, 
dann haben Sie es zusammengetragen, und das war 
es schon. Das ist nichts Neues. 

Erstens: Seit 2017 verstärken wir die Polizei perso-
nell. Das ist nicht neu. In diesem Jahr werden über 
24.000 Kommissaranwärterinnen und Kommissara-
nwärter vereidigt worden sein, und zwar seit 2023 
3.000 pro Jahr. Kreispolizeibehörden: Jede hat heute 
mehr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als 2017. Da 
wollen Sie doch nicht wie die AfD hier immer nur 
mehr, mehr, mehr, mehr fordern. Ich hoffe, dass Sie 
das ein bisschen klüger machen. 

Natürlich kümmern wir uns – zweitens – um die qua-
litativ hohe Bildung unseres Polizeinachwuchses. 
Seit 2017 haben wir auch die Anzahl des Personals 
bei der HSPV mehr als verdoppelt, von 331 auf 680 
Stellen. Auch das Haushaltsvolumen der Hoch-
schule ist heute nahezu doppelt so hoch wie 2017. 

Digitalisierung: Ich kann hier nur einige Punkte her-
ausgreifen. Zur Geräteausstattung habe ich ja schon 
was gesagt. Wir schicken Ermittlerinnen und Ermitt-
ler auch zu einem eigens entwickelten IT-
Studiengang am Cyber Campus NRW. Wir bilden da 
eigene Cybercops aus, damit digitale Ermittlungen in 

der Kriminalpolizei selbstverständlich werden. Wir 
haben ab 2024 in den sechs größten Kreispolizeibe-
hörden Kriminalinspektionen „Cybercrime“ mit spezi-
ellen Interventionsteams für digitale Tatorte zur Be-
weissicherung eingerichtet. Noch etwas: Demnächst 
starten wir auch eine Ausschreibung für virtuelle Er-
mittler. Das kommt aus dem Sicherheitspaket. Das 
ist schon beschlossen. 

Es gibt da noch eine Menge zu tun. Es ist ja nicht so, 
dass ich sage: Wir sind fertig. Wahrscheinlich ist man 
bei Kriminalitätsbekämpfung nie fertig.  

Herr Kollege, ich sage das mit den 100 % deshalb, 
damit man bei den Menschen keine falsche Erwar-
tung weckt. Man darf nicht die Erwartung wecken, 
der Staat könne dafür sorgen, dass alles hundertpro-
zentig ist. Das wird nie klappen. Der Staat muss sich 
aber trotzdem bemühen, immer noch besser zu wer-
den, und seit 2016 werden wir immer besser. Das ist 
die Wahrheit. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Minister 
Reul, es gibt eine Wortmeldung von dem Abgeord-
neten Herrn Loose. Möchten Sie die zulassen? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Nein, ich muss 
jetzt meine Redezeit nutzen, sonst komme ich nicht 
mehr durch. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Beifall von 
Arndt Klocke [GRÜNE]) 

KI, Messerkriminalität: Darum hat sich vorher doch 
überhaupt keine Socke gekümmert. Wir haben das 
zum Thema gemacht, statistisch erhoben und Maß-
nahmen gemacht. 

Und jetzt sagen Sie: Warum sind Sie noch nicht fer-
tig? Es gibt ja immer noch Messer auf der Straße. – 
Das ist die Simsalabim-Methode. Entschuldigen Sie 
bitte, so ist die Welt nicht. Sie machen hier einen rie-
sigen Fehler, wenn Sie bei den Leuten den Eindruck 
erwecken, man könne mal eben so – schnipp, 
schnipp – mit immer mehr, mehr, mehr Wunder be-
wirken. Das ist leider harte Arbeit. 

Wir kommen voran. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Stichwort: Soft-
warelizenzen!) 

Ich habe den Eindruck, die Bürgerinnen und Bürger 
in diesem Lande finden auch nicht ganz übel, was wir 
da machen. Ich habe den Eindruck: So ganz übel fin-
den die das nicht. 

(Beifall von der CDU und Dorothea Depper-
mann [GRÜNE]) 
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Lange Rede, kurzer Sinn. Die Probleme sind noch 
riesengroß; sie sind noch viel zu groß. Das treibt 
mich jeden Tag um. Ich hätte mir gewünscht, Sie hät-
ten wenigstens einen einzigen neuen, qualitativen, 
uns nach vorne bringenden Vorschlag gemacht. 
Aber: alles alter Kram, zusammengeschrieben, ab-
geschrieben, nichts Neues. – Tut mir leid, so kom-
men wir nicht weiter, und ich befürchte, mit gegensei-
tigen Beschimpfungen kommen wir auch nicht weiter. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN – Marc Lürbke [FDP]: Der 
Oberlehrer Reul! – Zuruf von Stefan Zimkeit 
[SPD]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – Es 
gibt die Anmeldung einer Kurzintervention des Abge-
ordneten Herrn Loose. Sie haben das Wort. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: 60 Sekun-
den Brandstiftung!) 

Christian Loose (AfD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Herr Minister Reul, Sie haben sich gerade ge-
lobt, seit 2016 sei alles besser geworden. Wir haben 
vielleicht weniger Fahrraddiebstähle. Wir haben aber 
mehr Vergewaltigungen. Wir haben das Phänomen 
von Gruppenvergewaltigungen. 

(Simon Rock [GRÜNE]: Ja, und mehr rechte 
Gewalt! Mehr rechte Gewalt!) 

– Ah, da kommt sie wieder, die Ablenkung. Haben 
wir etwa nicht mehr Vergewaltigungen, Herr Kollege, so-
gar Gruppenvergewaltigungen? Das lassen Sie alles zu. 

(Bernd Krückel [CDU]: Das ist eine Frechheit! – 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das ist eine 
Unterstellung! Belege dafür!) 

Und Herr Minister Reul sagt, es hätte sich seit 2016 
alles gebessert.  

Die erste Kirmes in NRW musste abgesagt werden, 
weil sie nach den Anschlägen von Aschaffenburg, 
Magdeburg, Solingen etc. die Sicherheitskosten 
nicht mehr tragen kann. Solingen haben Sie auch zu-
gelassen, weil Sie den Täter nicht abgeschoben ha-
ben. Und Sie sagen, es sei alles sicherer. Lieber Herr 
Minister Reul, Sie müssen langsam mal zurücktreten. 

(Beifall von der AfD – Lachen von der CDU – 
Zuruf von der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Bevor Herr Minis-
ter darauf eingeht, wenn er denn mag, möchte ich 
auch bei hitzigen Debatten noch mal darum bitten, 
auf die Wortwahl zu achten und Abgeordnete nicht in 
die Ecke von Kriminellen zu rücken. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Schön 

vorsichtig sein! – Christian Loose [AfD]: Das 
können wir dann gerne im Ältestenrat bespre-
chen! – Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]) 

Herbert Reul, Minister des Innern: Erstens. Dass ein 
Abgeordneter der AfD meinen Rücktritt fordert, adelt 
mich. Ich bedanke mich dafür. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und Marc 
Lürbke [FDP]) 

Zweitens. Die Art, wie Sie Probleme nicht beschrei-
ben, sondern deklamieren, wie Sie es immer auf eine 
bestimmte Gruppe von Kriminalität einengen, weil 
Sie von einem bestimmten Weltbild besessen sind, 

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

macht deutlich, dass Sie nicht daran interessiert sind, 
Probleme zu benennen und zu lösen, sondern daran, 
aufzuhetzen und Stimmung zu machen. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Rechter 
Hetzer!)  

Das ist die Gefahr in der Bevölkerung. 

(Christian Loose [AfD]: Sie negieren die Ver-
gewaltigungen und die ganzen anderen Ta-
ten!) 

– Können Sie auch zuhören, oder können Sie nur 
brüllen? Können Sie auch zuhören? 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Was erzählen Sie 
denn da?) 

– Ich habe gelernt, dass man zuhört, wenn ein ande-
rer redet. Sonst kann man die Argumente gar nicht 
aufnehmen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Be-
nedikt Falszewski [SPD]: Deutsche Tugend!) 

Mich beunruhigt außerordentlich – und das ist das 
Schlimmste; das will ich schon sagen –, dass diese 
Art, wie Sie argumentieren, 

(Christian Loose [AfD]: Mit Fakten!) 

– nicht mit Fakten – nämlich Leute aufzuhetzen und 
mit Beschimpfungen zu arbeiten, auch noch dazu 
führt, dass das bei der Bevölkerung auf fruchtbaren 
Boden fällt. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Manchmal tut die 
Wahrheit weh! – Christian Loose [AfD]: Sie 
wollen einfach keine Fakten hören, sagen Sie 
es doch!) 

Mich beunruhigt, dass 20 % der Menschen noch 
nicht ganz verstanden haben, was Sie für einen 
Wahnsinn betreiben und wie gefährlich das ist. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen zur Abstimmung.  Die antragstellende 
Fraktion der SPD hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir stimmen also über den Inhalt des Antrags Druck-
sache 18/13146 ab. Ich frage: Wer stimmt dem An-
trag zu? – Das ist die Fraktion der SPD. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die Fraktionen von CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? – Das sind 
die Fraktionen von FDP und AfD. Damit ist der An-
trag Drucksache 18/13146 abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

4 Schluss mit dem Förderdschungel – Digitali-
sierung und Konsolidierung jetzt! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13159 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der FDP dem Abgeordnetenkolle-
gen Herrn Witzel das Wort. 

Ralf Witzel*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Wir alle sollten das Ziel 
haben, den Förderdschungel konsequent zu lichten. 
Seit vielen Jahren haben alle Regierungen unabhän-
gig von ihrer konkreten politischen Kolorierung gern 
neue Förderprogramme aufgelegt, um damit ver-
meintliche Duftmarken zu setzen. Das Ergebnis die-
ser Subventionspolitik spricht für sich, aber leider 
nicht für die Sinnhaftigkeit des Vorgehens.  

Es geht nicht darum, Förderprogramme per se zu 
skandalisieren. Das haben wir nie getan. Wir schla-
gen daher in diesem Antrag auch nicht deren voll-
ständige Abschaffung, sondern eine Halbierung vor. 

Ich räume ausdrücklich ein: Es gibt sogar Förderpro-
gramme, die die FDP-Landtagsfraktion ausdrücklich 
unterstützt und nach deren Einstellung vermisst. 
Das gilt beispielsweise für das Förderprogramm 
„NRW.Zuschuss Wohneigentum“. De facto ist dies 
eine Steuersenkung für den Erwerb einer selbstge-
nutzten Immobilie gewesen. Die steuerrechtlichen 
Vorgaben des Bundes hätten ansonsten nicht die 
konkrete Förderung dieser Zielgruppe ermöglicht. 

Für viele Hunderte anderer Förderprogramme gilt 
das aber nicht. Wir sehen vor allem folgenden Ver-
besserungsbedarf: 

Es gibt ein Effizienzproblem. Die Administration von 
Förderprogrammen bei Antragstellung, Bewilligung 
und nachträglicher Mittelverwendungskontrolle ver-
ursacht viel Bürokratie und bindet erhebliche Perso-
nalressourcen. Deshalb haben wir hier im Parlament 

2023 über die Überlastungsanzeige der Bezirksre-
gierung diskutiert. 

Durch die hohen Verwaltungskosten kommt nur ein 
Teil der aufgewendeten Gelder tatsächlich vor Ort 
an. Es gibt einen erheblichen Anteil an Mikroförde-
rungen für niedrige vierstellige Zuwendungsbeträge. 
Das macht keinen Sinn. 

(Beifall von der FDP) 

Wir haben ferner ein Steuerungsproblem. Viele Kom-
munen können die Gelder für andere und dringli-
chere Aufgaben sinnvoller verwenden, beantragen 
aber dennoch die Zuschüsse, um sich die Gelder 
nicht entgehen zu lassen. Probleme nicht ausrei-
chender Kommunalfinanzen werden dadurch jeden-
falls nicht gelöst. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Kollege Wit-
zel, es besteht der Wunsch nach einer Zwischen-
frage von Herrn Rock. Wird sie genehmigt? 

Ralf Witzel*) (FDP): Aber selbstverständlich. Das ist 
doch schön. Dann können wir den Dialog hier noch 
einmal vertiefen. Gerne. 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Simon Rock (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Kollege 
Witzel, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Aus-
weislich der Beantwortung Ihrer eigenen Großen An-
frage ist die Anzahl der Förderprogramme nie so 
stark gestiegen wie während der schwarz-gelben Re-
gierungszeit, nämlich von 171 im Jahr 2017 auf 272 
im Jahr 2022. Wie erklären Sie sich diesen Anstieg 
und die offensichtliche Diskrepanz zwischen Ihren 
jetzigen Oppositionsforderungen und dem eigenen 
Regierungshandeln in der vergangenen Legislatur-
periode? 

Ralf Witzel*) (FDP): Ich hatte gehofft, Herr Kollege 
Rock, dass ich es vorhin ein bisschen deutlich ge-
macht habe. Aber es ist sehr gut, dass Sie mir die 
Gelegenheit zur Vertiefung geben. 

Ich habe meine Rede mit dem Hinweis eingeleitet, 
dass in allen der letzten Legislaturperioden Anlässe 
identifiziert worden sind, neue Förderprogramme auf 
den Weg zu bringen. Ich habe dabei keine Partei 
ausgenommen, die Regierungsverantwortung getra-
gen hat. 

In dem Zeitraum, für den Sie den Sachverhalt ange-
sprochen haben, gab es vieles, was damals im Zu-
sammenhang mit dem Corona-Shutdown stand. Es 
gab zahlreiche Förderprogramme und Hilfen, die auf 
den Weg gebracht worden sind, um dort, wo der 
Staat durch sein Handeln mit Verboten Menschen 
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das Leben erschwert und auch Existenzgrundlagen 
genommen hat, für Kompensation zu sorgen. 

Sie wissen, dass vieles im Bereich der Kreativwirt-
schaft stattfand, aber auch – die Bauministerin ist ja 
anwesend – den lokalen Einzelhandel und damit Ge-
schäftsaufgaben in der Innenstadt betraf. Das sind 
Ziele von Förderungen gewesen. Der Staat macht 
Verbote, Menschen und Betriebe leiden darunter, sie 
erleiden wirtschaftlich Schiffbruch, und sie bekom-
men dann Hilfe. 

Herr Kollege Rock, ich habe in der Beantwortung Ih-
rer Frage deutlich gemacht … 

Ich bin noch bei der Beantwortung der Frage des Kol-
legen Rock, und hier läuft die Zeit weiter. Das fand 
ich jetzt gerade nicht ganz fair, Herr Präsident. Vielen 
Dank für Ihr Verständnis. 

Herr Kollege Rock, ich habe gerade kritisiert, dass 
wir den Ausstieg nicht mehr finden. Wenn diese An-
lässe, die einmal der Grund für Förderprogramme 
gewesen sind, sachlich vorbei sind, muss man doch 
den Schalter umlegen und Förderprogramme wieder 
zurücknehmen, um nicht dafür zu sorgen, dass das, 
was einmal auf den Weg gebracht worden ist, sich zu 
lange hält. Ich glaube, das ist eine wichtige Zielrich-
tung, die wir gemeinsam verfolgen sollten. 

(Beifall von der FDP) 

Unsere Kritik lautet des Weiteren: Es gibt ein Vertei-
lungsproblem. Aufgrund oft vorgesehener Eigenan-
teile können sich finanzschwächere Kommunen oder 
einzelne Bürger häufig die Beteiligung nicht leisten, 
wodurch ihnen Zuwendungsmöglichkeiten entge-
hen. 

Außerdem haben wir ein Transparenzproblem. Es 
gibt von Bund, Land und Kommunen oft unabge-
stimmte Förderprogramme für ähnliche Sachver-
halte. Dadurch verlieren Bürger häufig den Überblick 
und rufen nicht die Zuwendung des für sie passends-
ten und besten Programms ab. 

Schließlich gibt es noch ein Budgetproblem. Einige 
Programme sind schnell verausgabt. Bei anderen 
Ladenhütern werden nicht alle Mittel ausgegeben. 
So entstehen erhebliche Haushaltsreste, die die Re-
gierung in Form sogenannter Selbstbewirtschaf-
tungsmittel als Spielgeld für andere Zwecke in der 
Zukunft einsetzen kann. 

All diese Systematiken bedürfen einer gründlichen 
Überprüfung und vor allem auch einer besseren Di-
gitalisierung. Wir brauchen ein ganzheitliches För-
dercontrolling, ob die behaupteten Ziele eines För-
derprogramms durch dieses tatsächlich erreicht wer-
den und ob diese Ziele überhaupt objektiv sinnvoll 
sind und nicht nur der Befriedigung von Klientelinte-
ressen dienen. 

(Beifall von der FDP) 

Die grundsätzliche Problematik von Förderprogram-
men auf allen Ebenen lautet: Erst nimmt man den 
Bürgern und Betrieben durch möglichst hohe Steu-
ern und Abgaben viel Geld aus der Tasche, um spä-
ter einen Teil davon über bürokratische Mechanis-
men zurückzugeben. Diese Ineffizienz und Fehlsteu-
erung müssen wir beenden. 

Insgesamt 700 Fördermaßnahmen hat die Landes-
regierung auf Nachfrage identifiziert und in den Me-
dien eine Konsolidierung in Aussicht gestellt. Kon-
krete Nachfragen dazu von unserer Seite, was wir 
denn wann erwarten dürfen, sind bislang nicht oder 
nur ausweichend sowie lückenhaft beantwortet wor-
den. 

Der beste Beleg für die Rodungsnotwendigkeiten im 
Förderdschungel ist die Gründung zahlreicher För-
derberatungen in den letzten Jahren. Das ist doch 
der beste Beleg: Wenn normale Verbraucher oder 
auch mittelständische Unternehmen sich nicht mehr 
selbst im Förderdschungel zurechtfinden und dafür 
professionelle Hilfe und Unterstützung brauchen, ist 
etwas fehlgesteuert. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, in der Werbung sehen Sie 
oft Clips, in denen es heißt: Schaffen Sie sich bloß 
nicht selbst eine neue Heizung, eine neue Solaran-
lage, ein neues E-Auto an. Dann wären Sie dumm. 
Der Staat drängt Ihnen doch nahezu eine Förderung 
auf, die Sie nur mitnehmen müssen. – Derlei Mitnah-
meeffekte sind ineffizient und schädigen diejenigen, 
die nachher die Zeche dafür zahlen müssen. 

Deshalb schließe ich diesen Beitrag mit einem Hin-
weis auf die kommunalen Spitzenverbände, Frau 
Kommunalministerin. Wie die kommunalen Spitzen-
verbände bei der Haushaltsanhörung hier im Plenar-
saal gesagt haben, wollen sie gar nicht all die Förder-
programme verbunden mit all der Bürokratie, son-
dern sie als Kommunen wollen die Gelder lieber als 
höhere Zuwendungen zur freien Verwendung und 
somit für das, wofür sie die Gelder wirklich benötigen. 
Das ist auch unsere Anregung. – Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP)  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der CDU hat nun der Kollege Olaf Lehne 
das Wort. Bitte sehr. 

Olaf Lehne (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wenn die 
FDP heute ihren Antrag mit dem reißerischen Titel 
„Schluss mit dem Förderdschungel“ zur Diskussion 
stellt, dann klingt das auf den ersten Blick nach Auf-
bruch und Entschlossenheit. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]: Genau!) 



Landtag   26.03.2025 

Nordrhein-Westfalen 45 Plenarprotokoll 18/91 

 

Doch wer genauer hinsieht – und das tun wir als CDU 
nun einmal –, erkennt schnell: Was hier präsentiert 
wird, ist nicht durchdachte Politik, sondern wohlklin-
gende Rhetorik ohne Substanz. 

Ja, wir alle wissen, dass die Förderlandschaft Nord-
rhein-Westfalen komplex ist. Ja, Bürgerinnen und 
Bürger wünschen sich nachvollziehbare und trans-
parente Verfahren. Aber daraus pauschal die Forde-
rung abzuleiten, 50 % aller Förderprogramme zu 
streichen, ist nichts anderes als ein politischer Holz-
hammer – und ehrlich gesagt ein populistischer 
Schnellschuss, wie man ihn leider immer häufiger 
aus der Ecke der FDP hört. 

Die CDU-geführte Landesregierung hat längst ge-
handelt. Mit dem Entbürokratisierungs- und Be-
schleunigungspaket wurde der größte Bürokratieab-
bau der letzten Jahre angestoßen, mit Augenmaß 
und Verantwortung. Mit foerderplan.web existiert be-
reits heute eine zentrale digitale Plattform, die konti-
nuierlich ausgebaut wird. Bereits über 193 Pro-
gramme laufen heute hierüber. Das ist keine Ankün-
digungspolitik, sondern das ist konkretes Regie-
rungshandeln. 

Der FDP-Antrag dagegen wirkt wie aus der Zeit ge-
fallen. Man fordert Ende-zu-Ende-Digitalisierung, 
aber ignoriert völlig die realen Voraussetzungen in 
den Ressorts, die Komplexität von EU-Kofinan-
zierungen oder notwendige Sicherheitsanforderun-
gen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Machen Sie es doch einfa-
cher!) 

Digitalisierung funktioniert eben nicht per Knopf-
druck. 

(Ralf Witzel [FDP]: Machen Sie es doch einfa-
cher!) 

– Wir sind doch dabei. Das habe ich ja gerade ge-
sagt. 

Das weiß jeder, der ernsthaft Verantwortung trägt 
und nicht nur in Pressemitteilungen oder Videos auf-
tritt. Hier ein Lob an Sie, Herr Witzel: Das ist wirklich 
ein lustiges Video, das Sie gemacht haben. Da sieht 
es wirklich so aus, als kämen Sie aus dem Dschun-
gelcamp. 

Und dann diese Forderung, die Anzahl der Förder-
programme um die Hälfte zu kürzen, um 50 %, als ob 
das ein Allheilmittel wäre! Dabei ignoriert man völlig, 
dass diese Programme nicht Selbstzweck sind, son-
dern gezielt sozialen Ausgleich schaffen: Innovation 
fördern, den ländlichen Raum stärken und Vereinen 
vor Ort helfen. Wer meint, hier einfach mit der Ket-
tensäge durchgehen zu können, offenbart ein be-
denkliches Politikverständnis. 

Gerade in Krisenzeiten – und wir erleben sie derzeit 
weltweit – braucht es ein handlungsfähiges Land. 

Das bedeutet: gezielte, verantwortungsvolle Förde-
rung statt marktradikaler Rückzugsfantasien. 

Dass ausgerechnet die FDP den Staat bei jeder Ge-
legenheit kleinreden will, ist ja nichts Neues. Neu ist 
nur, wie weit zu gehen sie bereit ist und wie wenig sie 
dabei die sozialen und regionalen Folgen ihres Vor-
schlags zu kümmern scheinen. Trump insofern von 
seiner Auffassung her zu folgen, hilft der FDP mit Si-
cherheit nicht. 

Förderpolitik ist kein Steinbruch für ideologische Ex-
perimente. Sie ist Ausdruck aktiver Gestaltung. Ja, 
wir wollen Digitalisierung. Aber wir wollen sie klug 
und realistisch umsetzen, nicht mit plakativen Forde-
rungen, sondern mit konkreten Maßnahmen. Ja, wir 
wollen effizienter werden, aber nicht auf Kosten der-
jenigen, die am meisten auf Unterstützung angewie-
sen sind. 

Die CDU steht für eine Förderpolitik mit Augenmaß, 
für Effizienz und Verantwortung, für Digitalisierung 
und soziale Balance – für ein starkes, handlungsfä-
higes Nordrhein-Westfalen, gerade auch in den Re-
gionen, die nicht jeden Tag auf der Titelseite stehen. 

Dem Antrag der FDP können und wollen wir daher 
nicht zustimmen, der Überweisung an den zuständi-
gen Fachausschuss jedoch schon. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der SPD hat nun die Kollegin Carolin 
Kirsch das Wort. Bitte sehr. 

Carolin Kirsch (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Der Antrag der 
FDP zur Förderpolitik in NRW greift erneut ein wich-
tiges Thema auf, mit dem wir uns in den letzten Jah-
ren ja schon mehrfach beschäftigt haben, nämlich 
mit der Frage, wie wir es schaffen können, die För-
derstrukturen in NRW zu verbessern, sie effizient 
und bürokratiearm zu gestalten und sie vor allem auf 
das notwendige Maß zu beschränken. 

Beispielhaft kann man hier die Förderverfahren für 
den Dritten Sektor nennen. Aber auch im Zusam-
menhang mit den Flutschäden und den Coronahilfen 
hat sich gezeigt, dass gut gemeint nicht immer gut 
gemacht ist. Wir müssen uns die Frage stellen, ob 
die Landesregierung wirklich aus diesen Erfahrun-
gen gelernt hat und das Thema ernsthaft und mit der 
gebotenen Intensität anpackt. 

Bei der Diagnose besteht weitestgehend Überein-
stimmung bei den Akteuren: Förderprogramme sind 
oftmals zu bürokratisch und nicht ausreichend digita-
lisiert. Die Förderrichtlinien sind zu kompliziert und 
nicht einheitlich; dies ist nicht zuletzt dem Ressort-
prinzip geschuldet. Der Aufwand für die Antragsteller 
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steht gerade bei Klein- und Kleinstförderungen und 
bei Projektförderungen mit kurzen Laufzeiten kaum 
im Verhältnis zum Aufwand. 

Häufig wird bei Kritik von den Verantwortlichen auf 
die EU- oder Bundesebene verwiesen; das haben wir 
gerade auch gehört. Aber der Antrag zeigt schon 
sehr gut auf, dass wir oftmals über eigene Förderpro-
gramme des Landes sprechen. Das heißt, die Lan-
desregierung hat es bei diesen Programmen selbst 
in der Hand, ihre eigenen Förderstrukturen anzupas-
sen und zu optimieren. Von den für 2023 genannten 
266 Förderprogrammen sind es immerhin 223 Pro-
gramme des Landes. 

Die Landesregierung hatte ja im Zuge der Haushalts-
aufstellung 2025 auch angekündigt, dass sie die För-
derprogramme des Landes kritisch überprüfen will. 
Allerdings – auch das gehört zur Wahrheit dazu – war 
dies eher mit dem Ziel verbunden, Förderprogramme 
einfach zu streichen, um damit Haushaltsmittel ein-
zusparen. 

Aber es kann, anders als es der Antrag suggeriert, 
nicht pauschal Ziel sein, einfach mal 50 % der För-
derprogramme zu streichen. Wir müssen schon ge-
nau hinschauen, wo die Mittel gebraucht werden und 
welche Instrumente die besten sind, um Haushalts-
mittel bedarfsgerecht genau dorthin zu bekommen, 
wo man sie benötigt, ohne die Empfänger und die 
Verwaltung unnötig zu belasten. 

Neben der Frage, wie lange die Landesregierung 
brauchen wird, um die Förderverfahren in allen Res-
sorts auf einen einheitlichen digitalen Standard auf 
der Plattform foerderplan.web zu überführen, müs-
sen wir uns natürlich vor allem die Frage stellen, in 
welchen Bereichen es überhaupt Sinn macht und wo 
es tatsächlich geboten ist, für die Mittelverteilung För-
derprogramme einzusetzen, die immer mit einem ge-
wissen Verwaltungsaufwand verbunden sind. 

Diese Frage stellt sich insbesondere bei Förderpro-
grammen, die sich an Kommunen richten. Hier geht 
es nicht nur um eine Entbürokratisierung, sondern 
wir müssen uns ernsthaft fragen, warum die Mittel 
nicht direkt mit sinnvollen Verteilschlüsseln ins Sys-
tem gegeben werden, womit zum Beispiel auch die 
Bezirksregierungen deutlich von Aufgaben entlastet 
werden können. Dies zeugt ansonsten eher von ei-
ner Misstrauenskultur. 

Wir reden ständig über den Fachkräftemangel im öf-
fentlichen Dienst. Für die Durchführung und Überwa-
chung der Programme werden deswegen auch häu-
fig Dritte beauftragt. Dies führt neben der Bindung 
von Kapazitäten wiederum in den Bezirksregierun-
gen zu einem weiteren bürokratischen Aufwand.  

Wir erleben seit einigen Jahren in diesem Bereich – 
so nehme ich es jedenfalls wahr –, dass sich das Ver-
hältnis von Aufwand und Nutzen eher immer ungüns-
tiger entwickelt. Auch hier zeigt sich letztlich, ob der 

Staat noch handlungsfähig ist. Können wir den Bür-
gerinnen und Bürgern tatsächlich erklären, warum 
hier ein enormer Verwaltungsaufwand entsteht und 
immer weiter perpetuiert wird? Ich fürchte, nicht. 

Im Antrag der FDP gibt es viele wichtige Aspekte, die 
zu einer deutlichen Verbesserung beitragen können, 
auch wenn ich nicht mit jeder Schlussfolgerung voll 
mitgehen kann. 

Natürlich stimmt meine Fraktion gerne der Überwei-
sung und der Diskussion im Ausschuss zu. Aber 
wenn wir ehrlich sind, brauchen wir jetzt keine neue 
Diskussion, sondern eine Landesregierung, die die 
hinreichend bekannten Probleme anpackt, die Mög-
lichkeiten nutzt, die sie bereits hat, und die Wirkungs-
fähigkeit von Förderprogrammen schon allein 
dadurch verbessert, dass sich das Verhältnis von 
Aufwand und Nutzen deutlich zum Letzteren ver-
schiebt. Das müssen wir immer wieder einfordern. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun der Kollege Simon 
Rock das Wort. Bitte sehr. 

Simon Rock (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich finde den 
Antrag der FDP gleichzeitig entlarvend, aber auch 
spannend. Sie fordern ja – das haben Sie jetzt mehr-
fach gesagt –, 50 % der Förderprogramme abzu-
schaffen. Da könnte man sagen: Das hat ein biss-
chen etwas von „Friss-die-Hälfte-Diät“, weil man sich 
dann auch die Frage stellen muss: Welche 50 % wol-
len Sie denn abschaffen? 

(Ralf Witzel [FDP]: Steuercontrolling!) 

– Ja, genau. Es ist schön, dass Sie sich die Frage 
auch stellen. Ich hätte mir dazu auch Antworten in 
dem Antrag gewünscht. Es ist ja nicht so, dass die 
Informationen nicht vorliegen würden. Sie haben 
eine Große Anfrage gestellt. Die Landesregierung 
hat sie auf 57 Seiten sehr detailliert beantwortet. 
Aber offensichtlich haben Sie überhaupt keine 
Schlussfolgerung daraus gezogen, sondern sagen 
einfach nur: 50 % der Förderprogramme müssen 
weg. – Sie sagen aber nicht, welche 50 % gestrichen 
werden sollen. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Da machen Sie es sich ein bisschen zu einfach, finde 
ich. Das ist auch ein bisschen billig. 

(Beifall von Wibke Brems [GRÜNE]) 

Ich habe zwei Erklärungen dafür, weshalb Sie genau 
diesen Weg wählen. Der erste mögliche Grund ist ein 
bisschen Oppositionspopulismus. Denn wenn Sie 
sich die Beantwortung Ihrer Anfrage anschauen, 
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dann stellen Sie fest: Die Landesregierung hat bei 
der Anzahl von Förderprogrammen erstmals die 
Trendwende geschafft. Die Landesregierung nimmt 
sich vor, insgesamt ein Drittel der Förderprogramme 
tatsächlich zusammenzulegen bzw. alle Förderpro-
gramme um ein Drittel zu reduzieren. 

(Ralf Witzel [FDP]: Wann und welche?) 

Dann können Sie aber natürlich nicht sagen: „Ja, ein 
Drittel ist eine super Sache“, sondern müssen dem 
als Opposition noch einen draufsetzen. Die 50 % 
sind dann eine willkürliche Zahl; aber die liest sich ja 
ganz gut. 

Aber vielleicht ist das auch – das ist meine zweite In-
terpretation – so etwas wie Reue. Sie mussten ge-
rade selbst zugeben, dass die Anzahl an Förderpro-
grammen in Ihrer Regierungszeit massiv angestie-
gen ist, nämlich von 171 im Jahr 2017 auf 272 im 
Jahr 2022. 

(Ralf Witzel [FDP]: Coronapandemie! Sie ma-
chen jetzt den Turnaround!) 

– Ja, ich weiß; Sie haben mit Corona argumentiert. 
Es ist nur blöd, dass das Ansteigen auch vor 2020 
der Fall gewesen ist. Meiner Erinnerung nach hat die 
Coronapandemie erst im Februar/März 2020 ange-
fangen. Deshalb ist Ihre Erklärung nicht ganz zutref-
fend. Aber das müssen Sie selbst mit sich ausma-
chen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Kollege, es 
gibt den Wunsch nach noch einer Zwischenfrage von 
Herrn Kollegen Zimkeit. 

Simon Rock (GRÜNE): Herr Kollege Zimkeit, ja, 
bitte schön; wenn Sie sich in die Diskussion einbrin-
gen möchten, sehr gerne. 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Das hätte jetzt ein bisschen 
begeisterter klingen können; aber egal. – Ich habe 
eine Nachfrage. Sie haben ja, wie ich finde, nachvoll-
ziehbar dargestellt, dass die 50 % der FDP ein biss-
chen willkürlich sind. Warum ist denn das eine Drittel 
der Landesregierung weniger willkürlich? 

Simon Rock (GRÜNE): Vielen Dank für die Frage. – 
Die Landesregierung hat an der Stelle den Turn-
around geschafft. Die Förderprogramme sind im Ver-
gleich zu dem, was 2022 der Fall war, schon abge-
senkt worden. Ich finde, dass man die Ein-Drittel-Re-
gelung durchaus als Maßgabe nehmen kann, die 
auch tatsächlich realistisch erreichbar ist, wenn man 
sich einmal die einzelnen Förderprogramme an-
schaut. Ich glaube nicht, dass das vollkommen aus 

der Luft gegriffen ist. Wir werden auch in ein paar 
Jahren sehen, dass das so funktionieren kann. 

(Beifall von Britta Oellers [CDU]) 

– Danke. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Applaus für eine Nicht-
beantwortung!) 

Zurück zur FDP: Ich könnte das mit der Reue ja auch 
akzeptieren. Allerdings passt das nicht so ganz zu 
dem tatsächlichen Verhalten Ihrer Fachkolleginnen 
und Fachkollegen, was die Politik und die grundsätz-
liche Einstellung zu Förderprogrammen angeht. Sie 
selbst haben gesagt: Das Förderprogramm Grunder-
werbsteuer durfte auf keinen Fall abgeschafft wer-
den; es war unverantwortlich, es abzuschaffen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Genau!) 

Dann gab es das Thema „Kinderwunschbehand-
lung“, bei dem die Bundesregierung eine Förderung 
hat auslaufen lassen und die Landesregierung ge-
sagt hat: Tut uns leid; wir können da nicht Ausfall-
bürge des Bundes sein. – Das war der zweite Punkt, 
bei dem die FDP gesagt hat: 

(Marcel Hafke [FDP]: Das ist Unsinn!) 

Das kann überhaupt nicht sein. Wir brauchen da ein 
weiteres Förderprogramm. Das soll das Land bitte 
zusätzlich machen. 

Wir haben das Thema „Sportstättenförderung“, bei 
dem die FDP auch keine Gelegenheit auslässt, zu 
sagen: Wir brauchen 300 bis 500 Millionen Euro 
mehr für dieses Förderprogramm. 

Das sind nur drei Beispiele. Jetzt kommen aber noch 
weitere Beispiele. 

In den letzten Haushaltsberatungen haben Sie selbst 
ein Förderprogramm für Kernfusionen gefordert. Herr 
Kollege Brockes – er ist leider gerade nicht im Raum 
– hat ein Förderprogramm für die Umrüstung auf Bi-
omethan gefordert. Das kann man ja inhaltlich alles 
gut finden. Aber es ist genau das Gegenteil dessen, 
was Sie in diesem Antrag fordern. 

Insofern müssen Sie sich da einmal einig werden: 
Wollen Sie stärker über Förderprogramme Fachpoli-
tik machen, oder wollen Sie Förderprogramme ab-
bauen? – Die Fachkollegen das eine sagen zu lassen, 
um dann in einem allgemeinen Antrag genau das Ge-
genteil zu fordern, ist alles, nur keine seriöse Politik. 

Genau darüber können wir uns dann auch gerne im 
Ausschuss auseinandersetzen. Ich gebe die Hoff-
nung zumindest nicht auf, dass Sie dann auch einige 
konkrete Programme nennen, die Sie tatsächlich zu-
sammenfassen und konsolidieren wollen. Aber so-
lange das nicht kommt, ist das alles nur eine Luft-
nummer von Ihnen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD hat nun Herr Dr. Beucker das 
Wort. Bitte sehr. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Ein Antrag 
so recht nach dem freiheitlichen Herz meiner AfD: 
Wildwuchs an Förderungen zurechtstutzen, mehr 
Freiheit für die Selbstregulierung des Marktes, mehr 
Übersicht über die Tätigkeit von Verwaltung und Re-
gierung. 

Nur: Was hat die FDP damit zu tun? Sie zeigt mit die-
sem Antrag mal wieder auf, was sie in fünf Jahren 
Regierungszeit nicht erreicht hat. Und: Zu jedem Ple-
num gibt es einen dieser Anträge. Merkmal: richtiger 
Inhalt, aber dennoch zu spät. Sie stehen symptoma-
tisch für das Versagen dieser Partei in Regierungs-
verantwortung. 

Im Bund hat die FDP jetzt den Preis dafür bezahlt. 
Sie war dort fast vier Jahre Steigbügelhalter für die 
größten Fans von Förderprogrammen überhaupt: die 
SPD und die Grünen. Initiativen dagegen sind weder 
auf Bundesebene noch auf europäischer Ebene 
sichtbar. 

In der Frage des Förderunwesens ist die FDP ge-
nauso unglaubwürdig wie in der Frage des Beauf-
tragtenunwesens. Da hat sie gerne die Möglichkeit 
wahrgenommen, den gescheiterten NRW-
Vizeministerpräsidenten Joachim Stamp auf dem 
neu geschaffenen Posten eines Sonderbevollmäch-
tigen der Bundesregierung für Migrationsabkommen 
zu entsorgen. 

(Zuruf von Sven Werner Tritschler [AfD]) 

Aber zurück zum inhaltlich sicherlich sinnvollen An-
trag: Bemerkenswerterweise gibt er die Fehler der 
FDP in der Landesregierung von 2017 bis 2022 wie-
der. Die damaligen FDP-Ministerien von Herrn 
Dr. Stamp und von Herrn Professor Dr. Pinkwart wa-
ren Weltmeister bei den Förderprogrammen. Man 
hätte damals schon mit einer massiven Reduzierung 
der Fördermittel anfangen müssen. 

Die FDP sprach auch zu dieser Zeit immer wieder 
von einer Vereinfachung des Staatswesens und dem 
Abbau von Bürokratie. Das ist sicher sinnvoll. Aber 
dann muss man das auch umsetzen. Die FDP hätte 
damals beispielsweise die Grunderwerbsteuer ab-
senken 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

und dazu dem damals eingebrachten Gesetzentwurf 
der AfD zustimmen können. Prima Beitrag zur För-
derung von Familien und Wohnen! Das hat sie in die-
ser Legislatur ja auch beantragt. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das hätten wir gerne auch 
damals gemacht!) 

In der Regierung damals haben Sie aber lieber ein 
Förderprogramm zum Erwerb von Wohnungseigen-
tum eingebracht. 

(Ralf Witzel [FDP]: Nein, das war der Kompro-
miss!) 

Das war, anders als Herr Kollege Witzel meint, keine 
gute Idee. Der Landesrechnungshof hat in seinem 
Jahresbericht 2024 der FDP das Programm quasi 
um die Ohren gehauen. Ich zitiere das Fazit zu dem 
Programm: 

„Bei der Auflegung der Förderrichtlinie Wohnei-
gentum sind […] zahlreiche gravierende Fehler 
unterlaufen, die zu erheblichen Mitnahmeeffekten 
geführt haben. Darin erkennt der LRH Verstöße 
gegen die Haushaltsgrundsätze der Notwendig-
keit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit aus den 
§§ 6 und 7 LHO.“ 

Dieses Programm wurde bei den Beratungen zum 
Haushalt 2022 in der dritten Lesung hier im Plenum 
mit einem Änderungsantrag ohne inhaltliche Diskus-
sion durchgepresst. Eine wirkliche Beratung war gar 
nicht möglich. Die FDP hat bei diesem Aufsetzen 
neuer Bürokratie mitgemacht, ohne mit der Wimper 
zu zucken. Eine Fachberatung im Ausschuss mit 
Sachverständigen und dem Landesrechnungshof 
war gar nicht gewollt. Es ging hier nur um ein Wahl-
geschenk einer vermeintlich bürgerlichen Koalition, 
bestehend aus CDU und FDP. 

Die Abgeordneten der FDP sind größtenteils diesel-
ben wie zu ihrer Regierungszeit. Es wäre zu fragen: 
Haben Sie damals gegen die Förderwucherungen 
gestimmt? Sind Sie angesichts dieser Fehler zurück-
getreten? – Nein? Deshalb sind Sie jetzt auch so un-
glaubwürdig. 

(Ralf Witzel [FDP]: Nein, das war der Koaliti-
onskompromiss! – Dr. Ralf Nolten [CDU]: Ach, 
Herr Witzel!) 

Die FDP würde wahrscheinlich morgen mit Förder-
programmen, auch neuen, für die eigene Klientel ge-
nauso weitermachen wie bisher, wenn sie wieder in 
die Regierung eintreten dürfte. Der Wähler hat das 
glücklicherweise durchschaut. Der Dienstwagen-Li-
beralismus ist im Bund erst mal abgewählt. 

Inhaltlich sind wir, wie gesagt, bei Ihnen: Wir brau-
chen weniger Förderprogramme. Dann können wir 
die Verschuldung niedrig halten, die Steuern senken, 
Bürokratie abbauen und den Gemeinden mehr Geld 
zur Verfügung stellen. Diese wissen vor Ort besser, 
was nötig ist. Außerdem ist es demokratischer. 

Auch wenn an diesem Antrag einiges zu kritisieren 
ist, ist er inhaltlich richtig. Deswegen stimmen wir ei-
ner Überweisung in den Ausschuss natürlich erst 
recht zu.– Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Landesregierung hat nun Ministerin Ina Schar-
renbach das Wort. Bitte sehr. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordneten! Willkommen im FDP-Dschungel! Ih-
ren Beitrag auf Facebook habe auch ich gesehen. 
Das macht es aber nicht besser. 

(Heiterkeit von der CDU – Rodion Bakum 
[SPD]: Sie haben aber viel Zeit!) 

Offen gesagt, ist es schon ziemlich bemerkenswert, 
dass hier dem Grunde nach Förderprogrammatik per 
se als das Übel eines Staatswesens deklariert wird. 

(Ralf Witzel [FDP]: Nein, halbieren! Halbie-
rung!) 

Bei aller Wertschätzung: Die Förderprogramme jeder 
Regierung und auch jeder Kommune, die sie auflegt, 
verfolgen bestimmte Ziel- und Zwecksetzungen. 
Wenn Sie als FDP hier bestimmte Förderprogramme 
adressieren, beispielsweise die Förderung der Elekt-
romobilität oder Vergleichbares, muss ich sagen: 
Diese haben Sie in der Bundesregierung doch selbst 
mit auf den Weg gebracht. 

(Heiterkeit und Zuruf von Raphael Tigges 
[CDU]: Was? – Heiterkeit und Zuruf von 
Dr. Ralf Nolten [CDU]: Nein! – Zuruf von Ralf 
Witzel [FDP]) 

Solche Förderprogramme dienen doch dazu, be-
stimmte Wirtschaftlichkeitslücken für Menschen, ob 
nun für die Bürgerinnen und Bürger oder für die Un-
ternehmer, zu schließen. Das Gleiche gilt im Bereich 
von Förderprogrammatik. Dort geht es zum Beispiel 
darum, neue Technologien zu ermöglichen, insbe-
sondere zur Unterstützung von Start-ups und Unter-
nehmen in den Bereichen „New Economy“ und „Digi-
talisierung“, um über Hürden zu helfen, damit der 
Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen weiter ge-
stärkt wird. 

Deshalb teilen wir Ihre Grundkritik an Förderpro-
grammen nicht. Förderprogramme müssen sich aber 
natürlich immer einem Monitoring in Bezug auf den Ziel-
erreichungsgrad unterziehen: Erreicht man das, was 
man damit beabsichtigt hat, oder erreicht man das nicht? 

Sie kritisieren die mit Förderprogrammen verbun-
dene Verwaltungstätigkeit. Ich nenne es einmal „Ver-
waltungstätigkeit“, weil das Wort „Bürokratieabbau“ 
inzwischen ein geflügeltes Wort geworden ist und 
permanent genannt wird. Ich breche jetzt einmal eine 
Lanze für die Bürokratie. Denn das Recht in Nord-
rhein-Westfalen und darüber hinaus sowie die Admi-
nistration gewährleisten eine sehr hohe Verlässlich-
keit und Sicherheit für alle Beteiligten. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Das ist das eine. Das andere ist: Manchmal züchtet 
sich Bürokratie zugegebenermaßen auch selbst. Die 
besondere Aufgabenstellung, die den politischen 
Verantwortungsträgern obliegt, ist, dafür Sorge zu 
tragen, dass sich bestimmte Dinge eben nicht ver-
selbstständigen. 

Bei Förderprogrammen geht es immer darum, zu 
schauen, wie man die Belange auch der Rechnungs-
höfe, egal ob kommunale Rechnungsprüfungsämter, 
Landesrechnungshof oder Bundesrechnungshof, bei 
der Frage der Transparenz der Mittelverwendung 
und des richtigen bzw. wirtschaftlichen Einsatzes 
übereinanderbekommt.  

Ich mache daraus auch keinen Hehl. Ich gebe Ihnen 
ein Beispiel, wofür ich persönlich kein Verständnis 
habe.  

Nach der Starkregen- und Hochwasserkatastrophe 
im Sommer 2021 haben wir, die Bundesregierung 
und die Länder, zusammen innerhalb von acht Wo-
chen den Aufbauhilfefonds zum Wiederaufbau auf-
gegleist. Die Bundesregierung, der Bundestag, der 
Bundesrat haben gesagt, dass das Billigkeitsleistun-
gen werden, weil das Geld schnell zu den Menschen 
muss.  

Wir im Land Nordrhein-Westfalen haben das so um-
gesetzt, wie es gesetzlich beschlossen wurde, also 
als Billigkeitsleistung. Und dann müssen wir uns da-
für verantworten, weil der Rechnungshof sagt: Das 
teilen wir aber nicht. Warum ist das eine Billigkeits-
leistung? – Dann argumentieren wir – der politische 
Wille ist ja klar –: Die Menschen sollen zügig Geld 
bekommen, damit sie den Wiederaufbau leisten kön-
nen. Wir können gar nicht abweichen, weil der Bund 
das vorgegeben hat. 

Vor dem Hintergrund gibt es eine besondere Aufga-
benstellung, Förderverfahren zu vereinfachen, zu 
standardisieren. Das tun wir als Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen. Wir haben vor wenigen Tagen 
im Kabinett einen entsprechenden Beschluss ge-
fasst, weil wir die Plattform „Nordrhein-Westfalen för-
dert“ auf den Weg bringen. Damit haben wir im letz-
ten Jahr begonnen. Diese Plattform hat zu Beginn 
die landeseigene Heimatförderung aufgenommen 
und baut jetzt im Hintergrund einen Antragsbaukas-
ten, um zu standardisieren. Das wird auch Auswir-
kungen auf die Förderrichtlinien haben.  

Ich habe Ihnen vor einiger Zeit gesagt, dass wir an 
einem sogenannten Förderrichtliniengenerator arbei-
ten, um die Arbeit in den Ministerien zu vereinfachen 
und zu standardisieren. Das setzt voraus, dass wir 
beispielsweise mit dem Rechnungshof genauso wie 
mit dem Ministerium der Finanzen zu Standardbaustei-
nen und -texten kommen, die man dann dazuklicken 
kann. Dann wird es einfacher, dann standardisiert 
sich das. Dadurch wird das Förderwesen insgesamt 
vereinfacht.  
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Insofern sind wir als Landesregierung Nordrhein-
Westfalen auf einem sehr guten Weg und helfen 
Ihnen damit hoffentlich auch aus dem FDP-
Dschungel heraus. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir sind 
damit am Schluss der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/13159 an den Haushalt- und Finanzausschuss – 
federführend –, an den Ausschuss für Heimat und 
Kommunales sowie an den Ausschuss für Bauen, 
Wohnen und Digitalisierung. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung sollen im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer 
stimmt dieser Empfehlung zu? – Das sind die Frakti-
onen von SPD, Grünen, CDU, FDP und AfD. Gibt es 
Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Gibt es Ent-
haltungen? – Das ist auch nicht der Fall. Dann ist so 
beschlossen.  

Wir kommen zu: 

5 Von 2G bis Lockdown – Eine kritische Be-
trachtung der Corona-Strategien der Landes-
regierung in Nordrhein-Westfalen 

Große Anfrage 28 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/9796 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 18/12672 

Ich eröffne die Aussprache. Für die antragstellende 
Fraktion hat Dr. Vincentz das Wort. Bitte sehr.  

Dr. Martin Vincentz (AfD): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Spätestens 
seit Ignaz Semmelweis – das muss gegen 1860 ge-
wesen sein – wissen wir, dass es Tierchen gibt, die 
wir mit dem bloßen Auge nicht sehen können. Wie 
hat damals eigentlich die etablierte Wissenschaft – 
die Wissenschaft, wie einige sagen – auf diese Ent-
deckung reagiert? Man hat ihn lächerlich gemacht. 
Man hat ihn so sehr lächerlich gemacht, dass man 
ihn am Ende in eine Psychiatrie eingewiesen hat, wo 
er unter bis heute ungeklärten Umständen verstor-
ben ist. Dieser damalige Querdenker hat eine Wahr-
heit ausgesprochen, die man als Fake News brand-
markte. Er musste dafür höchstwahrscheinlich sein 
Leben geben. Das kommt Ihnen bekannt vor? Mir 
auch.  

Seitdem weiß man ein bisschen mehr über diese 
Tierchen, unter anderem, dass sie sehr unterschied-
liche Eigenschaften haben. Das liegt an ihrer Hülle, 
falls eine vorhanden ist, an verschiedenen Proteinen, 
mit denen sie sich Zugang zu den menschlichen Zel-
len verschaffen können, an der Erbinformation, die in 
diesen Viren vorhanden ist.  

Dank einer nicht ganz so klug formulierten Biowaf-
fenkonvention gibt es seit den 1970er-Jahren For-
schungen an diesen Viren, weil sie nicht wirklich zu 
Lebendem, also zum Biologischen zählen, sondern 
irgendetwas zwischen lebendig und tot sind. Zuerst 
in russischen Laboren, aber sicherlich auch bei un-
seren Verbündeten, gab es einige Untersuchungen 
dazu, wie man verschiedene Stämme effektiver ma-
chen kann. Sogenannte Gain-of-Function-Mutatio-
nen wurden getestet und seitdem überall auf der 
Welt weidlich erforscht.  

Sie können sich vielleicht daran erinnern, dass in Zei-
ten der COVID-19-Pandemie eine Reihe von Wis-
senschaftlern auf den Plan getreten ist und gesagt 
hat: Wäre es nicht möglich, dass dieses Tierchen aus 
diesem Biolabor dort in Wuhan ausgebrochen ist? – 
Was ist mit ihnen passiert? Man hat sie angegriffen, 
man hat sie lächerlich gemacht. Seit den frühen 
2020er-Jahren wussten allerdings unter anderem 
der BND, die CIA, das FBI und höchstwahrscheinlich 
noch ein bunter Blumenstrauß an internationalen Si-
cherheitsbehörden, dass es höchstwahrscheinlich 
genau aus diesem Labor ausgebrochen ist.  

Was darauf folgte, wissen Sie alle; Sie können sich 
gut daran erinnern. Dieser Tage jährt sich der Lock-
down in Deutschland zum fünften Mal. Hätten Sie 
den Leuten damals zu erklären versucht, dass dort 
ein Tierchen aus einem Bio-, in Klammern: -waffen, -
labor ausgebrochen ist, dann hätte man wahrschein-
lich verstanden, warum man sich erst einmal in De-
ckung begibt, bevor Näheres über dieses Tierchen 
bekannt ist. Denn tatsächlich sind einige der näheren 
Verwandten von SARS, in diesem Fall COVID-19, 
ganz schön tödlich.  

Wenn man sich vorstellt, dass in einem Labor unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit diesem Virus unter 
Umständen neue Funktionen, neue Eigenschaften 
zugefügt wurden und wir deshalb beispielsweise ein 
MERS hätten, das deutlich infektiöser wäre, dann 
wären wir gut beraten gewesen, erst einmal in De-
ckung zu gehen.  

Sie haben das aber nicht so kommuniziert. Es gibt 
heute sogar Hinweise darauf, dass aus dem Bundes-
ministerium des Innern gezielt Angst verbreitet 
wurde, um die Menschen Ihren Maßnahmen gegen-
über hörig zu machen.  

All das ist für uns Anlass gewesen, noch einmal 
nachzufragen. Wir lassen da nicht locker, weil die 
Maßnahmen, die dann folgten, sich nicht nur mittler-
weile bzw. retroperspektivisch als klar falsch heraus-
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stellten, sondern weil man das damals schon wissen 
konnte und weil sie auf grundlegend falschen Annah-
men beruhten. Wenn wir nicht einen Schritt nach 
vorn gehen und nicht dazu bereit sind, uns das par-
lamentarisch genauer anzuschauen und aufzuarbei-
ten, wogegen Sie allesamt sich sehr beharrlich weh-
ren, dann machen wir diese Fehler demnächst wie-
der.  

Die wissenschaftlichen Institutionen wehren sich teil-
weise heute dagegen, von Ihnen in dieser Art und 
Weise in Beschlag genommen zu werden. Lothar 
Wieler – der Name ist Ihnen vielleicht noch bekannt – 
hat sich dieser Tage dagegen verwahrt, dass das Ro-
bert Koch-Institut eben doch allzu oft politisch wei-
sungsgebunden war und es nicht die Wissenschaft 
war, der wir folgen sollten. Vielmehr war es die Poli-
tik, die uns etwas mitgegeben hat.  

Wenn wir uns also nicht dagegen wehren, wenn wir 
es nicht zumindest noch einmal unter die Lupe neh-
men und genauer betrachten, dann gibt es an diesen 
Stellen keine Verbesserung. Dann werden Sie die-
sen namhaften wissenschaftlichen Institutionen – sei 
es das Robert Koch-Institut, das Paul-Ehrlich-Institut 
oder die Leopoldina – einen Bärendienst erwiesen 
haben, denn irgendwann wird die nächste Pandemie 
kommen. Und dann wird es unter Umständen not-
wendig sein, dass genau diese Institutionen die Men-
schen dazu auffordern, sich impfen zu lassen. Wie 
viele machen das denn, wenn Sie nach dem Wolf ru-
fen, nachdem Sie schon vergeblich vor dem Wolf ge-
warnt haben?  

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Tatsächlich zeigt sich schon heute in sehr dramati-
scher Art und Weise bei vielen klassischen, gut im-
plementierten und gut untersuchten Impfungen eine 
absolute Impfmüdigkeit, und zwar nicht nur in den 
traditionellen Milieus, sondern in immer breiter wer-
denden Teilen der Gesellschaft.  

Was Sie dort angerichtet haben, geht weit über das 
hinaus, was mit COVID-19 eigentlich an sich verbun-
den ist. Die psychischen Belastungen für die jungen 
Kinder baden wir bis heute aus, sie bestehen bis 
heute.  

Wenn Sie also weiterhin verweigern, dort genauer 
hinzuschauen, dann versündigen Sie sich extrem, 
nicht nur an den Kindern, sondern an der ganzen Ge-
sellschaft. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Fraktion 
der CDU hat nun der Kollege Christian Berger das 
Wort. Bitte sehr. 

Christian Berger (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu Beginn 

möchte ich erst einmal den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern im Ministerium für die Beantwortung dieser 
Großen Anfrage danken. Das war wirklich Fleißar-
beit. Auf 14 Themenblöcke verteilten sich 500 Fra-
gen. Das hat sicherlich sehr viel Kapazität gebunden.  

Heute versuchen wir, festzustellen, ob wir dadurch 
einen Erkenntnisgewinn haben. Ich nehme das ein-
mal direkt vorweg: Ich bezweifle, dass uns diese 
Große Anfrage in der Sache weiterbringt.  

Seit gut anderthalb Jahren gibt es im Landtag die En-
quetekommission II mit dem Titel „Krisen- und Not-
fallmanagement – durch die Lehren der Vergangen-
heit die Zukunft sicher gestalten“. Diese Enquete-
kommission wurde durch die AfD beantragt.  

Es ist keine parlamentarische Gepflogenheit, über 
die Arbeit der Enquetekommission zu berichten. 
Aber Sie können sich sicherlich denken, dass wir 
nach anderthalb Jahren in der finalen Phase sind und 
noch dieses Jahr dem Landtag den Bericht vorlegen 
werden.  

Diese Große Anfrage zu dem jetzigen Zeitpunkt 
macht für mich persönlich überhaupt keinen Sinn und 
hinterlässt auch bei mir diesen faden Beigeschmack, 
dass Aufklärung und ernsthaftes Interesse an die-
sem Thema gar nicht bestehen. Wieder einmal wird 
viel Getöse gemacht, es werden aufgeregte Social-
Media-Videos folgen, und dann wird es auch ganz 
schnell wieder still. Als CDU-Sprecher in der En-
quetekommission II erlebe ich das regelmäßig.  

Ich möchte das noch einmal klar sagen: Natürlich 
müssen wir uns die Geschehnisse rund um die 
Coronapandemie ganz genau anschauen. Natürlich 
sollten wir Lehren daraus ziehen. Natürlich müssen 
wir das Land krisen- und stressfest machen. 

Man muss allerdings schon sehr bewusst die Augen 
und Ohren verschließen, wenn man die Veränderun-
gen im Land nicht sehen möchte. Da ist ganz viel En-
gagement erkennbar, und viele Menschen arbeiten 
daran, neue Grundlagen zu schaffen – sei es mit der 
Novellierung des BHKG oder zum Beispiel indem 
sich Krisenstäbe besser vernetzen oder darum be-
müht sind, Fortbildungen und Übungen zu organisie-
ren.  

Ganz ehrlich: Was wir in Krisensituationen brauchen, 
sind Mut und mutige Menschen, die Entscheidungen 
treffen, egal ob angestellt oder ehrenamtlich, ob Arzt, 
Politiker, Wissenschaftler oder Teil der Blaulichtfami-
lie. Wir erwarten im Ernstfall, dass diese Menschen 
Verantwortung übernehmen und unser Land und die 
Menschen schützen.  

Es ist richtig und wichtig, diese Entscheidung zu hin-
terfragen, zu prüfen, politisch aufzubereiten. Es kann 
auch sinnvoll sein, in einer überparteilichen Enquete-
kommission Maßnahmen für die Zukunft zu erarbei-
ten. – Ach ja, übrigens, das machen wir ja bereits.  
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Das scheint die AfD aber vergessen zu haben oder 
ignoriert es einfach. Aber eins muss ich zum Schluss 
anmerken: Neunmalkluge Fragen zu stellen nach 
dem Motto „hinterher ist man immer schlauer“, hilft 
doch einfach nicht weiter. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der SPD hat nun der Kollege Rodion Ba-
kum das Wort. Bitte sehr. 

Rodion Bakum*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Demo-
kratinnen und Demokraten! Zunächst einmal: Dr. 
Vincentz, die kleinen Tierchen, von denen Sie spra-
chen, hat Antoni van Leeuwenhoek 1676 entdeckt.  

Ignaz Semmelweis, den ich rehabilitieren will, hat 
200 Jahre später gelebt. In der Tat galt er als Vater 
der Hygiene, weil er herausgefunden hat, dass durch 
simples Händewaschen in Chlorlösungen Mütter im 
Wochenbett gerettet werden können.  

(Dr. Martin Vincentz [AfD]: So ist es!) 

Wenn ich bedenke, wie Mitglieder Ihrer Partei und 
andere sogenannte Querdenker simple Maßnahmen 
wie das Händewaschen während der Pandemie in-
frage gestellt haben, muss ich zum Schluss kommen: 
Ignaz Semmelweis würde sich im Grab umdrehen, 
wenn er Ihre Rede heute gehört hätte.  

(Beifall von der SPD und der CDU – Zuruf von 
Dr. Martin Vincentz [AfD]) 

Jetzt stellen Sie sich einmal vor, wir wären damals 
nicht auf der Suche nach Lösungen gewesen, son-
dern auf der Suche nach Schuldigen. Stellen Sie sich 
vor, wir hätten nicht gehandelt, sondern gezögert. 
Stellen Sie sich vor, die Pandemie wäre von denen 
gemanagt worden, die heute eine Große Anfrage 
schreiben, aber keine Verantwortung übernehmen 
wollen.  

Dann hätten wir vermutlich Bilder wie in Italien, in 
Bergamo, mitten in Nordrhein-Westfalen gesehen.  

(Dr. Martin Vincentz [AfD]: So ein Unsinn! Also 
wirklich!) 

Dann hätten Pflegeheime nicht mit Impfstoffen, son-
dern mit Betroffenheitsbekundungen erreicht werden 
müssen.  

(Dr. Martin Vincentz [AfD]: Sie müssen mehr 
Studien lesen!) 

Dann hätten wir keine Maßnahmen diskutiert, son-
dern Massengräber.  

Im Westen nichts Neues – das ist mein Fazit dieser 
Großen Anfrage. Ich sage aber, dass es im Westen 

sehr wohl etwas Wertvolles gibt: eine demokratische 
Kultur, die sich auch in der Pandemie bewährt hat.  

Wir haben in diesem Land unter hohem Druck mit 
unvollständigem Wissen, aber mit klarem Kompass 
Menschen geschützt. Das war nicht bequem, aber 
notwendig. Die Bundes- und Landesregierungen ha-
ben Entscheidungen auf Basis wissenschaftlicher 
Empfehlungen getroffen, vom Robert-Koch-Institut 
über internationale Gremien bis hin zu den Erkennt-
nissen vor Ort.  

Dabei wurden Grundrechte nicht ignoriert, sondern 
abgewogen gegen das höchste Rechtsgut Leben 
und körperliche Unversehrtheit. War alles richtig? Nein. 
War es in der Gesamtschau verhältnismäßig? Ja.  

Vor allem war alles besser, als nichts zu tun. Denn 
genau das ist die Welt der AfD. Nichts tun, nichts ver-
stehen und auch nichts beitragen.  

(Beifall von der SPD, der CDU, Meral Thoms 
[GRÜNE] und Anja Marenholtz [GRÜNE]) 

Das wird auch besonders deutlich in dieser Anfrage. 
Die AfD stellt keine echten Fragen. Sie inszeniert 
Verdächtigungen. Sie will nicht aufarbeiten, sie will 
spalten.  

Denn was wäre passiert, wenn die AfD Verantwor-
tung während der Pandemie getragen hätte? Man 
hätte vermutlich ein Volksfest der Eigenverantwor-
tung ausgerufen – ohne Impfschutz, ohne Masken, 
ohne wissenschaftliche Beratung. Eine Mischung 
aus Schweden 2020 und Trump 2021.  

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

Und während man sich mit Verschwörungsgläubigen 
und Telegram-Gruppen solidarisierte, wären Tau-
sende gestorben, viele Tode davon vermeidbar.  

Genau das ist der Unterschied. Wir wollten eine Lö-
sung. Die AfD will die Krise. Daher begrüße ich aus-
drücklich, dass dieser Landtag vor ungefähr andert-
halb Jahren eine Enquetekommission „Krisen- und 
Notfallmanagement“ eingesetzt hat. Dort wird die 
Pandemie sachlich, strukturiert und fraktionsüber-
greifend aufgearbeitet. Handlungsempfehlungen 
werden in den kommenden Monaten veröffentlicht.  

Doch was macht die AfD eigentlich in dieser Kom-
mission?  

(Zuruf von der SPD: Nichts!) 

Etwa zur Hälfte der Zeit hat Dr. Vincentz den Vorsitz 
niedergelegt. Ihm ist einfach die Puste ausgegangen. 
Ich hoffe, es war keine Long-COVID-Folge. Ehrlich-
erweise scheint ihn der Aufklärungswille einfach ver-
lassen zu haben.  

(Dr. Martin Vincentz [AfD]: Sie haben unseren 
Sachverständigen abgelehnt!) 
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Seitdem Dr. Beucker, der jetzt leider nicht da ist, den 
Vorsitz übernommen hat, ist auch Bewegung in die 
Kommission gekommen – so viel Bewegung wie auf 
der A 40 morgens um sieben.  

(Heiterkeit von der SPD und der CDU – Beifall 
von der SPD, der CDU, den GRÜNEN und der 
FDP) 

– Okay, den versteht man leider nur im Ruhrgebiet.  

Was macht also die AfD in der Kommission? Sie 
taucht ab, ihr Referent ist nach Berlin geflüchtet.  

(Thorsten Klute [SPD]: Wo ist der eigentlich?) 

Statt sich mit den demokratischen Fraktionen für 
bessere Krisenstrukturen einzusetzen, reicht man 
eine Große Anfrage mit 500 Fragen zur Selbstdar-
stellung ein.  

(Zuruf von Dr. Martin Vincentz [AfD]) 

Das ist kein politischer Beitrag, das ist ein Ablen-
kungsmanöver.  

(Beifall von der SPD und Fabian Schrumpf 
[CDU])  

Wer das Krisenmanagement heute delegitimieren 
will, will morgen keine Verantwortung übernehmen. 
Wer den Rechtsstaat als Feind darstellt, hat mit der 
Demokratie längst abgeschlossen. 

Es war die sachliche, transparente und anpassungs-
fähige Arbeit in einer nie dagewesenen Krise, die 
Nordrhein-Westfalen und Deutschland vergleichs-
weise gut durch die Pandemie geführt hat. Fehler 
wurden gemacht, aber sie wurden nicht geleugnet, 
sie wurden bearbeitet. Das unterscheidet uns grund-
legend von der AfD: Wir handeln, Sie hetzen. Wir 
wollen Lösungen, Sie wollen Applaus. 

Vizepräsident Christof Rasche: Es gibt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage. 

Rodion Bakum*) (SPD): Jetzt nicht. Ich bin fast fer-
tig, danach können wir dazu kommen. 

Wir arbeiten die Pandemie wissenschaftlich, parla-
mentarisch und auf Verantwortungsebene in die Zu-
kunft gerichtet auf. Wir werden sie aber nicht insze-
nieren. Dafür ist es uns mit dem Leid der Menschen 
zu ernst. – Bleiben Sie gesund und bleiben Sie wach-
sam! 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Seli-Zacha-
rias hat jetzt die Möglichkeit, eine Zwischenfrage zu 
stellen. 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Sehr geehrter Herr Kollege, Sie haben ge-
rade aus Ihrer gefühlten Realität heraus dargestellt, 
wie die AfD-Fraktion in der entsprechenden Enquete-
kommission arbeiten würde. Warum verschweigen 
Sie, dass diese sogenannten demokratischen Par-
teien in diesem Parlament 

(Thorsten Klute [SPD] und Kirsten Stich 
[SPD]: Sogenannte?) 

und die entsprechenden Vertreter den Sachverstän-
digen unserer Fraktion abberufen haben? 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Aus welchen 
Gründen?) 

Ist das für Sie gelebte Demokratie? Wieso erwähnen 
Sie diesen Akt, der als mehr als nur als unwürdig be-
zeichnet werden kann, mit keiner Silbe? Auf Ihre Ant-
wort darauf freue ich mich jetzt. – Vielen Dank. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Diese Frage ist 
ja ein Traum! Darauf sollten wir noch intensiv 
eingehen! 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Rodion Bakum*) (SPD): Frau Seli-Zacharias, ich 
danke, dass ich das noch einmal vor dem ganzen 
Publikum hier im Haus darstellen kann. 

Ihr Sachverständiger, Dr. Ulrich Vosgerau, war in 
Potsdam. Er hat die Vertreibungspläne mitgestaltet 
und mitgemacht. 

(Zurufe von Enxhi Seli-Zacharias [AfD] und 
Markus Wagner [AfD]) 

Er hat die Schande über dieses Haus gebracht. Des-
wegen haben wir ihn rausgeschmissen. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Danach hat er noch als Anwalt von Björn Höcke ver-
sucht, die Demokratie abzuschaffen. – Tschüss. 

(Fortgesetzt Beifall von der CDU, der SPD, 
den GRÜNEN und der FDP – Zuruf von der 
SPD: Sehr gut!) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der FDP hat nun die Kollegin Susanne 
Schneider das Wort. Bitte sehr. – Oh, Entschuldi-
gung. Ich war zu schnell. Meral Thoms hat für die 
Fraktion der Grünen das Wort. Bitte sehr. 

(Thorsten Klute [SPD]: Ich hätte jetzt gerne die 
Susi gehört!) 

Meral Thoms (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Fünf Jahre ist es jetzt her, 
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dass das Coronavirus NRW erreicht und unser aller 
Leben auf den Kopf gestellt hat. Die Pandemie hat 
uns allen viel abverlangt – emotional, sozial, wirt-
schaftlich. Menschen mussten alleine sterben. Kin-
der durften nicht zur Schule. Pflegebedürftige durften 
in den Anfängen keine Besuche empfangen. Diese 
Erfahrungen dürfen wir nicht vergessen, nicht ver-
drängen, und es ist gut, dass wir das aufarbeiten. 

Damals musste Politik unter großem Druck entschei-
den – mit wenig Wissen, aber viel Verantwortung. 
Nicht zu handeln wäre damals keine Option gewe-
sen. Sie wird es auch in Zukunft, bei einer kommen-
den Pandemie nicht sein. 

Heute können wir sagen: Deutschland und NRW sind 
im internationalen Vergleich gut durch die Pandemie 
gekommen. – Das ist nicht selbstverständlich, ge-
rade bei der älteren Bevölkerung, die wir haben. 

Es war richtig, dass wir zu Beginn der Pandemie, als 
es noch keinen Impfstoff gab, sehr schnell reagiert 
und weitreichende Kontaktbeschränkungen umge-
setzt haben. Wir konnten durch eine effektive Impf-
kampagne, die später kam, den außergewöhnlichen 
Einsatz unseres medizinischen Personals und auch 
ausreichend Krankenhauskapazitäten die gesund-
heitliche Versorgung der Menschen sicherstellen. 

Diese Maßnahmen hatten aber natürlich ihren Preis. 
Rückblickend hätten wir bei den Kindern und auch 
bei den Älteren mehr Augenmaß gebraucht. 

Vizepräsident Christof Rasche: Es gibt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage von Herrn Dr. 
Vincentz. 

Meral Thoms (GRÜNE): Gerne im Nachgang. 

Ja, auch die Kinder und die Jugendlichen haben zur 
Dynamik des Krankheitsgeschehens beigetragen. 
Heute wissen wir, dass sich die Schulschließungen 
massiv auf die mentale Gesundheit der Kinder und 
Jugendlichen ausgewirkt haben. Die fehlende Digita-
lisierung unserer Schulen hat ein Zusätzliches dazu 
getan. Besonders Kinder aus benachteiligten Fami-
lien waren betroffen. 

Auch beim Besuchsrecht in Pflegeheimen hätten wir 
bessere Lösungen finden müssen, um die Älteren 
vor Isolation und Einsamkeit zu schützen. Gleichzei-
tig – auch das müssen wir bedenken – führten die 
Ausbrüche in Pflegeheimen insbesondere zu Beginn 
der Pandemie zu sehr vielen Todesfällen, gerade in 
der vulnerablen Gruppe der Hochaltrigen. 

Wir sehen also: Auch im Nachhinein, auch heute sind 
die Abwägungen nicht leicht. Einfache Lösungen 
wird es auch bei der nächsten Pandemie nicht ge-
ben. 

Trotzdem gilt, dass Kinder, Alte und Pflegebedürftige 
den höchsten Preis gezahlt haben. Diese Erfahrung 
dürfen wir nicht vergessen. Wir müssen daraus für 
die nächste Pandemie lernen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Die Enquetekommission „Krisen- und Notfallma-
nagement“ soll nun Lehren für die Zukunft ziehen. 
Sie wurde von der AfD angestoßen – der Partei, die 
in der Pandemie Desinformationen und Hetze ver-
breitet und so die Bevölkerung noch zusätzlich ver-
unsichert hat. Und warum? Um daraus politischen 
Profit zu schlagen. Doch lassen Sie sich nicht täu-
schen: Die inhaltliche Arbeit in der Enquete wird von 
den demokratischen Fraktionen vorangetrieben. – 
Deswegen bin ich zuversichtlich, dass wir am Ende 
mit einem guten und einem an der Sache orientierten 
Bericht rechnen können. 

Zum Schluss noch zwei Dinge. Ich danke den vielen 
mutigen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern, die uns mit ihrer Expertise während der Pande-
mie begleitet und dafür allzu oft persönlichen Anfein-
dungen standgehalten haben. 

(Beifall von Dr. Ralf Nolten [CDU]) 

Und ich erinnere daran, dass viele Menschen mit 
Post-COVID auch heute noch erheblich unter den 
Folgen der Infektion leiden. Auch heute noch ist die 
Versorgungslage bei Post-COVID schwierig. Eine 
evidenzbasierte Therapie fehlt weiterhin. Wir als Po-
litik gemeinsam mit den Verbänden und der Selbst-
hilfe müssen dranbleiben, um die Versorgung schritt-
weise zu verbessern. Genau das werden wir tun. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Dann kommen wir jetzt zu der Zwischenfrage. Ein-
verstanden? 

Meral Thoms (GRÜNE): Ja. 

Vizepräsident Christof Rasche: Dr. Vincentz, bitte 
sehr. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Frau Kollegin, dass sich vieles 
von dem, was Sie als Fake News dargestellt haben, 
mittlerweile als Wahrheit herausgestellt hat, ist Ihnen 
bewusst. 

Aber um Ihren Fake News entgegenzuwirken: Was 
sagen Sie eigentlich dazu, dass es aktuell viermal 
mehr Infektionen der oberen und unteren Atemwege 
als in der höchsten Welle des ersten Jahres und 
deutlich weniger freie Intensivbetten als auf der Höhe 



Landtag   26.03.2025 

Nordrhein-Westfalen 55 Plenarprotokoll 18/91 

 

der ersten Welle hier in Nordrhein-Westfalen gibt? 
Sind es dann nicht eher Fake News, wenn Sie sagen: 
„Wir mussten deswegen unbedingt das öffentliche 
Leben runterfahren“? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr.  

Meral Thoms (GRÜNE): Ich möchte mich ganz deut-
lich von Ihrer Aussage distanzieren, wir hätten Fake 
News verbreitet, und Sie können auch nicht die aktu-
elle Anzahl von Infektionen mit der Anzahl während 
Corona vergleichen. 

Ich möchte noch einmal daran erinnern: Wir hatten 
32.000 Todesfälle im Zusammenhang mit Corona. 
Das ist ein deutlicher Unterschied zu der Anzahl von 
Infektionen, die wir heute haben, und genau deswe-
gen waren diese Maßnahmen, die wir eingeleitet ha-
ben, auch so wichtig. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt hat Susanne Schneider aus der Fraktion der 
FDP das Wort. Bitte sehr. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Die Coronapandemie 
hat unser Land auf eine harte Probe gestellt. Dabei 
wurden Defizite und eine fehlende Vorbereitung auf 
solche Krisen deutlich. Dies hat nicht nur unser Ge-
sundheitssystem, sondern auch uns alle, die ge-
samte Gesellschaft, an die Grenzen der Belastbar-
keit geführt – und manchmal sogar darüber hinaus. 
Viele Wunden sind immer noch nicht verheilt. Die ge-
sellschaftliche Spaltung belastet weiterhin den politi-
schen Diskurs. 

Die während der Coronapandemie getroffenen 
Schutzmaßnahmen gingen mit sehr weitreichenden 
Grundrechtseingriffen einher. Solche Eingriffe hat es 
zuvor noch nie in Deutschland gegeben. Sie waren 
hinsichtlich Dauer, Breitenwirkung und Tiefe extrem 
intensiv. Maßnahmen wie die weitgehende Stillle-
gung des kulturellen, gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Lebens bis hin zu Ausgangssperren 
müssen nun heute auf ihre Wirksamkeit und auf ihre 
Verhältnismäßigkeit hin bewertet werden. 

Die Grundrechtseingriffe, die Schulschließungen mit 
den psychosozialen Auswirkungen auf Kinder und 
Jugendliche sowie das Alleinlassen von alten Men-
schen in Pflegeeinrichtungen sind bisher noch nicht 
ausreichend aufgearbeitet.  

Auch die politischen Eingriffe in die wissenschaftliche 
Freiheit und die Gier von Glücksrittern, die unser 
Land mit Maskendeals und gefälschten Testabrech-

nungen um Millionen Euro betrogen haben, müssen 
in diese Aufarbeitung einbezogen werden. 

(Beifall von der FDP) 

Zielsetzung, Zielerreichung und Folgen der 
Coronapolitik müssen analysiert und aufbereitet wer-
den. Die aktuellen Berichte über die Erkenntnisse 
des Bundesnachrichtendienstes zu einer Laborher-
kunft von SARS-CoV-2 sind nur ein Beispiel für viele 
offene Fragen, und ich hätte mir schon gewünscht, 
dass sowohl Frau Merkel als auch Herr Scholz diese 
Informationen nicht zurückgehalten hätten. 

Als Ort der Aufarbeitung haben wir stets die Bundes-
ebene gesehen, weil das ganze Land betroffen war. 
Daher war es ein schweres Versäumnis, nicht schon 
in der abgelaufenen Wahlperiode einen Parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss oder zumindest 
eine Enquetekommission zur Coronapolitik auf Bun-
desebene einzurichten. 

(Beifall von der FDP) 

Ob der neue Bundestag die Kraft und vor allem den 
Mut für ein geordnetes Verfahren aufbringt, um echte 
Aufklärung und Transparenz zu gewährleisten und 
Handlungsempfehlungen für zukünftige Krisen zu 
geben, wird sich noch zeigen. Ich persönlich zweifle 
daran. 

Die Landesregierung macht in ihrer Beantwortung 
deutlich, an welchen Punkten Maßnahmen in Nord-
rhein-Westfalen zu weitgehend waren. Das generelle 
Besuchsverbot in Pflegeheimen und Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe in der ersten Phase der Pan-
demie war sehr einschneidend. Aufgrund der gewon-
nenen Erkenntnisse würde man eine solche gene-
relle Schließung und Abriegelung heute nicht mehr 
anordnen. Es sollte zu jeder Zeit die Möglichkeit ge-
ben, den persönlichen Kontakt zu Angehörigen und 
Bezugspersonen aufrechtzuerhalten. 

Negative Auswirkungen der Coronapandemie in den 
Bereichen „soziale Interaktion“, „sozioemotionale 
Entwicklung“, „körperliche Aktivität“ sowie „psychi-
sche Gesundheit von Kindern und Jugendlichen“ 
sind unbestritten. So gab es in Nordrhein-Westfalen 
während der Pandemie steigende Zahlen an ambu-
lanten Behandlungsfällen bei psychischen Auffällig-
keiten sowie Depressions- und Angstsymptome bei 
Kindern und Jugendlichen. 

Die Pandemie führte definitiv zu Herausforderungen 
für den Schulbetrieb. Es ist deutlich geworden, dass 
Distanzunterricht den Unterricht in Präsenz und die 
unmittelbare Begegnung sowie den direkten Aus-
tausch mit Lehrkräften und Mitschülern nicht erset-
zen kann. Nicht alle Schüler konnten unter diesen 
Bedingungen ihr Potenzial voll ausschöpfen. 

Angesichts der Erfahrungen aus der Coronapande-
mie fühlen wir uns als Freie Demokraten in unseren 
Grundüberzeugungen bestärkt. Freiheitseinschrän-
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kungen kommen nur infrage, wenn sie verhältnismä-
ßig und gut begründet sind. Sie dürfen immer nur das 
letzte Mittel sein. Freiheit ist die Regel. Einschrän-
kungen müssen die Ausnahme bleiben. – Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Landesregierung hat nun Herr Minister Karl-Josef 
Laumann das Wort. Bitte sehr. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen im Landtag 
von Nordrhein-Westfalen! Es ist ohne Zweifel richtig, 
dass wir über die Coronapandemie sprechen müs-
sen, um die notwendigen Lehren aus ihr zu ziehen 
und auf zukünftige Pandemien vorbereitet zu sein. 
Aber wir müssen auch klarstellen, wer während der 
Pandemie Verantwortung übernommen hat und wer 
das Virus verharmlost und damit auch Schutzmaß-
nahmen torpediert hat. 

Ich sage ganz klar: Wäre es so gegangen, wie Sie 
von der AfD es damals vorgeschlagen haben – da-
von bin ich überzeugt –, wären weitaus mehr Leben 
gefährdet gewesen, nicht weil es nie ungefährlich 
war, sondern vor allen Dingen wegen der Impfungen, 
die viele Tausend Menschen vor schlimmen Krank-
heitsverläufen geschützt haben. Und das müssen wir 
mal ganz klar sagen, dass gerade aus Ihrer Partei die 
Impfungen bis heute infrage gestellt werden. 

(Thorsten Klute [SPD]: Nicht von allen!) 

Damit haben Sie Zweifel und Ängste gesät, während 
die große Mehrheit der Bevölkerung, die Pflegekräfte 
sowie die Ärztinnen und Ärzte für die Gesundheit ih-
rer Mitmenschen gekämpft haben, und dafür waren 
die Menschen bereit – das sage ich auch ganz klar –, 
persönliche Einschränkungen hinzunehmen. 

Da aber die Politik diese weitreichenden Einschrän-
kungen auch in Zukunft nicht leichtfertig einfordern 
darf, müssen wir selbstverständlich aus den Erfah-
rungen der Coronapandemie lernen.  

Ich will nur daran erinnern: In der ersten Phase der 
Pandemie verfolgten wir in der Politik doch eine Ein-
dämmungsstrategie, um schlicht und ergreifend Zeit 
zu gewinnen, um die Verbreitung des Virus zu ver-
langsamen, um Zeit zu gewinnen für die Entwicklung 
eines Impfstoffes und für die Funktionsfähigkeit des 
Gesundheitssystems. Es ging in Nordrhein-Westfa-
len vor allen Dingen um den Ausbau der Intensivsta-
tionen mit Beatmungsgeräten. Ziel der Landesregie-
rung war es, schwere Krankheitsverläufe und Todes-
fälle so gut wie möglich zu minimieren. Dazu stehe 
ich auch heute noch. 

(Beifall von der CDU und der SPD) 

Man darf nicht vergessen – und ich werde diese Mo-
nate in meinem Leben nie vergessen –: Wir hatten 
ein Virus, über das wir nichts wussten. Am Anfang 
hatten wir zu wenig Schutzbekleidung. Das muss 
man ganz klar sagen. Es gab sogar eine Phase, in 
der wir zu wenig Desinfektionsmittel hatten. Dass 
man dann den Weg geht, eine Pandemie auch 
dadurch einzuschränken, dass man Kontakte ver-
meidet, finde ich ziemlich logisch. 

Es war ja nicht so, dass der Großteil unserer Bevöl-
kerung nicht verstanden hat, dass die Kontaktver-
meidungsstrategie natürlich die Freiheit einge-
schränkt hat. Viele Menschen waren aber bereit, 
diese Einschränkungen hinzunehmen, um einen Bei-
trag dazu zu leisten, dass es nicht zu einer unkontrol-
lierten Verbreitung des Virus kommt. 

Heute wissen wir, dass die kontakteinschränkenden 
Maßnahmen auch nachteilige Auswirkungen hatten. 
Mit dem Wissen von heute hätten wir sicherlich keine 
totale Kontaktsperre in Pflegeeinrichtungen und in 
den Einrichtungen der Behindertenhilfe angeordnet. 
Das ist im Übrigen der Punkt, der mich am meisten 
belastet. Menschen sind gestorben, ohne dass An-
gehörige bei ihnen waren. Eine Lehre aus der Pan-
demie muss sein, dass man das auf gar keinen Fall 
wieder so machen darf. Diese Konsequenzen muss 
man sehen, und dazu stehe ich. 

(Beifall von der CDU und Rodion Bakum 
[SPD]) 

Wir wissen heute – meine Vorrednerinnen haben 
darüber gesprochen –, dass es sicherlich auch für 
unsere Kinder schwierig war, dass wir die Schulen 
geschlossen haben. Aber ich will daran erinnern, wie 
viele Briefe ich damals bekommen habe. Familien 
haben mir geschrieben: Wir haben in der Familie ei-
nen pflegebedürftigen Menschen. Wir haben in der 
Familie einen Menschen, der gesundheitlich sehr an-
geschlagen ist. Wir haben Angst, dass die Kinder aus 
dem Kindergarten, aus der Schule das Virus mit nach 
Hause bringen. – Auch das darf man nicht verges-
sen, wenn man heute über diese Zeit redet. 

Ich kann Ihnen sagen, wie dankbar ich war, als wir 
am zweiten Weihnachtstag 2020 den ersten Impfstoff 
nach Nordrhein-Westfalen bekamen. Damit waren 
wir erst einmal in der Lage, zumindest in den Alten-
heimen zu impfen. Es gab doch Altenheime, in denen 
das Virus grassierte und vor denen täglich der Lei-
chenwagen stand. Das ist doch auch die Wahrheit. 

Ich finde, dass wir sehr dankbar sein können, dass 
so schnell ein Impfstoff entwickelt wurde. Ich will 
auch sagen, dass die Impfstrategie sowohl in Nord-
rhein-Westfalen als auch in den anderen Bundeslän-
dern sehr erfolgreich war und sehr viele Menschen-
leben in dieser Zeit gerettet wurden. Ich bin dankbar, 
dass wir so schnell zu dem Impfstoff kamen, aber 
auch das Gesundheitssystem so gut funktioniert hat. 
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Deswegen möchte ich zum Schluss sagen: Aus der 
Coronapandemie bleibt für mich eine tiefe Dankbar-
keit für die vielen Menschen im nordrhein-westfäli-
schen Gesundheitssystem, die in der Zeit alles gege-
ben haben, um die Pandemie einzuschränken, den 
kranken Leuten zu helfen und das Gesundheitssys-
tem auch für alle anderen aufrechtzuerhalten. 

Da hat sich gezeigt, dass wir ein tolles und resisten-
tes Gesundheitssystem haben. Durch die Gründung 
des Landesamtes für Arbeitsschutz und Gesundheit 
ziehen wir zum Beispiel erste Konsequenzen. Aber 
wir brauchen weitere Entscheidungen, um unser Ge-
sundheitssystem für solche Krisen noch resistenter 
zu machen, als es damals schon war. – Schönen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Der 
Minister hat für die Landesregierung die Redezeit um 
1 Minute 30 Sekunden überzogen. Gibt es den 
Wunsch seitens der Fraktionen, hier noch Rederecht 
auszuüben? – Das ist nicht der Fall. 

Da keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen, 
schließe ich die Aussprache und stelle fest, dass da-
mit die Beratung über die Große Anfrage 28 der 
Fraktion der AfD abgeschlossen ist.  

Wir kommen zu: 

6 Gesetz über die unabhängige Polizeibeauf-
tragte oder den unabhängigen Polizeibeauf-
tragten des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/9606 

Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses 
Drucksache 18/13191 

zweite Lesung 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13290 

Ich eröffne die Aussprache. Herr Dr. Katzidis steht 
schon am Rednerpult. So sparen wir Zeit. Bitte. 

Dr. Christos Katzidis*) (CDU): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der 
von uns als Fraktion eingebrachte Gesetzentwurf für 
einen unabhängigen Polizeibeauftragten verändert 
die aktuelle Situation zum bestehenden Polizeibeauf-
tragten in zweierlei Hinsicht. 

Erstens. Die Zuständigkeit des Polizeibeauftragten 
wird erweitert auf externe Eingaben, außerhalb der 
Polizei. 

Zweitens. Der Polizeibeauftragte wird nicht wie bis-
her vom Innenminister ernannt und im Innenministe-
rium angesiedelt, sondern er wird von uns im Parla-
ment gewählt und hier organisatorisch angesiedelt. 
Entscheidend bei der organisatorischen Anbindung 
an den Landtag ist die Abgrenzung zum Petitions-
ausschuss, die durch eine Dienstanweisung, einen 
Geschäftsverteilungsplan oder eine Geschäftsord-
nung noch konkret und klar zu fixieren ist. Das war 
im Übrigen fraktionsübergreifend ein ausdrücklicher 
Wunsch des Petitionsausschusses. 

Wir sind sehr auf die erste Evaluation 2027 gespannt. 
Wir sind der festen Überzeugung, dass die gute Ar-
beit unserer nordrhein-westfälischen Polizei dann 
noch einmal unabhängig dokumentiert wird. Wie gut 
und unter welchen Belastungen unsere Polizistinnen 
und Polizisten in Nordrhein-Westfalen arbeiten, 
macht die Entwicklung in drei Bereichen deutlich.  

Erster Bereich: die Entwicklung der Einsatzzahlen. 
Die Anzahl der außenveranlassten Einsätze bei un-
serer nordrhein-westfälischen Polizei hat sich von 
2014 bis 2023 um mehr als 1 Million Einsätze auf ak-
tuell knapp 5,3 Millionen Einsätze erhöht. Das ist eine 
Zunahme um 25,5 %.  

Zweiter Bereich: die Anzahl der Beschwerden. Die 
Anzahl hat sich im selben Zeitraum von 4.204 auf 
3.314 im Jahr 2023 reduziert. Das ist ein Minus von 
21,2 %. Gleiches gilt im Übrigen für die Anzahl der 
begründeten und teilweise begründeten Beschwer-
den. Bei den begründeten Beschwerden haben wir 
einen Rückgang um 56,5 %, bei den teilweise be-
gründeten Beschwerden haben wir einen Rückgang 
um 38,7 %.  

Dritter Bereich – das ist der Bereich, der auch aus 
unserer Sicht am besorgniserregendsten ist –: die 
Anzahl der Widerstände. Die hat sich in dem Zeit-
raum von 2014 bis 2023 – das ist das Jahr, aus dem 
die letzten Zahlen vorliegen – von 6.348 Fällen auf 
9.922 Fälle erhöht. Das bedeutet eine Steigerung um 
56,3 %. Deswegen müssen wir den Fokus auf die 
Frage legen, wie wir diese Zahlen zukünftig senken 
können.  

Quintessenz zur aktuellen Situation: Die Anzahl der 
Einsätze und die Belastung unserer Polizei haben 
massiv zugenommen. Die Anzahl der Widerstände 
gegen unsere Polizisten hat dramatisch zugenom-
men. Die Anzahl der Beschwerden über die polizeili-
che Einsatzwahrnehmung hat abgenommen. 

Deswegen richten wir als CDU-Fraktion einen aus-
drücklichen Dank an die Polizistinnen und Polizisten 
in Nordrhein-Westfalen für ihren Einsatz für unser 
Land, unsere Demokratie, unseren Rechtsstaat und 
unsere Freiheit. Danke dafür.  



Landtag   26.03.2025 

Nordrhein-Westfalen 58 Plenarprotokoll 18/91 

 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und 
Christina Kampmann [SPD]) 

Wir sind der festen Überzeugung, dass der Polizei-
beauftragte noch einmal unabhängig dokumentieren 
wird, wie die gute Arbeit unserer Polizei aussieht. Wir 
freuen uns schon jetzt auf die Evaluation und den-
ken, dass damit das Vertrauen in die Polizei gestärkt 
werden kann. Dann können wir noch mehr, auch was 
das Vertrauen angeht, für unsere Polizistinnen und 
Polizisten, die sich mit ihrer Gesundheit und mit ihrer 
körperlichen Unversehrtheit für uns einsetzen, wer-
ben.  

Wir stimmen dem Gesetzentwurf natürlich zu und 
freuen uns im weiteren Verlauf auf die Debatten im 
Innenausschuss zu diesem Thema oder auch zu an-
deren innenpolitischen Themen. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der SPD hat nun der Kollege Sebastian 
Watermeier das Wort. Bitte sehr. 

Sebastian Watermeier (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Das Thema „Polizeibeauftragter beim Landtag“ – es 
könnte und sollte vielleicht auch eine Polizeibeauf-
tragte werden –, beschäftigt uns aus unterschiedli-
chen Perspektiven schon seit Jahrzehnten. Der äl-
teste Antrag, den ich nach oberflächlicher Suche 
dazu gefunden habe, stammt aus dem Jahr 2002. Er 
wurde von der FDP-Fraktion gestellt. Ich glaube, 
Herr Kollege Brockes war damals sogar dabei. Inso-
fern begrüßen wir grundsätzlich, dass wir heute den 
Schritt zum unabhängigen Polizeibeauftragten ge-
hen. Wir sind der festen Überzeugung, dass dieses 
Amt das Potenzial hat, Transparenz zu schaffen und 
das Vertrauen in die Polizei weiter zu stärken.  

Was uns allerdings umtreibt, ist die durchaus män-
gelbehaftete Umsetzung dieses Vorhabens in Ihrem 
Gesetzentwurf. Er weist Schwächen auf, die im Be-
ratungsverfahren offensichtlich geworden sind und 
die wir nicht unkommentiert lassen können. 

Ein zentrales Problem: Es gibt keine Möglichkeit, 
anonym oder vertraulich Hinweise einzubringen, ein 
Manko, das besonders für Informanten aus den eige-
nen Reihen der Polizei gravierend sein kann. Andere 
Bundesländer haben diese Hürde bereits überwun-
den, und wir sollten diesem Beispiel folgen.  

Ein weiterer Punkt sind die Wählbarkeitsvorausset-
zungen. Warum muss hier die Befähigung zum Rich-
teramt oder die Laufbahnbefähigung für den höheren 
Dienst vorliegen? Diese Regelung schränkt den in-
frage kommenden Personenkreis unnötig ein. In den 
entsprechenden Gesetzen des Bundes und anderer 

Länder sind die Anforderungen an die Qualifikation 
jedenfalls nicht so eng gefasst. 

Gleiches trifft auf die Befugnisse des Polizeibeauf-
tragten zu. In disziplinar- oder ordnungswidrigkeits-
rechtlichen Verfahren soll er nicht ermitteln dürfen, 
obwohl genau in diesen Fällen eine unabhängige 
Überprüfung besonders wichtig wäre. 

Darüber hinaus sollen bereits abgeschlossene Be-
schwerden im internen Beschwerdemanagement 
grundsätzlich tabu bleiben, obwohl gerade hier oft 
eine externe Sichtweise zu wertvollen Einsichten füh-
ren könnte.  

Ein weiterer Punkt: Wird zeitgleich eine Petition zu 
einem ähnlichen Thema eingereicht, ist eine sepa-
rate Eingabe beim Polizeibeauftragten ausgeschlos-
sen. Diese Regelung ist zwar grundsätzlich verständ-
lich, aber es fehlt an einer Lösung für Fälle, in denen 
jedenfalls nicht klar ist, welches Verfahren die be-
troffene Person eigentlich wählen wollte.  

Besorgniserregend ist auch, dass der Polizeibeauf-
tragte eine Prüfung ablehnen kann, wenn sich aus 
der Eingabe der Verdacht auf eine Straftat ergibt, 
was dazu führen könnte, dass schwerwiegende Fälle 
nicht ausreichend untersucht werden. 

Zudem ist die Beschwerdefrist von zwei Monaten zu 
knapp bemessen. Vier Monate wären hier deutlich 
angemessener.  

Auch im Bereich der Befugnisse gibt es Nachholbe-
darf. So ist die Einsicht in Personalakten grundsätz-
lich ausgeschlossen, obwohl sie mit Zustimmung der 
betroffenen Person durchaus möglich sein sollte.  

Abschließend schlagen wir vor, einen fachlich breit 
aufgestellten Beirat einzurichten, der die Perspekti-
ven von Polizei, Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
bündelt. So könnte der Polizeibeauftragte seine Ar-
beit mit noch effektiverer Unterstützung gestalten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir unterstützen das 
Ziel des Gesetzentwurfes, aber die aktuellen Schwä-
chen sind zu gravierend, um ihn in der vorliegenden 
Form zu akzeptieren. Der Polizeibeauftragte muss 
unabhängig und handlungsfähig sein, um den Her-
ausforderungen unserer Zeit gerecht zu werden. 

Deshalb werden wir uns heute enthalten. Den Ent-
schließungsantrag der Kollegen der FDP-Fraktion 
werden wir ablehnen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun deren Fraktionsvor-
sitzende Verena Schäffer das Wort. Bitte sehr. 

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich habe heute die große 
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Ehre, zu diesem Thema sprechen zu dürfen, was mir 
seit vielen, vielen Jahren ein großes Anliegen ist. Der 
Anlass ist nicht so schön; die Kollegin Frau Dr. Julia 
Höller ist leider krank. Von dieser Stelle möchte ich 
ihr gute Besserung wünschen und ihr, aber auch den 
Kollegen der CDU für diesen guten Gesetzentwurf 
danken.  

Rechtsstaatlich, bürgerorientiert und professionell, 
das sind die Grundsätze der Polizei in Nordrhein-
Westfalen. Mit der Einführung einer oder eines unab-
hängigen Polizeibeauftragten für Nordrhein-Westfa-
len stärken wir genau diese Grundsätze. Wir stärken 
die Polizei, wir stärken die Rechte der Bürgerinnen 
und Bürger, wir stärken das Vertrauen in den Rechts-
staat. Deshalb ist heute ein guter Tag für unsere Po-
lizei, für die Menschen in unserem Land und für die 
Sicherheit.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Ein starker Rechtsstaat lebt davon, dass sich die 
Menschen auf ihn verlassen können, dass sie sicher 
sein können: Gesetze gelten für alle, immer und 
ohne Ausnahme. Dieses Vertrauen in den Staat ist 
die Grundlage für seine Legitimität. Weil die Polizei 
nun mal das Gewaltmonopol trägt, sind die Möglich-
keit zur Kontrolle und vor allem Transparenz und Ver-
trauensbildung eine Selbstverständlichkeit.  

Die Polizei ist bürgerorientiert und ansprechbar für 
die Bürgerinnen und Bürger in unserem Land. Der 
Polizeibeauftragte soll dieses Verhältnis zwischen 
Bürgerinnen und Bürgern mit und ohne Uniform wei-
ter verbessern. 

Das Vertrauen in unsere Polizei ist zu Recht sehr, 
sehr hoch, und wir wollen das Vertrauen weiter erhö-
hen. Deshalb schaffen wir eine unabhängige, nied-
rigschwellige Anlaufstelle für alle, die Fragen, Sorgen 
oder ernsthafte Hinweise auf Fehlverhalten haben, 
sei es aus der Bevölkerung oder aus der Polizei 
selbst.  

Unsere Polizei ist professionell. Ihre Aus- und Fort-
bildung entspricht sehr hohen Standards. Ich bin 
stolz darauf, dass wir eine so gut aufgestellte Polizei 
in Nordrhein-Westfalen haben. Das Handeln in Eins-
ätzen, die sekundenschnelle Entscheidungen erfor-
dern, ist professionell. 

Auch die Fehlerkultur ist professionell; denn ein mo-
derner Staat misst sich nicht daran, ob Fehler pas-
sieren, sondern er misst sich daran, wie mit Fehlern 
umgegangen wird. Diese Fehlerkultur werden wir mit 
der oder dem unabhängigen Polizeibeauftragten 
weiter stärken. Damit stärken wir auch die innere Si-
cherheit; denn wir wollen, dass alle Menschen in 
Nordrhein-Westfalen sicher sein können.  

(Beifall von den GRÜNEN und Matthias Kerk-
hoff [CDU]) 

Wir geben der oder dem unabhängigen Polizeibeauf-
tragten die Befugnisse, die sie oder er braucht, um 
effektiv arbeiten zu können. 

Selbstverständlich, lieber Herr Watermeier, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der SPD, sind anonyme 
Eingaben möglich. Es liegt im Ermessen der oder 
des Polizeibeauftragten, wie sie oder er damit um-
geht. Selbstverständlich gibt es Akteneinsicht in alle 
für den Fall relevanten Akten. Selbstverständlich 
können Personen befragt und Sachverständige an-
gehört werden. Ich will noch einmal daran erinnern, 
dass Uli Grötsch, der Polizeibeauftragte des Bundes, 
unseren Gesetzentwurf in der Anhörung als State of 
the Art bezeichnet hat.  

Das Gesetz ist ein starkes Signal für unsere Polizei. 
Die überwältigende Mehrheit der Polizistinnen und 
Polizisten in NRW versieht ihren Dienst tagtäglich 
professionell und im Dienst für unseren demokrati-
schen Rechtsstaat. Gerade für sie ist es wichtig, dass 
Missstände benannt, mögliche strukturelle Fehlent-
wicklungen und Probleme identifiziert und Fehlver-
halten konsequent geahndet werden. Denn das 
schützt auch das Ansehen der Polizei selbst.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, Sie 
zählen hier die Gründe auf, warum Sie nicht zustim-
men können. Ich bedauere das ehrlich gesagt sehr. 
Es ist sehr viel Klein-Klein dabei, und Sie hätten sich 
hier durchringen können. Darum will ich noch einmal 
appellieren und Sie auffordern: Stimmen Sie diesem 
Gesetzentwurf zu. Es ist ein gutes Gesetz. Lassen 
Sie uns jetzt starten mit der Arbeit der oder des un-
abhängigen Polizeibeauftragten. 

Die SPD hätte die Chance, bei dieser wichtigen Ent-
scheidung, bei der es um einen Meilenstein für un-
sere Polizei, für das Verhältnis von Polizei zu Bürge-
rinnen und Bürgern geht, heute mitzustimmen. Also 
geben Sie sich einen Ruck, stimmen Sie zu. Es ist 
ein gutes Gesetz für die Menschen in unserem Land.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Ich möchte an dieser Stelle aber auch sagen: Die 
SPD wird sich enthalten, sie wird nicht ablehnen. Das 
erkenne ich sehr wohl an. Ich freue mich, dass wir 
heute grundsätzlich eine breite Zustimmung aus dem 
demokratischen Spektrum für die oder den unabhän-
gigen Polizeibeauftragten haben. Das freut mich 
sehr. Vielleicht ändert auch die FDP noch mal ihre 
Meinung. Das würde mich freuen. 

Ich halte es wie gesagt für einen Gewinn für unsere 
Polizei. Ich bin überzeugt, dieses Gesetz ist ein Fort-
schritt. Deshalb bitte ich Sie um Zustimmung zu die-
sem Gesetzentwurf. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der FDP hat nun der Kollege Marc 
Lürbke das Wort. Bitte sehr. 

Marc Lürbke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um das direkt zu 
Beginn deutlich zu sagen: Wir als FDP und als 
Rechtsstaatspartei haben großes Vertrauen in die 
Arbeit unserer Polizei und unserer Justiz. 

(Beifall von der FDP) 

Wir haben daher in der letzten Legislaturperiode ei-
nen Polizeibeauftragten als Ansprechpartner für un-
sere Polizeibeamten geschaffen. Es wäre richtig, die-
sen Polizeibeauftragten als Ansprechpartner noch 
unabhängiger vom Innenministerium zu machen. Es 
wäre auch richtig, diesen vielleicht vom Landtag 
wählen zu lassen. Aber darum geht es doch heute 
gar nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Was heute geschaffen werden soll, heißt zwar auch 
„Polizeibeauftragter“, ist aber in Wahrheit etwas ganz 
anderes. Worum es hier und heute geht, ist letztlich 
nichts anderes als ein von Ideologie und von wasch-
echtem Misstrauen gegenüber unserer Polizei getrie-
benes grünes Prestigeprojekt. Nur darum geht es.  

(Beifall von der FDP – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wir stehen für eine Vertrauenskultur, Sie stehen für 
eine Misstrauenskultur. Sie wollen hier eine neue In-
stanz, eine Doppelstruktur ohne rechtsstaatlichen 
Mehrwert schaffen, und da machen wir nicht mit.  

Man muss schon fast etwas Mitleid haben, wie sich 
die Kolleginnen und Kollegen der CDU hier verbie-
gen müssen. Jahrelang haben sie genau dieses Pro-
jekt immer lautstark abgelehnt. Ich bin sehr ge-
spannt, ob die Kolleginnen und Kollegen der CDU 
sich wirklich gleich in der namentlichen Abstimmung 
für ein solches Misstrauensvotum gegenüber unse-
rer Polizei entscheiden wollen. Es steht zu befürch-
ten.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Deshalb sehe ich ganz klar: Die CDU steht hier ku-
schend an der Seite der Grünen. Wir als FDP stehen 
an der Seite unserer Polizei und des Rechtsstaats. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Polizeiliches Handeln muss im Rechtsstaat immer für 
den Bürger überprüfbar sein, und das ist es auch. Sie 
tun so, als würde eine eklatante Lücke in der Kon-
trolle klaffen. Das ist natürlich nicht so. Zum einen 
gibt es die gerichtliche Kontrolle polizeilicher Maß-
nahmen und zum anderen die nach innen gerichtete 
Kontrolle etwa durch das Disziplinarrecht. Beide Ver-
fahren gewährleisten und garantieren die Einhaltung 
rechtsstaatlicher Grundsätze.  

Für Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern gibt 
es übrigens das von SPD und Grünen eingeführte 
behördliche Beschwerdemanagement, und es gibt 
den Petitionsausschuss. All diese Stellen gibt es be-
reits. Die rechtsstaatliche Lücke, die Sie hier zeich-
nen, besteht nicht.  

CDU und Grüne wollen mit einem, wie ich finde, mit 
umfangreichen Befugnissen ausgestatteten Polizei-
beauftragten jetzt eine dritte Säule schaffen, die im 
besten Fall lediglich Doppelstrukturen schafft, aber 
im schlimmsten Fall zu einer Aufweichung der 
rechtsstaatlichen Prinzipien führt. 

Und nicht nur das: Man muss sich doch eigentlich in 
Zeiten steigender Gewalt gegenüber unseren Ein-
satzkräften, in Zeiten steigender Belastung bei der 
Polizeiarbeit auch mal ganz grundsätzlich fragen, 
was hier eigentlich für ein Bild von der Polizei ge-
zeichnet werden soll,  

(Beifall von der FDP) 

wenn man schon im Gesetzentwurf von fehlendem 
Vertrauen in den Umgang der Organisation mit Feh-
lern und Fehlentwicklungen spricht. Ich will das deut-
lich sagen: Wir haben ein Problem mit Gewalt gegen-
über unseren Polizeibeamtinnen und -beamten und 
nicht umgekehrt. 

(Beifall von der FDP – Ralf Witzel [FDP]: So ist 
es!) 

Unsere Polizei braucht Unterstützung von Ihnen und 
kein Misstrauen. Deswegen überspitze ich mal: Für 
Taser zum Schutz unserer Polizei und der Bevölke-
rung ist kein Geld da, aber hier wird auf Biegen und 
Brechen ein hochdotierter Posten samt großem Ap-
parat mit fragwürdigem Nutzen geschaffen. Das ist 
offenkundig die falsche Prioritätensetzung dieser 
schwarz-grünen Landesregierung. 

(Beifall von der FDP) 

Zielführender wäre es, die bestehenden Strukturen 
zu stärken. Ja, man kann den bisherigen Polizeibe-
auftragten unabhängiger machen. Man kann auch 
das behördliche Beschwerdemanagement transpa-
renter machen. Man kann das besser machen. Ich 
sage Ihnen: Das bringt mehr für Bürgerrechte, das ist 
auch viel schneller umsetzbar und kostet vermutlich 
nur einen Bruchteil. Aber darum geht es Ihnen ja gar 
nicht. Die Grünen wollen sich diese neue Stelle des 
Polizeibeauftragten als Ansprechpartner für Bürger 
doch letztlich nur als Trophäe in ihr grünes parteipo-
litisches Schaufenster stellen. 

Das machen wir im Gegensatz zur CDU nicht mit, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Wir werden diesen 
Gesetzentwurf ablehnen. 

(Beifall von der FDP) 

Apropos CDU – das kann ich Ihnen nicht ersparen, 
das muss man sich mal auf der Zunge zergehen 
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lassen –: Im Bundestagswahlprogramm 2025 und 
übrigens auch in den aktuellen Koalitionsverhandlun-
gen fordert die Union, den Polizeibeauftragten im 
Bund abzuschaffen. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Sie wollen ihn dort gerade abschaffen, und hier wol-
len Sie ihn mit den Grünen einrichten. Ich frage mich, 
wie viele Verrenkungen mitzumachen die CDU ei-
gentlich noch bereit ist. 

(Beifall von der FDP) 

Wir und alle Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten 
in Nordrhein-Westfalen werden das ja gleich bei der 
Abstimmung sehen. – Ganz herzlichen Dank für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD hat nun Herr Wagner das Wort. 
Bitte sehr. 

Markus Wagner*) (AfD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Während in Deutschland, in NRW 
immer mehr Volksfeste abgesagt werden, zuletzt in 
Lage und Oberhausen, weil die Migrationspolitik der 
alten Parteien leider auch zu Kriminalität und Terror 
führt, ist deren Lösung nicht die versprochene knall-
harte Migrationswende, sondern mehr Kriminalität, 
Megaschulden, moralische Hybris und grüne Polizei-
beauftragte. 

Die selbsternannte ehemalige Gemeinschaft der De-
mokraten, deren neue Selbstbezeichnung nun „De-
mokraten der Mitte“ lautet und deren Mitte sich unter 
Einschluss von Linken und Grünen definieren soll, 
hat sich entschieden: Links ist angeblich die neue 
Mitte. 

Und es soll alles noch schlimmer werden. Sie, die 
Kartellparteien, verteilen unser Steuergeld in der 
ganzen Welt und bei uns zu Hause. Es sind Rekord-
steuern, die Sie uns jedes Jahr abknöpfen, aber Gott 
bewahre, damit leisten Sie natürlich nicht die Kern-
aufgaben des Staates ab. Das ist ja neuerdings 
rechts. 

Die CDU ist dabei der Schlüssel, sie fällt als Mitte-
rechts-Kraft aus – vollständig, ob bei Polizei, Energie, 
Migration oder Schulden. Beispiel gefällig? Ich 
schließe eine Zustimmung der CDU zur Aufweichung 
der Schuldenbremse aus. – Das war die Merz-CDU 
vor der Wahl. 1 Million Euro Schulden! – Das ist die 
Merz-CDU nach der Wahl. 

Ich kann mich nicht erinnern, so etwas in meinem Le-
ben schon einmal gesagt zu haben, aber hier stimmt 
es: Für Friedrich Merz und diese CDU habe ich nur 
noch Verachtung übrig. Der CDU sind Versprechen 

nichts wert. Sie pfeifen drauf, so auch bei unserem 
heutigen Thema „grüner Polizeibeauftragter“. 

Während die Straftaten unter Schwarz-Grün, unter 
Hendrik Wüst und Herbert Reul, massiv zugenom-
men haben, geht die Regierung nicht etwa die Ursa-
chen der Probleme an. Nein, Sie wollen Millionen für 
einen grünen Polizeibeauftragten ausgeben, von 
dem die CDU selbst weiß: Den brauchen wir gar 
nicht. 

Ich zitiere Sie, Herr Kollege Katzidis – nicht aus Ihrer 
Rede von gerade, sondern von vor dem schwarz-
grünen Machtantritt –: Wir brauchen keinen Gesetz-
entwurf, der ein Misstrauensvotum gegenüber unse-
rer Polizei darstellt. – Das haben Sie vor Kurzem 
noch gesagt. Heute stimmen Sie und Ihre CDU ge-
nau dafür. 

Herr Reul, ich zitiere auch Sie: Grüne Polizeiexperten 
schwadronieren über Polizeigewalt und fordern an-
schließend Polizeibeauftragte und Antidiskriminie-
rungsgesetze. Ich sehe keinen Grund für einen Poli-
zeibeauftragten. – Heute stimmen Sie und Ihre CDU 
genau dafür, also gegen Ihre eigene Auffassung. 

Die Brandmauer, die die Linksgrünen als Versiche-
rung für ihren Einfluss eingeführt haben, obschon 
das Volk die Grünen gar nicht will, setzt die CDU um, 
zur Bundestagswahl noch mit 28 %, nach neuester 
Umfrage mit 26 %. Mit Stand heute ist die AfD die 
stärkste Partei in Deutschland, vor der CDU und vor 
allen anderen. 

Ich verspreche Ihnen: Wir werden unseren erfolgrei-
chen Weg ohne grünen Polizeibeauftragten weiter-
gehen. Wir werden ihn weitergehen, weil die Ge-
schichte es von uns verlangt. Wohlstand, Freiheit, Si-
cherheit, eine positive Perspektive für unser Land – 
all das geht mit den Parteien von gestern nicht mehr. 
Alle, wirklich alle Zahlen und Statistiken beweisen es. 
Und wem das nicht reicht: Ihr Verhalten beweist es. 
Sie halten sich selbst für die Demokratie, dabei geht 
die Staatsgewalt vom Volke aus. Sie reihen Misser-
folg an Misserfolg, aber reagieren auf berechtigte Kri-
tik immer autoritärer. Dieses autoritäre Gehabe soll 
kompensieren, dass es Ihnen an Autorität qua Erfolg 
mangelt. 

Beauftragte für alle möglichen Defizite der Politik lö-
sen das Problem nicht, sie kosten nur Geld, eine 
steuerfinanzierte Propagandamaschinerie mit NGOs 
übrigens ebenso. Grüne Polizeibeauftragte, die un-
nötig Steuergeld kosten, eine Politik auf Pump und 
aus politisch zu verantwortenden Gründen abge-
sagte Volksfeste – nein, meine Damen und Herren, 
das ist nicht die Mitte, das ist Versagen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 
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Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Wagner. – Für die Landesregie-
rung spricht jetzt Minister Reul. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die nordrhein-westfäli-
sche Polizei ist eine Organisation, die stets offen für 
Weiterentwicklung war, ist und bleiben wird. Sie ist 
auch eine Organisation, die immer bereit war zur kri-
tischen Selbstreflexion. Das haben wir in den letzten 
Jahren gezeigt, da haben wir nämlich relativ viel ge-
macht – Führungsstrategien neu diskutiert, einge-
führt, Einsätze standardmäßig nachbereitet –, nur 
um Beispiele zu nennen. 

Zusätzlich haben wir in den letzten Jahren einen Po-
lizeibeauftragten im Innenministerium etabliert, der 
unabhängig agiert und sich für die Belange aller Be-
schäftigten der Polizei einsetzt. Wir haben einen Po-
lizeibeauftragten in dieser Form, und für die Bürge-
rinnen und Bürger gab und gibt es den Petitionsaus-
schuss und das Beschwerdemanagement in den 
Kreispolizeibehörden.  

Das bedeutet, die Fehlerkultur unserer Polizei – Frau 
Schäffer hat darauf hingewiesen – ist etabliert und 
funktioniert. Darauf sind wir stolz, darüber sind wir 
froh, weil es nicht selbstverständlich ist. Fehler pas-
sieren, das kommt überall vor. Es kommt darauf an, 
wie wir mit diesen Fehlern umgehen, und da geht die 
Polizei in Nordrhein-Westfalen mit gutem Beispiel vo-
ran.  

Heute liegt uns ein neuer Gesetzentwurf aus der 
Mitte des Parlaments vor, mit dem diese Struktur neu 
justiert wird – „weiterentwickelt“ könnte man auch sa-
gen. Dieser Text ist eben kein Misstrauenstext. Man 
muss es sich wirklich mal anschauen; man kann ei-
nen Polizeibeauftragten so, so oder so machen. Die-
ser Text ist eine Weiterentwicklung des Modells, das 
wir haben – mit neuen Kompetenzen, mit einer Un-
abhängigkeit, mit einer festgelegten Zuständigkeit 
beim Landtag usw. usf.  

Er wird zwei Funktionen haben. Er wird wie der bis-
herige Beauftragte Ansprechpartner für alle Beschäf-
tigten der Polizei sein. Gleichzeitig wird er oder sie 
auch Ansprechpartner für alle Bürgerinnen und Bür-
ger sein. Das ist das Neue.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Insofern: Bitte schauen Sie sich den Text genau an, 
und urteilen Sie dann. Ob und in welchem Umfang 
dieser neue Weg einen Mehrwert liefert, das werden 
wir sehen. Wir haben uns vorgenommen, uns das 
genau anzusehen – Stichwort: Evaluation Ende 
2027. Das kann man nicht vorwegnehmen. Aber an-
gesichts des Tätigkeitsberichts des neuen Bundes-
polizeibeauftragten – das war ja in der Zeitung zu le-
sen – habe ich keine Sorgen. Denn es kann auch ge-
nau dazu führen, dass das Vertrauen in die 

Professionalität der Polizei in Nordrhein-Westfalen 
gesteigert wird. Die braucht sich überhaupt nicht zu 
verstecken. Deswegen haben wir gar keine Sorge. 
Sie wird sich dieser neuen Instanz garantiert nicht 
verschließen.  

Ich glaube, dass der neue Polizeibeauftragte nicht 
allzu viel zu beanstanden hat. Das hoffe ich dringend. 
Aber das heißt nicht, dass es ihn nicht braucht bzw. 
er keine Notwendigkeit wäre. In der Demokratie ist es 
legitim, über neue Instanzen und Institutionen zu dis-
kutieren. Und wenn der neue Polizeibeauftragte al-
lein dafür sorgen würde, dass Akzeptanz und Ver-
trauen in die Polizei noch stärker werden, dann ist es 
die Sache hundertmal wert.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Ich bin jedenfalls zuversichtlich, dass der oder die 
neue Polizeibeauftragte diese Rolle mit Sachlichkeit 
und Verantwortungsbewusstsein ausfüllen wird. Es 
wird am Ende immer auf den Menschen ankommen, 
der es ausfüllt, und darauf, wie wir damit umgehen – 
auch der Teil ist wichtig. Ich glaube, das ist eine gute 
und kluge Entscheidung. So, wie es jetzt festgelegt 
ist, ist es auch eine vernünftige Entscheidung. – 
Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Reul. – Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor.  

Wir kommen somit zu den Abstimmungen. Wir stim-
men erstens ab über den Gesetzentwurf der Fraktio-
nen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 18/9606. Die Fraktion der FDP hat gemäß § 44 
unserer Geschäftsordnung eine namentliche Abstim-
mung zu dem Gesetzentwurf Drucksache 18/9606 
beantragt.  

Ich ahne schon, worauf Sie hinweisen wollen, Herr 
Kollege Kerkhoff. Ich glaube, das kommt gleich noch 
öfter.  

Nach Abs. 2 dieses Paragrafen erfolgt die namentli-
che Abstimmung in Form einer elektronischen Ab-
stimmung. Die namentliche Abstimmung kann an je-
dem Sitzplatz erfolgen. Zur Aktivierung der Abstimm-
funktion bitte ich Sie, Ihre persönlichen Abstimmkar-
ten neu aufzulegen. Anders formuliert: Nehmen Sie 
sie alle noch einmal herunter und legen Sie sie dann 
neu auf. Sie haben nun die Möglichkeit, mit „Ja“, 
„Nein“ oder „Enthaltung“ abzustimmen. Es gilt die 
letzte Eingabe nach Ablauf der Abstimmzeit. Für die 
Abstimmung stehen fünf Minuten zur Verfügung.  

(Unruhe) 

– Ich finde, das ist schneller als sonst.  
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(Heiterkeit und Beifall von der CDU, der SPD, 
den GRÜNEN und der FDP) 

Jetzt kommt noch ein wichtiger Satz – ich glaube, da-
rauf wollte Herr Kerkhoff gerade hinweisen –: Sollte 
der Bedarf nach einer Ersatzkarte bestehen, so mel-
den Sie sich bitte hier vorne beim Sitzungsvorstand 
bei der Landtagsverwaltung.  

Ich eröffne jetzt die Abstimmung.  

(Die namentliche Abstimmung wird durchge-
führt. – Sebastian Watermeier [SPD]: Ist es 
der Entschließungsantrag oder der Gesetz-
entwurf? Herr Präsident! – Mehrere Abgeord-
nete der SPD-Fraktion melden sich. – Ina Blu-
menthal [SPD] begibt sich zur Sitzungsleitung. – 
Ina Blumenthal [SPD]: Entschließungsantrag 
per Handzeichen! – Sebastian Watermeier 
[SPD]: Das soll er aber noch mal sagen! – 
Sven Wolf [SPD]: Sagt er es noch mal oder 
nicht mehr? – Elisabeth Müller-Witt [SPD]: 
Was denn jetzt? – Jochen Ott [SPD]: Sollen 
wir jetzt abstimmen? – Christina Kampmann 
[SPD]: Über was stimmen wir ab?)  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, es hat geklappt. 

(Beifall – Zurufe: Ah!) 

Ich gebe Ihnen das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung bekannt. Ihre Stimme abgegeben haben 
176 Abgeordnete, mit Ja stimmten 101 Abgeordnete, 
mit Nein stimmten 24 Abgeordnete, der Stimme ent-
halten haben sich 51 Abgeordnete. Damit ist der Ge-
setzentwurf Drucksache 18/9606 angenommen.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Wir stimmen zweitens ab über den Entschließungs-
antrag der Fraktion der FDP Drucksache 18/13290. 
Wer stimmt diesem Entschließungsantrag zu? – Das 
sind die Fraktionen von FDP und AfD. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die Fraktionen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und CDU. Wer enthält sich? – Nie-
mand. Damit ist der Entschließungsantrag Druck-
sache 18/13290 abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

7 NRW muss funktionieren: Mehr Schutz und Si-
cherheit im Cyberraum – Nordrhein-Westfalen 
braucht ein „Online-Kommissariat“ für Kinder 
und Jugendliche 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/13149 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Fraktion 
der SPD der Abgeordneten Müller-Witt das Wort. – 
Bitte schön. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unsere Gesellschaft verbringt 
einen nicht unerheblichen Teil ihrer Zeit im Netz. Da-
bei sind Kinder und Jugendliche, deren Gehirn noch 
in der Entwicklung ist und deren Medienkompetenz 
sich erst im Aufbau befindet, besonders gefährdet.  

Vor allem dieser hochvulnerablen Gruppe ist die Po-
litik verpflichtet. Seit Jahren nehmen wir die perma-
nent steigenden Zahlen des Medienkonsums zur 
Kenntnis. Abnicken reicht aber nicht. Wir müssen 
uns fragen, was wir tun, um Kinder und Jugendliche 
ausreichend zu schützen. Der hohe Zugriff auf die 
zahlreichen Plattformen, die sich mit dem Thema 
„Kinder bzw. Jugendliche im Netz“ auseinanderset-
zen, zeigt, dass das Problem vielen Menschen 
durchaus bewusst ist. So gibt es eine Reihe von An-
geboten zur Information und zum Austausch für El-
tern und Betreuer. Aber die derzeitige Diskussion 
über Handyverbote an Schulen zeigt, dass man dem 
Medienkonsum nicht unkritisch gegenübersteht. 
Denn Social-Media-Nutzung hat auch ihre dunklen 
Seiten. Und denen sind Kinder und Jugendliche 
schutzlos ausgesetzt, angefangen von Mobbing bis 
hin zu Cybergrooming.  

Auch auf Spieleplattformen, die sich großer Beliebt-
heit erfreuen, ist das Problem groß, wie eine ZDF-
Recherche jüngst am Beispiel von Roblox zeigt.  

Ihre Medienkompetenz ist oft nur rudimentär, was sie 
anfällig macht. Kinder spüren zwar, dass irgendet-
was falsch läuft, aber aus Scham oder Angst wenden 
sie sich häufig nicht an die Menschen, die eigentlich 
ihre Vertrauten sind: ihre Eltern, Erzieher oder Leh-
rer. Erschreckend sind die Zahlen der Landesanstalt 
für Medien. Bei einer Befragung gaben zwar 25 % 
der befragten Kinder und Jugendlichen an, dass sie 
mit Cybergrooming in Kontakt gekommen sind, aber 
nur 5 % der Fälle kamen zur Anzeige. Das Gleiche 
gilt für Hasskriminalität.  

Trotz der digitalen Beratungsstellen, die unbestritten 
eine zielgruppengerechte Ansprache und Unterstüt-
zung für Kinder und Jugendliche bieten, mangelt es 
an einem entscheidenden, wichtigen Baustein: Es 
fehlt ein Angebot in kindgerechter oder jugendge-
rechter Sprache bei der staatlichen Strafverfolgung 
von Delikten, die gegen Kinder und Jugendliche im 
Netz begangen werden. Dies gilt auch für die Inter-
netwache der nordrhein-westfälischen Polizei.  

In der analogen Welt wählt die Polizei stets eine ziel-
gruppengerechte und empathische Ansprache, um 
Kinder und Jugendliche zu erreichen. Eine solche, 
den Adressaten angepasste Ansprache, fehlt aber 
bei der Internetwache. Und somit fühlt sich kein Kind, 
keine Jugendliche angesprochen. Allein der Weg 
durchs Netz zur Internetwache ist nicht dieser Alters-
gruppe adäquat angepasst.  

Daher bedarf es dringend eines Angebotes, das 
diese Lücke schließt, nämlich einer Anlaufstelle, die 
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sich schließlich mit der strafrechtlichen Verfolgung 
von Internetdelikten befasst, eine Anlaufstelle, die die 
Schnittstelle zwischen der Beratung einerseits und 
der Polizei andererseits darstellt.  

Die entscheidende Voraussetzung für die Strafverfol-
gung ist die Kenntnis der Polizei über Straftaten. Hier 
bedarf es bei der sensiblen Gruppe der Kinder und 
Jugendlichen eines Vermittlungsangebots, wodurch 
die Kontaktaufnahme mit der Polizei erleichtert wird 
und Kinder und Jugendliche bei der Anzeigenerstat-
tung unterstützt werden.  

Diese Lücke könnte ein Online-Kommissariat bei der 
nordrhein-westfälischen Polizei schließen, das spe-
ziell auf die Bedürfnisse von Kindern und Jugendli-
chen zugeschnitten ist und ihre Sicherheit im digita-
len Raum gewährleistet. Damit könnte eine nied-
rigschwellige Möglichkeit geschaffen werden, damit 
Straftaten wie Cybergrooming, Online-Betrug oder 
die Konfrontation mit gewalttätigen, radikalen oder 
sexualisierten Inhalten im digitalen Raum angezeigt 
werden können.  

In Verbindung mit den guten vorhandenen Bera-
tungseinrichtungen kann dieser Weg einfühlsam be-
gleitet werden. Wesentlich ist aber die leichte Er-
reichbarkeit und Auffindbarkeit im Netz sowie die kin-
der- und jugendgerechte Sprache und die entspre-
chende Gestaltung einer Plattform als Kinder-Online-
Kommissariat.  

Es muss garantiert sein, dass der erste Kontakt 
durch geschultes Personal erfolgt, das speziell für 
den Umgang mit Kindern und Jugendlichen qualifi-
ziert ist. Wünschenswert wäre eine geteilte Beset-
zung mit Polizeikommissarinnen und -kommissaren 
und spezifisch pädagogisch geschultem Fachperso-
nal. Je häufiger und je schneller auf Hinweise rea-
giert werden kann, desto größer wird das Hellfeld.  

Zusätzlich spielt die Bekanntheit der Plattform … 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Die Redezeit, 
Frau Kollegin. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Ja, Herr Präsident, ich 
komme zum Ende.  

… eine wesentliche Rolle. Wir appellieren daher an 
die Landesregierung, ähnlich, wie es schon im Bund 
passiert, darüber nachzudenken, eine adäquate 
Plattform für Kinder und Jugendliche im Netz zu schaf-
fen, damit sie die Straftaten anzeigen können. – Vie-
len Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Müller-Witt. – Für die Fraktion der CDU 
spricht jetzt der Abgeordnete Dr. Geerlings. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Kinder und 
Jugendliche brauchen Schutz, auch im digitalen 
Raum. Als CDU-Fraktion nehmen wir die Bedrohung, 
die durch Cybermobbing, Cybergrooming und an-
dere digitale Gefahren entstehen, sehr ernst. Der 
Schutz junger Menschen ist eine gemeinsame Ver-
antwortung, der wir uns stellen.  

Doch ist der Antrag der SPD zur Einrichtung eines 
Online-Kommissariats der richtige Weg? Zweifelslos 
ist die Absicht hinter dem SPD-Vorschlag gut. Aber 
die geplante Umsetzung wirft erhebliche Fragen auf. 
Die Schaffung einer eigenen Online-Plattform mit zu-
sätzlichem Personal, die Nutzung Künstlicher Intelli-
genz und eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit, all 
das bedeutet einen hohen finanziellen und organisa-
torischen Aufwand. Dabei bleibt der tatsächliche Nut-
zen unklar.  

Vielmehr besteht die Gefahr, dass durch dieses On-
line-Kommissariat Parallelstrukturen zur Polizei und 
zu bereits existierenden Melde- und Beratungsange-
boten entstehen. Das ist ineffizient und unnötig.  

Ein Blick auf die Arbeit der Kinderschutzkommission 
zeigt, dass es andere, sinnvollere Ansätze gibt. 
Diese Kommission, die sich gezielt mit den Belangen 
von Kindern befasst, hat klare Empfehlungen ausge-
sprochen: Prävention muss vor Intervention stehen. 
Medienkompetenz, Aufklärung und Gewaltpräven-
tion im Schulkontext müssen gestärkt werden. Zu-
dem müssen bestehende Beratungsangebote sicht-
barer gemacht und stärker genutzt werden.  

Ein Online-Kommissariat als neue staatliche Platt-
form wird von der Kommission nicht gefordert. Viel-
mehr gilt es, die vorhandenen Ressourcen zu stär-
ken, statt neue kostspielige Strukturen zu schaffen. 
Diese bestehenden Strukturen sind bereits umfas-
send vorhanden.  

Die Polizei in Nordrhein-Westfalen ist digital präsent 
mit der Internetwache, Social-Media-Kanälen und 
der Zentral- und Ansprechstelle Cybercrime, ZAC 
NRW. Zudem gibt es etablierte Meldeplattformen wie 
„Frag ZEBRA“ oder Jugendschutz.net. Statt eine 
neue Infrastruktur aufzubauen, sollten wir die Kom-
munikation über diese Angebote verbessern und de-
ren Nutzung weiter fördern.  

Ein weiterer zentraler Punkt ist die Finanzierung. Die 
SPD bleibt in ihrem Antrag vage, was die konkreten 
Kosten betrifft. Doch eines ist sicher: Die Umsetzung 
wäre haushaltswirksam. Sie erfordert neues Perso-
nal, technische Infrastruktur, den Betrieb einer Platt-
form und begleitende Kampagnen. Angesichts der 
aktuellen Haushaltslage müssen wir Ressourcen 
bündeln, statt sie aufzusplitten. Neue Haushaltsbe-
lastungen ohne klaren, belegbaren Nutzen können 
wir nicht verantworten.  
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Doch es geht nicht nur um Finanzen, sondern auch 
um pädagogische Wirksamkeit. Der Fokus darf nicht 
allein auf technischen Lösungen liegen. Wichtiger ist 
die Stärkung der digitalen Resilienz junger Men-
schen. Kinder und Jugendliche müssen lernen, digi-
tale Übergriffe zu erkennen. Sie müssen wissen, an 
wen sie sich wenden können und Vertrauen in beste-
hende Institutionen entwickeln.  

Das erreichen wir durch gezielte Aufklärung, zum 
Beispiel in Schulen und Freizeiteinrichtungen, nicht 
durch ein zusätzliches Online-Kommissariat. Des-
halb setzen wir auf andere Maßnahmen.  

Die Sichtbarkeit bestehender Anlaufstellen muss er-
höht werden, etwa durch bessere Zusammenarbeit 
mit Schulen und Jugendzentren. Die Kooperation mit 
Initiativen wie „Frag ZEBRA“ und Jugendschutz.net 
sollte intensiviert werden. Die Medienkompetenzver-
mittlung an Schulen muss ausgebaut werden. Statt 
neue Stellen zu schaffen, sollten bestehende Struk-
turen besser vernetzt werden.  

Zusammenfassend gilt: Ja zum Kinderschutz, aber 
nein zur Symbolpolitik. Wir brauchen keine weiteren 
bürokratischen Strukturen, die Ressourcen binden, 
aber wenig Mehrwert schaffen.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
entschuldigen Sie, dass ich Sie unterbreche. Es be-
steht der Wunsch nach einer Zwischenfrage durch 
die Kollegin Müller-Witt. Würden Sie die zulassen?  

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Ja, sehr gerne.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Frau Kollegin.  

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Herr Kollege, der Bun-
destag hat in der Kinderkommission des Bundesta-
ges festgestellt, dass es dringend einer digitalen An-
laufstelle im Sinne eines Kinder-Online-Kommissari-
ats bedarf. Wie stehen Sie dazu?  

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Ich kenne die Stellung-
nahme des Bundesrates  

(Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Des Bundesta-
ges!) 

nicht genau – ich war gerade bei meinem Schluss-
satz –, aber ich werde mir das gerne einmal durchle-
sen. Wie ich bereits sagte, es gibt Strukturen, die wir 
im Zweifel eher aufbauen wollen. Ich glaube, beim 
Ziel sind wir uns sehr einig, nur über die Umsetzung 
diskutieren wir vielleicht. 

Wir setzen auf Prävention, Aufklärung und eine kluge 
Nutzung vorhandener Mittel. Daher lehnen wir den 
Antrag ab. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Eli-
sabeth Müller-Witt [SPD]: Es ist eine Überwei-
sung!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Dr. Geerlings. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt die Abgeordnete Woestmann. 

Eileen Woestmann (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen der 
demokratischen Fraktionen! Vor einigen Monaten 
durfte ich beim LKA zuschauen, wie Beamtinnen und 
Beamte der Polizei Cybergrooming bekämpft haben. 
Ich bin mit einem sehr bedrückenden Gefühl nach 
Hause gegangen. Wir haben Chats beobachtet, die 
harmlos gestartet sind. Zwei vermeintlich 13-Jährige 
unterhalten sich über Schule, Fußball, Schminke und 
das Erwachsenwerden. Irgendwann kippt die Stim-
mung, weil deutlich wird: Einer von den beiden ist gar 
nicht an dem Gespräch interessiert, sondern drängt 
den Jugendlichen zu sexuellen Handlungen, zu inti-
men Fotos und Videos, zu sexualisierten Gesprä-
chen und möglicherweise auch zu Treffen. 

Wir haben da ein riesiges Problem. Wir müssen dafür 
sorgen, dass unsere Kinder und Jugendlichen auch 
online geschützt werden. Dass dafür ein Online-
Kommissariat tatsächlich der richtige Weg sein 
könnte, halte ich vor allem wegen zwei Aspekten für 
schwierig. 

Zum einen ist es der Aspekt, dass junge Menschen 
oft noch nicht das Erfahrungswissen mitbringen, um 
problematische oder strafbare Situationen einordnen 
zu können, und sie haben nicht das Rechtsbewusst-
sein, um zu wissen, ob es nur ein unangenehmer 
Chatverlauf und ab wann es tatsächlich eine sexuelle 
Belästigung ist. Ohne dieses fundierte Wissen fällt es 
auch uns Erwachsenen oft schwer, Unrecht zu er-
kennen. Für junge Menschen ist es dementspre-
chend noch schwieriger. 

Ein zweiter Punkt kommt dazu: Gerade bei Cyber-
grooming sind die Verdrängung und der Selbstzwei-
fel oft sehr stark, weil sich junge Menschen oder auch 
Erwachsene denken: „Na ja, ich habe freiwillig geant-
wortet“ oder „Ich übertreibe hier vielleicht“. Die Scham 
und die Angst vor Konsequenzen sind so extrem hoch, 
dass Jugendliche mit bereits produzierten Bildern er-
presst werden und wir da in einen Teufelskreis hin-
einlaufen können. 

Erschwerend hinzu kommt, dass Jugendliche zwar 
Anzeige erstatten können, Sorgeberechtigte diese 
aber unterschreiben müssen, damit es tatsächlich zu 
einem Strafantrag kommt. Gerade bei sexueller Ge-
walt ist es doch wichtig, dass junge Menschen gut 
begleitet werden. Eine Anzeige allein reicht nicht aus, 
weil in der Regel ausgesagt werden muss. Es wäre 
besser, wenn junge Menschen quasi in einem 
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Rutsch begleitet würden und das nicht in Etappen 
machen müssten. 

Ich finde auch, dass es keine Sache der Jugendli-
chen oder der Kinder sein darf, dafür zu sorgen, dass 
eine Anzeige erstattet wird, sondern die Erwachse-
nen müssen an diesem Prozess teilhaben und die 
nötige Unterstützung gewährleisten. Das geht bes-
ser, wenn Menschen persönlich bei der Polizei er-
scheinen, sich dort öffnen und die Anzeige aufgeben 
können. 

Dennoch ist es wichtig, dass wir über die Frage der 
Sicherheit junger Menschen im Internet sprechen. 
Sie haben angesprochen, dass die Medienkompe-
tenz von jungen Menschen gestärkt werden müsse. 
Ich finde aber: Wir dürfen nicht immer nur von jungen 
Menschen sprechen, sondern es geht auch um die 
Medienkompetenz von Erwachsenen. 

(Beifall von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Egal, wie medienkompetent man ist, kann es immer 
passieren, dass es zu Übergriffen kommt. Dann 
braucht es eine Unterstützung von außen.  

Es ärgert mich, immer wieder darüber zu sprechen, 
dass junge Menschen die Kompetenz erwerben 
müssen. Die Frage ist doch eigentlich: Wie gehen wir 
Erwachsenen denn online miteinander um? Wissen 
wir, was alles passieren kann? Wie reden wir als El-
tern bzw. als Erwachsene mit Kindern und Jugendli-
chen über die Themen „Gewalt“, „Grenzen“, „unser 
Körper“ und auch „Sexualität“? 

Ganz im Ernst: Wenn ich jetzt hier unter uns Kolle-
ginnen und Kollegen fragen würde, wer mir erklären 
kann, was Cybergrooming ist, dann – ich bin mir re-
lativ sicher – würden nicht so viele von uns aufzei-
gen, weil einfach Wissen fehlt. Deswegen ist es wich-
tig, dass Eltern, Lehrerinnen und Lehrer, Pädagogin-
nen und Pädagogen, also alle, die mit Kindern und 
Jugendlichen arbeiten, handlungssicher werden, um 
darüber sprechen zu können und Kindern und Ju-
gendlichen eine Sprache zu geben. 

Wir brauchen drei Dinge: 

Erstens brauchen wir Schulungen für Erwachsene, 
damit sie medienkompetent sind und zeigen können, 
dass Kinder und Jugendliche ohne Kontrolle, aber 
mit viel Verständnis sicher begleitet werden, und sie 
über dieses Thema gut ins Gespräch kommen kön-
nen. 

Zweitens brauchen wir eine gute Zusammenarbeit 
zwischen Polizei, Schule und sozialen Netzwerken, 
um einerseits Straftaten im Netz schneller zu erken-
nen und zu ahnden sowie um anderseits Aufklärung 
zu betreiben und Wissen zu vermitteln. 

Drittens brauchen wir – es gibt sie schon – speziali-
sierte Anlaufstellen mit echten Ansprechpersonen 
bei der Polizei, an die Jugendliche sich persönlich 
wenden können. Vielleicht ist für den einen oder 

anderen ein Online-Formular eine Form, Betroffene 
anders zu erreichen. 

Ich bin gespannt auf die Debatte im Fachausschuss 
und hoffe, dass wir eine gute Anhörung dazu durch-
führen werden. Deswegen stimmen wir der Überwei-
sung in den Innenausschuss gerne zu. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN, Christina Schulze 
Föcking [CDU] und Dr. Christian Untrieser 
[CDU]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Woestmann. – Für die Fraktion der 
FDP spricht jetzt der Abgeordnete Lürbke. 

Marc Lürbke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir als FDP haben 
durchaus Sympathien für diesen Antrag der SPD. 
Das Thema muss uns alle bewegen. Jeder Gedanke, 
eine Lösung zu finden, ist es auf jeden Fall wert, dis-
kutiert und durchdacht zu werden. 

Cybergrooming, Online-Betrug und digitale Hasskri-
minalität sind keine abstrakten Phänomene. Es sind 
oftmals alltägliche Bedrohungen für Kinder und Ju-
gendliche, die im Netz unterwegs sind. Es stimmt: 
Wer im digitalen Raum Verbrechen bekämpfen will, 
der muss dort präsent sein. Insofern sollten wir die 
Strukturen zum Schutz von Jugendlichen, von jun-
gen Menschen auf den Prüfstand stellen und 
schauen, was wir konkret verbessern können. 

Herr Minister, ich glaube, es wäre es wirklich wert, 
das zu tun. Allein in dieser Woche haben Sie – Stich-
wort „Lagebild Rechtsextremismus“ – die Gefahren 
von Social Media für Kinder und Jugendliche darge-
stellt. Auch wenn islamistische Hassprediger einen 
Draht in unsere Kinderzimmer kriegen, dann müssen 
wir denen ganz entschlossen den Stecker ziehen 
und unsere Kinder und Jugendlichen bestmöglich 
schützen. 

Ein echtes Online-Kommissariat, so wie es die SPD 
vorschlägt, kann ein sinnvoller Schritt sein. Die be-
stehenden Anlaufstellen sind in der Tat oft nicht auf 
die Bedürfnisse junger Menschen ausgerichtet. Wer 
Opfer von Cybergrooming wird, braucht eine nied-
rigschwellige, digitale Möglichkeit, um Hilfe zu be-
kommen, und zwar möglichst ohne bürokratische 
Hürden. Das kann das womöglich leisten. Aber na-
türlich stimmt auch, dass die Eltern in der Pflicht sind. 
Man muss sehr viele Faktoren bedenken. 

Selbstverständlich ist und bleibt die Prävention ent-
scheidend und wichtig. Medienkompetenz, Aufklä-
rung, Beratung: All das muss ausgebaut werden. 
Das steht für uns außer Frage. Ohne eine konse-
quente Strafverfolgung bleibt all das am Ende aber 
wirkungslos. Deswegen ist es so wichtig, über eine 
direkte Schnittstelle nachzudenken. 
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Ich glaube allerdings, dass das Problem damit noch 
nicht ganz gelöst ist. Lassen Sie uns das im Aus-
schuss in der Tiefe diskutieren und gemeinsam über-
legen, wie wir Kinder und Jugendliche bzw. junge 
Menschen auch im digitalen Raum bestmöglich 
schützen können, um dann gemeinsam dafür zu sor-
gen. Das ist es allemal wert. 

Wir stimmen der Überweisung zu und freuen uns na-
türlich auf die Beratung. – Herzlichen Dank für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lürbke. – Für die Fraktion der AfD 
spricht jetzt der Abgeordnete Wagner. 

Markus Wagner*) (AfD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Schlagen, treten, filmen; Schülerin 
aus Dortmund mehrfach verprügelt und aufgenom-
men; Mönchengladbach: Gruppe quält 13-Jährigen 
und filmt die Tat. – Das sind drei Schlagzeilen aus 
der letzten Zeit, die eines zeigen: Es wird immer un-
sicherer in Deutschland, besonders unter Schwarz-
Grün und Hendrik Wüst in NRW. 

Kinder und Jugendliche werden in den letzten Jahren 
immer öfter Täter, und sie werden immer öfter zu Op-
fern. Besonders perfide ist die Begehungsform, die 
die reale Welt mit der virtuellen verknüpft. Ein von 
den etablierten Medien häufig mit „Gruppe“ verklau-
suliert umschriebener Mob drangsaliert, schlägt und 
demütigt ein schwächeres Kind. Obendrein stellen 
die Täter ihr menschenfeindliches Treiben auch noch 
ins Netz und teilen es per WhatsApp – wie in Glad-
bach. Dort steht ein 13-jähriger Junge allein an der 
Bushaltestelle. Plötzlich wird er umstellt und bedroht. 
Die – wieder das ominöse Wort – Gruppe von 12- bis 
17-Jährigen will seine Wertsachen, doch er hat gar 
nichts dabei. Was darauf folgt, ist ein zweistündiges 
Martyrium – Schläge, Tritte, Krankenhausaufenthalt. 

So ähnlich in Dortmund: Immer wieder tauchen Ge-
waltvideos auf, die eine 15-jährige Schülerin dabei 
zeigen, wie sie getreten und geschlagen wird, sogar 
mit einer Stichwaffe. Im Netz feiern sich die asozialen 
Täterinnen für ihre grausamen Taten und verhöhnen 
das Opfer auch noch. Das Opfer musste die Schule 
wechseln. Es wurde also dreifach geschädigt: ers-
tens über lange Zeit gemobbt, geschlagen und ver-
höhnt, zweitens im Netz abrufbar bloßgestellt, und 
drittens muss es – und nicht die Täterinnen – die 
Schule wechseln. 

Wir haben es dabei natürlich zuerst mit der individu-
ellen Schuld dieser Täter zu tun. Klar ist aber auch: 
Was ist mit den Eltern? Welche Werte, welche Erzie-
hung sind dafür verantwortlich? Und – das geht uns 
hier im Landtag besonders an –: Warum versagt der 
Staat beim Schutz der Opfer? Warum wechseln die 

Geschlagenen die Schule und nicht die Schläger, 
Herr Reul? 

Dazu hat die SPD heute einen Antrag eingereicht. 
Ich muss sagen: Danke! Das haben Sie ausnahms-
weise wirklich gut hingekriegt. Erstens danke ich für 
das Thematisieren, und zweitens ist das inhaltlich ein 
Anfang. Es ist gut und richtig, dass Sie beantragen, ein 
eigenständiges Onlinekommissariat einzurichten, wie 
Sie es vorschlagen. Da stimme ich zu. Allerdings – das 
sage ich ohne Vorwurf an Sie als Antragsteller – fehlt 
in diesem Antrag auch eine ganze Menge. 

Ich habe den Minister schriftlich gefragt, ob die Ver-
öffentlichungen strafrechtlich relevanter Tatvorgänge 
im Netz zugenommen haben. Seine Antwort war ein 
Armutszeugnis. Ich zitiere: Valide Daten oder ander-
weitige Erkenntnisse liegen der Landesregierung 
nicht vor. – Wir benötigen also zunächst und dringend 
eine vernünftige Datengrundlage: Wie oft kommt es zu 
solchen Fällen? Wo liegen die Schwerpunkte? Wer ist 
besonders häufig Täter und wer Opfer? Dafür benöti-
gen wir sowohl statistische Daten als auch tiefgrün-
digere Untersuchungen und Dunkelfeldstudien. 

Meine Anfragen zu einzelnen Fällen, zum Beispiel zu 
den gerade kurz geschilderten aus Dortmund und 
Mönchengladbach, aber auch zu einer Migranten-
gruppe in Witten zeigen: Es wird überhaupt nicht rich-
tig und genug hingeschaut. Die Konsequenzen sind 
zum Teil mehr als unverständlich, ja lächerlich, unge-
recht und kontraproduktiv. 

Der deutsch-äthiopische Täter in Gladbach, 14 Jahre 
alt, war bereits wegen Raubes, räuberischer Erpres-
sung und Diebstahls bekannt. Seine Mittäter hatten 
ebenfalls eine lange Latte an Ermittlungsverfahren. 

Durch meine Nachfragen kam heraus: Sie sind Teil-
nehmer bei „Kurve Kriegen“, einem Programm der 
Landesregierung, für das sie sich feiert und mit dem 
sie Handeln simuliert, das in meinen Anfragen an 
den Herrn Innenminister aber immer wieder dadurch 
auffällt, dass Erfolge nicht gemessen und Rückfall-
quoten nicht erhoben werden. Was soll so etwas? 
Dann kann man es auch bleiben lassen. Wenn, dann 
muss man das ernsthaft betreiben. Ich bin diese 
Symbolpolitik auf Kosten der Steuerzahler leid. 

(Beifall von der AfD) 

Ich bin es auch leid, dass Schulen immer noch zu 
häufig nicht im Sinne der Opfer agieren. Wir benöti-
gen endlich Opferschutz statt Täterschutz, gerade für 
unsere Kinder. Dazu gehört auch: Wer schon mit 12, 
13, 14 diverse Straftaten begeht, der muss sich dafür 
auch endlich strafrechtlich verantworten müssen. 

(Beifall von der AfD) 

Ihrem Antrag stimmen wir zu. Der Überweisung stim-
men wir erst recht zu. Alles andere scheint leider erst 
zu gehen, wenn wir regieren. – Schönen Dank. 

(Beifall von der AfD) 
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Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter Wagner. – Für die Landesregie-
rung spricht jetzt Minister Reul. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren Abgeordneten! Wie Sie 
wissen, ist mir der Schutz von Kindern und Jugendli-
chen vor Kriminalität ein persönliches Anliegen. Das 
war schon vor Lügde so, als ich dann zum Jahres-
wechsel 2017/2018 die einschlägigen Unterlagen im 
Landeskriminalamt gesehen habe. Deshalb haben 
wir die Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von 
Kindern und auch der Missbrauchsdarstellungen zu 
einem kriminalstrategischen Schwerpunkt gemacht. 

Es ist eine Menge passiert, wenn auch garantiert im-
mer noch nicht genug. Die Polizei hat mit großem En-
gagement aufgeklärt und zahlreiche Tatverdächtige 
festgenommen. Heute sind sechsmal so viele Ermitt-
lerinnen und Ermittler in diesem Bereich unterwegs 
wie noch 2017. Sie haben die modernste IT, Server, 
Forensik Desktop – Sie kennen das. Viel wichtiger ist 
aber: Wir haben das Thema auch in die Öffentlichkeit 
gebracht und Taten aus dem Dunkelfeld ins Hellfeld 
geholt. 

Nun schlagen Sie die Einrichtung eines „Onlinekom-
missariats“ vor, das speziell auf die Bedürfnisse von 
Kindern und Jugendlichen ausgerichtet ist. Kinder und 
Jugendliche – das ist, glaube ich, eindeutig klar – müs-
sen die Möglichkeit haben, auch digital Anzeige zu 
erstatten. Genauso muss es auch weiterhin möglich 
sein, das persönlich auf der Wache zu tun. 

Ich bin bei Ihnen: Wir müssen konsequent die Täte-
rinnen und Täter stellen. Wir müssen speziell auf Kin-
der und Jugendliche zugeschnittene Beratungen an-
bieten, damit wir solche Taten im Vorfeld verhüten 
und auch Prävention realisieren.  

Das ist alles richtig und wichtig. Deswegen kümmern 
wir uns darum und versuchen an vielen Ecken auch 
schon, einiges zu machen. Mit aller Bescheidenheit 
und mit dem Wissen, dass man immer noch mehr 
machen kann, sage ich: Wir sind schon ganz or-
dentlich aufgestellt. Ich will nur kurz erwähnen, dass 
die Polizei Nordrhein-Westfalen in diesem Zusam-
menhang über wirklich effektive Strukturen und Maß-
nahmen verfügt. 

Eine niedrigschwellige Möglichkeit zur digitalen An-
zeigenerstellung gibt es bereits. Die Internetwache 
ist eine etablierte Plattform zur Onlineanzeigener-
stattung, die allen Bürgerinnen und Bürgern, also 
auch Jugendlichen und Kindern, zur Verfügung steht. 
Sie können unter anderem Straftaten im digitalen 
Raum unkompliziert und schnell melden. Übrigens: 
Opfer können hier nicht nur online Anzeige erstatten, 
sondern sich auch über ihre Rechte, Hilfsangebote 
und Anlaufstellen informieren. 

Mithilfe des „interaktiven Wachenfinders“ kann man 
außerdem schnell und einfach eine analoge Dienst-
stelle in der Nähe finden. Denn besonders für schwe-
re Straftaten wie Sexualdelikte ist die persönliche An-
zeigenaufnahme durch spezialisierte, qualifizierte 
Polizistinnen und Polizisten immer der digitalen Vari-
ante vorzuziehen. Das ist unser Problem. Die digitale 
Welt ist der einfache Zugang. Der bessere Zugang, 
um zu helfen, ist natürlich der analoge. 

Es geht darum, die Opfer so früh wie möglich zu 
schützen, mit Eltern zu sprechen und Spuren zu si-
chern. Dazu braucht man einen Menschen, der auf 
die Kinder und Jugendlichen zugeht. Das haben Sie 
beim digitalen Bereich auch als Professionalität be-
schrieben. Deswegen haben wir zum Beispiel lan-
desweit Videovernehmungsräume eingerichtet, die 
speziell für sensible Gespräche, also mit Kindern, ge-
eignet sind. 

Das Angebot der Internetwache lässt sich optimal mit 
Smartphones nutzen, was gerade Kindern und Ju-
gendlichen entgegenkommt. Seit dem letzten Jahr ist 
es übrigens auch möglich, Dateien mit der Onlinean-
zeige hochzuladen. Sie merken: Wir versuchen das 
und entwickeln es immer ein Stückchen weiter. 

Bezüglich der Einrichtung eines speziellen „Online-
kommissariats“ ist aber meine Sorge, dass wir da 
eine Doppelstruktur schaffen würden. Das ist, glaube 
ich, der Schlüssel, über den man nachdenken muss. 
Die Sache ist interessant und spannend. Aber ist es 
klug, eine Doppelstruktur zu organisieren, oder kann 
man es anders machen? Die Form muss bei Kindern 
und Jugendlichen natürlich – darauf ist zu Recht hin-
gewiesen worden – anders sein als bei einer norma-
len Onlinewache. Das ist das Gegenargument zu 
meinem. 

Hinzu kommt das, was die Kollegin der Grünen ge-
rade vorgetragen hat. Es ist in jedem Fall besser, es 
analog hinzukriegen. Der direkte Kontakt ist in die-
sem Zusammenhang durch nichts zu toppen. Des-
wegen lohnt es, darüber nachzudenken, wie wir ei-
nerseits schneller den Zugang hinbekommen und sie 
nicht ausschließen – das ist Ihr Ansatz –, aber anderer-
seits auch bei der Wirksamkeit nah dran sein und uns 
persönlich direkt kümmern können. Da gibt es nichts 
Besseres als Auge in Auge, von Mensch zu Mensch. 

Wir erleben bei unserer Onlinewache selbst bei Er-
wachsenen schon, dass wir bei der Auswertung 
durchaus Schwierigkeiten haben. Warum? Wenn 
man auf der Wache eine Anzeige aufgibt, dann wird 
nachgefragt. Da sitzt ein Fachmann, der das genau 
klären kann, sodass er präzise Angaben bekommt. 
Bei vielen dieser Onlineanzeigen haben wir das 
Problem, dass wir unheimlich nacharbeiten müssen, 
weil irgendjemand irgendetwas ankreuzt und man 
damit nicht weiterkommt. 

Ich hielt das auch mal für eine Spitzenidee. Mittler-
weile sage ich: Es ist eine gute Idee. Aber sie hat 
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auch noch Mängel. Darüber muss man jetzt ernsthaft 
reden. 

Ich will noch einen Satz zur Prävention sagen. Auch 
diese versuchen wir intensiver zu machen, gerade 
was Schulen angeht. Weil das alles schon gesagt 
worden ist, kann ich mich kurzfassen. Richtig ist: Es 
ist zentral und bedeutsam, Kinder und Jugendliche 
frühzeitig zu sensibilisieren und ihnen deutlich zu ma-
chen, dass sie Ansprechpartner haben, am besten in 
ihrer Nähe, am besten bei Lehrerinnen und Lehrern 
oder Eltern. Das klappt nicht immer so. Die Polizei ist 
da der letzte Schritt. 

Ich halte es für klug, darüber nachzudenken, wie wir 
hier noch besser werden können. Allerdings habe ich 
meine Zweifel, ob wir das mit einer Doppelstruktur 
und mit riesigem, wieder neuem Aufwand erreichen. 
Lassen Sie uns das im Ausschuss in Ruhe diskutieren 
und dann schauen, wo Stärken und Schwächen sind. 
Vielleicht beziehen wir auch – der Kollege Geerlings 
hat darauf hingewiesen – die Erkenntnisse der Kinder-
schutzkommission ein, weil das ja durchaus ein Anlie-
gen ist, das wir beide bzw. beide Gruppen haben. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und Michael Röls-Leit-
mann [GRÜNE]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Reul. – Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/13149 an den Innenausschuss. Alle fünf im Land-
tag vertretenen Fraktionen haben sich zwischenzeit-
lich darauf verständigt, diesen Antrag des Weiteren 
zur Mitberatung an den Ausschuss für Familie, Kin-
der und Jugend sowie an den Ausschuss für Kultur 
und Medien zu überweisen. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung sollen im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer 
stimmt dieser Überweisungsempfehlung zu? – Das 
sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist 
diese Überweisungsempfehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

8 Schulfinanzen digital im Griff – Lehrkräfte ent-
lasten, Unterricht stärken 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13158 

Ich eröffne die Aussprache und erteile der Kollegin 
Müller-Rech für die FDP-Fraktion das Wort. Bitte 
schön. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wissen 
Sie eigentlich, was Lehrerinnen und Lehrer alles 
sind? Sie sind nicht nur Pädagogen und Mentoren, 
sondern auch Organisatoren, Sozialarbeiter, Kon-
fliktmanager, IT-Supporter, Ersthelfer, Eventplaner, 
oft sogar Seelsorger. 

Als wäre das nicht schon genug, sind sie oft auch 
noch Kassenwart. Die Eltern unter Ihnen kennen 
das: Bitte geben Sie Ihrem Kind für den Ausflug 
nächste Woche 12,50 Euro passend in einem be-
schrifteten Briefumschlag mit. – So etwas nervt nicht 
nur Eltern, sondern ist auch Verschwendung von 
wertvoller Zeit unserer Lehrkräfte. 

(Beifall von der FDP) 

Statt sich auf den Unterricht zu konzentrieren und ih-
ren Schülerinnen und Schülern Wissen zu vermitteln, 
zählen unsere Lehrkräfte Münzen, verwalten Brief-
umschläge, führen handschriftliche Listen und jong-
lieren mit Zettelwirtschaft, Klassengeld, Kakaogeld 
und Ausflugskosten. Alles wandert durch ihre Hände 
und raubt ihnen wertvolle Zeit und Nerven. 

Im schlimmsten Fall läuft das auch noch über das pri-
vate Girokonto der Lehrkräfte. Das wäre in jedem 
Unternehmen im Land völlig unvorstellbar. Leider ist 
das aber die Realität von Lehrkräften. Zudem muss 
natürlich immer jeder Cent stimmen, um nicht noch 
im schlimmsten Fall der Veruntreuung beschuldigt zu 
werden. 

Frau Ministerin, das sind die Sorgen, die sich unsere 
Lehrkräfte gerade machen. Diese Realität an den 
Schulen Nordrhein-Westfalens wird von Ihnen kon-
sequent ignoriert. 

(Beifall von der FDP und Frank Müller [SPD]) 

Das zeigt die dreiste Antwort auf unsere Kleine An-
frage. Die Landesregierung behauptet ernsthaft, es 
gebe keinen gestiegenen Verwaltungsaufwand bei 
der Geldverwaltung an der Schule. Für eine einfa-
chere Lösung sieht die Landesregierung keinen Be-
darf. 

Frau Ministerin, wenn Sie etwas nicht machen wol-
len, ist das schon schlimm genug. Dann tun Sie aber 
doch bitte nicht so, als gebe es keinen Bedarf, dieses 
Problem an unseren Schulen zu lösen. 

(Beifall von der FDP und Frank Müller [SPD])  

Die Aussage, es gebe keinen Bedarf, ist in Wahrheit 
doch die Aussage gegenüber Ihren Lehrerinnen und 
Lehrern, dass Sie sie nicht für voll nehmen. Die Lan-
desregierung verschanzt sich wie immer hinter der 
angeblichen Nichtzuständigkeit und lässt die Kom-
munen damit im Regen stehen. Frau Ministerin, Fakt 
ist aber, dass es um die Entlastung Ihrer Bedienste-
ten geht. Deswegen sind Sie natürlich zuständig. 

(Beifall von der FDP) 
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Wir Freien Demokraten setzen uns dafür ein, dass 
unsere Lehrkräfte und im Übrigen auch die Eltern 
entlastet und von Bargeldchaos und Zettelwirtschaft 
befreit werden. Wir haben hier schon viele innovative 
Vorschläge gemacht, die alle von Schwarz-Grün ab-
gelehnt wurden. „Moderner Arbeitsplatz Schule“ 
steht offenbar nicht auf der Agenda dieser Koalition. 
Wir machen mit unseren Vorschlägen trotzdem wei-
ter. Deswegen fordern wir heute die landesweite Ein-
führung eines rechtssicheren, interoperablen, digita-
len Klassengeldsystems. 

Rheinland-Pfalz hat vorgemacht, dass das geht. Mit 
der Software „Klassengeld“ gelingt diese Geldver-
waltung nämlich schon effizient, digital und transpa-
rent. Lehrkräfte werden entlastet. Genau das brau-
chen wir auch hier in Nordrhein-Westfalen. 

Die Vorteile einer digitalen Lösung liegen doch auf 
der Hand. Lehrkräfte können sich endlich wieder auf 
die Kernaufgabe, guten Unterricht zu machen, kon-
zentrieren. Alle rechtlichen Unsicherheiten werden 
beseitigt. Nicht zuletzt schafft das auch mehr Trans-
parenz für Eltern und Lehrkräfte. 

Wieso bekommt Rheinland-Pfalz das hin, aber Sie 
nicht, Frau Ministerin? Sie pochen doch sonst immer 
auf den Gleichschritt mit anderen Bundesländern. 
Oder gilt das nur für neue Vorschriften und nicht für 
Entlastungen? 

(Beifall von der FDP) 

Unsere Schulen brauchen mehr moderne, praxiser-
probte Lösungen. Die Ergebnisse aus Rheinland-
Pfalz liegen ja vor. Die Schulen brauchen vor allem 
keine politischen Ausreden. Unsere Lehrkräfte sollen 
sich um unsere Kinder kümmern und kein Geld zäh-
len. Das ist für uns völlig klar. 

Frau Ministerin, noch eine Frage: Wie wollen Sie un-
seren Kindern digitale Kompetenzen beibringen, 
wenn Lehrkräfte immer noch wie im letzten Jahrhun-
dert Bargeld einsammeln? Digitalisierung predigen, 
aber bei Klassengeldern auf Münzkollekte setzen: 
Das passt nicht zusammen, Frau Ministerin. 

(Beifall von der FDP) 

Ich freue mich sehr auf die weitere Diskussion im 
Schulausschuss, aber noch mehr auf eine schnelle 
Lösung bei einem eigentlich so einfach zu lösenden 
Problem. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Müller-Rech. – Für die Fraktion der 
CDU spricht jetzt der Abgeordnete Sträßer. 

Martin Sträßer (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Ja, 
das mühsame Einsammeln und Verwalten von 

Bargeld für die Klassenkasse ist ein zusätzlicher Auf-
wand an unseren Schulen. Insofern kann man dem 
FDP-Antrag in der Analyse zunächst nur zustimmen. 

Die erste, ganz grundsätzliche Frage, bevor wir nach 
digitalen Lösungen suchen, die wieder von Lehrkräf-
ten zu machen sind, lautet: Ist es überhaupt eine Auf-
gabe, die Lehrkräfte leisten müssen? Oder kann man 
sie auch anders organisieren, sodass sie gar nicht 
bei den Lehrkräften liegt? – Das ist eine grundsätzli-
che Frage vorweg. 

Der uns vorliegende Antrag vermittelt darüber hinaus 
den Eindruck, als wäre dieser organisatorische Auf-
wand durch ein digitales Klassengeldsystem ganz 
einfach und schnell gelöst. Heutzutage muss man 
immer vorsichtig sein, wenn jemand für Probleme 
ganz einfache Lösungen vorschlägt. Das gilt auch 
hier. 

Neben der grundsätzlichen Zustimmung zu der Problem-
beschreibung haben wir Bedenken, was die angebo-
tene Lösung angeht. Aus unserer Sicht bleiben viele 
Fragen offen, die noch beantwortet werden müssten. 

Das Ziel, die Abwicklung von Zahlungen an Schulen 
schneller und transparenter zu machen, ist – noch 
einmal – richtig. Aber ist die Einführung der Software 
für eine digitale Klassenkasse in Rheinland-Pfalz 
wirklich ein Vorbild? Und gibt es nur diese eine Lö-
sung, die einen geringeren Aufwand beim Verwalten 
von Klassengeldern verspricht? 

Natürlich kann eine digitale Lösung das Einsammeln 
von Bargeld zum Beispiel für Exkursionen oder Un-
terrichtsmaterialien ersetzen. Der Beschluss zur Ein-
führung der Software in Rheinland-Pfalz wurde aber 
erst im November letzten Jahres gefasst. Dort befin-
det man sich zunächst in einer zweijährigen Pi-
lotphase. Liebe Kollegin Müller-Rech, insofern ist es 
mutig, zu behaupten, das wäre schon eine Erfolgs-
geschichte. Die Ergebnisse stehen eben noch aus. 

Auf dem freien Markt gibt es außerdem seit vielen 
Jahren ähnliche Angebote wie das, was Rheinland-
Pfalz jetzt nutzt. Da mutet es merkwürdig an, dass 
ausgerechnet die FDP, die gerne auf den Wettbe-
werb und alternative Lösungen setzt, nur diese eine 
Lösung in den Vordergrund stellt. 

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Im Kern muss klar sein, dass eine Softwarelösung für 
ein digitales Klassengeld immer mit Voraussetzun-
gen einhergeht. Insbesondere setzt sie ein Schulgi-
rokonto voraus. Dafür sind nach unserem Schulge-
setz aber die kommunalen Schulträger zuständig. In 
der Koalition von FDP und CDU haben wir in der ver-
gangenen Wahlperiode 2020 das Schulgesetz geän-
dert, um es erst zu ermöglichen, dass die Schulträger 
Schulgirokonten einrichten. 
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Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. Es be-
steht bei der Kollegin Müller-Rech der Wunsch nach 
einer Zwischenfrage. Möchten Sie sie zulassen? 

Martin Sträßer (CDU): Gerne. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Kollege Sträßer, vielen Dank, dass 
Sie die Zwischenfrage zulassen. 

Es ist toll, dass Sie marktwirtschaftliche Lösungen 
ansprechen. Tatsächlich geht mir da mein liberales 
Herz auf. Sie haben das so positiv dargestellt, dass 
ich Sie natürlich fragen muss, Herr Kollege, ob die 
schwarz-grüne Koalition denn plant, das mit einer 
marktwirtschaftlichen Lösung umzusetzen, die wir 
dann befürworten würden. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Martin Sträßer (CDU): Frau Kollegin, ich bin sehr 
dankbar für diese Frage; denn Ihr Antrag bietet ja die 
Gelegenheit, im Fachausschuss diese Lösungen 
vertieft anzusprechen. Ich möchte hier einfach schon 
die Fragen benennen, mit denen wir uns im Aus-
schuss dann auch befassen müssen, bevor wir zu ir-
gendwelchen Lösungen kommen. 

Noch einmal: Es bleibt dabei, dass es zunächst in die 
Zuständigkeit der Schulträger fällt, zu entscheiden, 
ob sie einer Schule ein Schulgirokonto zur Verfügung 
stellen möchten, mit dem treuhänderische Gelder 
verwendet werden dürfen. Uns fehlt bisher eine 
Übersicht, in wie vielen Schulen diese Vorausset-
zung bei den Schulträgern schon gegeben ist. 

(Zuruf von Dilek Engin [SPD]) 

Wir müssen außerdem aufpassen, dass die Einfüh-
rung einer neuen Software am Ende nicht zusätzli-
che Ressourcen in unseren Schulen bindet und aus-
gerechnet Lehrkräfte zusätzlich belastet.  

Ich verweise hier auch auf Rheinland-Pfalz, nämlich 
auf die Stellungnahme der GEW aus Dezember 
2024, die mit gewisser Skepsis auf das Pilotprojekt 
reagiert. 

Eine weitere Frage: Können wir wirklich alle Eltern 
verpflichten, diese App zu nutzen? Oder bleiben 
dann am Ende zwei Lösungen nebeneinander, die 
zu mehr Arbeit und weniger Transparenz führen? 

Wichtig ist mir, ist uns, dass eine digitale Klassen-
kasse, wenn es zu einer solchen Lösung kommt, 
eine sehr offene Schnittstelle zu einer bereits 

vorhandenen Schulplattform wie LOGINEO oder 
auch zum Schild-System bietet, damit Adressen 
nicht wieder separat eingetragen werden müssen. 
Auch das sind Dinge, die zunächst zu prüfen sind. 
Und hier wäre der Ansatz, unterschiedliche Lösun-
gen zur Anwendung zu bringen. 

Es bleibt deshalb festzuhalten: Der Antrag greift ein 
durchaus berechtigtes Problem in den Schulen auf. 
Aber der Antrag lässt mehr Fragen offen, als er Ant-
worten gibt. Deshalb ist es gut, dass wir mit der Über-
weisung in den Ausschuss noch einmal über den 
Nutzen und die Schwächen des von Ihnen vorge-
schlagenen Modells sprechen können. – Herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sträßer. – Für die Fraktion der SPD 
spricht jetzt der Abgeordnete Müller. 

Frank Müller (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege Sträßer, da fällt mir 
ein Zitat der unvergessenen Regine Hildebrandt ein: 
Och, sag mir doch nicht, was alles nicht geht. – Viel-
leicht hätten Sie einfach mal sagen können, was 
geht. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Ich finde es jetzt tatsächlich ein bisschen sportlich, zu 
sagen: Das machen wir nicht. Wir warten erst mal die 
Evaluierung aus Rheinland-Pfalz ab. – Wenn das der 
Anspruch der Koalitionsfraktionen ist, dann prost 
Mahlzeit, Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Die FDP hat recht – nur heute, nicht immer; 

(Heiterkeit von der FDP) 

das will ich hinzufügen, nicht dass ich hier missver-
standen werde –, was dieses vermeidbare Ärgernis 
angeht. Dieses vermeidbare Ärgernis steht stellver-
tretend für viele Dinge, die Menschen in unseren 
Schulen um den Verstand bringen. Frau Kollegin 
Müller-Rech hat ja mehrere Dinge aufgezählt, die 
dazu taugen. 

Unsere Lehrkräfte haben in den vergangenen Jahren 
zunehmend mehr Aufgaben übernommen, ohne 
dass irgendetwas weggefallen ist. Sie stehen täglich 
vor neuen Herausforderungen und müssen ihr um-
fangreiches Pflichtprogramm bewältigen. Es ist ei-
gentlich nicht mehr erklärbar, warum wir nicht alle 
Möglichkeiten nutzen, die Lehrerinnen und Lehrer an 
unseren Schulen zu entlasten, und zwar nicht in fer-
ner Zukunft, sondern jetzt. Also nicht reden, sondern 
machen, Herr Sträßer und liebe Kolleginnen und Kol-
legen aus den Regierungsfraktionen! 



Landtag   26.03.2025 

Nordrhein-Westfalen 72 Plenarprotokoll 18/91 

 

Lehrkräfte sind eine kostbare und begrenzte Res-
source. Man muss kein Genie sein, um zu wissen, 
dass das auf absehbare Zeit so bleiben wird. Wenn 
ich an dieser Stellschraube nicht drehen kann, weil 
wir nicht mit einem Fingerschnippen auf einmal ganz 
viele Lehrkräfte bekommen, dann muss ich doch 
schauen, wo ich das an anderer Stelle hinbekomme. 
Wo kann ich unsere Lehrkräfte, wo kann ich diese 
Ressource entlasten? Das sollte unser gemeinsames 
Anliegen sein, damit sie sich auf das konzentrieren 
können, wofür sie ausgebildet worden sind, nämlich 
guten Unterricht und individuelle Förderung unserer 
Schülerinnen und Schüler. 

Der Antrag der FDP zeigt an einem Beispiel, was 
möglich ist. Man fragt sich: Warum passiert das ei-
gentlich nicht schon längst? Die Antwort scheint sehr 
einfach und wird nach der Rede des Kollegen 
Sträßer auch noch einmal sehr deutlich: schlicht, weil 
die Landesregierung und die Koalitionsfraktionen nur 
unzureichende Antworten auf diese Herausforderun-
gen liefern, weil ihnen einfach die Fantasie fehlt, weil 
ihre Maßnahmen weit hinter dem zurückbleiben, was 
unsere Schulen so dringend benötigen. 

Aber richtig ist auch: Das, was die FDP vorschlägt, 
wird kein Game Changer sein; das hat Kollegin Mül-
ler-Rech auch nicht behauptet. Es ist ein Baustein, 
der zeigt, dass es mehr braucht als nur Stellen und 
Basiskompetenzen. Wir brauchen diesen anderen 
Blick auf Schule, der alle Akteurinnen und Akteure 
mit einbezieht. Schule ist mehr als ein Ort der reinen 
Wissensvermittlung. Sie ist ein Lebensort, ein leben-
diger Raum, in dem unsere Kinder wachsen, lernen 
und sich entfalten sollen, ein Raum, der in Zeiten der 
digitalen Transformation und gesellschaftlichen Ver-
änderungen wirklich dringend neu gedacht werden 
muss. 

Damit ändert sich eben auch der Blick auf alle Pro-
fessionen, die an Schule tätig sind, und auf alle, die 
es braucht, um diesen Raum zu gestalten, also nicht 
nur Lehrkräfte, sondern auch Erzieherinnen und Er-
zieher, Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialar-
beiter, Verwaltungskräfte und viele, viele weitere 
Fachkräfte, die einen entscheidenden Beitrag dazu 
leisten. 

Für zusätzliche Aufgaben, die zunächst überhaupt 
nichts mit klassischem Unterricht zu tun haben, be-
darf es schlichtweg eigener Ressourcen. Das kann 
man eben nicht mehr so nebenher machen. Das geht 
heute in diesen herausfordernden Situationen nicht. 

Und wenn Sie jetzt nicht auf FDP oder SPD hier hö-
ren wollen, dann hören Sie doch den Schulen zu – 
und es ist nicht mehr zu überhören, egal in welchen 
Debatten, egal in welchen Anhörungen, egal bei wel-
chen Schulbesuchen –, die nach tiefgreifenden Re-
formen, nach finanziellen Mitteln und vor allem nach 
mehr Freiheit rufen, damit sie eigenverantwortlich 

und flexibler die besten Entscheidungen in ihrem 
Umfeld treffen können. 

Es geht darum, diesen Schulen einen echten Moder-
nisierungsimpuls zu verleihen – einen Impuls, der eben 
nicht nur auf digitale Technik setzt, sondern vor allen 
Dingen den Menschen in den Mittelpunkt stellt –, da-
mit Schulen zu einem Ort werden, der Chancen-
gleichheit bietet und an dem gute Bildung auch tat-
sächlich gelingt. Dafür tun Sie zu wenig. 

Ich freue mich auf die Beratung im Ausschuss. Da 
werden wir das sicherlich noch einmal vertiefen und 
herausarbeiten. Wir freuen uns darauf und stimmen 
der Überweisung natürlich zu. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit und ein herzliches Glückauf! 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Müller. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt die Kollegin Besche-Krastl. 

Ina Besche-Krastl (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ein 
klassischer Unterrichtsbesuch einer Referendarin in 
einer, sagen wir, 6. Klasse beginnt zum Beispiel mit 
einem stummen Impuls. Ein Bild wird dabei auf dem 
Smartboard sichtbar. Die Lehrkraft sammelt die Ein-
drücke und Meldungen zu diesem Bild. Das dauert 
im Schnitt 6 Minuten. Danach folgt der Überblick über 
die weitere Unterrichtsstunde. 

Nicht eingeplant in die 45 Minuten ist, Entschuldigun-
gen gegenzuzeichnen, Rücklaufzettel für Eltern-
sprechtage einzusammeln, und erst recht nicht, Geld 
für einen Schulausflug zu sammeln, Quittungen zu 
schreiben und Überweisungen zu kontrollieren. Will 
sagen: Lehrerinnen machen wahnsinnig viel. Sie un-
terrichten, fördern, fordern, beraten und führen Buch. 
Jede einzelne Aufgabe für sich ist riesig. Die Belas-
tung ist hoch. Das ist ein Problem, das auch wir se-
hen, und ja, das muss sich ändern. 

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Aber der Vorschlag, den uns die FDP-Fraktion heute 
vorlegt, ist nicht nur die einfache Lösung. Daher freue 
ich mich auch auf die Debatte, die wir gemeinsam im 
Fachausschuss dazu führen werden. 

Im Vorfeld möchte ich zwei Punkte besonders ein-
ordnen. 

In dem vorliegendem Antrag wird gefordert, dass das 
Land Nordrhein-Westfalen als Dienstherr künftig 
Schulkonten ermöglicht und dafür Kooperationen mit 
Banken erschließen soll. Das klingt modern, das 
klingt effizient und cool – Bedenken second. 

Tatsächlich ist das aber ein tiefer Eingriff in die Schul-
struktur unseres Bildungssystems. Schulträger sind 
in NRW nicht das Land, sondern die Kommunen. Sie 
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sind verantwortlich für die Ausstattung und Verwal-
tung der Schulen einschließlich der finanziellen As-
pekte. Übernimmt das Land die Kontoführung, ent-
stehen dabei rechtliche und organisatorische Kon-
flikte, Fragen zu Kontrolle und Transparenz. 

Wenn das Land die Konten einrichtet, dann muss 
dies auch die Prüfung der Konten vornehmen. Das 
bedeutet neue Prüfpflichten, riesige Bürokratien. 
Während Schulen zu dem Schulträger meist einen 
kurzen Draht haben, wird dieser durch die Zentrali-
sierung beim Land deutlich länger und auch anony-
mer. Wir laufen Gefahr, mit großem Aufwand eine 
Rieseninfrastruktur zu schaffen, die mehr Verwal-
tungsaufwand und Komplikationen erzeugt als sie 
einspart. Das ist das Gegenteil dessen, was sie ei-
gentlich bewirken soll. Ziel muss es doch sein, dass 
man nicht mit guter Absicht aus Versehen ein Mons-
ter erschafft. 

Ist es nicht sinnvoll, ein digitales Klassengeldsystem 
pauschal und flächendeckend für alle Schulen einzu-
führen? Denn Schulen sind – darüber reden wir sehr 
oft – keine Einheitssysteme. Sie sind vielfältig, indivi-
duell, unterschiedlich aufgestellt. Was an einer klei-
nen Grundschule auf dem Land funktioniert, muss 
nicht automatisch in einem großen Berufskolleg in 
der Großstadt sinnvoll sein. 

Wenn das Land für alle Schulen digitale Systeme an-
schafft, kann das auch die pädagogische und orga-
nisatorische Autonomie beschneiden. Ist es Ihnen, 
liebe FDP, nicht oft ein Anliegen, gerade diese Schul-
autonomie zu bestärken? 

Am Ende muss man sagen: Selbst wenn ein System 
technisch funktioniert, wer kümmert sich am Ende 
um die tägliche Verwaltung? Wer beantwortet Eltern-
rückfragen, prüft Zahlungen, schreibt Mahnungen 
und übernimmt hier die Verantwortung? Sollen das 
alles zusätzlich dann noch Schulleitungen machen? 
Denn auch die – stellen wir fest – sind mit zahlreichen 
Aufgaben der Schulorganisationen überlastet. Bei 
der Arbeitsmenge bliebe dabei alles beim Alten, nur 
digital. 

Das übergeordnete Ziel des Antrags ist richtig. Lehr-
kräfte sollen sich auf ihre pädagogischen Aufgaben 
konzentrieren können, und wenn wir das landesseitig 
unterstützen können, dann machen wir das. 

Für die weiterführende Diskussion stimmen wir der 
Überweisung zu und freuen uns auf die rege Debatte, 
die wir dann gemeinsam im Ausschuss führen. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Besche-Krastl. – Für die Fraktion der 
AfD spricht jetzt der Abgeordnete Dr. Blex. 

Dr. Christian Blex (AfD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Während unsere Schulgebäude 
zerfallen, Kinder, Kultur und Bildungsferne illegaler 
Fremder den Lernerfolg für die verbliebenen deut-
schen Kinder immer schwieriger machen, der Fach-
lehrermangel in Mathematik, Physik, Chemie und In-
formatik dramatische Ausmaße annimmt und Scha-
ria-Polizei auf den Schulhöfen patrouilliert, möchte 
sich die FDP nun den wirklich wichtigen Dingen im 
Schulbereich zuwenden: 

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

dem digitalen Einsammeln von Klassengeld, um die 
Lehrer zu entlasten. 

Seit etlichen Jahrzehnten funktioniert dies jedoch 
analog wunderbar. Die Schulklasse entscheidet ge-
meinsam mit Eltern und Lehrern über die Höhe der 
Umlage. 

(Thorsten Klute [SPD]: Dann sprechen Sie mal 
mit der Basis!) 

– Sie brauchen nicht reinzurufen. Im Gegensatz zu 
Ihnen war ich Lehrer. Ich kenne die Probleme. 

(Zuruf von Dr. Dennis Maelzer [SPD]) 

– Ich weiß, das tut Ihnen weh. Sie haben so etwas 
vielleicht … Sie haben irgendwas anderes studiert 
und dann abgebrochen. Ich habe aber Mathematik 
und Physik studiert, es zu Ende geführt und war 
Oberstudienrat. 

Die Schulklasse entscheidet gemeinsam mit Eltern 
und Lehrern über die Höhe der Umlage. Eltern geben 
ihren Kindern den beschlossenen Betrag mit, und der 
Lehrer sammelt die Beträge schlicht und ergreifend 
ein. Auch Eltern können diese Aufgabe übernehmen, 
wenn sich jemand dazu bereiterklärt, diese immense 
Verantwortung tragen zu wollen. 

Natürlich gab es auch hier schon immer Hürden – 
und gänzlich ohne Aufwand ist nichts umsetzbar –, 
doch diese Schwierigkeiten beseitigt man nicht durch 
zusätzliche digitale Verwaltungsprogramme, die 
überhaupt erst einmal beschafft werden müssten und 
damit schon selbst einen erheblichen Verwaltungs-
aufwand sowie erhebliche Kosten erzeugen. 

Ein Blick nach Rheinland-Pfalz zeigt: Mindestens 
1,3 Millionen Euro hat das Projekt gekostet. Wie 
hoch die laufenden Kosten sind, ob und wie stark das 
neue Modell genutzt wird und wie stark fehlerredu-
zierend es wirkt, gilt es erst einmal zu ermitteln. Zu-
dem bringen alle Anwendungen, die Finanzmittel 
verwalten sollen, erhebliche Auflagen in Sachen „Da-
tenschutz“ und „Sicherheit“ mit sich. 

Sie gehen in Ihrem Antrag beispielsweise auf die 
mögliche Übertragung von Stammdaten ein. Auch 
hier fallen mir spontan etliche Bedenken zum Thema 
„Datenschutz“ ein, die eine vorgeblich liberale Partei 
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eigentlich auch haben sollte. Aber Sie sind ja die 
FDP. 

Weiter heißt es in dem Antrag, dass das Einsammeln 
von Geld fehleranfällig sei. 

(Thorsten Klute [SPD]: Ist es ja auch!) 

– Ich kann zählen. Sie müssen als Lehrer nur einen 
überschaubaren Bereich zählen können. 

Genauso könnte man jedoch argumentieren, dass 
Software fehleranfällig ist oder zumindest Gefahr 
läuft, falsch bedient zu werden, insbesondere von El-
tern, die der deutschen Sprache kaum mächtig sind, 
es sei denn, Sie wollen die App auch in arabisch und 
ukrainisch machen. 

Und wenn Sie nun schon argumentieren, das Ein-
sammeln von Klassengeld könnte durch unkoopera-
tive Eltern erschwert werden, 

(Thorsten Klute [SPD]: Für Sie auf belarus-
sisch!) 

– pöbeln Sie doch jetzt nicht rein! –, wird Ihnen die 
Digitalisierung auch nicht helfen. Denn dann wird die 
Überweisung vergessen, die Einzugsermächtigung 
wird nicht ausgestellt, Einzugsverfahren platzen auf-
grund von unterdeckten Kontos usw. 

Zum Stichwort „Bargeld“ lässt sich außerdem anmer-
ken, dass manche Eltern vielleicht grundsätzlich bar 
zahlen möchten. Wie geht man denn dann vor, wenn 
es diese Möglichkeit gar nicht mehr gibt? Wenn 
Schulträger ihren Schulen Konten bereitstellen, ist 
das ihre Entscheidung und vermutlich flächende-
ckend sinnvoll. 

Benötigen Nordrhein-Westfalens Schulen dafür etli-
che teure neue Softwarelösungen? Nein. Ich habe es 
eben schon gesagt: Als Klassenlehrer habe ich des 
Öfteren Klassengeld eingesammelt. Das war im Ver-
gleich zu den sonstigen Mehrbelastungen, die sie als 
Klassenlehrer haben, ein eher marginaler Mehrauf-
wand, und das war vor der Zeit der offenen Grenzen. 

Meine Damen und Herren, wenn es Ihnen wirklich 
um die Entlastung von Lehrern ginge, dann würden 
Sie sich um die Kernprobleme kümmern, die ich am 
Anfang meiner Rede genannt habe, statt um das di-
gitale Einsammeln von Klassengeld. Wenn Ihnen 
wirklich unsere Schüler am Herzen liegen, dann 
müssten Sie vor allem damit aufhören, weiter voll-
kommen rechtswidrig kultur- und bildungsferne ille-
gale Fremde in unser Land und damit auch in unsere 
Schulen zu lassen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Für die Landes-
regierung spricht Ministerin Feller.  

Dorothee Feller, Ministerin für Schule und Bildung: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich finde es schon interessant, dass 
heute viel Freiheit für die Schulen gefordert wird und 
das gestern noch abgelehnt worden ist.  

(Zuruf von Frank Börner [SPD]) 

Mit dem Antrag wird die Landesregierung hier aufge-
fordert, eine Softwarelösung bereitzustellen, mit der 
eine Schul-Girokonto-Nutzung digitalisiert und ver-
einfacht werden soll. Um den Vorschlag der FDP-
Fraktion einordnen zu können, erläutere ich Ihnen 
zunächst die Rahmenbedingungen für die Kontofüh-
rung an nordrhein-westfälischen Schulen.  

In Nordrhein-Westfalen haben allein die Schulträger 
die Möglichkeit, ein Schul-Girokonto anzulegen und 
dieses den Schulen für die Verwaltung der treuhän-
derischen Gelder zur Verfügung zu stellen. Die Schu-
len selbst können kein Girokonto bei einer Bank er-
öffnen und führen, da sie keine rechtsfähigen Anstal-
ten sind. Die Schule kann also nach geltendem 
Recht bei einer Bank weder ein Konto eröffnen noch 
eins führen, selbst wenn sie es wollte.  

Nordrhein-Westfalen hat bereits im Rahmen des 15. 
Schulrechtsänderungsgesetzes die Möglichkeit der 
sogenannten treuhänderischen Nutzung gesetzlich 
verankert. Hiermit ist das Land schon damals seiner 
Fürsorgeverpflichtung gegenüber den Schulen und 
insbesondere gegenüber den Lehrkräften nachge-
kommen, um zu vermeiden, dass Lehrkräfte für 
schulische Kontexte ihre privaten Konten nutzen. Üb-
rigens ist das 15. Schulrechtsänderungsgesetz in der 
letzten Legislaturperiode verabschiedet worden.  

Zusätzlich werden die Schulen bereits seit vielen 
Jahren dahin gehend beraten, dass Lehrkräfte ihre 
Privatkonten für die Verwaltung von schulischen Gel-
dern nicht nutzen sollen, auch wenn dies nicht ver-
boten ist.  

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Es wird im Antrag auf ein Klassengeld-Tool aus 
Rheinland-Pfalz und dessen Zeitersparnis hingewie-
sen, doch auch die Einrichtung und Pflege solch ei-
nes digitalen Tools kosten letztlich Zeit. Denn auch 
ein digitales Tool kann beispielsweise nicht von der 
Aufgabe entbinden, den Eingang von Geldern nach-
zuhalten, was einen nicht unerheblichen Teil der or-
ganisatorischen Arbeit ausmacht.  

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Zudem kann ein digitales Tool nur genutzt werden, 
wenn die Schule bereits über ein eigenes Schul-Gi-
rokonto verfügt. Damit setzt das Tool immer auf ein 
bestehendes Schul-Girokonto auf. Ohne die Einrich-
tung eines Kontos durch den Schulträger kann also 
auch kein Tool genutzt werden. Zudem liegt auch die 
Bereitstellung eines solchen digitalen Tools in der 
Entscheidungskompetenz des kommunalen Schul-
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trägers. Da in Nordrhein-Westfalen nicht alle Kom-
munen ihren Schulen ein Girokonto zur Verfügung 
stellen, haben sich zum Teil andere Verfahren entwi-
ckelt, wie zum Beispiel die Verwaltung der Gelder 
über das Schulverwaltungsamt. Vor diesem Hinter-
grund ist daher davon auszugehen, dass auch ein 
Teil der Schulen dieses Tool nutzen würde. 

Das Ministerium für Schule und Bildung steht im re-
gelmäßigen Austausch mit den kommunalen Spit-
zenverbänden, um für die Einrichtung von Schul-Gi-
rokonten bei den Schulträgern und die Freigabe zur 
treuhänderischen Nutzung zu werben und wird dies 
auch weiterhin tun. Zudem stehen wir auch mit 
Rheinland-Pfalz in einem engen Austausch und las-
sen uns derzeit von deren Erfahrungen mit dem Pi-
lotprojekt berichten. Insofern freue ich mich dann auf 
einen vertieften Austausch zu diesem Thema im 
Ausschuss. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Feller. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Somit kommen wir zur Abstim-
mung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/13158 an den Ausschuss für 
Schule und Bildung. Die abschließende Beratung 
und Abstimmung sollen dort in öffentlicher Sitzung 
erfolgen. Wer stimmt der Überweisungsempfehlung 
zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt da-
gegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit ist diese Überweisungsempfehlung ange-
nommen.  

Wir kommen zu:  

9 Tickende Zeitbombe Sozialversicherung – 
Nordrhein-Westfalen muss endlich reagieren 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/13166 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Abgeord-
neten Dr. Vincentz für die AfD das Wort. Bitte schön.  

Dr. Martin Vincentz (AfD): Vielen Dank. – Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Wenn ein System aus dem Gleichgewicht gerät 
und ins Wanken kommt, dann erkennt man das sel-
ten an einem lauten Knall. Es sind die kleinen Ver-
schiebungen, die das Fundament aushöhlen. Und 
genau das beobachten wir derzeit bei der gesetzli-
chen Krankenversicherung: ein schleichender, aber 
sich beschleunigender Prozess der Überforderung, 
finanziell, strukturell, perspektivisch. Man kann es 

nicht mehr leugnen: Es geht bergab, und irgendwann 
geht es eben ganz schnell.  

Das Defizit von 6,2 Milliarden Euro in der GKV sind 
kein Betriebsunfall, keine plötzliche Krise, kein unvor-
hersehbarer Schicksalsschlag. Es ist Ausdruck eines 
strukturellen Missverhältnisses zwischen dem, was 
politisch erwartet wird, und dem, was ökonomisch 
tragfähig ist. Die demografische Entwicklung, medi-
zinischer Fortschritt, politische Zusatzbelastungen – 
all das hat sich zu einer Gemengelage verdichtet, in 
der sich eines zeigt: Die bisherigen Finanzierungs-
modelle reichen nicht mehr aus.  

Gesundheitsminister Lauterbach im Bund, aber ge-
nauso Spahn vorher, haben teure Geschenke ver-
teilt, aber gleichzeitig jede ernsthafte Reform ge-
scheut. Die Folge: das pro Kopf teuerste Gesund-
heitssystem der EU, das an allen Ecken und Enden 
vor dem Kollaps steht.  

Gerade die Bundesländer, die für die wohnortnahe 
medizinische Versorgung aber verantwortlich sind, 
dürfen sich nicht hinter den Bundeskompetenzen 
verstecken. Nordrhein-Westfalen ist nicht nur das be-
völkerungsreichste Bundesland, es ist auch das mit 
der größten regionalen Disparität in der Gesund-
heitsversorgung. Daraus folgt unmittelbare Verant-
wortung für das Land Nordrhein-Westfalen.  

Es ist doch absurd: Während Ärzte ihre Zeit mit Ab-
rechnungsformularen verschwenden, sitzen Patien-
ten stundenlang in Wartezimmern. Wir wollen Struk-
turen verschlanken, unnötige Leistungen streichen, 
insbesondere solche, die keinen wissenschaftlichen 
Nutzen haben. 

Dabei sind uns die Ursachen doch schon längst alle 
bekannt: ein demografischer Wandel, der ignoriert 
wurde, ein medizinischer Fortschritt, der zwar not-
wendig, aber eben auch sehr teuer ist, und ein Staat, 
der seine eigenen Leistungen nicht ausreichend ge-
genfinanziert. Bürgergeldempfänger, Rentner, Asyl-
bewerber – für all diese Gruppen zahlt der Bund pau-
schal in die Kassen ein, aber diese Pauschalen de-
cken bei Weitem nicht die realen Kosten. Auch das 
ist lange bekannt. Das Loch reißt der Bund, und stop-
fen sollen es dann die Länder. So kann es nicht wei-
tergehen. Wer die Musik bestellt, der muss sie auch 
bezahlen.  

(Beifall von der AfD) 

Gleichzeitig sagen wir: Das Land NRW darf nicht län-
ger Duckmäuser im Bundesrat sein. Es ist Zeit, über 
eine Bundesratsinitiative auf eine gerechte Finanzie-
rung der GKV zu drängen. Wer Milliardenprogramme 
für Heizungsumrüstungen auflegt, darf nicht gleich-
zeitig bei der Gesundheit kneifen. Nordrhein-Westfa-
len kann die bundespolitische Misere nicht vollstän-
dig lösen, aber wir können aufhören, tatenlos zuzu-
sehen. 
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Deshalb schlagen wir vor, regional gezielt gegenzu-
steuern, mit einem Landesfonds, der insbesondere 
Hausarztpraxen und ambulante Einrichtungen in un-
terversorgten Regionen unterstützt, nicht als Dau-
ersubvention, sondern als gezielte Investition in Ver-
sorgungssicherheit. Da, wo Versorgungslevel bereits 
jetzt zu einer Bedrohung der Gesundheit werden, 
müssen wir eingreifen, müssen wir gegensteuern.  

Zweitens. Wir regen die Prüfung eines Landeszu-
schusses für einkommensschwache Haushalte an, 
denn Beitragserhöhungen, die pauschal auf alle um-
gelegt werden, treffen eben nicht alle gleich.  

Die soziale Schieflage im Gesundheitswesen darf 
nicht weiter zementiert werden. Insbesondere nied-
rige Einkommen sind hier gleich doppelt benachtei-
ligt.  

Drittens. Prävention muss zur ökonomischen- und 
gesundheitspolitischen Leitlinie werden. Modellpro-
jekte im Land können hier Wirkung entfalten. Nicht 
alles lässt sich über Bundesprojekte steuern, aber 
vieles lässt sich hier konkret erproben. Wir müssen 
weg davon, Gesundheit erst dann als Aufgabe zu be-
trachten, wenn das Kind lange in den Brunnen gefal-
len ist. Die Folgen sind oft doppelte und dreifache 
Kosten. Keine Investition trägt so viel Rendite wie die 
in Prävention und Gesundheit.  

(Beifall von der AfD) 

Nicht zuletzt die überfällige Reform des Gesund-
heitssystems insgesamt muss angestoßen werden. 
Weniger Bürokratie, klare Strukturen, Vermeidung 
von Doppelstrukturen und Konzentration auf wissen-
schaftlich gesicherte Leistungen wären zumindest 
der erste Schritt zu einer ernstzunehmenden Konso-
lidierung.  

Unser Antrag ist sicherlich keine Fundamentalkritik 
am System. Es ist ein Angebot, Verantwortung dort 
zu übernehmen, wo sie dem Land auch zukommt. Er 
ist nicht spektakulär, aber dafür sehr konkret, und er 
basiert auf der Überzeugung, dass ein Gesundheits-
system nur dann stabil bleibt, wenn es ökonomisch 
durchdacht, medizinisch sinnvoll und politisch ver-
antwortungsvoll geführt wird. All diese drei Faktoren 
hat man in der Vergangenheit missen lassen.  

Wenn Sie das auch wollen, dann stimmen Sie die-
sem Antrag zu, oder erklären Sie den Bürgern da 
draußen, wie man die Versorgungslücken im System 
demnächst mit Hausmittelchen und ein paar Y-
ouTube-Tutorials zur Selbstversorgung überbrücken 
könnte; denn das ist über kurz oder lang die Zukunft, 
auf die wir aktuell zusteuern. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter Dr. Vincentz. – Für die Fraktion 
der CDU spricht jetzt der Abgeordnete Schmitz. 

Marco Schmitz (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die AfD hat 
mal wieder einen Antrag vorgelegt, der sich liest wie 
eine Mischung aus Alarmismus und Scheindebatte: 
eine angeblich tickende Zeitbombe Sozialversiche-
rung, die, so der Antrag, nur durch das Eingreifen des 
Landes Nordrhein-Westfalen entschärft werden 
könne.  

Ich sage Ihnen: Das Thema ist uns in der CDU-
Landtagsfraktion und der Landesregierung durchaus 
bewusst. Es ist nicht neu, und es ist vor allem nicht 
so einfach, wie Sie es sich machen wollen. Es steht 
außer Frage: Die gesetzliche Krankenversicherung 
und die soziale Pflegeversicherung stehen vor gro-
ßen Herausforderungen. Demografischer Wandel, 
medizinischer Fortschrift, zunehmende Ausgaben für 
gesellschaftliche Aufgaben – das alles ist bekannt. 
Aber daraus die Forderung abzuleiten, das Land 
Nordrhein-Westfalen müsse Landesfonds, Zu-
schüsse oder eigene Gremien zur Krankenkassen-
steuerung aufbauen, greift nicht nur zu kurz, es zeigt 
auch, dass Ihnen offenbar die föderale Ordnung un-
serer Bundesrepublik vollkommen fremd ist. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Sie verschweigen, dass die gesetzliche Krankenver-
sicherung eine gesamtstaatliche Aufgabe ist und 
bleibt. Für Struktur, Finanzierung und Ausgestaltung 
ist in erster Linie der Bund zuständig. Nordrhein-
Westfalen kann hier punktuell Impulse setzen. Das 
tut es auch seit Jahren. Aber wir sind keine Parallel-
regierung zum Bundesgesundheitsministerium. 

Dass der Reformbedarf erkannt ist, sieht man übri-
gens auch in der aktuellen politischen Diskussion auf 
der Bundesebene. Unser nordrhein-westfälischer 
Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann hat dazu 
klare Vorstellungen eingebracht. Er fordert nicht we-
niger als eine echte Pflegereform inklusive einer ver-
lässlichen Steuerfinanzierung für gesamtgesell-
schaftliche Leistungen und einen Umbau der sozia-
len Pflegeversicherung hin zu mehr Generationenge-
rechtigkeit und Planbarkeit. Was Sie also hier als 
Weckruf verkaufen wollen, ist längst in der politi-
schen Diskussion und nicht durch die AfD, sondern 
durch sachkundige Beiträge aus den Reihen der re-
gierungstragenden Fraktionen aufgekommen. Wir 
brauchen keinen Antrag der AfD, um zu wissen, dass 
gehandelt werden muss. Wir tun das längst fundiert 
und verfassungsrechtlich tragfähig. 

(Beifall von den GRÜNEN – Markus Wagner 
[AfD]: Das möchte ich sehen!) 

Genau deshalb lehnen wir Ihren Antrag ab. Ihre For-
derung nach einem Landesfonds zur Stützung der 
ambulanten Versorgung in unterversorgten Regio-
nen ist längst Gegenstand der Landespolitik. Pro-
gramme wie die Förderung von Medizinischen Ver-
sorgungszentren, der Ausbau der Studienplätze, der 
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Ausbau der Medizinischen Fakultät in Bielefeld, viele 
andere Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf für Hausärztinnen und Hausärzten und un-
ser Hausarztprogramm haben dazu geführt, dass die 
Versorgungslücke geringer wird.  

Ihre Idee eines Landeszuschusses zur Abfederung 
steigender Beiträge klingt sozial, ist aber nichts an-
deres als ein offenes Scheunentor für die finanzielle 
Überforderung der Länderhaushalte. Wir können die 
Beitragspolitik der Krankenkassen nicht durch Lan-
desmittel steuern. Das wäre ein klarer Systembruch 
und würde uns finanziell überlasten.  

(Thorsten Klute [SPD]: Das dürfen wir auch 
gar nicht!) 

Wenn Sie schließlich vorschlagen, ein eigenes Gre-
mium zur regelmäßigen Analyse der Krankenkas-
senfinanzen auf Landesebene zu schaffen, dann 
frage ich mich: Wollen Sie wirklich, dass wir als Land-
tag eine Parallelinstitution zu Bundesbehörden oder 
zur gemeinsamen Selbstverwaltung aufbauen? Das 
ist nicht nur praxisfern, das ist schlicht überflüssig. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns bei 
aller berechtigten Sorge um die Zukunft der sozialen 
Sicherungssysteme eines nicht vergessen: Die ge-
setzliche Pflegeversicherung und die gesetzliche 
Krankenversicherung zählen zu den größten sozial-
politischen Errungenschaften unseres Landes. Wer 
wie die AfD versucht, mit Übertreibungen und föde-
ralismusfernen Vorschlägen Angst zu machen, hilft 
niemandem. Stattdessen sollten wir die laufende Dis-
kussion auf Bundesebene konstruktiv mit der Exper-
tise unserer Landesregierung, mit den Erfahrungen 
aus der Praxis in Nordrhein-Westfalen und mit dem 
klaren Ziel begleiten, die Systeme generationenge-
recht, nachhaltig und solidarisch weiterzuentwickeln.  

Kurzum: Wir brauchen keinen Auftrag von Ihnen. Wir 
wissen um die Herausforderungen. Wir handeln mit 
Augenmaß, mit Verantwortung und mit Verstand. – 
Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schmitz. – Für die Fraktion der SPD 
spricht jetzt der Abgeordnete Klute. 

Thorsten Klute (SPD): Herzlichen Dank. – Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als ich den 
Antrag der AfD zu den Krankenversicherungen in 
Deutschland las, dachte ich zunächst, ich sei im fal-
schen Parlament; denn das Krankenversicherungs-
recht ist in Deutschland Bundesangelegenheit und 
keine Sache der Länder.  

Um noch einmal kurz und knapp zu sagen, worum es 
hier geht: Die Nationalisten beantragen im Kern, 
dass das Land Nordrhein-Westfalen aus dem 

eigenen Haushalt heraus Geld für die Krankenversi-
cherungen gibt, damit Versicherte geringere Kran-
kenversicherungsbeiträge zahlen.  

Beim Lesen dieses Vorschlags habe ich mich ge-
fragt, wie man darauf wohl gekommen sein könnte. 
Ich habe dann nur zwei Möglichkeiten gesehen: Ent-
weder hat an dem Antrag bei der AfD jemand mitge-
wirkt, der zwar behauptet, sein juristisches Staats-
examen gemacht zu haben, tatsächlich aber Schwie-
rigkeiten hat, dafür den entsprechenden Nachweis 
zu erbringen, oder man hat zu tief in die Flasche des 
„Trump-Trunks“ geschaut und meinte, das amerika-
nische Krankenversicherungssystem in Deutschland 
einführen zu wollen. Dann gibt es noch eine dritte 
Möglichkeit, nämlich beide Varianten zusammen ha-
ben hier gewirkt.  

Ich versuche es mal mit ein bisschen Nachhilfe in 
Verfassungsrecht für die AfD. Das ist ein kostenloser 
Service, ganz ohne Gebührenrechnung, Herr Dr. 
Vincentz.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

In Art. 74 des deutschen Grundgesetzes wird die so-
genannte konkurrierende Gesetzgebung geregelt. 
Es gibt eine lange Liste von Lebensbereichen, zu de-
ren Regelungen die einzelnen Bundesländer nur 
dann befugt sind, wenn der Bund selbst nicht von sei-
ner Regelungskompetenz Gebrauch gemacht hat.  

In dieser langen Liste konkurrierender Gesetzge-
bungskompetenzen tauchen auch die Sozialversi-
cherungen auf, und darunter fällt auch die Kranken-
versicherung. Ein einzelnes Bundesland wie Nord-
rhein-Westfalen könnte also nur dann für sich selbst 
die Krankenversicherungsangelegenheiten regeln, 
wenn der Bund das nicht bereits für ganz Deutsch-
land gemacht hätte. Nun wissen wir aber alle: Der 
Bund hat das Krankenversicherungsrecht einheitlich 
für ganz Deutschland geregelt. Wir in NRW sind da-
mit also raus aus dem Spiel. 

Das ist übrigens auch gut so, so etwas muss in 
Deutschland einheitlich geregelt sein. Stellen wir uns 
mal vor, wir hätten in Deutschland von Schleswig-
Holstein bis Baden-Württemberg und Bayern 16 un-
terschiedliche Krankenversicherungssysteme und -
beiträge. Das wäre nicht gut. Das sehr föderale Kran-
kenversicherungsrecht der USA – sofern man über-
haupt davon sprechen will – darf für uns jedenfalls 
kein Vorbild sein. Da ist es nämlich in den Bundes-
staaten so geregelt, wie die AfD es gerade vor-
schlägt. 

Ich finde aber noch einen anderen Punkt im vorlie-
genden Antrag der AfD ziemlich bemerkenswert. 
Ganz beiläufig, nicht im Antrags-, sondern im Ein-
gangslyrikteil, heißt es in einem Nebensatz, dass 
Vorschläge zur Entlastung der gesetzlichen Kran-
kenversicherung gemacht würden. Wörtlich heißt es 
da – Zitat –: 
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„Eine weitere Möglichkeit besteht darin, weniger 
freiwillige Zusatzleistungen anzubieten: Viele 
Krankenkassen bieten über das gesetzliche Maß 
hinaus freiwillige Leistungen wie alternative Heil-
methoden […] an, […]“ 

Nun ist es nicht so, dass es für diese Aussage nicht 
auch gute inhaltliche Gründe gäbe. Vertretbar ist das 
allemal. Aber Moment mal, war es nicht gerade die AfD, 
die sich in der Coronapandemie fest an die Seite der 
Querdenker*innen gestellt hatte und umgekehrt auch? 

(Lachen von Dr. Martin Vincentz [AfD] – Beifall 
von der SPD – Vereinzelt Beifall von den 
GRÜNEN) 

Nun ist es bei Weitem nicht so, dass jede Alternativ-
medizinerin und jeder Alternativmediziner bei den 
Querdenker*innen wäre, ganz sicher nicht. Das hier 
zu betonen, ist mir hier sehr wichtig. 

Aber die Szene der Querdenker*innen sollte schon 
wissen: Die AfD in Nordrhein-Westfalen will, dass 
ihre Krankenversicherungen keine alternativmedizi-
nischen Leistungen mehr finanzieren. Das kann man 
gar nicht oft genug festhalten. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wie eben bereits ausführlich dargestellt, offenbart 
dieser Antrag bei der AfD schwere Mängel bei der 
Kenntnis des Verfassungsrechts. So ganz überra-
schend ist das für den einen und die andere vielleicht 
auch gar nicht. Deshalb kann man diesen Antrag nur 
ablehnen. Wir von der SPD werden selbstverständ-
lich mit Nein stimmen. 

Im Übrigen: Wenn man die gesetzlichen Krankenver-
sicherungen wirklich breiter und sicherer aufstellen 
will, sieht man zu, dass man alle Einkommen heran-
zieht und nicht nur einen Teil der Einkommen, dass 
man bei denen, die sehr viel Einkommen haben, 
eben genauer hinschaut, was sie zur Finanzierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung leisten könn-
ten. Da traut sich die AfD nicht ran, weil sie nur die 
Partei der Supersuperreichen ist. 

(Lachen von Dr. Martin Vincentz [AfD]) 

Wir lehnen ab. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Klute. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt die Abgeordnete Wenzel. 

Jule Wenzel (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Damen und Herren und alle dazwischen 
und außerhalb! Ja, die Sozialversicherung ist reform-
bedürftig. Demografische Entwicklung und gestie-
gene Behandlungskosten machen das notwendig. 

Damit, nämlich mit der Feststellung der Problemlage, 
hört es bei diesem Antrag mit den Richtigkeiten aber 
auch schon auf. 

Dieser Antrag ist nicht nur – wie mein Kollege Klute 
gerade treffend ausgeführt hat – in der Ausführung in 
Sachen „Land und Bund“ verfassungsrechtlich unge-
nau – ich würde sogar sagen: übergriffig –, nein, er 
stellt auch infrage, dass wir ein bundesweites Kran-
kenversicherungssystem brauchen. 

Die AfD legt mit diesem Antrag ein Programm vor, 
das die Länderhaushalte überlastet und keine Ent-
lastung für Bürgerinnen und Bürger schafft. Sie legt 
einen Antrag vor, der sich vor den wirklichen Reform-
bedarfen, die wir haben, wegduckt. Es geht nun ein-
mal darum, dass wir, wenn wir die Sozialversiche-
rung entlasten wollen, schauen müssen, wie die Las-
ten verteilt sind, wie viel jeder beitragen kann. Unter-
halten wir uns auch mal über neue Modelle wie bei-
spielsweise die Bürgerversicherung. 

(Beifall von den GRÜNEN und Dr. Dennis Ma-
elzer [SPD]) 

Vor alldem drückt sich die AfD in diesem Antrag. Sie 
liefert stattdessen einen insgesamt hilflosen und in-
spirationslosen Antrag. 

Ein Monitoring der Kostensteigerungen erfolgt jetzt 
schon über die entsprechenden Aufsichten. Modell-
projekte zur Gesundheitsprävention – tja, da sind Sie 
leider über anderthalb Jahre zu spät. Das hat diese 
Koalition mit den Gesundheitsregionen in NRW näm-
lich schon auf den Weg gebracht. Damals haben Sie 
das lächerlich gefunden, jetzt finden Sie, dass das 
der richtige Schritt sei. Sie müssen sich irgendwann 
auch mal entscheiden, ob Sie den Bürgerinnen und 
Bürgern wirklich ein gutes Angebot machen oder ob 
Sie hier wieder nur in Plattitüden reden wollen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn wir uns anschauen, dass die AfD hier einen 
insgesamt inhaltsleeren Antrag vorlegt, dann bleibt in 
der Bewertung eigentlich nur übrig, dass sie sich da-
mit einen bürgerlichen Anstrich geben will; nicht mehr 
und nicht weniger. Der Redner hat gerade ja zuge-
geben, dass das einigermaßen substanzlos ist, was 
Sie hier vorlegen. 

Zum Abschluss möchte ich noch einen Programm-
hinweis geben, nämlich auf „ZDF Magazin Royale“; 
das haben Sie ja vielleicht gerade in der Begrüßung 
schon gehört. Da wird ganz deutlich, was die in Tei-
len rechtsextreme Partei AfD in Sachen „Demogra-
fie“, in Sachen „Sozialsysteme“, in Sachen „Fach-
kräfte“ fordert, nämlich eine Entmündigung von 
Frauen, ein Herabschauen auf Menschen, die aus 
anderen Ländern kommen, 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

und insgesamt ein für seine Bürgerinnen und Bürger 
unfreies Land. Sie schaffen es nicht, heute davon 
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abzulenken. Das werden wir auch in Zukunft weiter 
aufdecken. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und Marco Schmitz 
[CDU]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Wenzel. – Für die Fraktion der FDP 
spricht jetzt die Abgeordnete Schneider. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Machen wir uns nichts 
vor: Durch den demografischen Wandel kommen die 
sozialen Sicherungssysteme massiv unter Druck. Im-
mer weiter steigende Beiträge können jedoch keine 
Lösung sein. Hohe Sozialabgaben belasten schließ-
lich Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleichermaßen. 
Sie verhindern, dass Unternehmen neue Jobs schaf-
fen, und machen die Arbeitsaufnahme unattraktiv. 
Sie engen zudem die Möglichkeiten der jungen Ge-
neration ein, zusätzliche Vorsorge zu betreiben. 
Dadurch werden immer weiter steigende Sozialab-
gaben zu einer großen Belastung für Bürgerinnen 
und Betriebe. 

(Beifall von der FDP) 

Als Freie Demokraten setzen wir uns dafür ein, dass 
die Sozialabgaben bei maximal 40 % gedeckelt wer-
den. Um die sozialen Sicherungssysteme zukunfts-
fest zu machen, braucht es deutlich mehr kapitalge-
deckte Elemente in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und der sozialen Pflegeversicherung.  

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Damit können wir für tragfähige soziale Sicherungs-
systeme bei fairer Lastenverteilung zwischen den 
Generationen sorgen. 

Sie werden es gemerkt haben: Das war jetzt viel zur 
Bundespolitik. Genau das enthält der vorliegende 
Antrag auch, und das ist seine entscheidende 
Schwäche. Er vermischt die Kompetenzen von Bund 
und Ländern. Daraus können dann keine tragfähigen 
Lösungen erwachsen.  

Landeszuschüsse für einkommensschwache Haus-
halte ergeben im System der GKV-Finanzierung mit 
einkommensabhängigen Beiträgen absolut keinen 
Sinn. Eine Analyse der Krankenkassenfinanzen durch 
das Land wäre nur für die Kassen möglich, die auch der 
Landesaufsicht unterliegen wie etwa die AOKs, aber si-
cher nicht für bundesweit agierende Ersatzkassen. 

Eine Reform des deutschen Gesundheitssystems 
mit dem Abbau von Bürokratie ist sicher notwendig. 
Das habe ich hier immer wieder betont. Um die GKV 
zukunftsfähig zu finanzieren, brauchen wir ein gan-
zes Maßnahmenbündel.  

Insbesondere brauchen wir Vorhaben, mit denen 
eine Steuerungswirkung erreicht werden könnte. Wir 

brauchen endlich ein Primärarztsystem mit Hausarzt-
zentrierung. Die Krankenhausreform muss so umge-
setzt werden, dass Doppelstrukturen reduziert wer-
den. Eine Selbstbeteiligung könnte künftig sicherstel-
len, dass die Zahl der unnötigen Arztbesuche zurück-
geht. Die Chancen von Digitalisierung, Telemedizin 
und KI sind längst noch nicht ausreichend ausge-
schöpft. Auch über die Einbeziehung von mitversi-
cherten Familienmitgliedern muss nun endlich ein-
mal nachgedacht werden. 

Einem Antrag, der mehr nach Berlin als nach Düssel-
dorf zeigt und keine echten Strukturreformen vor-
sieht, können wir nicht zustimmen. – Ich danke Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und Thorsten Klute [SPD]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schneider. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Minister Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man muss erst ein-
mal feststellen, dass dieser Antrag die Ordnung und 
die Systematik des deutschen Gesundheitssystems 
einfach nicht zur Kenntnis nimmt.  

(Thorsten Klute [SPD]: Ist so!) 

Der Staat bestimmt über das SGB V zwar viele Rah-
menbedingungen im Gesundheitsbereich, aber wir 
haben immer noch kein staatliches Gesundheitssys-
tem, sondern ein selbstverwaltetes. Ich persönlich 
bin ein großer Anhänger davon, dass es ein selbst-
verwaltetes Gesundheitssystem bleibt. Damit sind 
wir nicht so schlecht gefahren.  

Zweiter Punkt: An den Stellen, an denen das Land 
Nordrhein-Westfalen Verantwortung im Gesund-
heitssystem hat, haben wir diese sehr stark über-
nommen. Es ist kein Geheimnis, dass wir in der Ent-
wicklung etwa der Hausarztversorgung regional 
Probleme haben und mit Blick auf das Alter der nie-
dergelassenen Hausärzte größere Probleme bekom-
men werden.  

Man muss aber schon zugeben, dass die Landesre-
gierung von Nordrhein-Westfalen schon 2017 darauf 
reagiert hat, indem wir in Bielefeld 300 zusätzliche 
Studienplätze mit dem Schwerpunkt Allgemeinmedi-
zin geschaffen haben. Wir haben in der Wahlperiode 
zwischen 2005 und 2010 – auch zu dieser Zeit war 
ich Minister – entschieden, eine Landarztquote ein-
zuführen. Damals waren wir mit Abstand das erste 
Land. Ich weiß auch, wie viele Nackenschläge ich 
bekommen habe.  

Jetzt gehen die ersten Absolventen aus der Land-
arztquote zur Weiterbildung in unsere Arztpraxen; 
die Ausbildung dauert ja sehr lange. Wir werden aber 
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jedes Jahr 170, 180 junge Menschen in unterver-
sorgten Gebieten in der Allgemeinmedizin einsetzen 
können. Das ist das einzige Instrument, das ich 
kenne, das uns wirklich ganz konkret hilft, Versor-
gungslücken zu schließen.  

(Beifall von der CDU) 

Es gibt in Nordrhein-Westfalen seit 2009 eine Förde-
rung über 60.000 Euro für Niederlassungen in der 
Allgemeinmedizin in unterversorgten Gebieten. Das 
ist natürlich sehr stark auf die ländlichen Gebiete 
konzentriert. All das sorgt dafür, dass wir unsere Auf-
gabe in diesem Bereich wahrnehmen. 

Eine richtig starke politische Verantwortung haben 
wir, weil es nicht selbstverwaltet ist, für das Kranken-
haussystem. Dafür ist das Land verantwortlich, weil 
Krankenhäuser nur nach dem Landeskrankenhaus-
plan arbeiten dürfen. Wer nicht im Landeskranken-
hausplan steht, kann keine Gesundheitsleistungen 
anbieten. Sie können kann auch nur die anbieten, für 
die sie im Landeskrankenhausplan stehen.  

Mit Fug und Recht darf ich sagen, dass nun – wir 
werden Freitagmorgen noch einmal darüber diskutie-
ren – zum ersten Mal seit Mitte der 70er-Jahre eine 
wirkliche Krankenhausplanung in Nordrhein-Westfa-
len stattfindet. Die letzte war von Friedhelm Farth-
mann. Damals ging es um die kleinen Krankenhäu-
ser, die 50, 60 Betten hatten. Alle danach haben 
nichts mehr reguliert, nur der Markt.  

Wir haben jetzt den Mumm und den Mut – und da gibt 
es auch viele Nackenschläge, glauben Sie mir –, mit 
der Verteilung der Leistungsgruppen und Leistungs-
bereiche eine Krankenhausplanung zu machen. Die 
Zukunft wird zeigen, ob sie glücklich war oder nicht.  

Ich bin fest davon überzeugt, dass die allermeisten 
Krankenhäuser davon profitieren werden und dass 
dies unsere Krankenhauslandschaft in die richtige 
Richtung entwickeln wird. Das sieht man auch daran, 
dass es überhaupt keinen Zweifel in anderen Bun-
desländern und in der Bundespolitik daran gibt, egal 
wie es in der Gesundheitspolitik ministeriell weiterge-
hen wird, dass die nordrhein-westfälische Kranken-
hausplanung die Blaupause für die Planung in 
Deutschland ist.  

(Beifall von der CDU und Michael Röls-Leit-
mann [GRÜNE]) 

Wir haben hier Krankenhausgeschichte geschrieben.  

Deswegen will ich zum Schluss nur sagen: Sie schrei-
ben in Ihrem Antrag, dass wir in die Subvention von 
Krankenkassenbeiträgen einsteigen sollen. Liebe 
Leute, das ist im Haushalt eines Landes einfach un-
möglich.  

(Thorsten Klute [SPD]: Das ist auch unzuläs-
sig!)  

Das ist auch nicht finanzierbar. Dann muss man die 
Fragen über Beitragsstrukturen klären.  

Ich will zum Schluss sagen: Ich bin sehr deutlich der 
Meinung, dass es gut ist, dass wir keine staatliche 
Planung niedergelassener Arztpraxen haben, son-
dern dass dies stark über die Kassenärztliche Verei-
nigung bestimmt wird. Die Kassenärztliche Vereini-
gung muss natürlich schauen, wie sie ihren Sicher-
stellungsauftrag noch besser erfüllen kann, als sie es 
macht.  

Ich gebe zu, dass ich mir an dem einen oder anderen 
Punkt wünschen würde, dass wir als Land ein biss-
chen mehr bindenden Einfluss auf solche Fragen 
hätten. Wir haben zurzeit eigentlich nur in der Form 
einen Einfluss, dass wir mit ihnen reden. Das Verhält-
nis zwischen Kassenärztlichen Vereinigungen und 
Landesregierung ist gut, aber es wäre schön, wenn 
man zumindest in den Zulassungsausschüssen da-
bei wäre, um ein bisschen besser zu verstehen, wie 
die eine oder andere Frage entschieden wird. Auch 
dieser Verantwortung werden wir uns, wenn es mög-
lich wäre, stellen.  

Sie sehen, dass wir in Nordrhein-Westfalen viel Ver-
antwortung in der Gesundheitspolitik übernehmen, 
und zwar immer nur mit einem Ziel: für alle Menschen 
eine gute Versorgungsqualität und einen sicheren 
Zugang zum Gesundheitssystem zu erhalten. – 
Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Der 
Minister hat seine Redezeit um fast eine Minute über-
zogen. Gibt es aus den Fraktionen noch den Wunsch 
nach weiterer Redezeit? – Das ist nicht der Fall. So-
mit sind wir am Schluss der Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der AfD hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt 
des Antrags Drucksache 18/13166. Wer stimmt die-
sem Antrag zu? – Die Abgeordneten der AfD. Wer lehnt 
diesen Antrag ab? – Die Abgeordneten von SPD, Grü-
nen, CDU und FDP. Gibt es Enthaltungen? – Das ist 
nicht der Fall. Somit ist dieser Antrag Drucksache 
18/13166 abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

10 Fragestunde 

Mündliche Anfragen 
Drucksache 18/13253 

Es liegt Ihnen die Mündliche Anfrage 64 vor. Ich 
weise darauf hin, dass gemäß § 94 Abs. 8 unserer 
Geschäftsordnung die Fragestellerin bzw. der Frage-
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steller bis zu drei Zusatzfragen stellen kann. Nach 
Beantwortung der Mündlichen Anfrage hat jedes wei-
tere Mitglied des Landtags bis zu zwei Zusatzfragen. 
Diese müssen in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Hauptfrage stehen und dürfen jeweils nur eine 
einzelne und nicht unterteilte Frage enthalten.  

Ich rufe somit die  

Mündliche Anfrage 64 

der Frau Abgeordneten Christina Kampmann von 
der Fraktion der SPD auf. 

Ich darf vorsorglich darauf hinweisen, dass die Lan-
desregierung in eigener Zuständigkeit entscheidet, 
welches Mitglied der Landesregierung eine Mündli-
che Anfrage im Plenum beantwortet. Die Landesre-
gierung hat angekündigt, dass Herr Minister Reul, 
Herr Minister Dr. Limbach sowie Frau Ministerin Paul 
antworten werden. In dieser Reihenfolge melden sich 
die drei Minister. Zunächst hat Herr Reul das Wort.  

Herbert Reul, Minister des Innern: Meine Damen und 
Herren! Den Mitgliedern des Innenausschusses habe 
ich zu dem Maßnahmenpaket am 7. November 2024 
und am 20. Februar 2025 schon einiges vorgetragen. 
Aber natürlich ist es für alle anderen auch interessant. 
Deswegen will ich gerne noch einmal dazu berichten.  

Bei dem sehr umfassenden Maßnahmenpaket der 
Landesregierung handelt es sich um ein Gesamt-
werk mit drei Säulen: Sicherheit, Migration und Prä-
vention. Das macht auch Sinn, denn die Lehren aus 
Solingen betreffen eine Vielzahl von Akteuren und 
Themenfeldern. Dafür sind nicht nur Polizei und Ver-
fassungsschutz zuständig, sondern auch andere Ak-
teure. Daher beteiligen sich folgerichtig auch andere 
Ressorts an der Umsetzung des Maßnahmenpakets. 
Meine Kollegen Frau Ministerin Paul und Herr Minis-
ter Dr. Limbach beteiligen sich deshalb ebenso an 
der Beantwortung Ihrer Frage. Das zur Erklärung, 
warum wir uns das aufteilen.  

Zur Säule „Sicherheit“ kann ich Ihnen, soweit mein 
Haus betroffen ist, Folgendes mitteilen: Aktuell arbei-
ten allein im Innenministerium mehrere Dutzend Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter an der Umsetzung des 
Sicherheitspakets. Aus dem nachgeordneten Be-
reich meines Hauses, also aus den drei Landesober-
behörden der Polizei unter der Führung eines Steue-
rungskreises, kommt noch einmal in etwa dieselbe 
Personenzahl zusammen.  

Allein an dieser Personalstärke merken Sie, dass die 
Aufgaben, die dort abgearbeitet werden, nicht ganz ba-
nal sind. Grob gesagt lassen sich die Maßnahmen in 
drei Cluster unterteilen – das ist vielleicht hilfreich –: 
erstens kurzfristig umzusetzende Maßnahmen, für 
die insbesondere ministerielle Erlasse geändert wer-
den müssen, zweitens gesetzgeberische Maßnah-
men, für die entsprechende Gesetzentwürfe erar-

beitet und ins Parlament eingebracht werden müs-
sen, und drittens etwas langwierigere Maßnahmen; 
da reden wir insbesondere über nicht ganz triviale 
Beschaffungen.  

Die kurzfristig anzusetzenden Maßnahmen, also die-
jenigen, die wir – ich sage das mal ganz salopp – mit 
einem Federstrich umsetzen konnten, wobei auch 
das nicht ganz einfach war, sind schon erledigt. Da-
bei handelt es sich – das wissen Sie, Frau Kollegin 
Kampmann, aus dem Innenausschuss – einerseits 
um die Einrichtung der sogenannten Hasspredigerda-
tei bei der Polizei und andererseits darum, dass diese 
Informationen zwischen Polizei, Verfassungsschutz und 
Ausländerbehörden über das GTAZ noch besser ausge-
tauscht werden. Beides ist seit dem 10. Oktober des 
letzten Jahres, also nicht einmal einen Monat nach 
Veröffentlichung des NRW-Sicherheitspakets, um-
gesetzt worden.  

Bei den mittelfristig umzusetzenden Maßnahmen 
handelt es sich im Wesentlichen um Maßnahmen, 
die von gesetzlichen Grundlagen abhängig sind. Ich 
nenne hier stichwortartig: Quellen-TKÜ für den Ver-
fassungsschutz ermöglichen.  

Bei der Novellierung des Verfassungsschutzgeset-
zes geht es aber natürlich um sehr viel mehr. Da wird 
im Moment alles auf Herz und Nieren geprüft. Wir ha-
ben Ihnen zugesagt – das bleibt auch bestehen –, 
dass das neue Verfassungsschutzgesetz noch vor 
der politischen Sommerpause zur Beratung an den 
Landtag geht. Dieser Zeitplan steht, und ich gehe da-
von aus, dass wir ihn einhalten können.  

Bitte haben Sie allerdings auch Verständnis dafür, 
dass wir uns bei diesem Gesetz, das die Grundlage 
für die Arbeit unseres Inlandsgeheimdienstes dar-
stellt, die Zeit lassen, die es braucht. Es geht in die-
sem Gesetz um nicht unerhebliche Eingriffsmöglich-
keiten in die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger. 
Das nehmen wir notwendigerweise sehr ernst. Nie-
mand von Ihnen will – da bin ich mir ganz sicher –, 
dass wir das auf die leichte Schulter nehmen.  

Natürlich ist dieses Gesetz auch kein One-Pager, 
den man mal eben runterschreibt. Allein der aktuelle 
Arbeitsentwurf ist rund 300 Seiten stark. Dennoch 
sind wir dabei schon weit, und das Hohe Haus wird, 
hoffe ich, vor der Sommerpause den Entwurf bekom-
men. Das ist die Voraussetzung für viele Maßnah-
men, die in diesem Zusammenhang stattfinden. Da 
kann man vorher also nichts tun.  

Dann gibt es noch die Maßnahmen, die etwas lang-
wieriger vorbereitet werden müssen. Das bedeutet 
übrigens nicht, dass hinter den Kulissen nichts pas-
siert. Daran wird natürlich gearbeitet, und zwar flei-
ßig. Viele Mitarbeiter, ich wiederhole, sitzen daran. 

Es ist auch klar, wenn wir zum Beispiel über Software 
sprechen, über Hardwarebeschaffung, über Server-
anlagen, über Künstliche Intelligenz, dann ist das 
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nicht etwas, das Sie mal eben im Elektromarkt ein-
kaufen oder online bestellen können. Da müssen Sie 
Konzepte schreiben, Leistungsbeschreibungen ver-
fassen, Ausschreibungen vorbereiten, veröffentli-
chen, auswerten und dann Aufträge vergeben. Auch 
das muss ordentlich gemacht werden. Deshalb 
braucht das ein wenig Zeit. Das ist der Überblick des 
jetzigen Stands.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Minister Dr. Limbach. Bitte. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete! 
Nachdem ich in der vergangenen Woche dem 
Rechtsausschuss einen Bericht zum Umsetzungs-
stand des Maßnahmenpakets der Landesregierung 
im Zuständigkeitsbereich des Ministeriums der Justiz 
vorlegen konnte, freue ich mich, auch an dieser 
Stelle berichten zu können.  

Nach dem Messeranschlag von Solingen im August 
2024 hat die Landesregierung im September 2024 
ein umfassendes Maßnahmenpaket beschlossen. 
Es umfasst die drei Säulen „Sicherheit“, „Migration“ 
und „Prävention“. Durch das Ministerium der Justiz 
werden – federführend – fünf der im Paket gebündel-
ten Maßnahmen umgesetzt. 

Erstens: Konzentration der Strafverfolgung von ille-
galen Posts, die in herausgehobenem Maße demo-
kratiegefährdende Äußerungen enthalten, bei der 
Zentral- und Ansprechstelle Cybercrime. Um die Ef-
fizienz der Abläufe zu erhöhen, wurde die strafrecht-
liche Verfolgung von illegalen Posts, die in herausge-
hobenem Maße demokratiegefährdende Äußerun-
gen rassistischen, antisemitischen und islamisti-
schen Inhalts enthalten, bei der Zentral- und An-
sprechstelle Cybercrime, kurz: ZAC NRW, zusam-
mengeführt. Zu diesem Zweck wurde die allgemeine 
Verfügung des Ministeriums der Justiz zur Einrich-
tung einer Zentral- und Ansprechstelle Cybercrime 
für Nordrhein-Westfalen nach Einbeziehung der Ge-
neralstaatsanwaltschaft und der Personalvertretung 
im Oktober 2024 angepasst. Die Maßnahme ist ab-
geschlossen.  

Zweitens: Stärkung der Radikalisierungsprävention 
im Justizvollzug. Radikalisierung macht nicht vor den 
Gefängnismauern halt. Daher werden bestehende 
Programme zur Prävention und Bekämpfung poli-
tisch und religiös motivierter extremistischer Bestre-
bungen von Gefangenen intensiviert. 

Zur Stärkung der Radikalisierungsprävention im Jus-
tizvollzug wurde zum einen der Personalkörper im 
Justizvollzug personell durch den Haushalt 2025 mit 
15 zusätzlichen Stellen bei den Fachdiensten und 30 
Planstellen im Allgemeinen Vollzugsdienst verstärkt. 
Das zusätzliche Personal wird gezielt in Bereichen 
mit erhöhtem Radikalisierungsrisiko eingesetzt, um 

religiösen oder politischen Extremismus bereits im 
Ansatz zu verhindern, gegebenenfalls auch frühzeitig 
wahrzunehmen und ihm zu begegnen. 

Des Weiteren werden derzeit die Richtlinien für Prä-
ventionsbeauftragte in den Justizvollzugsanstalten 
des Landes Nordrhein-Westfalen unter Beteiligung 
der Praxis sowie des Fachbereichs Radikalisierungs-
prävention und des Fachbereichs Sozialdienst über-
arbeitet. Es wurde ein Stellenprofil für Präventions-
beauftragte erarbeitet, welches den Ausschreibun-
gen der zusätzlichen Fachdienststellen zugrunde ge-
legt wurde. Die eingeleiteten Besetzungsverfahren 
für die neu eingerichteten Stellen dauern noch an.  

Drittens: Stärkung der Vernetzung im Bereich Opfer-
schutz. Die Rahmenbedingungen für die Arbeit der 
Opferbeauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen 
werden insbesondere durch die Stärkung des Netz-
werks im Opferschutz und die unmittelbare Einbin-
dung der Opferbeauftragten in die behördlichen In-
formationsketten verbessert. Bei dem in Solingen 
verübten Anschlag war die Opferbeauftragte des 
Landes Nordrhein-Westfalen sofort zur Stelle, hat 
bereits am Vormittag des Folgetages die Hotline zu 
dem psychosozialen Beratungstelefon für Betroffene 
und Angehörige des Anschlags von Solingen ge-
schaltet und die Öffentlichkeit darüber informiert. 

Gemeinsam mit der Opferbeauftragten wurden im 
Nachgang Optimierungspotenziale bei den Rahmen-
bedingungen ihrer Arbeit analysiert. Infolgedessen 
wurde das Team der Opferbeauftragten durch eine 
zusätzliche Planstelle verstärkt. 

Gemeinsam mit dem Ministerium des Innern wird 
derzeit die Einbindung der Opferbeauftragten in die 
behördlichen Informationsketten verbessert. 

Mit dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales wird aktuell die Vernetzung der Opferbeauf-
tragten mit den Ersthelferinnen und Ersthelfern auf 
kommunaler Ebene und die Kooperation mit 
Traumaambulanzen verstärkt in den Blick genom-
men. Es ist angestrebt, die Maßnahme im ersten 
Halbjahr 2025 abzuschließen.  

Viertens: Bundesratsinitiative zur Stärkung der Ter-
rorismusbekämpfung. Mit einer umfassenden Bun-
desratsinitiative hat das Land Nordrhein-Westfalen 
Änderungen im Strafgesetzbuch, der Strafprozess-
ordnung sowie weiterer Vorschriften zur Stärkung 
der Terrorismusbekämpfung angeregt. 

Der von Nordrhein-Westfalen am 27.09.2024 in den 
Bundesrat eingebrachte Entschließungsantrag zielt 
auf die Aufnahme des Begriffs des gefährlichen 
Werkzeugs in den Katalog strafbarer Handlungen 
nach § 89a Abs. 2 Strafgesetzbuch, Vorbereitung ei-
ner schweren staatsgefährdenden Gewalttat; die 
Strafbarkeit auch bei leichtfertiger Terrorismusfinan-
zierung, Erweiterung des § 89c Strafgesetzbuch; die 
Neuregelung der Funkzellenabfrage nach § 100g 
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Abs. 3 Strafprozessordnung, den anlassbezogenen 
Zugriff auf Verkehrsdaten unter Ausschöpfung des 
gesetzgeberischen Spielraums. Die Initiative ist bis 
auf Wiederaufruf durch den Bundesrat vertagt.  

Fünftens: Stärkung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
zur schnelleren Bewältigung der asylgerichtlichen 
Verfahren. Die Zuständigkeitskonzentration für be-
stimmte Herkunftsstaaten in einzelnen Verwaltungs-
gerichten und die personelle Verstärkung der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit zielen auf die Senkung der 
Verfahrensdauer vor den Asylgerichten. Dies schafft 
schneller Klarheit über den Schutzstatus einer asyl-
suchenden Person für die Betroffenen und für die Be-
hörden. 

Die Bündelung der asylgerichtlichen Zuständigkeiten 
für bestimmte Herkunftsstaaten ermöglicht eine Spe-
zialisierung der Verwaltungsgerichte und legt die 
Grundlage für Synergien zur Bearbeitung von asyl-
gerichtlichen Verfahren. Daneben wurden die Ver-
waltungsgerichte auch gezielt personell verstärkt.  

Mit dem Nachtragshaushalt 2024 wurden drei Plan-
stellen der Besoldungsgruppe R2, Vorsitzende Rich-
terin/Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht, 
sechs Planstellen der Besoldungsgruppe R1, Richte-
rin/Richter am Verwaltungsgericht, und sechs Stellen 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, vergleich-
bar Laufbahngruppe 1.2, dauerhaft eingerichtet. 
Diese Stellen wurden dem Oberverwaltungsgericht 
NRW mit Erlass vom 3. Dezember 2024 zugewiesen 
und sodann durch das OVG NRW in drei neu einge-
richteten Kammern an die drei mit den neuen zentra-
lisierten Zuständigkeiten belasteten Verwaltungsge-
richte Köln, Gelsenkirchen und Minden zugewiesen.  

Die Kammern in Köln, Gelsenkirchen und Minden 
wurden durch die örtlichen Gerichtspräsidien als aus-
schließlich für das Asylrecht zuständige Spruchkör-
per zum 1. Januar 2025 eingerichtet. Darüber hinaus 
und hiervon unabhängig haben die Präsidien der 
Verwaltungsgerichte Düsseldorf, Köln und Münster 
jeweils zum 1. August 2024, 1. Juni 2024 und 1. Ja-
nuar 2025 einen weiteren reinen Asylspruchkörper 
eingerichtet. Insoweit wird auf die Antwort der Lan-
desregierung auf die Kleine Anfrage 5023 vom 
05.03.2025, Drucksache 18/13025, verwiesen. – Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Ministerin Paul. Bitte sehr.  

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank. – Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Im Maßnahmenpaket und seinen drei Säu-
len „Sicherheit“, „Migration“ und „Prävention“ liegt im 
Bereich der Migration ein Schwerpunkt auf der Ver-
besserung des Rückkehrmanagements durch die 
Stärkung der Zentralen Ausländerbehörden. Mit der 

personellen Stärkung ebendieser soll schrittweise 
die Zuständigkeit der fünf Zentralen Ausländerbehör-
den in NRW erweitert werden.  

Wir haben die Mittel für die Zentralen Ausländerbe-
hörden durch das Land bereits zuvor erhöht und mit 
dem Maßnahmenpaket um zusätzliche 5,5 Millionen 
Euro zur Unterstützung von Rückkehr und Abschie-
bung für die Zentralen Ausländerbehörden aufge-
stockt. Hier geht es darum, die Zuständigkeiten klar 
zu regeln und eben keine neuen Schnittstellen oder 
Doppelstrukturen zu schaffen. Nur so können die 
Kommunen wirksam entlastet werden und das Sys-
tem weiter effektiv aufgestellt werden.  

Um diesen Prozess zügig und wirksam voranzubrin-
gen, hat mein Haus im Dezember eine Online-Infor-
mationsveranstaltung für die kommunalen Auslän-
derbehörden durchgeführt. Im Nachgang konnten 
diese ihr Interesse an einer Mitarbeit im Projekt be-
kunden.  

Im Februar habe ich die Hauptverwaltungsbeamten 
der fünf ZAB-Kommunen zu einer Informationsver-
anstaltung und Austausch eingeladen. Dazu kann ich 
Ihnen sagen: Die ZABs sehen die geplante Zustän-
digkeitsverlagerung überwiegend positiv. In einem 
Projektteam aus Vertreter*innen des MKJFGFI, der 
Bezirksregierung, der ZABs und auch Vertreter*in-
nen der kommunalen Ausländerbehörden werden 
nun die weiteren Schritte bearbeitet und angegan-
gen.  

Wesentliche Verbesserungen sollen zusätzlich durch 
eine gezielte Verbesserung der Datenverarbeitung 
erzielt werden. Insbesondere sind der Datenaus-
tausch zwischen den Behörden, die Einführung einer 
zentralen Übersicht der abzuschiebenden Personen, 
die Erleichterung von Identitätsprüfungen und ein 
einheitliches IT-Verfahren für die Zentralen Auslän-
derbehörden vorgesehen. Hierfür stehen im Maß-
nahmenpaket weitere Mittel in Höhe von rund 5,9 Mil-
lionen Euro bereit.  

Ein weiterer wichtiger Punkt des Maßnahmenpa-
ketes ist die Säule der Prävention. Wir beobachten 
derzeit, dass sich junge Menschen, insbesondere 
sehr junge Männer, in allen Extremismusbereichen, 
überwiegend im Internet, oftmals unbemerkt von ih-
rem Umfeld radikalisieren. Ziel muss es also sein, 
dass wir Menschen erst gar nicht diese Radikalisie-
rung ermöglichen. Genau hier setzt Prävention an. 
Im Rahmen des Maßnahmenpakets sind dort auch 
gezielt Maßnahmen auf den Weg gebracht worden.  

Wir stärken den Ansatz der sozialen Beratung von 
Geflüchteten um 6 Millionen Euro, unter anderem für 
die Aufstockung der Förderung von Psychosozialen 
Zentren und die Aufstockung der Sozialberatungs-
stellen. Die Richtlinie soll am 2. April im Ministerial-
blatt veröffentlicht werden.  
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Zudem werden die Mitarbeitenden in den Aufnahme-
einrichtungen durch Fortbildung und Unterstützung 
besser in die Lage versetzt, Radikalisierungstenden-
zen frühzeitig zu erkennen. Hierfür werden in den 
Landesaufnahmeeinrichtungen sukzessive Gewalt-
schutzkoordinatoren ihre Arbeit aufnehmen. Diese 
sind schon Teil der Ausschreibungen. Für die Ge-
waltschutzkoordinatoren stehen ebenfalls Mittel zur 
Verfügung.  

Um Radikalisierungstendenzen bei Geflüchteten in 
Landesaufnahmeeinrichtungen frühzeitig zu identifi-
zieren, werden Projekte zur Radikalisierungspräven-
tion gefördert. Förderanträge können hier noch bis 
zum 31. März gestellt werden.  

Darüber hinaus wird ein neues kommunales Lande-
sprogramm „Teilhabe, Demokratiebildung und Extre-
mismusprävention für junge Geflüchtete“ aufgelegt, 
und es gibt weitere Angebote der freien Träger für 
junge Geflüchtete. Die Projekte sind bereits gestar-
tet. Für beide Maßnahmen stehen ebenfalls Mittel 
von insgesamt 5 Millionen Euro zur Verfügung.  

Des Weiteren stärken wir die ehrenamtliche Arbeit 
über das Maßnahmenpaket. Die Koordination von 
Projekten soll von den Kommunalen Integrationszen-
tren übernommen werden. Zurzeit läuft die Abstim-
mung zur geänderten Förderrichtlinie für die Kommu-
nalen Integrationszentren mit den anderen Ressorts.  

Im Rahmen des Maßnahmenpaketes ist auch die 
Schaffung weiterer Haftplätze im Ausreisegewahr-
sam in den Blick genommen worden. Neben Büren 
wird es daher künftig mit Mönchengladbach einen 
weiteren Standort für eine Unterbringungseinrichtung 
für Ausreisepflichtige in NRW geben. Der Baubeginn 
soll schnellstmöglich erfolgen. Dazu werden nun die 
planungs- und baurechtlichen Verfahren vorbereitet 
und anschließend umgesetzt werden. – Danke sehr.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt kommen wir zu Wortmeldungen zu Zusatzfra-
gen. Die Kollegin Kampmann fängt an. Bitte sehr.  

Christina Kampmann*) (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Vielen Dank, Herr Reul, Herr Limbach 
und Frau Paul, dass Sie uns, so die Hoffnung, wei-
tere Einblicke in die Umsetzung dieses Sicherheits-
pakets geben.  

Herr Reul, wenn ich Sie richtig verstanden habe, 
dann haben Sie gesagt, dass in Ihrem Haus die kurz-
fristigen Maßnahmen bereits umgesetzt sind. Sie ha-
ben erklärt, dass diese sich auf ministerielle Erlasse 
beziehen. Meine Frage ist: Wie viele Erlasse wurden 
denn wann in Ihrem Haus dazu geändert?  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt kommen wir zur Antwort. Wer antwortet?  

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich mache das für 
mich.  

Vizepräsident Christof Rasche: Ich habe erst ein-
mal gefragt, wer antwortet; Entschuldigung. Gut, 
dann bitte so antworten, dass es jeder hören kann.  

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich vermute, Sie 
hatten mich auch gemeint.  

(Christina Kampmann [SPD]: Ich habe Sie 
auch angesprochen!) 

– Meine ich doch. – Deswegen war ich zu vorschnell, 
Herr Präsident. Ich bitte um Entschuldigung. 

Aber ich kann die Frage nicht beantworten. Ich habe 
jetzt keine Liste der Erlasse, ich habe die nicht ge-
zählt.  

Zu den beiden Maßnahmen, die ich eben vorgetra-
gen habe, kann ich Ihnen gerne noch mal erläutern, 
was das ist. Das eine ist, die islamistischen Predi-
ger/Influencer stark in den Blick zu nehmen. Wir ha-
ben das bekannte Intensivtäterkonzept im Rahmen 
der politisch motivierten Kriminalität Nordrhein-West-
falen aktualisiert und den Personenkreis der islamis-
tischen Prediger/Influencer hinzugenommen. Darauf 
haben wir schon im Ausschuss hingewiesen. Das 
brauche ich, glaube ich, nicht mehr zu wiederholen. 
Dazu gibt es dann vermutlich ein Dokument.  

Das Zweite: Wir haben die Frage des Informations-
austausches, Datenaustausches behördenübergrei-
fend zwischen dem Gemeinsamen Terrorismusab-
wehrzentrum und dem Gemeinsamen Extremismus- 
und Terrorismusabwehrzentrum gestärkt. Der an-
lassbezogene gemeinsame Austausch zwischen un-
terschiedlichen Behörden aus Bund, Land, Kommu-
nen im Fall von Fallkonferenzen hat sich bewährt.  

Aus diesem Grund haben wir im Landeskriminalamt 
am 8. Oktober mit Erlass – das ist dann offensichtlich 
einer – dahin gehend sensibilisiert, dass weiterhin 
eine anlassbezogene, niedrigschwellige und intensi-
vere Beteiligung der Sicherheitskonferenz, SiKo, des 
Ministeriums für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstel-
lung, Flucht und Integration sowohl im GTAZ als 
auch im GETZ zu erfolgen hat. Das war der Hinter-
grund unserer Anweisung. Beides läuft schon. 

Christina Kampmann*) (SPD): Wenn Sie die Frage 
hier nicht beantworten können, würde ich mich 
freuen, wenn Sie das nachreichen könnten. – Danke 
schön.  

Herbert Reul, Minister des Innern: Ja, ich beschäf-
tige gerne meine Mitarbeiterinnen mit dem Zählen 
von Erlassen.  
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(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Das Verteilen 
von Haltungsnoten lieben wir als Abgeord-
nete!) 

Vizepräsident Christof Rasche: Jetzt folgt der Kol-
lege Klute mit seiner ersten Zusatzfrage. Bitte sehr.  

Thorsten Klute (SPD): Herzlichen Dank, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Frau Ministerin und Herren Mi-
nister! Um Erlasse und die Erlasslage geht es auch 
bei meiner ersten Nachfrage.  

Am 2. Oktober 2024 befasste sich der Integrations-
ausschuss mit der Erlasslage zum Themenkomplex 
„Abschiebungen“. Hierbei wurde deutlich, dass der 
große Teil der 51 Erlasse entweder ausgelaufen war 
oder in Überarbeitung ist. Daher die Frage: Inwiefern 
ist die Erlasslage zum Themenkomplex „Abschie-
bungen“ seit Behandlung im Integrationsausschuss 
am 2. Oktober 2024 überarbeitet worden, angepasst 
worden? – Herzlichen Dank.  

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Ministerin 
Paul, bitte sehr. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Abgeord-
neter Klute, Ihnen ist für die entsprechende Aus-
schusssitzung in der Tat eine Liste zugegangen. Der 
Liste können Sie entnehmen, dass sich die Erlasse 
in Überarbeitung befinden bzw. überarbeitet wurden. 
Das heißt: Es ist unzutreffend, dass die Mehrzahl der 
Erlasse ausgelaufen bzw. nicht in Kraft ist. 

Ich kann Ihnen zu dem Punkt der weiteren Überprü-
fung und Überarbeitung der Erlasslagen aber mittei-
len: Jenseits der Tatsache, dass die Ihnen zugegan-
genen, auch im Internet zugänglichen und einsehba-
ren Erlasse nicht alle ausgelaufen oder in Überarbei-
tung sind, hat eine bisherige weitere Überprüfung der 
Erlasslage unter Einbeziehung der Praxisebene er-
geben, dass die geltende Erlasslage aus Sicht der 
Ausländerbehörden nicht vordringlich als abschiebe-
hemmend wahrgenommen wird. Im Gegenteil wur-
den dort weitere Hemmnisse wie beispielsweise eine 
mangelnde Rücknahmebereitschaft oder das Fehlen 
von Ausweisdokumenten angegeben, die nicht auf 
die Erlasslage zurückzuführen sind und über die wir 
im Ausschuss schon häufiger gesprochen haben. Es 
ist aber nicht zutreffend, dass die Erlasslage größten-
teils ausgelaufen ist. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt der Kollege Ganzke. Bitte sehr. 

Hartmut Ganzke (SPD): Herr Präsident, der Kollege 
Ganzke bedankt sich bei Ihnen für die Worterteilung. – 
Ich habe eine Frage an den geschätzten Justizminis-
ter des Landes Nordrhein-Westfalen, dem ich sehr 
intensiv zugehört habe. Sie haben uns mitgeteilt, 
dass im Rahmen der Stärkung der Verwaltungsge-
richtsbarkeit drei Vorsitzende-Richter- bzw. Richter-
innenstellen, sechs Richter- bzw. Richterinnenstellen 
und sechs Angestelltenstellen eingerichtet wurden. 
Sie haben uns auch mitgeteilt, dass in den bestimm-
ten Bezirken auch Kammern eingerichtet wurden. 

Konkrete Frage: Wie viele von den insgesamt 15 
Männern und Frauen, die diese Stellen besetzen sol-
len, sind Stand heute eingestellt? Wurden alle 15 
Stellen besetzt? Falls es nicht der Fall sein sollte: Bis 
wann findet die Besetzung aller 15 Stellen statt? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Lim-
bach, bitte sehr. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! – Lieber Herr Abgeordneter 
Ganzke, ich kann Ihnen im Moment zu den Richter-
stellen folgenden Stand sagen: Beim Verwaltungs-
gericht Köln ist die R2-Stelle noch nicht besetzt. Bei 
den zwei R1-Stellen ist das Auswahlverfahren abge-
schlossen. Beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 
ist die R2-Stelle besetzt. Eine Stelle R1 ist besetzt. 
Bei einer weiteren Stelle R1 ist das Auswahlverfah-
ren abgeschlossen. Beim Verwaltungsgericht Min-
den ist die R2-Stelle besetzt. Eine Stelle R1 ist be-
setzt. Bei einer Stelle R1 ist das Auswahlverfahren 
abgeschlossen. Zu den Servicestellen liegen mir 
noch keine Zahlen vor. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollege Moor. Bitte sehr. 

Justus Moor (SPD): Vielen herzlichen Dank, Herr 
Präsident. – Ich habe eine Frage zum Thema „Ab-
schiebung“. Im Sicherheitspaket ist die Einführung 
einer zentralen Übersicht aller abzuschiebenden 
Personen vorgesehen. Ich weiß nicht, ob es im In-
nenministerium oder im MKJFGFI liegt; das wissen 
Sie viel besser. Deswegen lauten meine Fragen: Wie 
ist der aktuelle Sachstand bei dieser zentralen Über-
sicht? Gibt es einen Zeitplan, wann die Umsetzung 
passieren soll, oder wurde bereits umgesetzt? – Vie-
len herzlichen Dank. 

Vizepräsident Christof Rasche: Wer fühlt sich zu-
ständig? 

(Heiterkeit von der SPD – Herbert Reul, Minis-
ter des Innern: Ist zuständig!) 
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Es ist aus der Sicht des Plenums ein interessanter 
Vorgang. – Bitte, Ministerin Paul. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank auch für diese 
Nachfrage. Aktuell ist diese gemeinsame Liste der 
Abzuschiebenden in Bearbeitung, wie ich das gerade 
schon vorgetragen habe. 

Vizepräsident Christof Rasche: Es folgt Kollegin 
Lüders. Bitte sehr. 

Nadja Lüders (SPD): Danke, Herr Präsident. – Auch 
ich weiß nicht, an wen ich die Frage hinsichtlich der 
Präventionsmaßnahmen und Angebote richten soll. 
Frau Paul, ich vermute, Sie sind es. – Für den Präsi-
denten ein Hinweis: Sie nicken.  

Wie ist da der Sachstand? Sie wollten laut dem Si-
cherheitspaket ausbauen, verknüpfen und besser or-
ganisieren. Ich hätte gerne den Sachstand bzw. den 
Zeitplan zur jeweiligen Maßnahme. 

Vizepräsident Christof Rasche: Ministerin Paul. 
Wunderbar. 

Josefine Paul, Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Wie ich gerade schon darge-
stellt habe, sind die jeweiligen Förderaufrufe für Maß-
nahmen aus dem Bereich der unterschiedlichen Pro-
jektanträge zum Teil schon ergangen bzw. befinden 
sich in der letzten Prüf- bzw. Abstimmungsschleife. 
Diese Projektanträge für die zusätzlichen Präventi-
onsangebote in Landesunterbringungseinrichtungen 
können bereits bzw. bis zum 31. März gestellt wer-
den. 

Zum 2. April wird die Förderrichtlinie veröffentlicht, 
was die soziale Beratung angeht. Darunter fallen 
auch die Maßnahmen der psychosozialen Erstbera-
tung und der Stärkung der psychosozialen Zentren. 
Darüber hinaus ist derzeit das neue Landespro-
gramm, das sich speziell an junge Geflüchtete in den 
Kommunen richtet, in Erarbeitung. Eine Fertigstel-
lung und damit die Möglichkeit der Antragstellung ist 
zum Sommer geplant. 

Was die Förderrichtlinie für den Bereich des Ehren-
amtes angeht, sind wir in der Abstimmung mit den 
Ressorts, damit auch hier schnellstmöglich eine An-
tragstellung möglich werden kann. 

Darüber hinaus – ich muss hier einmal schauen – 

(Josefine Paul, Ministerin für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration 
liest in ihren Unterlagen.) 

ist die in den Präventionsmaßnahmen angelegte 
Peer-to-Peer-Beratung in Teilen schon in der Umset-
zung. Zwei von drei Trägern haben bereits mit den 
Maßnahmen begonnen. Die Projekte „HennaMond 
und „180 Grad Wende“ haben die Arbeit schon zum 
15. Februar aufgenommen. 

Jetzt muss ich noch mal schauen. 

(Josefine Paul, Ministerin für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration 
liest in ihren Unterlagen.) 

Die Deradikalisierungsprävention habe ich bereits er-
wähnt. Diese wurde auch schon auf den Weg ge-
bracht.  

Ich glaube, das sind im Wesentlichen die unter-
schiedlichen Fördermaßnahmen, die durch das Prä-
ventionspaket abgedeckt sind, in unterschiedlichen 
Ständen veröffentlicht werden, zum Teil beantragt 
werden können und zum Teil schon umgesetzt wur-
den. 

Dazu zählt im Übrigen auch – das habe ich gerade 
erwähnt – die Gewaltschutzkoordination in den Lan-
desunterbringungseinrichtungen, die sukzessive auf-
gebaut wird. Das heißt, wo gerade Ausschreibungen 
geschehen sind, ist dies Teil der Leistungsbeschrei-
bung und damit auch schon auf den Weg gebracht. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollegin Siebel. Bitte sehr.  

Christin Siebel*) (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Frau Ministerin, sehr geehrte 
Herren Minister, meine Frage richtet sich vermutlich 
an Minister Reul. Es geht um die Gesichtserken-
nungssoftware.  

Am 11. September 2024 hat die Landesregierung in 
der Unterrichtung „Nordrhein-Westfalen nach Solin-
gen: Sicherheit, Migration, Prävention – den Worten 
Taten folgen lassen“ dem Landtag ein Sicherheitspa-
ket vorgestellt. Dieses umfasste auch die Ankündi-
gung der zukünftigen Nutzung von Gesichtserken-
nungssoftware zum Abgleich mit öffentlich zugängli-
chen Datenbanken.  

Meine Frage dazu lautet: Wie ist der aktuelle Sach-
stand bzw. Zeitplan bei der Umsetzung dieser Maß-
nahme? – Vielen Dank. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Reul, 
bitte sehr.  

Herbert Reul, Minister des Innern: Danke. – Sie ha-
ben recht, Frau Abgeordnete, dass das ein wichtiges 
Mittel ist, um eine Person in der Realwelt oder im In-
ternet zu identifizieren, wenn sie als Gefährder oder 
als sicherheitsrelevante Person aufgefallen ist. Das 
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ist ein Schlüssel für unsere Arbeit. Zugunsten des 
Schutzes dieser Aufgabe ermöglichen wir den Si-
cherheitsbehörden des Landes Nordrhein-Westfalen 
die Nutzung passender Softwarelösungen für Ge-
sichtserkennung und den biometrischen Abgleich mit 
öffentlich zugänglichen Daten aus dem Internet.  

Da dieser biometrische Abgleich von Bildern aus 
dem Internet die kriminalpolizeiliche Gefahrenab-
wehr verbessert, werden aktuell die kriminalfachli-
chen Anforderungen für eine verstärkte Nutzung er-
hoben. Auf dieser Basis werden nach technischer 
und rechtlicher Bewertung die weiteren erforderli-
chen Schritte, beispielsweise ein Proof-of-Concept, 
entwickelt und implementiert. Das ist extrem kompli-
ziert. Insofern kann ich Ihnen dazu leider noch nicht 
mehr sagen. Das ist mitten im Prozess. Rechtlich, 
technisch, umsetzungsmäßig wirft es viele Fragen 
auf.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollegin Gosewinkel.  

Silvia Gosewinkel (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Präsident. – Meine Frage richtet sich an die Frau Mi-
nisterin, und zwar zum Thema der Zentralen Auslän-
derbehörden.  

Am 30. Oktober 2024 befasste sich der Integrations-
ausschuss im Rahmen eines von uns angefragten 
Berichts mit dem Umsetzungsstand zur Entlastung 
der Zentralen Ausländerbehörden. Dort wurde da-
mals berichtet, dass Maßnahmen noch in Planung 
und Bearbeitung seien.  

Die Frage lautet: Sind die angekündigten rechtlichen 
Änderungen und Verordnungen im Ausländerwesen, 
die für die Erweiterung der Zuständigkeiten der Zent-
ralen Ausländerbehörden notwendig sind, mittler-
weile auf den Weg gebracht worden und – wenn ja – 
wie?  

Vizepräsident Christof Rasche: Ministerin Paul, 
bitte sehr.  

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank für die Frage. 
Ich habe gerade schon erläutert, dass die schritt-
weise bzw. sukzessive Zuständigkeitsverlagerung 
auf die Zentralen Ausländerbehörden in der Tat ein 
Prozess ist. Ich habe auch schon dargestellt, dass es 
bereits unterschiedliche Informationsveranstaltun-
gen gegeben hat. Auch ein Austausch mit den jewei-
ligen Hauptverwaltungsbeamten der fünf Zentralen 
Ausländerbehörden bzw. deren Kommunen, in de-
nen die fünf Zentralen Ausländerbehörden angesie-
delt sind, ist erfolgt.  

Aus diesen Austauschen geht sehr deutlich hervor, 
dass die Kommunen ein großes Interesse daran ha-
ben, dass wir Zuständigkeiten zentralisieren. Dabei 
ist aber darauf zu achten, dass keine Schnittstellen 
entstehen und vor allem die Dinge, die im originären 
Zuständigkeitsbereich der Kommunen und der kom-
munalen Ausländerbehörden liegen – das gilt auch 
für die Aufenthaltserteilung etc. –, auch dort verblei-
ben.  

Deswegen ist es aus unserer Sicht wichtig und gebo-
ten, gemeinsam mit den Zentralen Ausländerbehör-
den, mit den Bezirksregierungen, mit den Kommu-
nen und auch mit Praktikern über eine schrittweise 
Verlagerung der Zuständigkeiten zu sprechen und 
das gut miteinander abzugleichen, damit keine 
neuen Schnittstellen entstehen oder andere Unklar-
heiten oder Doppelstrukturen geschaffen werden.  

Was aber in der Vergangenheit natürlich schon an-
gegangen worden ist, ist beispielsweise die Unter-
stützung bei der Datenträgerauswertung. Dabei wer-
den die kommunalen Ausländerbehörden unter-
stützt, weil die Identifikation bzw. die Identitätsklä-
rung eines der zentralen Abschiebehemmnisse ist. 
Dort sind wir bereits in der Vergangenheit weitere 
Schritte gegangen, und die sukzessive weitere Aus-
gestaltung wird jetzt mit den Hauptverwaltungsbeam-
ten in einem Projektteam mit Vertreter*innen des 
MKJFGFI, den Bezirksregierungen, den Zentralen 
Ausländerbehörden und auch den Vertreter*innen 
der kommunalen Ausländerbehörden weiterbearbei-
tet.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollege Watermeier, bitte sehr.  

Sebastian Watermeier (SPD): Danke, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Mitglieder der Landesregierung, 
Bestandteil der Vorstellung des Sicherheitspakets in 
der Unterrichtung war damals auch die Ankündigung, 
Extremismus und Islamismus im Internet zu bekämp-
fen. Welche konkreten Maßnahmen sollen zur Errei-
chung des angekündigten Ziels eingeführt bzw. um-
gesetzt werden?  

Vizepräsident Christof Rasche: Angesprochen war 
die Landesregierung. Jetzt brauchen wir eine Kon-
kretisierung. Ministerin Reul … Minister Reul. Bitte 
sehr.  

(Heiterkeit) 

Herbert Reul, Minister des Innern: So schnell geht 
das nicht.  

Vizepräsident Christof Rasche: Hier kommst du 
völlig durcheinander.  
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Herbert Reul, Minister des Innern: Ich bin mir nicht 
sicher, ob ich die Frage richtig verstanden habe. Sie 
wollen wissen, welche Maßnahmen im Internetbe-
reich zur Bekämpfung von Extremismus und Islamis-
mus ergriffen worden sind? Im Moment …  

(Sebastian Watermeier [SPD]: Und ergriffen 
werden sollen!) 

– Bitte?  

(Sebastian Watermeier [SPD]: Sowohl sind 
als auch sollen!) 

– Sind als auch sollen, okay. – Ein Hauptteil dieser 
Fragestellung hängt mit einer Frage des Verfas-
sungsschutzgesetzes zusammen, nämlich welche 
Kompetenzen der Verfassungsschutz in Zukunft ha-
ben oder nicht haben wird. Insofern kann ich das 
nicht abschließend beantworten. Wir arbeiten im Mo-
ment daran.  

Ich will ein paar Begriffe nennen: Einführung der Be-
fugnisse zur Durchführung von Quellen-Telekommu-
nikationsüberwachung, Durchführung von Funkzel-
lenabfragen für Übermittlungsersuche an Betreiber 
von Videoüberwachungsanlagen sowie die Anpas-
sung der Regelung zur Speicherung der Daten Min-
derjähriger. – Das alles sind notwendige Fragen, plus 
die Frage: Wie wird das dann kontrolliert, durch die 
G-10-Kommission oder durch andere Kontrollme-
chanismen? Das sind alles noch nicht geklärte Fra-
gen.  

Das ist schon im Arbeitsentwurf, und ich habe Ihnen 
zugesagt – es bleibt auch dabei –, dass wir uns be-
mühen, diesen Verfassungsschutzbericht vor den 
Sommerferien einzubringen. Davon hängt nämlich 
sehr viel ab.  

Natürlich versuchen wir schon parallel für die techni-
schen Notwendigkeiten, die dann kommen werden, 
erste Maßnahmen zu ergreifen. Wir können sie aber 
natürlich nur vorbehaltlich und auch nur bis zu einem 
gewissen Teil ergreifen, weil wir ansonsten dieser 
gesetzgeberischen Entscheidung, die dieses Parla-
ment zu treffen hat, vorgreifen würden. Wir sind da 
also, wenn man ehrlich ist, jetzt ein bisschen ge-
bremst. Wir versuchen, alle Möglichkeiten zu nutzen.  

Im polizeilichen Bereich ist das ein bisschen einfa-
cher, weil wir durch das Polizeigesetz schon ein paar 
Maßnahmemöglichkeiten haben. Deswegen werden 
in dem Zusammenhang zum Beispiel auch schon 
Leistungsverzeichnisse erstellt, um Vergabeverfah-
ren vorzubereiten. Dabei ist eine spezialisierte Kanz-
lei eingebunden.  

Das ist ja das Komplizierte an diesem Verfahren: Ers-
tens müssen wir die rechtliche Möglichkeit haben, 
und zweitens sind die Ausschreibungen nicht einfach 
so zu machen, sondern sie müssen einwandfrei und 
unangreifbar sein. Dafür bedienen wir uns bei sol-
chen spezialisierten Geschichten in der Regel einer 

spezialisierten Kanzlei – in dem Fall haben wir es ge-
macht –, um dann zu Markterkundungen zu kom-
men. Das ist aber im Fluss. Ich kann Ihnen aber nicht 
sagen: Das ist so weit und morgen das und am 
03.05. so und so weit. – Beim Verfassungsschutz 
hängt alles von dem Gesetz ab. Bei den polizeilichen 
Maßnahmen ist im Moment die Ausschreibung in der 
Vorbereitung. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Zu 
einer weiteren Antwort hat sich jetzt Minister Dr. Lim-
bach gemeldet. Bitte sehr. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Für den 
Zuständigkeitsbereich der Justiz möchte ich auf 
meine erste Antwort, also auf die Antwort auf die 
Mündliche Anfrage, verweisen und noch mal hervor-
heben, dass wir in der allgemeinen Verfügung zur 
ZAC NRW nun ausdrücklich aufgenommen haben, 
dass zu den Indikatoren, die für eine Zuständigkeit 
der ZAC NRW sprechen, auch Inhalte im Internet 
zählen, die – so wörtlich – „rassistisch, antisemitisch 
oder islamistisch“ sind. – Danke. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt seitens der Abgeordneten Kollege 
Falszewski. Bitte sehr. 

Benedikt Falszewski*) (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Innenminister Reul, ich komme 
noch mal auf den Bereich „Verfassungsschutzge-
setz“ zu sprechen. Im Rahmen der Unterrichtung 
zum Sicherheitspaket hatten Sie auch angekündigt, 
dass es da Neuregelungen geben soll. Welche kon-
kreten Neuregelungen planen Sie denn? Sie werden 
schon einige im Kopf haben. Wenn Sie das ankündi-
gen, dann haben Sie ja Maßnahmen im Kopf, die im 
Verfassungsschutzgesetz neu geregelt werden müs-
sen. Welche sind das – auch wenn sie noch nicht fertig 
sind und im Gesetz noch nicht ausformuliert sind? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! – 
Herr Abgeordneter, das sind zum Teil diejenigen, die 
ich eben genannt habe. Ich habe eben ein paar Maß-
nahmen genannt. Ich habe gesagt, wie es mit Quel-
len-TKÜ umgeht, und etwas zu Funkzellenabfragen, 
Übermittlungsversuchen an Betreiber von Video-
überwachungsanlagen und Anpassungen bezüglich 
der Speicherung von Daten Minderjähriger gesagt. 

Aber es ist mehr. Vielleicht muss ich das klarstellen, 
weil ich das nicht so genau formuliert habe. Es wird 
nicht irgendwelche Änderungen am Verfassungs-
schutzgesetz geben, sondern wir werden ein insge-
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samt neues Verfassungsschutzgesetz machen. Des-
wegen braucht das Zeit. 

Das hätten wir unabhängig vom Sicherheitspaket ge-
macht. Sie erinnern sich vielleicht, dass vor gerau-
mer Zeit das Bundesverfassungsgericht Entschei-
dungen getroffen hat; ich glaube, das war in Sachen 
Hessen, wenn ich mich nicht irre. Daraufhin müssen 
alle Länder in bestimmten Bereichen ihr Verfas-
sungsschutzgesetz neu überprüfen. In dem Zusam-
menhang haben wir uns entschieden, das insgesamt 
neu zu machen, um erstens diese Sachen, die da kri-
tisiert worden sind, wenn sie bei uns zutreffen, zu 
verändern, und um zweitens neue Sachverhalte ein-
zuspeisen. 

Im Moment hält uns das, weil es die Grundlage ist, 
wenn man so will, ein bisschen davon ab, den nächs-
ten Schritt der Realisierung zu gehen. Wir möchten 
Ihnen gerne noch vor den Sommerferien das ge-
samte neue Verfassungsschutzgesetz vorlegen – mit 
der Idee, das dann relativ zügig zu beraten. Es ist 
nicht ganz einfach, aber wir sind weit fortgeschritten. 
Ich glaube, wir können das schaffen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollegin Sandy Meinhardt. Bitte sehr. 

Sandy Meinhardt*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Minister und Frau Ministerin! Die Frage 
geht an Frau Paul. Bei Vorstellung des Sicherheits-
pakets war die Rede von stärkerer Einbindung von 
wissenschaftlichen Expertisen. Diesbezüglich meine 
Frage: Wie ist da der aktuelle Sachstand bzw. Zeit-
plan bei der Umsetzung dieser Maßnahmen? 

Vizepräsident Christof Rasche: Ministerin Paul, 
bitte sehr. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Ich muss einmal zurückfra-
gen, auf was genau sich Ihre Rückfrage bezüglich 
der Einbeziehung von wissenschaftlicher Expertise 
bezieht, wenn ich Sie richtig verstanden habe. 

Sandy Meinhardt*) (SPD): Ja, Sie haben richtig ge-
hört. Am 11.09. hatten Sie das Sicherheitspaket vor-
gestellt und berichtet, dass dieses auch eine zukünf-
tig stärkere Einbindung von wissenschaftlichen Ex-
pertisen enthalten würde. Das hätte ich gerne präzi-
siert. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Herr Präsi-
dent! – Natürlich nehmen wir immer insgesamt die 
aktuelle Forschungslage zur Kenntnis und wahr. In 

der Tat nehmen wir – ich habe das in meinem Ein-
gangsstatement schon gesagt –im Moment über un-
terschiedliche Forschungslagen wahr, dass wir eine 
Veränderung in der Sicherheitslage, aber auch bei 
der Radikalisierung und Radikalisierungstendenzen 
haben. Wir nehmen wahr, dass wir eine Zunahme an 
Radikalisierungstendenzen unterschiedlichster Radi-
kalisierungsformen gerade bei jungen Männern, aber 
auch insgesamt bei jungen Menschen haben. 

Vor diesem Hintergrund haben wir zusätzlich gerade 
für den Bereich der Islamismusprävention, gerade für 
die Radikalisierungsprävention junger Geflüchteter, 
aber auch dem Erkennen von Radikalisierungsten-
denzen in den Landesunterbringungseinrichtungen 
Maßnahmen getroffen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Zu 
einer weiteren Antwort hat jetzt Herr Minister – ich 
betone: Herr Minister – Reul das Wort. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herzlichen Dank, 
Herr Präsident. – Meine Damen und Herren Abge-
ordneten, weil wir auch darüber reden, eine Koordi-
nierungsstelle für die Einbindung wissenschaftlicher 
Expertise zu nutzen und diese bei uns im Haus sein 
wird, kann ich ergänzen, dass wir auf dem … Es gibt 
eine Menge wissenschaftliche Erkenntnisse. Wir 
werden keine eigenen produzieren müssen. Wir sind 
aber schon daran interessiert, zu schauen, welche 
Forschung da passiert. 

In unserem Haus wird es eine Koordinierungsstelle 
Radikalisierungsforschung geben. Diese wird einen 
wichtigen Erkenntnisgewinn bringen. Wir haben vor, 
diese Erkenntnisse, die da sind, an Sicherheitsbe-
hörden unterschiedlicher Art weiterzugeben. Das soll 
eine Sammelstelle sein – nicht mehr und nicht weni-
ger, aber immerhin. 

Die Konzeptionierung dieser Koordinierungsstelle ist 
abgeschlossen, sodass zeitnah das Verfahren für die 
Stellenausschreibung eingeleitet werden kann. – 
Das ist eine Ergänzung dazu. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt kommen wir zur Kollegin Weng. Bitte sehr. 

Christina Weng (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Meine Frage richtet sich an Minister Limbach. Gibt es 
aus diesen Abstimmungsprozessen des Ministeri-
ums für Justiz und des Ministeriums für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales zur stärkeren Vernetzung der 
Opferbeauftragten mit kommunalen Ersthelferinnen 
und Ersthelfern – Sie hatten eben auch die Traum-
abeauftragten in den Traumaambulanzen erwähnt – 
bereits konkrete Ergebnisse? 
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Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Dr. 
Limbach, bitte sehr. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Auf Ar-
beitsebene liegt der Entwurf eines gemeinsamen 
Runderlasses zur Zusammenarbeit mit der Opferbe-
auftragten des Landes Nordrhein-Westfalen vor, der 
vorsieht, dass die Landschaftsverbände Rheinland 
und Westfalen-Lippe aktuelle Daten zur Erreichbar-
keit der Traumaambulanzen und der Fallmanagerin-
nen und Fallmanager im Verfahren der sozialen Ent-
schädigung, also der Unterstützung von Menschen 
bei der Folgenbewältigung nach dem Vierzehnten 
Buch des Sozialgesetzbuchs, zur Verfügung stellen.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Frau Kollegin Kavena. Bitte sehr. 

Anna Teresa Kavena*) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrter Herr Limbach, Sie hatten 
gerade so schön auf die Frage meiner Kollegin ge-
antwortet. Aber meine Frage blieb tatsächlich unbe-
antwortet. Vielleicht steht die auch auf Ihrem Manu-
skript. Und zwar lautet meine Frage: Durch welche 
konkreten Maßnahmen soll die Kooperation der Op-
ferbeauftragten mit Traumaambulanzen gestärkt 
werden? Können Sie mir vielleicht eine, zwei kon-
krete Maßnahmen nennen? – Vielen herzlichen 
Dank. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Dr. 
Limbach, bitte sehr. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich kann jetzt 
keine konkrete Maßnahme nennen, aber es geht in 
diesem gemeinsamen Grunderlass vor allen Dingen 
um die Kommunikation zwischen den Stellen. Das ist 
auch der Anlass gewesen, weswegen wir die Maß-
nahme mit der Opferbeauftragten damals in das 
Maßnahmenpaket aufgenommen haben, weil wir die 
Kommunikation zwischen den verschiedensten Stel-
len stärken wollen. Aber der ist wie gesagt noch in 
Bearbeitung. 

Vizepräsident Christof Rasche: Jetzt habe ich Frau 
Kollegin Kapteinat auf meiner Liste stehen. Bitte 
sehr. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau Ministerin Paul, 
Sie haben gerade zur zweiten Abschiebehaftanstalt 
vorgetragen und mitgeteilt, dass Sie baldmöglichst 
mit dem Bau dieser zweiten Abschiebehaftanstalt in 
Mönchengladbach starten wollen. Durch welche 
Maßnahmen soll die aktuelle Belastungssituation der 

UfA Büren bis zur Fertigstellung der zweiten UfA ent-
schärft werden? 

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Ministerin 
Paul, bitte sehr. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Damen und 
Herren! Wir haben bereits zusätzliche Maßnahmen 
getroffen, um die UfA in Büren weiter zu unterstützen 
und zu entlasten. Sie wissen allerdings auch, dass 
wir erst in der letzten Zeit wieder eine zunehmende 
Auslastung der UfA Büren verzeichnet haben. Des-
wegen unterstützen uns im Rahmen der Amtshilfe 
auch Kolleginnen und Kollegen der Polizei. Wir ha-
ben jetzt zwei oder drei weitere Justizvollzugsbeam-
tinnen, also Beamtinnen und Beamten für den Voll-
zug, in der UfA in Büren als feste, weitere Stellen.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Frau Kollegin Durdu. Bitte sehr. 

Tülay Durdu*) (SPD): Herr Präsident, vielen Dank. – 
Meine Frage geht in Richtung Terrorismusbekämp-
fung und somit an Herrn Minister Dr. Limbach. Herr 
Minister, wann ist denn nach Kenntnis der Landesre-
gierung mit einer abschließenden Beschlussfassung 
des Bundesrates zu dem von NRW eingebrachten 
Entschließungsantrag zur Stärkung der Terrorismus-
bekämpfung zu rechnen? – Danke schön. 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Dr. 
Limbach, bitte. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Durdu, der 
Wirtschaftsausschuss des Bundesrates hat seine 
Beratung leider noch nicht abgeschlossen. So lange 
liegt die Sache, weil sie nicht beraten werden kann, 
im Bundesrat, bis der Wirtschaftsausschuss die Sa-
che abschließend beraten hat.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Herr Kollege Stinka. Bitte sehr. 

André Stinka*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Lieber Herr Minister Limbach, Sie hatten vorhin in Ih-
ren Ausführungen das Thema „Radikalisierungsprä-
vention im Justizvollzug“ angesprochen. Sie haben 
im Haushalt 2025 hierfür zusätzliche 15 Stellen für 
Präventionsbeauftragte beantragt und bei den Fach-
dienststellen eingesetzt. Wie viele dieser Stellen sind 
bereits jetzt besetzt? 
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Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Lim-
bach, bitte sehr. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Danke. – 
Derzeit laufen die Auswahlverfahren. Noch ist keine 
Stelle besetzt. 

Vizepräsident Christof Rasche: Jetzt folgt noch 
einmal Herr Kollege Klute mit seiner Frage Nummer 
zwei. 

Thorsten Klute (SPD): Herzlichen Dank, Herr Präsi-
dent. – Ich hatte eben den Eindruck, dass meine 
Frage nicht vollständig beantwortet wurde. Deshalb 
stelle ich sie noch einmal etwas anders, wohl wis-
send, dass es dann die zweite Frage ist und bleibt. 
Inwiefern ist die im Integrationsausschuss vom 2. 
Oktober 2024 angekündigte Anpassung der Erlass-
lage zum Themenkomplex „Abschiebungen“ inzwi-
schen abgeschlossen? 

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Ministerin 
Paul, bitte sehr. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Ich nehme noch einmal Be-
zug auf die Liste, die Ihnen im Ausschuss in entspre-
chender Sitzung zugegangen ist. Dort ist in der Tat 
aufgeführt, welche Erlasse in diesem Bereich ein-
schlägig sind. Dort ist auch aufgeführt, welche Er-
lasse ausgelaufen sind. Zum Teil sind Erlasse aus-
gelaufen, weil sich der Gegenstand erledigt hat. Das 
gilt beispielsweise für den Abschiebestopp der Jesi-
dinnen, weil eine weitere Verlängerung dieses Erlas-
ses seitens des Landes nicht möglich ist. Das gilt 
auch für Erlasslagen im Bereich von Coronamaßnah-
men etc. Dies gilt auch für Erlasslagen, die durch an-
dere Erlasse bzw. durch gesetzliche Regelungen er-
ledigt oder ersetzt worden sind.  

Ich möchte auf zwei Erlasse Bezug nehmen, die 
auch in dieser Liste aufgeführt sind, die in Bearbei-
tung bzw. abgeschlossen sind und die für den Be-
reich der Abschiebung einschlägig sind. Das sind 
zum einen der Erlass zur regionalen Rückkehrkoor-
dinierung, der im Februar veröffentlicht worden ist, 
und zum anderen der Erlass zur Passersatzpapier-
beschaffung, der derzeit noch in Überarbeitung ist. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. 

Ich habe noch nie in einer Fragestunde neben einem 
Geburtstagskind gesessen. Immer wieder eine Pre-
miere! Vielen Dank. 

Kollegin Kampmann mit Frage Nummer zwei. 

Christina Kampmann*) (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Alles Gute auch von hier! 

Meine Frage richtet sich auch an Herrn Reul und be-
zieht sich auf die Antwort, die Sie Herrn Falszewski 
eben gegeben haben. Sie hatten die Neugestaltung 
des Verfassungsschutzgesetzes am Anfang als ei-
nen der wesentlichen Punkte des Sicherheitspakets 
genannt, die Sie vor der Sommerpause beginnen 
wollen umzusetzen. Habe ich Sie da richtig verstan-
den, dass das eine Reaktion auf das Bundesverfas-
sungsgericht und keine Reaktion auf Solingen direkt 
war? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Reul. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Da haben Sie 
recht und unrecht zugleich. Denn es war beides. 

Erster Anstoß war: Das Verfassungsgericht hat uns 
bestimmte Korrekturen oder Überprüfungen aufge-
geben. Deswegen haben wir uns vorgenommen: Wir 
machen ein neues Verfassungsschutzgesetz. 

Dann kam Solingen. Und dann haben wir gesagt: 
Wenn wir das Verfassungsschutzgesetz jetzt anpa-
cken, ist es klug, auch erweiterte Kompetenzen neu 
einzuführen. – Und darauf habe ich mich eben kon-
zentriert, weil das jetzt für Ihren Sachverhalt relevant 
ist. 

Es war also beides. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Kollege Moor mit seiner Frage Nummer zwei. 

Justus Moor (SPD): Vielen herzlichen Dank, Herr 
Präsident. – Frau Ministerin, danke für die Antwort 
auf meine Frage zur zentralen Übersicht der abzu-
schiebenden Personen. Da hatten Sie gesagt, es sei 
in Bearbeitung. 

Die Frage nach dem Zeitplan war noch offen. Ich 
möchte es an dieser Stelle einmal konkretisieren. 
Denn im Bericht an den Innenausschuss vom 7. No-
vember wurde insbesondere im Hinblick auf die 
Übersicht der ausreisepflichtigen Straftäter darauf 
hingewiesen, dass Gespräche mit dem Bundesamt 
für Justiz geführt worden ist, um dort eine Einschät-
zung zu treffen. Deswegen frage ich Sie hier: Gibt es 
nun eine finale Einschätzung dazu? Gibt es erforder-
liche rechtliche Schritte, um das umzusetzen? Und 
wie sieht dort der Zeitplan aus? – Danke schön. 

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Ministerin 
Paul. 

Josefine Paul, Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
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Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Damen und 
Herren! Die Gespräche dauern weiter an, weil die 
Umsetzung auch nicht ganz banal ist, was eine sol-
che zentrale Auflistung angeht. Wir planen natürlich, 
das schnellstmöglich in Umsetzung zu bringen. Aller-
dings wird das nicht in ganz kurzer Frist möglich sein. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollege Baran. Bitte sehr. 

Volkan Baran (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Hallo, Frau Ministerin! Sie hatten vor einiger Zeit an-
gekündigt, die Erfolgsquote bei den Dublin-Überstel-
lungen zu steigern. Meine Frage lautet daher: Was 
hat das Landesministerium bis jetzt auf den Weg ge-
bracht, um die angekündigte Steigerung bei den 
Dublin-Überstellungen zu erreichen? 

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Ministerin 
Paul, bitte. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank für diese Nach-
frage. 

Wir haben bereits unmittelbar nach dem Anschlag 
von Solingen einen Erlass zur Verbesserung der 
Dublin-Überstellungen veröffentlicht und sind dazu 
auch weiter im Austausch mit den Bezirksregierun-
gen und den Zentralen Ausländerbehörden, um ei-
nerseits sicherzustellen, dass bestehende Möglich-
keiten genutzt werden, aber andererseits auch zu 
schauen, an welchen Stellen weitere Hemmnisse be-
stehen. 

Es geht auch darum, dass wir den Zentralen Auslän-
derbehörden bereits den Zugriff auf die An- und Ab-
wesenheitssysteme ermöglicht haben. Um dort aller-
dings die Maßnahmen noch besser aufstellen zu 
können, ist in Planung und gerade in Vergabe, ein 
einheitliches Fachverfahren für alle Dienstleister in 
unseren Landesunterbringungseinrichtungen einzu-
führen. 

Es bleibt aber natürlich dabei, dass eine weitere 
Zentralisierung der Maßnahmen in einem ersten 
Schritt bei den ZABs für die Dublin-Überstellungen 
umgesetzt wird, es aber trotzdem auch wünschens-
wert wäre, wenn insgesamt die Zuständigkeit für das 
Dublin-Verfahren in der Überstellung beim Bund ge-
bündelt werden würde. 

Wir werden aber auch weiterhin alle Maßnahmen, 
die uns zur Verfügung stehen, ergreifen, um die 
Überstellungen weiter zu verbessern. In diesem Zu-
sammenhang haben wir auch bereits hier in dieser 
Runde über Maßnahmen wie weitere Charterflug-
maßnahmen etc. ausführlich gesprochen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Kollegin Lüders mit Frage Nummer zwei. 

Nadja Lüders (SPD): Danke, Herr Präsident. – Im 
September letzten Jahres wurde dieses Sicherheits-
paket hier verabschiedet. Wir haben gehört: Es ist 
das größte. Es ist ja auch mit richtig Wumms im 
Haushalt hinterlegt worden. 

Heute höre ich: Sukzessive Ausgestaltung; Ge-
sichtserkennung schwierig; Maßnahmen sind ausge-
schrieben; neue Erlasse sind in Arbeit; Entwürfe lie-
gen vor; kann ich im Moment nicht beantworten; 
noch ungeklärte Fragen. 

Meine Frage an Herrn Minister Reul: Wann ist denn 
der Wumms im Maßnahmenpaket fertig? Das heißt: 
Wann sind die Maßnahmen alle umgesetzt? Wann 
können wir damit rechnen? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Reul, 
bitte sehr. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Wir werden Maß-
nahmen nur dann umsetzen, wenn sie gründlich vor-
bereitet sind, abgesichert sind und finanziell ausge-
stattet sind. Die politische Entscheidung ist der erste 
Schritt. Diese Entscheidung ist hier getroffen worden. 
Der zweite Schritt ist mit dem Haushalt getroffen wor-
den. Danach waren der Auftrag und die Finanzaus-
stattung klar. Jetzt werden die Rechtsfragen geklärt. 
Das geht nicht nach dem Motto „Wünsch dir was“, 
sondern nach dem Motto „Was geht, was ist vernünf-
tig und was funktioniert?“ 

Deswegen kann ich Ihnen – zumindest was meinen 
Bereich angeht – nicht sagen, was wann hundertpro-
zentig fertig sein wird. So eine Aussage wäre auch 
töricht, weil sie spätestens übermorgen zu einer 
Nachfrage von Ihnen führen würde. Es wäre töricht, 
wenn ich das machen würde; denn dann würden Sie 
spätestens in ein paar Wochen nachfragen, warum 
es noch nicht zu dem Zeitpunkt fertig geworden ist. 

Es geht nur ein Schritt nach dem anderen. Und so 
machen wir das. Wir halten Sie auch auf dem Lau-
fenden. Manche Sachen gehen schnell. In meinem 
Bereich sind zwei sofort im Oktober gemacht wor-
den. Andere Maßnahmen brauchen ein bisschen 
mehr Zeit, weil sie Rechtsgrundlagen benötigen. Drit-
tens brauchen sie einfach Zeit, weil es über ein Aus-
schreibungsverfahren geht; denn es sind auch – wie 
soll man sagen? – finanztechnische Maßnahmen. 

Wir werden uns bemühen, sie möglichst schnell umzu-
setzen – das ist klar; das ist ja der Sinn der Sache –, 
aber auch wirksam umzusetzen. Eine Maßnahme, 
die wir so gestalten, dass sie nachher zum Beispiel, 
weil die Rechtsgrundlage scheitert, nicht sauber ist, 
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hat ja auch keinen Sinn. Wir hetzen also nicht, aber 
wir machen schnell. 

Vizepräsident Christof Rasche: Es folgt Kollegin 
Siebel mit Frage Nummer zwei. Bitte sehr.  

Christin Siebel*) (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Frau Ministerin, sehr geehrter 
Herr Minister, ich glaube, meine Frage geht wieder 
an Minister Reul. Es geht auch bei mir um das Si-
cherheitspaket. Eine entsprechende Änderung der 
Strafprozessordnung hatten Sie im Herbst 2024 im 
Bundesrat blockiert und unseren Ermittlungsbehör-
den damit Befugnisse, die Sie selbst in Ihrem eige-
nen Sicherheitspaket fordern, verweigert. Was waren 
die Gründe für dieses widersprüchliche Verhalten? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Reul, 
bitte sehr. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich kann das ei-
gentlich nicht beantworten. Das müssen diejenigen 
beantworten, die zu dem Zeitpunkt im Bundesrat ge-
sessen haben. Ich weiß auch nicht genau, was Sie 
meinen. 

Wenn Sie das meinen, was in der Bundesregierung 
beschlossene Maßnahme war, dann wissen Sie, 
dass diese nicht aus Prinzip und aus Geduld blockiert 
worden ist, sondern weil es Bedenken gab, ob die 
eine oder andere Maßnahme richtig ist, aber vor al-
len Dingen, weil wesentliche Teile gefehlt haben. Ich 
will nur einmal daran erinnern, dass das ganze 
Thema „Verkehrsdatenspeicherung“ nicht enthalten 
war. Ich kann das nicht hundertprozentig abschlie-
ßend beantworten, weil ich da nicht Gestalter war. 
Aber es war ein Argument, zu sagen: Maßnahmen, 
die nicht ausreichend sind, die nicht klug sind, wer-
den von uns nicht unterstützt. 

Was das Strafrecht angeht, ist wahrscheinlich der 
Kollege Limbach besser geeignet als ich. Das kann 
ich nicht beantworten. 

(Christin Siebel [SPD]: Es geht um die Ge-
sichtserkennung!) 

– Kann ich noch darauf eingehen? 

Vizepräsident Christof Rasche: Gerne, Herr Minis-
ter, wenn Sie möchten. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Es ist doch häufig 
die Situation, dass man Pakete vorgelegt bekommt. 
Dann kann man dazu Ja oder Nein sagen. Wenn da-
bei einzelne Sachen nicht richtig sind, andere Sa-
chen toll sind und dritte Sachen fehlen, muss man 
sich jedes Mal entscheiden. So ist das in der Politik. 

Das passiert Ihnen auch schon mal ab und zu. Dann 
muss man überlegen, ob man es trotzdem ablehnt 
oder es mit Fehlern und mit Unvollständigkeit laufen 
lässt. 

Die Landesregierung hat sich damals entschieden, 
zu sagen: Es ist nicht das, was wir uns vorstellen 
können. Deswegen stimmen wir dem nicht zu. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Kollegin Gosewinkel mit Frage Nummer zwei. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Präsident. – Meine Frage geht an Frau Ministerin 
Paul. Mein Kollege Thorsten Klute hatte gerade 
schon nach der Erlasslage zu dem Themenkomplex 
und der Überarbeitung im Bereich „Abschiebungen“ 
gefragt. Das hatten Sie uns im Ausschuss im Okto-
ber 2024 entsprechend vorgestellt bzw. uns gerade 
auch den aktuellen Stand berichtet. 

Jetzt habe ich mich gefragt, zu welchen weiteren 
Themenkomplexen neben dem der Abschiebung 
denn das MKJFGFI die Erstellung einer Übersicht 
der jeweiligen Erlasslagen bzw. eine umfassende 
Überprüfung plant. 

Vizepräsident Christof Rasche: Ministerin Paul, 
bitte. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank. – Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Das MKJFGFI hat eine umfassende Erlass-
lage zu unterschiedlichsten Bereichen des Auslän-
derrechts. Ein Teil davon ist die Erlasslage, die auch 
im Ausschuss gegenständlich war. Andere Erlasse 
betreffen eher technische Fragestellungen. Wiederum 
andere betreffen ganz unterschiedliche andere Frage-
stellungen. Wir sind auch stetig darum bemüht – das 
finden Sie auch auf der Homepage des MKJFGFI –, 
welche Erlasse es zu unterschiedlichen Themenbe-
reichen gibt. 

Lassen Sie mich nur noch einmal auf die Frage ein-
gehen, wann denn die Überarbeitung einer Erlass-
lage abgeschlossen ist. Darauf ist die klare Antwort: 
Nie. Denn Erlasse haben natürlich unter Umständen 
unterschiedliche Laufzeiten und unterliegen damit ei-
ner kontinuierlichen Überprüfung. Zu unterschiedli-
chen Sachverhalten gibt es auch immer wieder die 
Notwendigkeit, neue Erlasse herauszugeben, bei-
spielsweise den Erlass, den ich gerade schon im Zu-
sammenhang mit einer anderen Frage erwähnt 
habe, im Kontext der Dublin-Überstellungen. 

Somit unterliegt natürlich die Erlasslage einer konti-
nuierlichen Weiterentwicklung und Überprüfung. 
Dazu zählt im Übrigen auch, wie ich gerade schon 
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erläutert habe, dass Erlasse an bestimmten Stellen 
auch einmal auslaufen, weil entweder die landes-
rechtlichen Möglichkeiten fehlen, um sie weiter fort-
zusetzen, wie beispielsweise bei Abschiebestopp-
maßnahmen, oder auch, weil die Grundlage wegfällt, 
wie beispielsweise in der Coronapandemie, oder weil 
sich gesetzliche Grundlagen ändern und damit ein 
Erlass unter Umständen obsolet werden kann. 

Aber wir haben eine umfangreiche Erlasslage, die ja 
dazu dient, die sehr komplexen ausländerrechtlichen 
Fragestellungen … Das Ausländerrecht gehört mit 
zu den kompliziertesten rechtlichen Materien, die un-
sere Rechtslage kennt. Sie unterliegt auch – und das 
ist zum größten Teil ja eine bundesgesetzliche Re-
gelung – der kontinuierlichen Überprüfung und Wei-
terentwicklung. Ich erwähne hier beispielsweise das 
Chancenaufenthaltsrecht, wozu es natürlich auch 
eine Erlasslage seitens des Ministeriums gibt, und 
andere gesetzliche Änderungen auf Bundesebene, 
die dann qua Erlasslage noch einmal weiter herun-
tergebrochen werden, um die Ausländerbehörden zu 
unterstützen und bei der Umsetzung der unter-
schiedlichen gesetzlichen Maßnahmen, die von Bun-
desebene vorgegeben werden, zu flankieren. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollege Watermeier mit Frage Nummer 
zwei. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Präsident. – Ich möchte noch eine Folgefrage 
an Herrn Minister Reul richten. Herr Minister Reul, 
Sie haben vorhin zum Sachstand „Verfassungs-
schutzgesetz bis zum Sommer“ ausgeführt, und Sie 
haben gesagt, dass es polizeiliche Komponenten 
gibt, wo Ausschreibungen laufen und Vergaben ein-
geleitet sind. Da würde mich interessieren: Wie ist 
der Zeitplan zur weiteren Implementierung der aus-
geschriebenen technischen Dienstleistungen und 
technischen Infrastruktur, was auch immer da alles 
beschafft werden muss? Wie sind da die nächsten 
Schritte? 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Minister Reul, 
bitte sehr. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich möchte einige 
Maßnahmen benennen. Ich hatte eben schon einmal 
das Stichwort „Gesichtserkennung“ genannt. Ich will 
noch einen zweiten Bereich nennen, in dem es weni-
ger oder nicht nur um Ausschreibungen geht. 

Das digitale Auf-Streife-Gehen der Polizei ist fast ab-
schließend konzipiert. Jetzt geht es um Umsetzung 
und noch ein paar Feinplanungen. Da sollen Kreis-
polizeibehörden – in dem Fall Bielefeld, Dortmund, 
Düsseldorf, Essen, Köln und Krefeld – neue 

Organisationseinheiten bekommen, die mit bis zu 
100 zusätzlichen Ermittlern und Ermittlerinnen im di-
gitalen Raum tätig werden. 

Dazu werden wir bis zum Sommer hoffentlich die er-
forderlichen organisatorischen und technologischen 
Schritte umgesetzt haben und auch die Personalge-
winnung initiiert haben. Denn wir müssen das aus-
schreiben. Es muss ja interessierte Menschen ge-
ben, die diese Aufgabe wahrnehmen wollen. Da sind 
wir also auf einem guten Weg. 

Die virtuellen Ermittler sind als Konzept abschlie-
ßend konzipiert. Umsetzungen erfolgen parallel. Im 
Landeskriminalamt wird diesbezüglich eine neue 
Einheit eingerichtet. Hier werden wir bis zum Som-
mer 2025 auch die notwendigen organisatorischen 
und technologischen Schritte umgesetzt haben und 
mit der Personalgewinnung beginnen.  

Für den Verfassungsschutz werden die Konzeptio-
nierung der organisatorischen Anbindung sowie die 
Aufgabenschwerpunkte für die Internetauswerter 
und virtuellen Agenten erstellt. Derzeit befinden sich 
auch hier notwendige Ausschreibungen in Vorberei-
tung. 

Stichwort „Forensik Cloud“: Die Forensik Cloud ist 
schon da. Wir haben sie bereits, um Beweismittel 
schneller und effizienter zu sichern, aufzubereiten 
und auszuwerten. Derzeit wird sie vorrangig gegen 
Kindesmissbrauch und für Kinderschutz eingesetzt. 
Zusätzlich soll sie zum Teil auch bei internationalem 
Terrorismus, Organisierter Kriminalität und Terroris-
musfinanzierung genutzt werden. 

Auf diesem Weg werden Tools zur zeitgemäßen Be-
arbeitung von IT-Asservaten in den elementaren Kri-
minalitätsfeldern zur Verfügung stehen. Hierzu ist 
entsprechende Hardware zu beschaffen, in Betrieb 
zu nehmen und künftig zu betreiben. Das sind also 
drei Schritte. Es ist nicht so, dass man etwas kauft 
und dann morgen arbeiten kann. Das ist leider etwas 
komplizierter. Aber da sind wir auf einem ordentli-
chen Weg. 

Bei der KI-Umgebung zur Auswertung und Analyse 
wollen wir – so weit sind wir aber noch nicht – ent-
sprechende Tools erwerben. Sie müssen dann trai-
niert werden oder selbst entwickelt werden. Beides 
ist denkbar. Man kann leider nicht alles auf dem 
Markt kaufen. Ich nenne das als Beispiel, damit man 
einmal erkennen kann, warum das da so stockt. Es 
geht nicht anders. 

Hauptanwendungsfelder sind die Verschriftlichung 
von Audiodaten und die Übersetzung von Fremd-
sprachen. Dem kommt insbesondere bei der Gefah-
renabwehr, zum Beispiel bei der Verhinderung eines 
Anschlags, besondere Bedeutung zu; denn hier geht 
es darum, schnellstmöglich alle Informationen mitei-
nander abzugleichen. Aufbauend auf Verschrift-
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lichung und Übersetzung können die Daten dann 
maschinell durchsucht werden. Das ist das Endpro-
dukt. 

Ohne eine entsprechende Infrastruktur sind aber die 
Entwicklung, die Anpassung und die Nutzung ent-
sprechender Technologien überhaupt nicht möglich. 
Deswegen werden im Laufe des Jahres entspre-
chende Beschaffungs- und Logistikprozesse durch-
geführt, zum Beispiel zur Beschaffung und Inbetrieb-
nahme entsprechender Hardware auf einer zukunfts-
fähigen Technologieplattform. Da hängt ganz viel 
miteinander zusammen. 

Unter uns: Ich kann Ihnen das gar nicht genau erklä-
ren, weil ich kein Technologieexperte bin. Aber ich 
habe gelernt: Da funktioniert es nicht, das einmal zu 
kaufen und einzusetzen, und dann ist es erledigt. 
Deswegen ist das nur Schritt für Schritt zu machen. 
Die ersten Schritte laufen. Aber es ist nicht fertig. 

Übrigens ist auch die Notwendigkeit gegeben, das 
nicht nur im polizeilichen Bereich zu sehen. Das Glei-
che gilt hier auch für den Verfassungsschutzverbund, 
weil wir sicherlich im Auge haben müssen, dass wir 
keine Insellösungen schaffen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollegin Weng. Bitte sehr. 

Christina Weng (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Auch wenn ich selbst eine große Freundin von „Sorg-
falt vor Hetze“ bin, möchte ich trotzdem Herrn Minis-
ter Limbach noch etwas fragen. Die kommunalen 
Ersthelferinnen und Ersthelfer, also ganz unmittelbar 
Betroffene, sollen mit der Opferbeauftragten stärker 
vernetzt werden. Das ist schon bekannt. Können Sie 
trotzdem noch einmal präzisieren, wie schnell das in 
Ihrem Programm zu erwarten ist? 

Vizepräsident Christof Rasche: Minister Dr. Lim-
bach, bitte sehr. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
kann Ihnen dazu noch nichts Näheres sagen, weil die 
Gespräche dazu derzeit noch andauern. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Kollegin Durdu, bitte sehr. 

Tülay Durdu*) (SPD): Danke schön, Herr Präsident. – 
Ich möchte zur Ansprechstelle Cybercrime, ZAC, 
meine zweite Frage stellen. Gibt es schon messbare 
Effekte, Herr Minister Limbach, bzw. eine Verkür-
zung der Dauer der betreffenden Verfahren infolge 
der nach Ihren Angaben bereits abgeschlossenen 
Maßnahmen der Konzentration der Strafverfolgung 

von illegalen Posts, die in herausgehobenem Maße 
demokratiegefährdende Äußerungen enthalten? 
Können Sie uns das benennen? 

Vizepräsident Christof Rasche: Minister Dr. Lim-
bach, bitte sehr. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ausweislich der Berichtslage hat die Anpassung der 
ZAC-AV noch nicht zu einer nennenswerten Verän-
derung der Eingangszahlen in diesem Bereich ge-
führt. Die ZAC NRW unternimmt aber Anstrengun-
gen, um auch diese zusätzliche Zuständigkeit mit Le-
ben zu füllen. Im Einzelnen: 

Gemeinsam mit unter anderem dem Landeskriminal-
amt NRW und der Recherche- und Informationsstelle 
Antisemitismus Nordrhein-Westfalen, RIAS NRW, ist 
die Einrichtung einer Arbeitsgruppe beschlossen 
worden. Ziel ist die Erstellung und stetige Aktualisie-
rung eines Leitfadens zum Umgang mit antisemiti-
schen Ideen. Die ZAC NRW steht ferner im Aus-
tausch mit der Landesanstalt für Medien, die beab-
sichtigt, im Rahmen ihres Monitorings über KIVI, KI-
gesteuerte Auswertung von unzulässigen Inhalten, 
bald auch arabische Inhalte in den Blick zu nehmen. – 
Das zu „antisemitisch“. 

Zu „rassistisch“ oder „islamistisch“: Die ZAC NRW 
hat eine Abstimmung mit dem BKA in den Blick ge-
nommen mit dem Ziel, dass im Sinne der AV ein-
schlägige Meldungen nach Identifikation eines Tat-
verdächtigen nicht mehr an die örtlich zuständige 
Staatsanwaltschaft in NRW abgegeben werden, son-
dern unmittelbar an die ZAC NRW zur Prüfung einer 
herausragenden Bedeutung und Aussteuerung von 
weniger bedeutsamen Verfahren. Genaue Zahlen 
liegen mir noch nicht vor. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollege Stinka. Bitte sehr. 

André Stinka*) (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Meine Frage richtet sich an den Justizminister. Wir 
hatten vorhin das Thema „Radikalisierungspräven-
tion“. Sie haben von Besetzungsverfahren der Prä-
ventionsbeauftragten gesprochen. Können Sie einen 
Zeitstrahl nennen, wann die 15 Stellen besetzt sind, 
weil das Verfahren ja, wie Sie vorhin ausgeführt hat-
ten, noch läuft? 

Vizepräsident Christof Rasche: Minister Dr. Lim-
bach, bitte. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren 



Landtag   26.03.2025 

Nordrhein-Westfalen 96 Plenarprotokoll 18/91 

 

Abgeordnete! Es sind 15 Anstalten an der Auswahl 
der 15 plus 30 Stellen beteiligt. Es sind ja nicht nur 
15 Fachstellen, sondern auch 30 Stellen des Allgemei-
nen Vollzugsdienstes. Ich kann noch keine Prognose 
abgeben, wann wir mit der Besetzung der Stellen fer-
tig sind. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Kollegin Kampmann mit Frage Nummer drei. 

Christina Kampmann*) (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Reul, habe ich Sie eben auf die 
Frage von Frau Lüders hin richtig verstanden, dass 
Sie über ein halbes Jahr, nachdem das Sicherheits-
paket pressewirksam verkündet wurde, heute noch 
nicht sagen können, wann die Maßnahmen, die in Ih-
rem Verantwortungsbereich liegen, umgesetzt sind? 

Vizepräsident Christof Rasche: Minister Reul, 
bitte. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Mit dem Schluss 
haben Sie recht, dass ich Ihnen nicht zu jeder einzel-
nen Maßnahme jeweils einen exakten Termin der 
Fertigstellung nennen kann. Was die insinuierte 
Langsamkeit angeht, die Sie unterstellen, muss ich 
allerdings sagen: Das ist nicht akzeptabel. Es ist das 
normale Verfahren, dass man erst einen politischen 
Beschluss fasst, dass man ihn dann im Landtag be-
schließen lässt – sonst kann man nicht arbeiten –, 
dass man dann Haushaltsmittel braucht, dass man 
dann Rechtsgrundlagen schafft und dass man dann 
prüfen muss, ob man ausschreibt. Wir können nicht 
auf den Marktplatz gehen und irgendetwas kaufen. 

Das ist wirklich unredlich. Man erweckt durch eine 
solche Frage jetzt den Eindruck – und das ärgert 
mich schon ein Stück weit –, als wären diejenigen, 
die daran arbeiten, zu lahm, zu blöd oder nicht in der 
Lage, das schnell hinzukriegen. Das erweckt in der 
Öffentlichkeit – und das ist Gefährliche – den Ein-
druck, der Staat funktioniere nicht. 

Ich sage Ihnen: Ich habe große Sorgen, ob wir mit 
solchen Fragen – und auch meinen Antworten – nicht 
einen Prozess dahin gehend unterstützen, dass es 
heißt, der Staat funktioniere nicht schnell genug. 
Simsalabim gibt es im Zirkus, aber nicht hier. Hier 
kann das nur gründlich gemacht werden. 

(Christina Kampmann [SPD]: Ich glaube, das 
Parlament hat einen Anspruch darauf, Herr 
Reul!) 

Deswegen kann ich Ihnen nur sagen: Ich kann Ihnen 
kein klares Datum zu jeder dieser Maßnahmen nen-
nen, außer zu zweien, bei denen schon einen Monat 
später alles erledigt war. Insofern: Differenzierung 
hilft. 

Vizepräsident Christof Rasche: Kollege Baran mit 
Frage Nummer zwei. 

Volkan Baran (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Liebe Frau Ministerin, inwieweit haben die landessei-
tigen Maßnahmen bzw. der Erlass zur Steigerung 
der Erfolgsquote bei Dublin-Überstellungen beigetra-
gen? Können Sie uns schon irgendetwas dazu sa-
gen, ob sich nach dem Erlass etwas verändert hat? 

(Matthias Kerkhoff [CDU]: Das hat sie doch 
längst beantwortet! – Volkan Baran [SPD]: Ich 
kann doch trotzdem noch mal fragen, wenn ich 
Bock habe! – Matthias Kerkhoff [CDU]: Habt 
ihr heute zu viel Zeit, oder was? – Zuruf von 
Christina Kampmann [SPD]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Ministerin Paul, 
bitte sehr. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ihnen gehen ja im Ausschuss regelmäßig die 
Zahlen zu, die sowohl die Rückführungen als auch 
die Rücküberstellungen nach dem Dublin-Verfahren 
umfassen. Daraus ist zu ersehen, dass die Rückfüh-
rungs- und Rücküberstellungszahlen kontinuierlich 
ansteigen. 

Das ist natürlich auf unterschiedliche Hintergründe 
zurückzuführen. Es ist zum einen darauf zurückzu-
führen, dass natürlich im Rahmen der Landesmaß-
nahmen mehr darauf geachtet wird und dass wir bei-
spielsweise Dinge wie das Zugreifen auf die An- und 
Abwesenheitssysteme ermöglicht haben. 

Aber auch bei den Dublin-Rücküberstellungen – und 
das ist ein nicht zu vernachlässigender Effekt – gibt 
es immer die Frage der Modalitäten mit den jeweili-
gen Herkunftsländern. Da hat es durchaus Bewe-
gung gegeben, die eine Verbesserung im kleinen 
Rahmen – aber immerhin – bei den Modalitäten für 
bestimmte Rücküberstellungen in bestimmte Länder – 
für alle europäischen Länder gelten unterschiedliche 
Rücküberstellungsmodalitäten – zur Folge hatten. 

Es ist ein zwangsläufig ein Zusammenwirken unter-
schiedlicher Stellen. Es sind die Maßnahmen, die wir 
ergriffen haben, es sind die Maßnahmen, die seitens 
der Bundesregierung ergriffen werden, und es sind 
allgemein die jeweiligen Bedingungen, die durch die 
Staaten gestellt werden, die zur Rückübernahme 
verpflichtet sind. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Fragen vor. Somit können wir 
die Fragestunde beenden. 

Ich rufe auf: 
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11 Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13154 

erste Lesung 

und 

zweite Lesung 

Es ist keine Debatte vorgesehen. – Das bleibt auch 
so. Somit kommen wir zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache … 

(Kopfschütteln von Matthias Kerkhoff [CDU] – 
Vizepräsident Christof Rasche hält Rückspra-
che.) 

– Okay. Es ist alles geklärt. Der Kollege Kerkhoff 
macht sich für die CDU-Fraktion schon auf den Weg 
und hat das Wort. 

Matthias Kerkhoff (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es wäre wirklich bedauerlich ge-
wesen, zu diesem Tagesordnungspunkt nicht zu de-
battieren. 

Die Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Grünen ha-
ben sich gemeinsam auf Änderungen im Abgeordne-
tengesetz verständigt. Neben einigen redaktionellen 
Bestandteilen wie beispielsweise der Aktualisierung 
der Zahlen der Abgeordnetenbezüge bzw. des Ver-
sorgungswerksbeitrags in § 5 gibt es drei inhaltliche 
Veränderungen, die ich Ihnen vorstellen möchte. 

Erstens. In § 15 verändern wir den Mechanismus zur 
Anpassung der Abgeordnetenbezüge. Wir vereinfa-
chen die Berechnungsmethode und sorgen für mehr 
Transparenz, indem wir uns künftig am Nominallohn-
index für Nordrhein-Westfalen orientieren. Der Nomi-
nallohnindex bildet die Entwicklung der Bruttomo-
natsverdienste von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern einschließlich Sonderzahlungen ab. Analog 
zum Deutschen Bundestag wird dieser Index künftig 
Grundlage für die Anpassung der Abgeordnetenbe-
züge sein. 

Zweitens. Die Vorsitzenden der Ausschüsse, den 
zentralen Arbeitsgremien dieses Landtags, haben im 
Parlament eine besondere Stellung. Sie leiten nicht 
nur die Sitzungen und strukturieren die Prozesse, 
sondern sind auch die zentralen Ansprechpartnerin-
nen und Ansprechpartner für die jeweiligen Themen-
bereiche. Wir wollen diese Tätigkeit stärker anerken-
nen und sehen daher eine Funktionszulage vor, die 
zu Beginn der kommenden Wahlperiode eingeführt 
wird und monatlich 2,5 % der Abgeordnetenbezüge 

betragen soll. Dies sind in heutigen Zahlen ca. 350 
Euro. Die Vorsitzenden der Unterausschüsse erhal-
ten die Hälfte. 

Drittens. Wir führen einen Versorgungszuschlag für 
die Rentnerinnen und Rentner des Versorgungswer-
kes ein. Der Landtag hat vor mehr als 20 Jahren das 
System der Altersversorgung verändert. Die wesent-
lichen Parameter haben sich in dieser Zeit ungünsti-
ger entwickelt als damals angenommen. Die Finanz-
krise, die für höhere Eigenkapitalanforderungen der 
Aufsicht an ein Versorgungswerk im Aufbau gesorgt 
hat, aber auch die lange Nullzinsphase und die damit 
einhergehende Absenkung des sogenannten Rech-
nungszinsfußes haben zu dieser Entwicklung beige-
tragen. 

Die ausgezahlten Renten sind zudem beinahe sta-
tisch, auch in Zeiten hoher Inflation. Mit dem Versor-
gungszuschlag erreichen wir, dass die Versorgungs-
werkrente künftig steigt und die Empfängerinnen und 
Empfänger damit an der Einkommensentwicklung 
teilhaben können. Unsere Verantwortung heute er-
streckt sich – ich will das klar sagen – auch auf un-
sere Vorgängerinnen und Vorgänger. 

Meine Damen und Herren, die Regelung eigener An-
gelegenheiten, wie wir sie heute im Abgeordneten-
gesetz vornehmen oder wie sie auch bei Änderungen 
der Geschäftsordnung stattfindet, kann und soll uns 
niemand abnehmen. Wir sind uns aber der Sensibili-
tät und des kritischen Blickes der Öffentlichkeit be-
wusst, wenn wir in eigenen Angelegenheiten zu ent-
scheiden haben. Wir sind als selbstbewusste Parla-
mentarierinnen und Parlamentarier davon über-
zeugt, dass wir an diesen Stellen notwendige 
Schritte vornehmen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD spricht nun Abgeordneten-
kollegin Frau Blumenthal.  

Ina Blumenthal (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Das Bessere 
ist der Feind des Guten und die Erneuerung die Ver-
bündete des Bewährten. Nach über 20 Jahren Erfah-
rung mit der großen Reform der Abgeordnetenbe-
züge aus dem Jahr 2004 wissen wir heute ziemlich 
genau, was sich bewährt hat, was verbessert werden 
kann und was verbessert werden muss. 

Wir wollen mehr Verständlichkeit und Transparenz 
für die Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfa-
len. Wir wollen aber auch mehr Leistungsgerechtig-
keit in der Parlamentsarbeit, und wir wollen mehr Si-
cherheit für Abgeordnete im Ruhestand. Verständ-
lichkeit, Leistungsgerechtigkeit und Sicherheit – das 
ist der Dreiklang dieser Reform, die wir jeder 
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Bürgerin und jedem Bürger mit guten Argumenten 
begründen können. 

Ich danke an dieser Stelle allen Kolleginnen und Kol-
legen, die daran mitgearbeitet haben. Ich glaube, es 
ist etwas Gutes gelungen. Wir reformieren das Abge-
ordnetengesetz an drei zentralen Punkten: bei der 
jährlichen Anpassung der Abgeordnetenbezüge, bei 
den Amtszulagen für Vorsitzende von Ausschüssen 
und Unterausschüssen und bei der Altersvorsorge 
für ehemalige Abgeordnete. 

Die Veränderungen bei den Abgeordnetenbezügen 
werden für mehr Verständlichkeit sorgen. Auf die 
Frage, wie eine Erhöhung zustande komme, lautete 
die Antwort bisher: zu 50 % aus der Entwicklung des 
Verbraucherpreisindexes, zu 27 % aus den Brutto-
jahresverdiensten der Beschäftigten ohne Sonder-
zahlungen, ohne private Haushalte und ohne öffent-
liche Verwaltung, zu 3 % aus den Bruttoentgelten der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst in der Tarif-
gruppe 15, zu weiteren 2 % aus den Bruttomonats-
bezügen einer verheirateten Beamtin in der Besol-
dungsgruppe A 15, zu 15 % aus der Entwicklung der 
Renten und zu 3 % aus der Entwicklung der Regel-
leistung für Bürgergeldempfänger. 

Das ist die Formel, die gerecht und legitim sein soll, 
indem sie die Einkommensentwicklung möglichst 
vieler verschiedener Gruppen berücksichtigt. Es ist 
aber auch eine Formel, die niemand ohne größeren 
Aufwand nachvollziehen kann. Diese Formel ist nicht 
verständlich genug, und sie ist nicht transparent ge-
nug. 

Deshalb soll in Zukunft jede Bürgerin und jeder Bür-
ger die Anpassung der Abgeordnetenbezüge an ei-
ner einzigen Zahl ablesen können: der Veränderung 
der durchschnittlichen Nominal- oder Bruttolöhne in 
Nordrhein-Westfalen. Steigen die Bruttolöhne, stei-
gen auch die Abgeordnetenbezüge, steigen sie nicht 
oder sinken sogar, dann sinken unsere Bezüge oder 
bleiben auf dem Niveau. 

Das ist verständlich und gerecht. Wir tragen schließ-
lich die Mitverantwortung für die wirtschaftliche Ent-
wicklung in unserem Land. Profitieren die Beschäf-
tigten, dann profitieren auch ihre parlamentarischen 
Vertreterinnen im Landtag, profitieren sie nicht, dann 
gehen auch wir leer aus. Das ist gerecht. 

Die zweite Änderung wird das Prinzip der Leistungs-
gerechtigkeit im Parlament stärken. Wer mehr Ver-
antwortung trägt und mehr Aufgaben zu erfüllen hat, 
soll auch mehr verdienen. So ist es in der freien Wirt-
schaft, so ist es in den Kommunen, aber auch im 
Deutschen Bundestag, und so soll es dann auch hier 
im Landtag sein: mehr Arbeit, mehr Verantwortung 
und ein höheres Gehalt. Deshalb werden wir die Be-
züge von Vorsitzenden von Ausschüssen und Unter-
ausschüssen um 2,5 % bzw. 1,25 % erhöhen. 

Die dritte Änderung wird für mehr soziale Sicherheit 
für Abgeordnete im Ruhestand sorgen. Die Renten 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sind an 
die allgemeine Lohnentwicklung gekoppelt. Die Ren-
ten der Abgeordneten aus dem Versorgungspaket 
sind es bislang nicht. Rentenerhöhungen sind mit 
Ausnahme einer minimalen Überschussbeteiligung 
überhaupt nicht vorgesehen. 

Das bedeutet: Die Renten der Abgeordneten verlie-
ren durch die Inflation Jahr für Jahr an Wert und auch 
an Kaufkraft. Alle Bürgerinnen und Bürger werden 
mit Blick auf die eigene Rente verstehen, dass das 
nicht angemessen ist. Deshalb werden wir einen Ver-
sorgungszuschlag einführen, der ebenfalls an die 
Entwicklung der Bruttolöhne der Beschäftigten ge-
koppelt ist. Auch das ist verständlich und nachvoll-
ziehbar. 

Unsere Reform der Abgeordnetenbezüge ist insge-
samt eine Reform mit Augenmaß und Vernunft. Sie 
bringt vor allem mehr Transparenz, mehr Leistungs-
gerechtigkeit, aber auch mehr Sicherheit. Ich möchte 
an dieser Stelle noch einmal allen Kolleginnen und 
Kollegen herzlich danken, die an dieser Reform mit-
gearbeitet haben. Das war gute Arbeit. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht nun Abgeordne-
tenkollege Herr Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh*) (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Wie das bei sol-
chen Prozessen so ist, lernt man immer noch dazu. 
Deswegen möchte ich einen Punkt direkt an den An-
fang der Beratungen stellen. Klar ist, dass bei dem 
Versorgungszuschlag für die Rentenempfängerin-
nen aus dem Versorgungswerk natürlich nur der Be-
trag dynamisiert wird, der als Pflichtbeitrag einge-
zahlt wurde. Alle darüber hinausgehenden Beträge 
werden nicht dynamisiert. Das ist eine Anlageent-
scheidung, die jeder treffen kann, die aber nicht noch 
zusätzlich vom Landtag bedacht werden muss. 

Ich möchte mich auch bei den Kolleginnen und Kol-
legen für die gute Arbeit bedanken, die hier reinge-
flossen ist. Mir ist tatsächlich die Umstellung auf den 
Nominallohnindex besonders wichtig. Die Kollegin 
Blumenthal hat eben vorgelesen, welchen Schlüssel 
wir vorher hatten. Wahrscheinlich hätte sich nie-
mand, der nicht wirklich nerdige Züge hat, mit diesem 
Index auseinandergesetzt. Deswegen bin ich froh, 
dass wir das jetzt so machen. 

Er hatte noch eine andere Schwäche, die ich hervor-
heben möchte. Er hatte nämlich den unschönen 
Charakter, dass er praktisch zur wirtschaftlichen 
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Situation gegenläufige Entwicklungen ausgelöst hat. 
Wenn die Löhne nach unten gingen, ging es bei uns 
rauf. Wenn die Löhne raufgingen, ging es bei uns 
praktisch runter bzw. die Kurve verlief zumindest 
nicht in gleichem Maße. Das ist unverständlich und 
auch nicht sinnvoll. Deswegen stimme ich auch zu, 
dass wir das geändert haben. Das trägt zur Transpa-
renz, zur Nachvollziehbarkeit und letztlich auch zur 
gerechten Entlohnung der Abgeordneten bei. 

Es ist eben schon zweimal erwähnt worden – deswe-
gen muss ich es jetzt nicht allzu breit ausführen –: 
Die ordentlichen Ausschussvorsitzenden werden 
künftig mit rund 300 Euro zusätzlich entlohnt werden 
und die von Unterausschüssen mit 150 Euro, ange-
passt dann auch mit einer entsprechenden Steige-
rung. 

Ich möchte an der Stelle „Danke“ sagen. Ich möchte 
aber auch Folgendes sagen – damit knüpfe ich an 
das an, was Kollege Kerkhoff gesagt hat –: 

Erstens. Es ist unsere Pflicht. Die Verfassungsge-
richte in Karlsruhe und in Münster haben uns das auf-
erlegt. Wir müssen selbst über unsere Entschädi-
gung entscheiden. Wir müssen das transparent in öf-
fentlicher Debatte tun; das tun wir hier. 

Zweitens. Wir müssen aber auch Verantwortung da-
für tragen, dass Leute hier hinkommen wollen. Des-
wegen werden wir uns auch künftig damit auseinan-
dersetzen, was zur Attraktivität des Mandats beitragen 
kann und was für unsere Arbeit angemessen ist. – 
Herzlichen Dank. Ich bitte um Zustimmung. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Ver-
einzelt Beifall von der SPD und der FDP)  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP spricht nun Abgeordneten-
kollege Herr Hafke. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Heute be-
fasst sich das Parlament mit einem Thema, das auf 
den ersten Blick recht technisch erscheint. Tatsäch-
lich betrifft es aber das Fundament unserer parla-
mentarischen Arbeit, nämlich die Regeln für Man-
date, Verantwortung und Transparenz in unserem 
Abgeordnetengesetz.  

Diese Änderungen sind aus folgenden Gründen not-
wendig. Die Bürgerinnen und Bürger haben ein 
Recht, zu erwarten, dass Politik nachvollziehbar und 
transparent ist. Deswegen müssen Abgeordnetenbe-
züge, Altersvorsorge von Abgeordneten und Funkti-
onszulagen transparent dargestellt und immer gut 
begründet geregelt werden.  

Das bisherige System – meine Vorrednerinnen und 
Vorredner haben es ausgeführt – war in Teilen recht 
kompliziert, intransparent und auch realitätsfern. 

Eine faire Altersvorsorge für die Abgeordneten ist 
beispielsweise kein Privileg, sondern sie schützt die 
Unabhängigkeit des Mandats; ein Gebot der Verfas-
sung. Mit dem Gesetzentwurf wahren wir die Unab-
hängigkeit der Abgeordneten und sichern nachhal-
tige Strukturen für unsere parlamentarische Arbeit.  

Lassen Sie mich nun die Kernpunkte der Reform im 
Überblick darstellen.  

Erstens geht es um die Anpassung der Abgeordne-
tenbezüge an den Nominallohnindex. Das ist bereits 
mehrfach angesprochen worden. Die bisherige Re-
gelung ist wirklich recht komplex und mit vielen Ein-
flussfaktoren verbunden. Neu ist die Kopplung an 
den Nominallohnindex von Nordrhein-Westfalen. 
Dieser Index zeigt, wie sich die Bruttolöhne und -geh-
älter in unserer Wirtschaft entwickeln. Unsere Be-
züge folgen damit dem, was in der gesamten Gesell-
schaft passiert. Das stärkt die Akzeptanz in der Be-
völkerung und vermeidet Scheindebatten.  

Zweitens geht es um die Funktionszulagen für Vor-
sitzende von Ausschüssen und Gremien. Bislang ist 
es so, dass nur der Präsident und die Vizepräsiden-
ten eine Funktionszulage erhalten. Aber auch die 
Ausschussvorsitzenden tragen eine große Verant-
wortung in organisatorischer, aber auch politischer 
Hinsicht. Sie leiten komplexe Beratungen und tragen 
maßgeblich zur Qualität von Gesetzgebung und po-
litischer Meinungsbildung bei. Daher ist eine Funkti-
onszulage nur angemessen und sachlich gerechtfer-
tigt. Es geht auch hier nicht um Privilegien, sondern 
um Anerkennung und Verantwortung.  

Drittens geht es um die Einführung eines Versor-
gungszuschlags für ehemalige Abgeordnete. Auch 
hier ist das Ziel, die Unabhängigkeit zu sichern und 
gleichzeitig den Staatshaushalt zu entlasten. Vorher 
gab es in dieser Form keine Dynamisierung der Ren-
ten. Ein Inflationsausgleich fehlte. Gerade in den letz-
ten Jahren hat man das sehr massiv gemerkt. Die 
Renten verloren über viele Jahre hinweg massiv an 
Kaufkraft. Heute liegt das Rentenniveau der Abge-
ordneten rund 40 % unter dem System, das früher 
galt. Das ist ein strukturelles Problem. Die Lösung ist 
die Einführung eines Versorgungszuschlags, um in 
Zukunft zumindest einen Teil fair anzupassen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit diesem Gesetz 
leisten wir einen konkreten Beitrag zur Stärkung des 
Vertrauens in unser Parlament. Denn ein starker de-
mokratischer Rechtsstaat beginnt mit einem verläss-
lichen und transparenten Parlament. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit. Ich hoffe auf eine breite Zu-
stimmung. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Herr Keith. 

Andreas Keith (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! In den 
letzten sechseinhalb Jahren stiegen die monatlichen 
Abgeordnetenbezüge im Landtag von Nordrhein-
Westfalen um 2.132 Euro. Das heißt: Im Durchschnitt 
stieg die monatliche Diät jedes Jahr um 328 Euro. 
Um eine solche jährliche automatisierte Erhöhung 
dürfte uns fast jeder Arbeitnehmer in Deutschland 
beneiden.  

(Zurufe von Volkan Baran [SPD] und Marcel 
Hafke [FDP]) 

Während die AfD-Fraktion mit ihrer Forderung zur 
Verkleinerung des Landtags Millionen einsparen 
wollte, entscheiden sich CDU, SPD, Grüne und FDP 
seit Jahren für den anderen Weg. Während Millionen 
Bürger auf ihren Lohnzettel blicken und sich fragen, 
wie sie die Miete, die Gasrechnung und den nächs-
ten Wocheneinkauf stemmen sollen, einigten Sie 
sich jetzt hinter unserem Rücken in Ihren Hinterzim-
mern auf eine automatische jährliche Erhöhung der 
Abgeordnetenbezüge, die an den sogenannten No-
minallohnindex gekoppelt wird, der im Übrigen in den 
letzten zehn Jahren durchschnittlich um 3,2 % jähr-
lich gestiegen ist.  

Der Reallohnindex, der zeigt, was von den Löhnen 
kaufkraftbereinigt wirklich bleibt – nämlich eine Stei-
gerung von jährlich durchschnittlich 0,52 % über die 
letzten zehn Jahre – kam für Sie offenbar nicht in-
frage. Sie verschweigen außerdem: Sie passen zwar 
den Rentenzuschuss an den Nominallohnindex an, 
erhöhen aber mindestens um 6,5 % jährlich.  

Während draußen im Land die soziale Schere immer 
weiter auseinandergeht, während Familien überle-
gen, ob sie sich noch den Wocheneinkauf oder die 
Heizkosten leisten können, gönnen Sie sich eine 
feine indexierte Lohnerhöhung auf Kosten der Allge-
meinheit. Während sich der Durchschnittsbürger mit 
befristeten Verträgen oder Nullrunden im Tarifstreit 
abfinden muss, sorgen die Kartellparteien dafür, 
dass die eigenen Bezüge und die Altersversorgung 
jedes Jahr wie von Zauberhand steigen.  

Es ist an Arroganz und Abgehobenheit nicht mehr zu 
überbieten, wenn Sie sich als die Vertreter der Mitte 
der Gesellschaft bezeichnen. Zum Glück erkennen 
immer mehr Menschen aus der Mitte der Gesell-
schaft Ihre Doppelmoral und strafen Sie mit schlech-
ten Wahl- und Umfragewerten ab.  

(Marcel Hafke [FDP]: Spenden der AfD!) 

Als wäre das nicht genug, haben Sie auch gleich 
noch ein Bonbon für die Ausschussvorsitzenden ein-
gepackt. Was in den letzten Jahrzehnten als Aner-
kennung und Auszeichnung ehrenamtlich geleistet 

wurde, soll jetzt vergütet werden. Rund 4.000 Euro 
im Jahr sind für Ausschussvorsitzende ein schönes 
Extra, das Sie sich gerne genehmigen, während die 
Ehrenamtlichen in den Vereinen oft ohne jeden Cent 
Mehraufwandsentschädigung ihren Dienst für die 
Gemeinschaft leisten.  

Auch hier zeigt sich: Wer im System sitzt, weiß bes-
tens, wie man sich bedient.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Er kann 
uns ja mal erklären, wie er dafür sorgt, dass 
die Inflation bei uns nicht zuschlägt mit dem 
Reallohnindex!) 

Wo bleibt da der gesellschaftliche Anstand? Wo 
bleibt die Vorbildfunktion, die die Politik immer so 
gerne für sich reklamiert? Wissen Sie eigentlich, wie 
viele Menschen in Nordrhein-Westfalen mit Minijobs 
und prekären Arbeitsverhältnissen über die Runden 
kommen müssen? Wissen Sie, wie viele Rentner 
sich mit Minirenten von weit unter 1.000 Euro zufrie-
dengeben müssen, obwohl sie ein Leben lang gear-
beitet haben? Ich glaube nicht. Sie stellen sich hier 
hin und genehmigen sich automatisch steigende Di-
äten und Pensionen, die sich fernab jeder Lebensre-
alität der Bevölkerung bewegen  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das ist 
nicht richtig, das muss jedes Jahr beschlossen 
werden!) 

Und – noch schlimmer – fernab jeder Relation zu Ih-
rer zweifelhaften Arbeitsleistung. 

Womit rechtfertigen Sie denn eigentlich den Schluck 
aus der Pulle, den Sie sich hier genehmigen? Mit den 
unbefahrbaren Brücken, dem Niedergang unserer 
Industrie, der dümmsten Energiepolitik der Welt, den 
maroden Schulen und Sportstätten, den nicht abge-
schobenen Messerattentätern auf unseren Stadtfes-
ten? Wenn Ihre Arbeit nach Leistung und Qualität be-
zahlt werden würde,  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Dann müssten Sie ver-
hungern!) 

dann könnten Sie froh sein, dass wir einen Mindest-
lohn in Deutschland haben. 

Wir brauchen keine Politik, die sich die Taschen im-
mer voller stopft. 

(Zuruf) 

Wir brauchen eine Politik, die sich am Maßstab der 
Bevölkerung orientiert und nicht an dem selbstverlie-
henen Sonderrecht der politischen Klasse. Es sind 
Ihre Lügen, es ist Ihre Wählertäuschung, Ihre Inkom-
petenz und Ihre Selbstbedienungsmentalität, die un-
sere Demokratie gefährdet. Und daher sind Sie auch 
nicht ein Teil der Lösung, sondern ein Teil des Prob-
lems. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der AfD) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für Bündnis 
90/Die Grünen spricht nun der Abgeordnete Kollege 
Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh*) (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte an 
dieser Stelle ausdrücklich feststellen: Wir sind ein le-
bendiges Parlament, das mit Respekt miteinander 
arbeitet, das aushalten kann, dass es unterschiedli-
che Positionen gibt. Aber wir lassen uns von rechten 
Hetzern nicht in die Suppe spucken, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.  

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Ich werde auch nicht im Detail auf die Rede einge-
hen. Aber wenn der Abgeordnete Keith fragt, warum 
wir nicht den Reallohnindex anwenden, sondern den 
Nominallohnindex, dann kann er uns ja mal erklären, 
wie die Inflation einen Bogen um die Abgeordneten 
machen soll, um das durchzusetzen. Welche Logik 
dahinter steckt, ist relativ einfach: Er will mit Schmutz 
auf die Abgeordneten werfen, hat selbst keine Kom-
petenz und wirft das uns vor.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann nur sagen: 
Die AfD verabschiedet sich mit jedem Redebeitrag 
aus einer sachgerechten und vernünftigen Debatte. 
Es ist wirklich eine Schande, das immer mit anhören 
zu müssen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Somit 
kommen wir zum Schluss der Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 18/13154 in der ersten von zwei Le-
sungen. Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das 
sind die Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und der FDP. Wer stimmt dagegen? – Das 
ist die AfD. Wer enthält sich? – Keine Enthaltung. Da-
mit ist der Gesetzentwurf Drucksache 18/13154 in 
erster Lesung angenommen.  

Die Fraktionen haben vereinbart, die zweite Lesung 
unmittelbar im Anschluss durchzuführen. – Ich sehe, 
hierzu gibt es keinen Widerspruch. Dann verfahren 
wir so. 

Ich rufe auf die zweite Lesung des Gesetzentwurfs der 
Fraktion der CDU und der SPD, von Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion der FDP, Drucksache 
18/13154, Gesetz zur Änderung des Abgeordneten-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen.  

Hier ist keine Aussprache vorgesehen. Wir kommen 
daher unmittelbar zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf nach zweiter Lesung. Und auch hier frage 

ich: Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das sind 
die Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
Fraktion der AfD. Wer enthält sich? – Keine Enthal-
tung. Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
18/13154 angenommen.  

Wir kommen zu: 

12 NRW muss funktionieren! Bei mehr Kriminali-
tät braucht es mehr Justiz. Für ein starkes 
Land mit starker Justiz für mehr Gerechtigkeit! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/13152 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der SPD der Abgeordnetenkolle-
gin Frau Bongers das Wort.  

Sonja Bongers (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich gehe da-
von aus, dass einige von Ihnen bei diesem Tages-
ordnungspunkt ein Déjà-vu haben. Und ich kann 
Ihnen sagen: Ja, Sie haben dieses Déjà-vu zu Recht. 
Es ist notwendig, dass wir in diesem Hohen Hause 
immer und immer wieder klar und deutlich sagen, 
dass unsere Justiz in allen Bereichen dringend Ver-
stärkung benötigt. Das vielleicht als grundsätzliche 
Vorbemerkung. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Unser Rechtssystem in Deutschland ist gut. Aber 
Recht muss auch umgesetzt werden. Und dafür 
braucht es Personal und dessen angemessene Aus-
stattung. Wir haben in unserem Antrag aufgezeigt, 
wie viele unterschiedliche Berufsgruppen in die Ahn-
dung von Straftaten involviert sind, angefangen bei 
der Polizei, die Anzeigen aufnimmt, und Staatsan-
waltschaften, die Beweise ermitteln. Darüber hinaus 
braucht es Richterinnen und Richter, die sich gründ-
lich mit ihren Fällen beschäftigen und Urteile spre-
chen. Es braucht Justizvollzugsbeamte, die ganz 
konkret dafür sorgen, dass Strafen auch umgesetzt 
werden. Es braucht Justizwachtmeister und Justiz-
wachtmeisterinnen, die sich darum kümmern, dass 
bei Gericht alles in geordneten Bahnen verläuft.  

Alle diese Berufsgruppen arbeiten zurzeit unter mas-
siv hoher Belastung. In allen diesen Berufsgruppen 
brauchen wir mehr Personal. Nur dieses Personal 
garantiert uns letztendlich, dass unser Rechtssystem 
gerecht bleibt. Nur dieses Personal, sofern es ausrei-
chend ist, stellt sicher, dass das ansteigende Arbeits-
aufkommen auch bewältigt werden kann. Schaut 
man sich die Statistiken der vergangenen zehn Jahre 
an, so stellt man fest, dass bei ungefähr gleichblei-
bender Anzahl von Straftaten in Nordrhein-Westfalen 
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in den letzten zehn Jahren zwischen circa 1,35 bis 
1,5 Millionen die Zahlen der aufgeklärten Fälle zwi-
schen 700.000 und 550.000 schwankten.  

Die Anzahl der Verurteilungen ist jedoch drastisch 
gesunken. Ein Beispiel: Im Jahr 2014 wurden in 
NRW rund 1,5 Millionen Straftaten begangen. Davon 
wurden 726.000 aufgeklärt. 161.000 dieser Fälle 
führten zur Verurteilung.  

Im Jahr 2023 wurden 1,4 Millionen Straftaten regis-
triert, aber nur 483.000 davon aufgeklärt. Gerichte 
verurteilten in 134.000 Fällen. Lassen Sie sich diese 
Zahlen noch einmal ganz langsam durch den Kopf 
gehen, und Sie bemerken eine Diskrepanz. Diese 
Diskrepanz, die ich heute aufzeige, ist mit keinerlei 
Vorwürfen verbunden, sondern immer mit der Moti-
vation, diese Zahlen endlich zur Kenntnis zu nehmen 
und das Personal in allen Bereichen aufzustocken. 

Ich habe gerade gesagt, dass Sie heute nichts 
Neues von uns erfahren. Ja, das ist leider so. Aber 
ich habe den Eindruck, dass diese Landesregierung 
und auch die regierungstragenden Fraktionen trotz 
der ich weiß nicht wievielten Wiederholungen immer 
noch nichts dazu gelernt haben. Aber auch die Pä-
dagogen sagen, dass stetige Wiederholungen dazu 
führen, dass sich Dinge besser einbrennen. Insofern 
werden wir nicht müde, dies immer und immer wieder 
zu tun, auch wenn es vielleicht etwas müßig ist und 
der oder die eine hier sich doch etwas gelangweilt 
fühlt.  

(Beifall von der SPD) 

Insoweit hier mein Versprechen, unser Versprechen – 
die anderen sehen es vielleicht als Drohung –: Wir 
werden nicht eher Ruhe geben, bis Sie, Herr Minister 
Limbach, bis Sie, liebe regierungstragende Fraktio-
nen, dieses Problem endlich mit Herz und Leiden-
schaft angehen und die Beschäftigten nicht im Re-
gen stehen lassen.  

Ich sage ich schon mal: Vermutlich bis zum nächsten 
oder übernächsten Plenum. Ich wiederhole es gerne, 
auch wenn ich mir durchaus noch viele andere The-
men vorstellen könnte. – Recht herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der CDU spricht nun die Abgeordne-
tenkollegin Frau Erwin. 

Angela Erwin (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Kollegin Bon-
gers sprach eben vom Déjà-vu. Ich würde sagen: 
täglich, nein, heute fast stündlich grüßt das Murmel-
tier. Ganze fünf Anträge bringen Sie, liebe Kollegen 
der SPD, unter dem Titel „NRW muss funktionieren“ 
in diese Plenarwoche ein.  

(Kirsten Stich [SPD]: Es werden noch mehr 
kommen!) 

Ja, es ist richtig: Der Inhalt Ihres Antrags ist uns allen 
nicht neu. Man kann sich da schon die Frage stellen, 
ob Ihnen die Fantasie abhandengekommen ist. Aber 
sei es drum.  

Eines ist jedenfalls klar: Nordrhein-Westfalen funkti-
oniert. Und daran arbeitet die Landesregierung Tag 
für Tag. 

(Beifall von der CDU) 

Die Justiz ist das Herzstück des Rechtsstaats – eine 
Aussage, der ich uneingeschränkt zustimme. Und ja, 
uns alle eint das Ziel, diese tragende Säule unseres 
Landes noch weiter zu stärken und zukunftssicher 
aufzustellen.  

Genau genommen beleben rund 40.000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter die Herzkammer unseres 
Rechtsstaats. Ich sage heute noch einmal: Danke, 
Danke, Danke an alle Mitarbeiter in allen Berufsgrup-
pen in der Justiz, den Rechtspflegern, den Wach-
meistern, den Staatsanwälten, den Gerichtsvollzie-
hern, den Richtern bis hin zu dem Geschäftsstellen-
personal. Sie alle leisten jeden Tag einen unglaublich 
wichtigen Beitrag für das Funktionieren unseres 
Rechtsstaats. 

(Beifall von der CDU und von Wibke Brems 
[GRÜNE]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Opposition, ent-
gegen den Ausführungen in Ihrem Antrag zu den 
Zahlen von Straftaten, weist die Kriminalitätsentwick-
lung in Nordrhein-Westfalen für 2024 einen leichten, 
aber immerhin einen Rückgang der registrierten 
Straftaten um etwa 1 % im Vergleich zum Vorjahr 
aus. In Ihrem Antrag malen Sie ein anderes Bild. Ich 
rate Ihnen daher, mal einen Blick in die Unterlagen 
zu werfen. Das kann durchaus hilfreich sein.  

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass trotz dieses 
leichten Rückgangs der Zahlen die Justiz und insbe-
sondere die Staatsanwaltschaften stark belastet 
sind. Das sehen wir und haben deshalb gezielt Maß-
nahmen ergriffen, um gegenzusteuern.  

Sie haben eben davon gesprochen, liebe Kollegin 
Bongers: Steter Tropfen höhlt den Stein. – Das will 
ich mal nehmen und noch mal darauf hinweisen: 
Richterinnen und Richter wurden vorübergehend in 
die Staatsanwaltschaften abgeordnet, um dort Ent-
lastung zu schaffen, genau da, wo es am dringends-
ten benötigt wird.  

Diese Maßnahme trägt dazu bei, Verzögerungen in 
Strafverfahren zu minimieren. Und es bleibt nicht bei 
Einzelmaßnahmen. Auch darüber haben wir schon 
oft gesprochen. Trotz der herausfordernden Haus-
haltslage haben wir keine Stellenstreichungen bei 
Richtern, Staatsanwälten und Rechtspflegern vorge-
nommen. Vielmehr haben wir die Ausbildungs-
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offensive konsequent fortgesetzt, um dem Fachkräf-
temangel und den Pensionierungswellen zu begeg-
nen.  

Ein zentraler Hebel für eine effizientere Justiz ist die 
Digitalisierung. Auch darüber haben wir schon oft ge-
sprochen. Bis Ende 2025 sollen alle Gerichte und 
Staatsanwaltschaften in Nordrhein-Westfalen mit der 
E-Akte arbeiten. NRW nimmt hierbei im bundeswei-
ten Vergleich eine Vorreiterrolle ein.  

Digitalisierung bedeutet aber nicht nur weniger Pa-
pier, sondern auch schnellere Verfahren, effizientere 
Arbeitsabläufe und eine spürbare Entlastung des 
Personals. Deshalb wurde der IT-Etat 2024 um 
26 Millionen Euro erhöht.  

Und es geht nicht nur um Technik, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, sondern auch um die Menschen, die 
in der Justiz arbeiten. Wir haben zum Beispiel die 
Zahl der Homeoffice-Zugänge in den Jahren 2023 
und 2024 ausgeweitet, um familienfreundlichere und 
flexiblere Arbeitsbedingungen zu ermöglichen.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Erwin, ich 
muss Sie kurz unterbrechen, weil es eine Zwischen-
frage gibt. 

Angela Erwin (CDU): Ich mache weiter. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie machen wei-
ter. 

Angela Erwin (CDU): Selbstverständlich stehen wir 
auch im ständigen Austausch mit allen Berufsgrup-
pen, um ihre Interessen und Erfahrungswerte unge-
filtert zu erfassen, mit einem ganz klaren Ziel: Ver-
besserungen voranzutreiben. Das treibt uns in den 
regierungstragenden Fraktionen nämlich um. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Opposition, Sie 
sprechen in Ihrem Antrag von einer von innen brö-
ckelnden Justiz und von einer massiven Überlas-
tung, einer Überlastung, die teils durch Sie hausge-
macht ist. Und auch darauf möchte ich heute noch 
mal hinweisen – darüber haben wir schon oft gespro-
chen –: Eine wesentliche Ursache für den zusätzli-
chen Arbeitsaufwand im letzten Jahr – ich werde 
nicht müde, darauf hinzuweisen – liegt in den nach-
träglichen Prüfverfahren zur Cannabis-Legalisie-
rung, der Legalisierung, die Sie auf Bundesebene mit 
vorangetrieben haben. Über 86.000 Verfahren muss-
ten aufgrund dessen in NRW händisch überprüft wer-
den: ein bürokratischer Kraftakt sondergleichen, der 
wertvolle Ressourcen gebunden hat. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, Ihr Antrag 
lässt die bisherigen Fortschritte und die tatsächlichen 
Herausforderungen in der Justiz leider außer Acht. 
Deshalb lehnen wir ihn ab. Wir setzen stattdessen 

auf eine konsequente Fortführung der begonnenen 
Maßnahmen.  

Wir arbeiten jeden Tag daran, die Justiz in Nordrhein-
Westfalen weiterhin zu stärken, und zwar nicht nur 
auf dem Papier, sondern mit konkreten Maßnahmen, 
damit NRW weiterhin funktioniert. Sie sind herzlich 
eingeladen, daran mitzuwirken. – Herzlichen Dank 
für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die Frage wollten 
Sie jetzt nicht mehr zulassen? Verstehe ich das rich-
tig? 

(Angela Erwin [CDU] signalisiert Zustimmung. – 
Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Ich wollte sie nur 
fragen, wie sie zur Referendarausbildung 
steht!) 

– Okay, um das geklärt zu haben. – Für Bündnis 90/Die 
Grünen spricht nun Abgeordnetenkollegin Frau Han-
ses. 

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demo-
kratischen Fraktionen! NRW funktioniert. Die Justiz 
im rechtsstaatlichen Gefüge trägt jeden Tag zum Ge-
lingen bei. Das lassen wir uns von Ihnen auch nicht 
dystopisch schlechtreden. 

Ja, wir haben einen Fachkräftemangel. Herzlichen 
Glückwunsch zu der Erkenntnis an die SPD! Wir ar-
beiten aber jeden Tag daran, konsequent Beschäf-
tigte in der Justiz zu stärken sowie die Justiz modern 
und effizient aufzustellen. Justizbeamtinnen, Richte-
rinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte, Wachtmeisterinnen, Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger, sie alle kommen nicht aus dem 3-D-
Drucker. Es dauert eine Weile, bis Ausbildungs-
gänge durchlaufen sind und Fachkräfte in vollem 
Umfang zur Verfügung stehen. 

Die Fachkräfte- und Ausbildungsoffensive im Justiz-
bereich zeigt schon spürbare Ergebnisse. Es braucht 
eben eine Zeit, bis gut ausgebildete Fachkräfte zur 
Verfügung stehen. 

(Beifall von Hedwig Tarner [GRÜNE]) 

Diese Herausforderungen leugnen wir nicht, aber wir 
schauen genau hin – differenziert, realistisch und 
konstruktiv. Wer hier nur rotsieht, verkennt die Chan-
cen und die Bewegung, die längst im Gange ist. 

Dass Sie in Ihrem Antrag ausgerechnet die Gerichts-
vollzieherinnen und Gerichtsvollzieher herausgrei-
fen, ist unverständlich. Als die Evaluation der Ge-
richtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher im 
Rechtsausschuss auf der Tagesordnung stand, ha-
ben Sie nichts dazu gesagt. 
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Die steigenden Zahlen im Bereich der Gewaltdelikte 
sollten wir uns in der Tat genauer ansehen. Dieses 
Phänomen betrifft nicht allein die Justiz, sondern 
selbstverständlich ist es eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe in Bezug auf Prävention, Intervention 
und ein hoffentlich verändertes Anzeigeverhalten. 
Wir müssen schauen, wie wir Gewalt in Zukunft ge-
meinsam verhüten können und dass Menschen we-
niger Straftaten begehen. 

Den Ton, den Sie in diesem Antrag anschlagen, fin-
den wir unangemessen, reißerisch und für ein Mitei-
nander nicht hilfreich. 

(Beifall von Anja von Marenholtz [GRÜNE] 
und Jens Kamieth [CDU]) 

Im Bereich der Digitalisierung gehen wir deutlich vo-
ran. Im Haushalt 2025 wurden insgesamt 184 Millio-
nen Euro für die Digitalisierung der Justiz bereitge-
stellt. Der Prozess der Digitalisierung ist noch lange 
nicht abgeschlossen. Wir werden weiter daran arbei-
ten, dass auch die letzten Aktenberge und Gürtel-
tiere, die aus diesen Aktenbergen entstehen, lang-
sam, Stück für Stück aus den Büros verschwinden 
und konsequent digital gearbeitet werden kann. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Justiz sind 
nicht perfekt, aber gut ausgestattet. In Ihrem Antrag 
hört es sich so an, als würden sie mit Fax und Brief-
taube arbeiten. Dem ist nicht so. Nordrhein-Westfa-
len stärkt das Homeoffice bzw. mobiles Arbeiten und 
möchte die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wei-
ter voranbringen. 

Liebe Frau Bongers, es ist egal, ob sich mit Ihrem 
Antrag jemand hier langweilen oder ein Déjà-vu-Er-
lebnis haben könnte. Wir haben mit Ihrem Antrag das 
Problem, dass das etwas mit den Beschäftigten 
macht. Wir finden, dass es dem Engagement der Be-
schäftigten nicht gerecht wird. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

NRW … 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Frau Kollegin, 
entschuldigen Sie … 

(Vizepräsident Rainer Schmeltzer wendet sich 
der Schriftführerin zu und erhält eine Informa-
tion.) 

– Ist noch nicht? 

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Herr Präsident, wir hat-
ten einen Wechsel; das ist schön. Ich fahre eben fort, 
um zum Schluss zu kommen.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Ich korrigiere 
einfach den Bildschirm, und Sie können weiterma-
chen. 

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Alles klar. – NRW funk-
tioniert, und es bleibt dabei. 

(Lachen von Frederick Cordes [SPD]) 

Möchten Sie Rechtspflegerinnen und Rechtspflegern 
wirklich ins Gesicht sagen, dass die nordrhein-west-
fälische Justiz nicht funktioniert? Wir fänden das 
schade. NRW funktioniert. Wir lehnen Ihren Antrag 
ab. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Entschuldigung, 
Frau Kollegin Hanses. 

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Ist doch noch etwas? 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Es hat einen 
Wechsel gegeben. 

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Ja. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Das haben Sie 
festgestellt. Die Technik hat ein bisschen gestreikt. 
Es liegt von Frau Kollegin Müller-Witt doch der 
Wunsch nach einer Zwischenfrage vor. Würden Sie 
diese noch zulassen? 

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Na, sehen Sie. 
Geht doch alles. – Bitte schön. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Frau Kollegin, Sie ha-
ben gerade so von den Ausbildungszahlen und da-
von geschwärmt, wie wunderbar das läuft. Wie beur-
teilen Sie die Reduzierung der Zahl der Referendare 
in der Ausbildung? Welche Auswirkung hat das denn 
auf die Justiz? 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Frau Kollegin. 

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Sehr gerne, Herr Prä-
sident. – Liebe Kollegin Müller-Witt, selbstverständ-
lich haben wir darüber gesprochen, dass das in die-
sem Haushaltsjahr ein schmerzhafter, aber notwen-
diger Schritt war, um einen deckungsfähigen Haus-
halt vorzulegen. Das ist uns als Haushaltsgesetzge-
ber wirklich sehr schwergefallen. 

Wir haben mit dem Ministerium einen Weg aufge-
zeigt, wie wir die Zahlen bereits in diesem Jahr wie-
der steigern können, weil wir in der Tat Rechtsrefe-
rendare an vielen Stellen brauchen: im Vollzug, bei 
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Staatsanwaltschaften und an Gerichten. Man 
braucht sie auch in der Anwaltschaft. 

Mir fehlten da Ihre konstruktiven Vorschläge. Wir sind 
froh, dass wir diese notwendigen Schritte Stück für 
Stück wieder zurückgehen können. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hanses. – Für die Fraktion der FDP 
spricht jetzt der Abgeordnete Dr. Pfeil. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen und Kolleginnen! Es ist ein weiterer Antrag zu ei-
nem bekannten Thema. Frau Bongers hat es gesagt, 
Frau Erwin hat es bestätigt, und Frau Hanses hat ge-
nau das auch erklärt. Wir hätten zwar Probleme, aber 
könnten nichts daran ändern. Gerade deswegen ist 
der Antrag der SPD in diesem Plenum wichtig. Die 
Diskussion darüber sollte nicht verstummen. 

Wir vonseiten der FDP haben viele kleine Anträge 
und Berichtswünsche zu diesen Themen gestellt. In 
dem Zusammenhang darf ich nur einige wenige nen-
nen, die auch hier im Plenum diskutiert wurden. 

26.05.2023, TOP 3: Novellierung der Justizwacht-
meister-Ausbildung dringend erforderlich! 

26.10.2023, TOP 4: Mehr Wertschätzung für die Jus-
tiz bedeutet auch bessere Bezahlung, ein modernes 
Arbeitsumfeld, professionellere Kampagnen und 
Achtung vor der Dritten Gewalt sowie ihren Reprä-
sentanten und Beschäftigten.  

22.03.2024, TOP 5: Die Justiz in NRW kollabiert – 
der Ministerpräsident muss eine „politische Füh-
rungsentscheidung“ zum Wohle unseres Rechtssys-
tems in NRW und der 27 Justizberufe in NRW nach 
Art. 55 Landesverfassung NRW treffen. 

03.07.2024, TOP 12: Pläne zur Reduzierung der Re-
ferendarstellen müssen gestoppt werden! 

12.09.2024, TOP 12: Die Untätigkeit des Justizminis-
teriums rächt sich: Hunderte Ordnungswidrigkeiten 
und Strafverfahren bleiben wegen Arbeitsüberlas-
tung unbearbeitet und verjähren. Geschäftsstellen 
der Gerichte und Staatsanwaltschaften in NRW müs-
sen dringend besser aufgestellt werden. 

04.12.2024, TOP 10: Gerade bei knappen Kassen 
und akutem Personalmangel ist eine vorausschau-
ende Personalbedarfsermittlung essenziell. Für eine 
funktionsfähige Justiz brauchen wir eine Übersicht 
der relevanten Daten und Zahlen in allen 28 Berufs-
gruppen der Justiz. 

Das waren nur einige TOPs, die wir hier behandelt 
haben.  

Selbst die Ergebnisse der teilweise zu den Anträgen 
durchgeführten Sachverständigenanhörungen wur-
den ignoriert. Dies hat dem Ansehen der Justiz auch 
bei vielen Justizmitarbeiterinnen und Justizmitarbei-
tern bereits erheblich geschadet. Es wird insbeson-
dere als mangelnde Wertschätzung interpretiert.  

Stattdessen wurden die Voraussetzungen für viele 
Justizberufe – das gilt gerade für die ohnehin schon 
unter erheblichem Druck stehenden Staatsanwalt-
schaften – auch durch die Reduzierung der Referen-
darstellen, wie wir eben gehört haben, künstlich ver-
schärft. Auch hierfür gab es von keiner Seite Ver-
ständnis, zumal die einzige Begründung des Justiz-
ministers eine vergleichsweise minimale Einsparung 
im Justizhaushalt war.  

(Beifall von der FDP und Elisabeth Müller-Witt 
[SPD]) 

Ich schließe mich sehr gerne der Beschlussfassung 
des vorliegenden Antrags an, die da lautet: Spar-
zwänge dürfen sich nicht auf das Herzstück des 
Rechtsstaats auswirken. Die Justiz muss weiterhin 
so aufgestellt sein, dass sie eine wirksame Strafver-
folgung und einen effizienten Rechtsschutz garantie-
ren kann.  

(Beifall von der FDP, Elisabeth Müller-Witt 
[SPD] und Kirsten Stich [SPD]) 

Es gibt derzeit über 250.000 offene Ermittlungsver-
fahren. Da hilft auch kein Schönreden, wie es letzte 
Woche im Rechtsausschuss versucht wurde. Fakt 
ist, dass die Zahlen weiter angestiegen sind.  

Aber auch in allen anderen Rechtsbereichen müssen 
die Bürgerinnen und Bürger auf die Institutionen un-
seres Landes vertrauen können. Hier muss durch 
personelle und sachliche Verbesserungen gegenge-
steuert werden. Das wissen wir alle aus Anhörungen 
und aus verschiedenen Vorträgen im Rechtsaus-
schuss. Mit einem Verschieben von Stellen ist es si-
cher nicht getan, zumal diese dann an anderen Orten 
fehlen.  

Zum wiederholten Male fordern wir den Justizminis-
ter daher auf, sich vor den Justizbereich und vor 
seine Mitarbeiter zu stellen und an konstruktiven Lö-
sungen mitzuwirken, statt die Dinge in einer Dauer-
schleife schönzureden und offensichtliche Probleme 
zu negieren. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP, Elisabeth Müller-Witt 
[SPD] und Kirsten Stich [SPD]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Pfeil. – Für die Fraktion der AfD 
spricht jetzt der Abgeordnete Dr. Beucker. 

Dr. Hartmut Beucker*) (AfD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Was die 
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SPD hier zusammengetragen hat, ist dramatisch. 
Wenn man formuliert: „NRW muss funktionieren!“, 
dann impliziert das, NRW funktioniere eben nicht. 
Sonst müsste man das nicht fordern.  

Das soll, folgt man der SPD, auch für die Justiz gel-
ten. Sehen wir uns die Belege dafür an, die im Antrag 
als Argumente für die Forderung dienen. Sämtliche 
dort aufgeführten Missstände bestehen. Das ist nicht 
zu leugnen; es ist nicht so schrill, wie es da klingt, 
aber sie bestehen.  

Im Rahmen der Haushaltsberatungen werden regel-
mäßig Besprechungen auch mit den Landesbeam-
ten und Landesbediensteten bzw. deren Vertretun-
gen durchgeführt. Die verschiedenen Personalgrup-
pen legen ihre Beschwerden über die Verhältnisse in 
ihrem Arbeitsbereich vor. Das liegt in der Natur der 
Sache, weil die Vertretungen der Landesbeschäftig-
ten ihr Dasein rechtfertigen müssen. Das geht am 
besten, wenn man sich über das Arbeitsumfeld und 
insbesondere über die Entlohnung beklagt, um hier 
zu Verbesserungen zu kommen. Das ist auch über-
haupt nicht zu kritisieren. Man wird also so gut wie 
nie auf einen Gewerkschafter oder Beamtenvertreter 
stoßen, der sagt: Nein, alles gut, und Geld gibt es 
auch genug. – Die Klage ist der Gruß des Personal-
vertreters, so könnte man es formulieren.  

Unter anderem aus den erwähnten Personalgesprä-
chen stammen die Angaben im SPD-Antrag, und so 
erklärt sich auch der alarmistische Ton, der sich, im 
Sinne der SPD als Opposition, als Eindruck verfesti-
gen soll. Leider besteht überhaupt keine Aussicht, 
dass diese, geriete sie – Gott bewahre – in NRW wie-
der einmal in Regierungsverantwortung, es besser 
machen würde. Die Personalklagen reichen bis in die 
Zeit der letzten SPD-Regierung zurück. Damals war 
der Justizminister noch fest in der SPD verwurzelt, 
bevor er zu den Grünen wechselte.  

Viel besser geworden ist es in der Justiz nicht. Selbst 
wenn man den Alarmton der Interessenvertreter des 
Landespersonals herunterregelt, bleibt noch genug 
Kritikwürdiges, und beim Abstellen der Missstände 
geht es anscheinend nicht recht voran. Die mangel-
hafte technische Ausstattung, die antiquierten Ar-
beitsabläufe und die fehlende Attraktivität des Ar-
beitsplatzes, zumal der tägliche Ausfall der IT-
Systeme – so stellt man sich das als Bürger nicht vor. 
Man kann also dem Justizminister und der Regierung 
kein so gutes Zeugnis ausstellen.  

Es hat mit Geld zu tun. Alles ließe sich leicht lösen, 
wenn für die Justiz genug Geld da wäre. Ministerprä-
sident, Minister und Regierung stellen der Justiz aber 
nicht genug zur Verfügung, zumindest bislang. Es 
bleibt abzuwarten, ob sich nach der Pulverisierung 
der Schuldenbremse Geld dafür findet.  

Dabei wäre es vorher schon vorhanden gewesen. Mit 
der notwendigen Priorisierung der Staatsaufgaben 
und mit der schon lange überfälligen Aufgabenkritik 

wären die drängenden Probleme der Justiz zu besei-
tigen gewesen. Das fordert die AfD schon lange, 
aber es ist nicht gewünscht. Lieber steckt man das 
Geld in Wahlgeschenke und die Rundumversorgung 
von Migranten. Für die Justiz reicht es dann nicht 
mehr. Das betrifft dann wieder alle Altparteien.  

Lassen Sie mich zum Ende noch auf zwei Aspekte 
des Antrags eingehen. Mit der Überschrift des An-
trags und der Formulierung „für mehr Gerechtigkeit!“ 
an dessen Ende möchte man den Lesern den Ge-
danken einträufeln, man brauche nur den Forderun-
gen des Antrags zu folgen, und es gebe mehr Ge-
rechtigkeit. Das ist eine gefährliche Verächtlichma-
chung des Staates und der Justiz. Gerecht geht es 
immer noch zu, nur galoppiert der Justizschimmel 
eben nicht so schnell.  

Zum letzten Punkt: Es ist eine große Hysterie in der 
Debatte, wenn die Demokratie andauernd in Gefahr 
gesehen wird. Seit der Wiedervereinigung haben nie 
so viele Wähler an einer Bundestagswahl teilgenom-
men wie an der letzten. Das festzustellen, reicht ei-
gentlich schon. 

Die einzige Gefahr für die Demokratie kommt von 
den Altparteien, die sich einem Politikwechsel mit 
zweifelhaften Methoden zu widersetzen versuchen. 
Die Moralisierung der Politik und die Aufgabe parla-
mentarischer Gepflogenheiten sind die Gefahren, die 
wir sehen. Mitverursacher ist die SPD. 

Ich fordere Sie auf, die Debatten auch in dieser Hin-
sicht sachlicher zu führen. In Bezug auf die Miseren 
in der Justiz gelingt Ihnen das ja einigermaßen. Das 
ist der Grund, weswegen wir dem Antrag zustimmen 
werden. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Dr. Beucker. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Minister Dr. Limbach. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Justiz ist das Herzstück des Rechtsstaats, und daran 
darf nicht gespart werden. Diese und andere selbst-
verständliche Feststellungen möchten Sie, liebe Frau 
Bongers, mit Ihrem Antrag vom Landtag beschließen 
lassen.  

Das klingt auf den ersten Blick gut, aber eben nur auf 
den ersten Blick. Denn in Ihren Beschreibungen der 
Ausgangslage gehen Sie nicht nur von falschen An-
nahmen aus. Überdies zeichnen Sie aus politischem 
Kalkül das Zerrbild einer bröckelnden, schlecht aus-
gestatteten und überlasteten Justiz in Nordrhein-
Westfalen.  

Ein solcher Antrag trägt nicht ansatzweise dazu bei, 
die bestehenden Probleme, die es in einigen Ge-
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schäftsbereichen durchaus gibt, etwa bei den bun-
desweit hochbelasteten Staatsanwaltschaften, zu lö-
sen. Der Antrag diskreditiert die Arbeit der gesamten 
Justiz in Nordrhein-Westfalen. Das kann ich nicht to-
lerieren, schon gar nicht, wenn dabei wie in Ihrem 
Antrag unzutreffende Behauptungen aufgestellt wer-
den.  

Beginnen möchte ich mit der angeblich mangelhaften 
technischen Ausstattung. Richtig ist: Die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Justiz des Landes Nord-
rhein-Westfalen erhalten im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel die bestmögliche IT-Ausstattung 
auch für die mobile Arbeit, insbesondere um flexible 
und familienfreundliche Arbeitszeiten und -bedingun-
gen für alle Justizangehörigen zu schaffen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Nun komme ich zu den im Antrag geschilderten IT-
Störungen bei den Staatsanwaltschaften. Ja, eine 
funktionierende Justiz-IT ist die Basis für die zuneh-
mend digitalisierte Erfüllung des verfassungsrecht-
lich verbürgten Rechtsschutzauftrags der dritten Ge-
walt. Die Handlungsfähigkeit der Justiz muss trotz al-
ler Sicherheitslagen und weiteren Anforderungen 
stets aufrechterhalten bleiben.  

Ein strukturelles Defizit der justizeigenen Informati-
onstechnik ist nicht gegeben. Die IT-Probleme wie im 
Herbst 2024, welche die Anwenderinnen und An-
wender spürbar belastet haben, wurden erfolgreich 
behoben. Aktuell sind sowohl die Störungsticket- als 
auch die Berichtslage unauffällig.  

Gleichwohl können alle Überwachungs- und Siche-
rungssysteme in der gesamten digitalen Welt indes 
keine Gewähr dafür bieten, dass nicht auch künftig 
Beeinträchtigungen oder Fehler auftreten werden. 
Aber das Streben darum, immer besser zu werden, 
ist und bleibt eine Daueraufgabe in der IT, der sich 
alle Verantwortlichen der Justiz des Landes Nord-
rhein-Westfalen mit großem Engagement widmen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Ferner erlaube ich mir, auf Ihre Behauptungen in Be-
zug auf die Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvoll-
zieher einzugehen. Diese sind schlichtweg falsch. 
Der zweite Evaluierungsbericht über die Gerichtsvoll-
ziehervergütungsverordnung wurde am 17. Dezem-
ber 2024 vom Kabinett beschlossen und liegt Ihnen 
mit der Vorlagennummer 18/3481 vor. Er war sodann 
unter TOP 17 Gegenstand der Rechtsausschusssit-
zung am 22. Januar 2025.  

Den Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollziehern 
werden auch nicht in rechtswidriger Weise Zahlun-
gen verwehrt. Sie erhalten bekanntlich neben ihrer 
Besoldung eine Anreizvergütung in Form eines pro-
zentualen Anteils der von ihnen eingenommenen 
Gebühren- und Dokumentenpauschalen.  

Aus dieser zusätzlichen Vergütung sind die Kosten 
für Einrichtung und Betrieb des Büros zu finanzieren. 
Der überschießende Betrag verbleibt ihnen als Leis-
tungsanreiz. Ausweislich des Ergebnisses des zwei-
ten Evaluierungsberichts ist die den Gerichtsvollzie-
herinnen und Gerichtsvollziehern verbleibende Ver-
gütung nicht zuletzt aufgrund der positiven Entwick-
lung der Auftragslage und damit auch der Dienstein-
nahmen ausreichend, um den Bürobetrieb einzurich-
ten, zu erhalten und die notwendigen Sach- und Per-
sonalkosten zu bestreiten.  

Weiter möchte ich ausdrücklich betonen, dass die 
Kolleginnen und Kollegen im Wachtmeisterdienst in 
meinem Ministerium dieselbe Wertschätzung genie-
ßen wie alle anderen Dienstgruppen auch. Die als 
Beleg für vermeintliches Desinteresse aufgestellte 
Behauptung, aus meinem Haus habe niemand an 
der Anhörung des Landtags zum Wachtmeister-
dienst teilgenommen, ist schlichtweg falsch. Tat-
sächlich waren sogar drei Beamte des Ministeriums 
der Justiz bei der Anhörung anwesend. So viel zu 
den Fakten.  

Zuletzt möchte ich noch auf die im Antrag angespro-
chenen Ausbildungsthemen eingehen. Die Justiz be-
treibt seit Jahren eine beispiellose Ausbildungsoffen-
sive, bei der jedes Jahr 350 Rechtspflegeanwärterin-
nen und -anwärter und 406 Justizfachwirtinnen und 
Justizfachwirte das Studium und die Ausbildung auf-
nehmen. Auch der juristische Vorbereitungsdienst in 
Nordrhein-Westfalen behält trotz der – auch für mich – 
schmerzhaften, allerdings unvermeidlichen Ein-
schnitte seine hohe Attraktivität und Qualität. 

Unter dem Strich bleibt von dem vorliegenden Antrag 
außer einer schönen Überschrift nichts übrig. – Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Eli-
sabeth Müller-Witt [SPD]: Das war die Ohr-
feige für die Mitarbeiter!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Limbach. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss der Aus-
sprache. 

Die antragstellende Fraktion der SPD hat direkte Ab-
stimmung beantragt. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Inhalt des Antrags Drucksache 
18/13152. Wer stimmt dem Antrag zu? – Das sind die 
Fraktion der SPD, die Fraktion der FDP und die Frak-
tion der AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind die 
Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und CDU. 
Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist der Antrag 
Drucksache 18/13152 abgelehnt.  

Wir kommen zu: 
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13 Doping auch bei Jugendlichen immer belieb-
ter: Dem SARM-Missbrauch Einhalt gebieten, 
den Freizeitsport stärker ins Visier nehmen! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/13167 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion dem Abgeordneten Keith das 
Wort. 

Andreas Keith (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! In Dortmund 
wird ein 17-Jähriger als Notfall in eine Klinik eingelie-
fert: Verdacht auf Leberversagen. In Essen bricht ein 
15-jähriger Schüler beim Fußballtraining mit schwe-
ren Herzrhythmusstörungen plötzlich zusammen. In 
Köln wird ein 19-jähriger Hobbysportler wegen einer 
massiven Hormonstörung behandelt. Sein Testoste-
ronspiegel war vollständig kollabiert.  

Die Ursachen in allen drei Beispielen: selektive And-
rogenrezeptor-Modulatoren, kurz SARM. Auf TikTok 
und Instagram vermarkten selbsternannte Fitness-
gurus diese wie Steroide wirkenden Substanzen als 
die schnelle Abkürzung zum Traumkörper – ohne Ri-
siko, ohne Nebenwirkung, so die Lüge. In Wahrheit 
werden SARM in Hinterhöfen produziert – ohne Kon-
trolle, ohne Zulassung, ohne Skrupel. Es sind unge-
testete Chemikalien, die die Gesundheit ruinieren. 
Sie können die Leber zerstören, zu Unfruchtbarkeit 
führen und Depressionen auslösen. 

Doping ist längst kein reines Problem des Profisports 
mehr. Im Schatten der großen Arenen, der Olympi-
schen Spiele und von Fußballweltmeisterschaften 
entsteht ein unkontrollierter Schwarzmarkt mitten in 
unseren Fitnessstudios, mitten unter unseren Ju-
gendlichen. Während im Spitzensport mittlerweile, 
und das zu Recht, mit Argusaugen kontrolliert wird, 
während Dopingsünder im Radsport, in der NFL oder 
bei Olympia öffentlich an den Pranger gestellt wer-
den, interessiert sich im Freizeitsport kaum jemand 
für diese Problematik. Während die Politik beim Pro-
fidoping schnell aufhorcht, tappen wir hier im Dun-
keln. 

Dabei sind es unsere Jugendlichen, die sich auf-
grund von Körperkult und Leistungsdruck unwissend 
in Gefahr begeben. Im Internet gelten SARM nämlich 
als Wundermittel, als Geheimwaffe für den Wasch-
brettbauch in vier Wochen. Trotz des eindeutigen 
Verbots durch das Anti-Doping-Gesetz sind sie im 
Netz leicht verfügbar. Wer sie bestellen will, kann das 
mit wenigen Klicks tun. Wollen wir wirklich, dass 
Social Media gefährlicher für die Gesundheit werden 
als Drogen, dass unser Schweigen den illegalen 
Handel befeuert und unsere Kinder zu Versuchska-
ninchen skrupelloser Influencer macht, die auf Likes 
statt auf Gesundheit setzen? 

Die Forderungen, die wir heute auf den Tisch legen, 
sind mehr als nur Symbolpolitik. Sie sind notwendig, 
realistisch und hochwirksam. 

Erstens. Wir müssen die Händler konsequent verfol-
gen. Viele dieser Substanzen werden aus dem Aus-
land geliefert, aber es gibt auch Anbieter mit Sitz in 
Deutschland. Dabei erlaubt das Anti-Doping-Gesetz 
die Strafverfolgung schon heute. Es fehlt nur an Res-
sourcen und dem politischen Willen. 

Zweitens. Trainer, Vereinsvorstände und Übungslei-
ter müssen wissen, was SARM sind, wie sie wirken 
und welche Gefahren sie bergen. Sie müssen die 
Trends in den sozialen Medien kennen, um frühzeitig 
gegensteuern zu können. Mit klaren Handlungsemp-
fehlungen können wir den Breitensport zum Schutz-
raum statt zur Gefahrenquelle machen. 

Drittens. Wir brauchen eine Aufklärungskampagne, 
die dort wirkt, wo der Schaden entsteht, also in der 
Lebenswelt der Jugendlichen: auf Instagram, TikTok, 
in den Fitnessstudios, an Schulen. Wir müssen die 
jungen Menschen mit Fakten, mit drastischen Bil-
dern, mit echten Geschichten von Betroffenen errei-
chen, bevor der erste Klick auf den Kaufbutton er-
folgt, bevor es weitere Opfer gibt. 

Was haben Sie im Namen der Gesundheit unseren 
Jugendlichen während des Coronaterrors nicht alles 
angetan? Sie schlossen Kinderspielplätze, verbann-
ten Schüler in die Isolation und zwangen sie hinter 
Masken, nahmen jungen Menschen für fast zwei 
Jahre ihre Jugend und Freiheit und ließen sie als Ver-
suchskaninchen für dubiose Impfstoffe herhalten – 
alles angeblich im Namen der Gesundheit. 

Mit unserem Antrag haben Sie heute die Möglichkeit, 
viele Jugendliche vor skrupellosen Fitness-In-
fluencern und einer realen Gefahr für ihre Gesund-
heit zu schützen. Nur ein Bruchteil dessen, was Sie 
im Namen der Jugend sonst an Unsummen aus dem 
Fenster schmeißen und wofür Sie hier tolle Reden 
schwingen, kann jetzt Leben retten. 

Werte Kollegen, unterstützen Sie unseren Antrag, 
damit sich nicht noch mehr Jugendliche vergiften. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Keith. – Für die Fraktion der CDU 
spricht jetzt der Abgeordnete Nettekoven. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Bei dem Thema „skrupellose Influencer“ musste ich 
ein bisschen schmunzeln. Wenn Sie dieses Video in 
den sozialen Medien hochladen, dann bin ich mal ge-
spannt, wie die Influencer darauf reagieren. 
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(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und Angela Freimuth [FDP]) 

Der Missbrauch von SARM im Freizeitsport ist zwei-
fellos ein ernstes Problem. Die gesundheitlichen Ri-
siken sind erheblich, besonders für Jugendliche. Wir 
nehmen dieses Thema ernst. Doch der Antrag der 
AfD greift zu kurz, weil er auf bereits bestehenden 
Regelungen aufbaut und keine langfristig wirksamen 
Lösungen bietet. 

Punkt 1: illegale Anbieter stärker verfolgen und sank-
tionieren. Das ist längst gesetzlich geregelt. Das 
Handeln mit SARM unterliegt dem Anti-Doping-Ge-
setz und wird strafrechtlich verfolgt. Statt überflüssi-
ger neuer Regeln brauchen wir eine konsequente 
Durchsetzung der bestehenden Gesetze, insbeson-
dere durch effektivere Kontrollen des Onlinehandels.  

Punkt 2: NRW-Sportverbänden Handlungsempfeh-
lungen geben. Eine pauschale Empfehlung bringt 
wenig. Wir setzen auf den Dialog mit den Sportver-
bänden, um gemeinsam praxisnahe, passgenaue 
Lösungen zu entwickeln, die direkt bei den Sportle-
rinnen und Sportlern ankommen. 

Punkt 3: Aufklärungskampagne starten, aber umfas-
send. Aufklärung ist entscheidend, aber nicht isoliert. 
Der Landessportbund NRW verfolgt bereits einen 
ganzheitlichen Ansatz, bei dem verschiedene The-
men zusammengedacht werden. Dabei geht es nicht 
nur um Anti-Doping, sondern auch um Gewaltprä-
vention im Sport – etwa durch das Qualitätsbündnis 
zum Schutz vor sexualisierter und interpersoneller 
Gewalt –, Prävention von Verletzungen durch si-
chere Trainingsmethoden und Ernährungsbildung für 
einen gesunden und dopingfreien Lebensstil. Diese 
breite Betrachtung fördert nicht nur die körperliche 
Gesundheit, sondern stärkt auch das Bewusstsein 
für fairen und dopingfreien Sport. Das ist der richtige 
Weg, nicht der isolierte Blick auf ein einzelnes 
Thema.  

Fazit: Wir lehnen den Antrag ab, weil er oberflächlich 
bleibt. Unsere Strategie setzt auf eine umfassende 
Prävention, gezielte Aufklärung, konsequente Straf-
verfolgung und die aktive Einbindung der Sportver-
bände. Nur so können wir den Missbrauch von 
SARM im Freizeitsport langfristig und wirksam be-
kämpfen und bei anderen Herausforderungen agie-
ren. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nettekoven. – Für die Fraktion der SPD 
spricht jetzt die Abgeordnete Durdu. 

Tülay Durdu*) (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Keith hat gesagt, 
man solle gewisse Sachen auf TikTok verbieten, um 
die Kinder zu schützen. 

(Hedwig Tarner [GRÜNE]: Ja!) 

Dann hören Sie bitte auf, zu posten. Ich glaube, das 
wäre die beste Maßnahme, die wir den Jugendlichen 
zumuten könnten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Ver-
einzelt Beifall von der CDU) 

Willkürlich und widersprüchlich, das ist die AfD.  

So hat die AfD heute schon einen angeblichen Über-
griffstaat in der Coronapandemie kritisiert und nur 
zwei Stunden später von diesem Staat gefordert, er 
solle sich in die Krankenkassen einmischen. Ich kann 
Ihnen jetzt schon sagen: Mit diesem Antrag steht es 
nicht besser. 

Aber zur Sache. Selektive Androgenrezeptormodula-
toren sind Anabolika, die den Muskelaufbau erheb-
lich vereinfachen. Sie sind Dopingmittel, und sie dür-
fen nicht in den Verkehr gebracht werden. Sie stehen 
in dringendem Verdacht, schwere gesundheitliche 
Schäden zu verursachen. Es ist deshalb dringend 
davon abzuraten, diese Dopingmittel zur Unterstüt-
zung des Muskelaufbaus zu verwenden. 

Hier endet die faktische Grundlage des Antrags der 
AfD-Fraktion. Das Ausmaß des Missbrauchs dieser 
Anabolika wird im dem Antrag nämlich nicht darge-
legt: Wo werden die Präparate gekauft? Wie viele 
Menschen und welche Menschen nehmen sie ein? 
Welche Sportarten sind betroffen? Es gibt keine Stu-
dien hierzu. Herr Keith hat drei Beispiele genannt. 
Woher er die Quelle hat, wissen wir nicht. Aber sei’s 
drum. 

Und was macht man, wenn man nichts hat, aber un-
bedingt etwas haben möchte? Dann verlässt sich die 
AfD auf ihr Bauchgefühl und den Augenschein eines 
kurzen Drifts durch die sozialen Medien. Sie vermu-
tet, diese Dopingmittel werden beim Kraftsport einge-
nommen, wahrscheinlich von Männern. Was folgt 
nun nach Meinung der AfD hieraus? Die gewerbliche 
Verbreitung dieser Dopingmittel soll strikter verfolgt 
werden. Punkt. Keine Lösungsvorschläge, gar 
nichts. „Kümmert euch!“ – so einfach ist das für die 
AfD. 

Ich muss die Damen und Herren von der AfD deshalb 
fragen, ob sie denn ernsthaft glauben, dass die Straf-
verfolgungsbehörden den ganzen lieben, langen Tag 
auf Tipps aus diesem Parlament warten, wo sie mal 
hinschauen sollen. Solche Tipps sollten Sie sich lie-
ber sparen. Das ist doch der blanke Hohn gegenüber 
der Arbeit unserer Polizeibeamten. 

(Beifall von der SPD) 

Und es geht weiter mit klugen Tipps an Experten, an 
Fachleute: Das Land solle eine Handlungsempfeh-
lung an die Sportverbände in NRW aussprechen. Sie 
mögen sich doch bitte schön auf den Stand der For-
schung, der letzten Trends in den sozialen Medien 
bringen.  
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Kolleginnen und Kollegen, das erlebt man ja nicht oft, 
dass eine Fraktion im Landtag diejenigen, die wir zu 
Anhörungen als Experten einladen, damit sie uns mit 
Wissen versorgen, auffordert, sie mögen sich doch 
mal schlaumachen. Auf diese haltlose Idee muss 
man erst mal kommen. 

Aber das Bauchgefühl der AfD folgt nun mal seiner 
eigenen Logik. Es sieht die Gefahr im Fitnesssport, 
adressiert aber an die Sportverbände. Also ein Wi-
derspruch in sich! Besser geht es gar nicht mit der 
AfD. Dabei sind die Verbände und ihre Vereine gar 
nicht im Fitnesssport aktiv, und sie betreiben eher 
selten Fitnessstudios. Aber irgendwem müssen doch 
die Handlungen empfohlen werden, sonst gäbe es 
doch keinen Antrag. Und ebenso folgerichtig – das 
Bauchgefühl will es so unbedingt – soll der Lan-
dessportbund gemeinsam mit der Landesregierung 
eine Aufklärungskampagne über diese Dopingmittel 
entwickeln. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie können sich gar 
nicht vorstellen, was für ein Kopfkino ich habe: Minis-
ter, Stefan Klett, Frau Milz, der Sportausschuss – wir 
alle sitzen im Fitnessstudio und diskutieren über die-
sen Antrag und haben ganz tolle Ideen. Das glauben 
Sie mir. 

Der Landessportbund ist zwar bisher nicht als Groß-
betreiber von Muckibuden bekannt, aber sei’s drum. 
Irgendwer muss jetzt mal was machen, Hauptsache, 
irgendetwas! Wo und wie das noch endet, das ist der 
AfD wie immer egal. 

Kolleginnen und Kollegen, ich habe gar nichts gegen 
Bauchgefühle. Nur, in Parlamentsanträgen haben 
sie einfach nichts verloren, und deswegen werden 
wir diesen Antrag selbstverständlich ablehnen. – 
Danke schön. 

(Beifall von der SPD und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Durdu. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt Herr Abgeordneter Zim-
mermann. 

Marc Zimmermann*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Mein Kollege Jens Nette-
koven ist ja schon dezidiert auf die Antragspunkte 
eingegangen. Also kann ich mich kurzfassen. 

Seit 2008 sind Mittel aus dem Spektrum der Selek-
tiven Androgenrezeptormodulatoren, kurz SARM, als 
Dopingmittel deklariert und ihr Besitz und Erwerb in 
geringen Mengen nach Anti-Doping-Gesetz strafbar. 
Geldstrafen und bis zu drei Jahre Haft können dro-
hen. In besonderen Fällen, wenn beispielsweise 
Dritte zu Schaden kommen, können das sogar zehn 
Jahre werden. 

Somit bleibt nur festzuhalten, dass alle rechtlichen 
Möglichkeiten, hier gegenzusteuern, bereits existie-
ren. Kriminellen Machenschaften, die sich über die 
Gesetzeslage hinwegsetzen, werden wir auch mit 
Kampagnen nicht begegnen können. Hier bleibt nur 
die konsequente Ahndung von Straftaten – denn um 
nichts anderes handelt es sich hier –, wenn man Her-
stellung, Besitz und Erwerb dieser Mittel umsetzt. 

Den Antrag lehnen wir wegen fehlender Zugriffsmög-
lichkeiten und Notwendigkeiten ab. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Zimmermann. – Für die Fraktion der 
FDP spricht jetzt Herr Abgeordneter Rasche. 

Christof Rasche*) (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Sport fördert die Gesundheit 
und den Wettkampf. Aber dazu muss es im Sport na-
türlich fair zugehen. Denn wer sich durch Doping Vor-
teile verschaffen will, schädigt dabei häufig auch die 
eigene Gesundheit und den Sport in Gänze. Doping 
ist immer eine ungerechte Sache, und Doping gibt es 
im Profisport und vermeintlich auch im Amateursport 
und vielleicht sogar in Fitnessstudios. 

Der DOSB, die NADA und der LSB versuchen ge-
meinsam, jegliche Strukturen, die Doping betreffen, 
zu bekämpfen. Aber da, wo illegal und inoffiziell ge-
handelt wird, ist es oft schwierig, Strukturen zu be-
kämpfen. Ich vertraue darauf, dass die NADA mit ih-
rer Kampagne „Gemeinsam gegen Doping“ und in 
Kooperation mit dem LSB Nordrhein-Westfalen alles 
Mögliche tut, um Doping zu begegnen. 

Ich verstehe die Intention des Antrages der AfD inso-
fern nicht. Denn auch Sie müssten akzeptieren, dass 
die maßgeblichen Strukturen, die wir in Deutschland 
und in Nordrhein-Westfalen haben, alles unterneh-
men, um Doping zu begegnen. Sie tun allerdings so, 
als würden diese Institutionen nicht in Verantwortung 
handeln. Aus unserer Sicht, aus Sicht der FDP-
Fraktion, ist es aber sehr wohl der Fall, dass diese 
Strukturen alles tun, um Doping zu begegnen.  

Sie stellen das in Ihrem Antrag unter einem falschen 
Licht und misstrauen denjenigen, die alles gegen Do-
ping tun. Das ist ungerecht, das ist unfair. Sie fordern 
in Ihrem Antrag Fairness, indem Doping bekämpft 
wird, aber Sie handeln unfair gegenüber denjenigen, 
die Doping bekämpfen. 

Deswegen können wir Ihren Antrag nur ablehnen, 
denn er geht in die falsche Richtung. Sie wollen sich 
mit diesem Antrag profilieren. Dieser Antrag dient 
dem Sport allerdings in keinster Weise. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der FDP) 
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Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Ministerin Gorißen. 

Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrte Abgeordnete! Sie als Abgeordnete der AfD 
geben vor, ein gesellschaftliches Problem zu be-
obachten, und suggerieren eine Lösung. Ihr tatsäch-
liches Ziel aber verschweigen Sie. Sie schüren näm-
lich Unsicherheiten und zielen auf die Infragestellung 
staatlicher Autorität ab. Ihr Antrag differenziert nicht 
und ist einseitig. Sonst hätten Sie sich mit komplexen 
Sachverhalten und schwierigen Lösungen befasst. 

Stattdessen nutzen Sie die mediale Aufmerksamkeit, 
um vermeintliche Missstände im Sport zu konstruie-
ren und mittels Forderungen nach intensiver Straf-
verfolgung ihre politischen Standpunkte zu propagie-
ren.  

Es sind diese fehlenden Differenzierungen in Ihren 
Anträgen, die unsere Überzeugung bestärken, dass 
es Ihr Ziel ist, mit Desinformation Unsicherheiten zu 
schüren und das Agieren und Handeln staatlicher In-
stitutionen in Misskredit zu bringen. Ihnen geht es 
nicht um die Sache, sondern nur darum, Bedrohun-
gen, Krisen und Ungewissheiten anzuheizen. 

Ihre Haltungen und Positionen sind nicht unser Maß-
stab. Wir antworten mit Sachargumenten. Bei Kon-
trollen fallen immer wieder Nahrungsergänzungen 
mit verbotenen Arzneistoffen oder nicht zugelasse-
nen neuartigen Zutaten wie auch SARM auf. Beson-
ders betroffen sind Nahrungsergänzungsmittel zur 
Potenz- oder Libido-Steigerung und Schlankheitsmit-
tel. Aber auch in Haarwuchsmitteln und Detox-Pro-
dukten werden immer wieder verbotene, recht ge-
fährliche Arzneistoffe gefunden. 

Und ja, auch in Produkten, die gezielt für die zusätz-
liche Einnahme beim Sport werben, finden sich im-
mer mal wieder Substanzen, die dem SARM zuzu-
rechnen sind. Viele davon werden über das Internet 
vertrieben. Umfangreiche Warnmeldungen hierzu 
werden von der Verbraucherschutzzentrale auf einer 
zentralen Plattform „Klartext Nahrungsergänzung“ 
veröffentlicht. 

In jedem Fall verboten sind verschreibungspflichtige 
Arzneistoffe und sogenannte neuartige Zutaten, also 
Lebensmittelzutaten, die in der EU vor 1997 nicht in 
nennenswertem Maße konsumiert wurden. Bei Ein-
fuhr können Produkte mit diesen Inhaltsstoffen vom 
Zoll beschlagnahmt bzw. vernichtet werden. Dies 
passiert und ist die Regel. Häufig sind verbotene 
Stoffe jedoch nicht deklariert und können daher nur 
durch gezielte Untersuchungen auf genau diesen 
Stoff gefunden werden. Und auch dies passiert, und 
diese Produkte werden aus dem Verkehr gezogen. 

Ihre Schlussfolgerung, dass vor allen Dingen der 
Sport ein Problem habe mit SARM-haltigen Produk-
ten, ist eine Behauptung, die sich durch die Realität 
nicht bekräftigt. Ganz im Gegenteil: Besonders der 
Sport wehrt sich wirksam. Die Einnahme bestimmter 
Stoffe, die leistungssteigernd wirken und von Leis-
tungssportlerinnen und -sportlern eingesetzt werden 
können, um sich bei einem Wettbewerb des organi-
sierten Sports einen Vorteil zu verschaffen, ist ge-
mäß Verbotsliste der Welt-Anti-Doping-Agentur 
WADA untersagt. Die Einhaltung wird durch diese 
und die nationalen Anti-Doping-Agenturen kontrol-
liert. Zuwiderhandlungen werden durch ein sportei-
genes Sanktionssystem bestraft. 

Zudem setzt die Nationale Anti-Doping-Agentur 
Deutschland mit ihrem Programm „GEMEINSAM 
GEGEN DOPING“ internationale Präventionsstan-
dards um. Ziel des Programms ist, vor allem junge 
Nachwuchssportlerinnen und -sportler für die Gefah-
ren von Doping und für die Bedeutung eines fairen 
Wettkampfs zu sensibilisieren. Die Länder fördern 
die Umsetzung des Präventionsprogramms mit jähr-
lichen Mitteln in Höhe von 700.000 Euro. 

Wir werden vor allem Verbesserungen erzielen, 
wenn wir das Vertrauen in unsere gemeinsamen Ein-
richtungen, die mit dem Gesundheitsschutz beauf-
tragten öffentlichen Stellen, nicht erschüttern, son-
dern stärken. Wir klären auf, wir informieren, und wir 
unterstützen unsere Institutionen. Dies schafft Si-
cherheit und gibt den Menschen in unserem Land die 
Freiheit, fundiert selbst zu entscheiden. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Gorißen. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss der 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung.  Die antragstellende 
Fraktion der AfD hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt 
des Antrags Drucksache 18/13167. Wer stimmt die-
sem Antrag zu? – Das ist die Fraktion der AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU und FDP. Wer 
enthält sich? – Niemand. Damit ist der Antrag 
Drucksache 18/13167 abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

14 Unsicher im eigenen Zuhause – Zunahme von 
Häuslicher Gewalt in Nordrhein-Westfalen 
durch zügige Umsetzung des Gewalthilfege-
setzes entschlossen bekämpfen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/13153 
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Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der Abgeordneten Kapteinat das 
Wort. 

Lisa-Kristin Kapteinat*) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir ha-
ben heute Morgen schon über die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik diskutiert. Eine Zahl ist dabei aber noch 
unerwähnt geblieben: der Anstieg von häuslicher Ge-
walt in Nordrhein-Westfalen. 

Im Vergleich zum Vorjahr ist die häusliche Gewalt um 
1,9 % gestiegen. Das klingt jetzt vielleicht erst einmal 
nicht so viel. Wenn man aber hinter diese Zahl blickt, 
wird klar: 1,9 % bedeuten 1.272 Menschen, die in ih-
rem Zuhause oder in ihrer Familie oder von ihrem 
Partner Gewalt erfahren haben, also in einem Raum, 
in dem man sich eigentlich sicher fühlen sollte, in 
dem die allermeisten Menschen sich hoffentlich auch 
sicher fühlen können. 

Besonders bedenklich wird diese Zahl, wenn man sie 
mit der Zahl von 2020 vergleicht. Denn dort erkennen 
wir einen Anstieg von fast 20 % in vier Jahren. Das 
sind fast 10.000 Fälle mehr. Die Richtung ist also ab-
solut bedenklich. Es sind 51 Menschen im letzten 
Jahr aufgrund von häuslicher Gewalt verstorben. 

Minister Reul wird in der Pressemitteilung zur PKS 
aufgeführt mit dem Appell, sich zu melden, wenn 
man vom Partner Gewalt erfahren hat. Ich zitiere: 
Denn die Polizei erfahre von ganz vielem nichts. – 
Und das stimmt, Herr Minister. Im Bereich der häus-
lichen Gewalt geht man von einer besonders hohen 
Dunkelziffer aus.  

Es reicht aber nicht aus, Betroffene zu ermutigen, 
sich zu melden, wenn sie schon geschlagen worden 
sind oder Schlimmeres. Meine Kollegin Christina 
Kampmann hat es heute Morgen sehr treffend aus-
gedrückt. Diese Menschen haben keine Geduld 
mehr. Die können nicht mehr warten. Wir müssen 
überlegen, was wir jetzt besser machen können, um 
solche Taten zukünftig zu verhindern. Deswegen er-
warten wir da einfach mehr.  

Dank des Gewalthilfegesetzes, das nach langem Zö-
gern auch mit den Stimmen der Union verabschiedet 
wurde, haben Frauen und Kinder ab dem Jahr 2032 
einen Rechtsanspruch auf kostenlosen Schutz und 
Beratung. Leider hat die CDU verhindert, dass der 
Schutzanspruch auch für Männer und Transfrauen 
gilt. Dafür habe ich persönlich kein Verständnis.  

Aber das Gesetz ist ein großer Wurf. Und es hat vor 
allem gezeigt, ähnlich wie auch die Grundgesetzän-
derung und das Sondervermögen Infrastruktur: 
Wenn sich demokratische Parteien zusammenrau-
fen können, dann wird ganz oft auch das Richtige ge-
tan.  

Angesichts der steigenden Zahlen häuslicher Gewalt 
müssen wir uns, muss sich die Landesregierung 

fragen, ob wir mit der Umsetzung dieses Gewalthilfe-
gesetzes bis 2032 warten können. Ich finde, das kön-
nen wir nicht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 2023 haben 7.234 
Frauen in Nordrhein-Westfalen keinen Platz in einer 
Schutzeinrichtung erhalten. Für 2022 liegen Zahlen 
vor, die belegen, dass in Nordrhein-Westfalen im 
Durchschnitt an 314 Tagen keine Aufnahme möglich 
war. Da kann man als Landesregierung natürlich sa-
gen: Wir bekommen ab 2027 Geld vom Bund, und 
dann schauen wir mal. – Man kann aber auch sagen: 
Wir sehen jetzt die steigenden Zahlen häuslicher Ge-
walt, hier in Nordrhein-Westfalen, jetzt. Wir haben 
Rückenwind aus Berlin. Wir wissen, von dort wird 
Geld kommen. Deswegen gehen wir jetzt voran, weil 
es uns unsere Bürgerinnen und Bürger, insbeson-
dere unsere Frauen und Kinder wert sind.  

(Beifall von der SPD und Susanne Schneider 
[FDP]) 

Deshalb schlagen wir in unserem Antrag die Ge-
währleistung des Rechtsanspruches in Nordrhein-
Westfalen schon ab 2030 vor und nicht erst 2027 mit 
dem Ausbau zu starten. Außerdem schlagen wir vor, 
einen Fonds für die von häuslicher Gewalt Betroffe-
nen einzurichten. Dieser dient der Finanzierung der 
Tagessätze derjenigen, die die Kosten für ihren 
Schutzplatz bisher selbst tragen müssen.  

Wir müssen jetzt loslegen. Denn sonst droht das 
Gleiche wie beim Rechtsanspruch auf einen Ganz-
tagsplatz: Chaos. – Irgendwann werden sich die 
Menschen fragen: Kann NRW überhaupt Rechtsan-
spruch? Das müssen wir verhindern. Politik muss 
Vertrauen schaffen.  

(Beifall von der SPD) 

Jetzt ist der Minister leider nicht da. Aber Herr Minis-
ter Reul hat heute Morgen von einer Riesenliste ge-
sprochen mit Dingen, die beim Thema „Sicherheit“ 
schon gemacht worden sind. Wir fragen uns: Gibt es 
diese Liste auch zum Thema „häusliche Gewalt“? 
Wie kann es sein, dass die Zahlen seit Jahren stei-
gen?  

Ich bitte daher alle Fraktionen, unserem Antrag heute 
zuzustimmen. Wir können angesichts neuer Zahlen 
nicht ständig nur alarmieren und sagen: Es ist dra-
matisch. – Wir müssen machen. Wir müssen ins 
Handeln kommen, und zwar nicht nur im Bund, son-
dern auch hier in Nordrhein-Westfalen. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kapteinat. – Für die Fraktion der CDU 
spricht jetzt die Abgeordnete Fuchs-Dreisbach. 
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Anke Fuchs-Dreisbach (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir spre-
chen jetzt hier über ein Thema, das von großer Be-
deutung für unsere Gesellschaft ist und uns zugleich 
auch tief betroffen macht. Es geht uns alle an. Es 
geht um den fehlenden Schutz von Frauen vor Ge-
walt. Gewalt gegen Mädchen, Frauen und Kinder ist 
kein individuelles Schicksal, sondern eine gesamtge-
sellschaftliche Herausforderung.  

Leider bietet nicht jedes Zuhause Geborgenheit, 
Wärme und Schutz. Das belegen die Opferzahlen, 
Opfer von sexualisierter, körperlicher oder psychi-
scher Gewalt im eigenen Zuhause. Gewalt raubt den 
Opfern Perspektiven, hinterlässt körperliche und 
seelische Wunden, die ein Leben lang bleiben. Ge-
walt zerstört Leben.  

Die Zukunftskoalition aus CDU und Grünen hat da-
her in den letzten Jahren erhebliche Anstrengungen 
unternommen, um den Schutz für von Gewalt Be-
troffenen zu verbessern und die Unterstützungs- und 
Beratungsangebote auszubauen.  

Das Gewalthilfegesetz, das am 14. Februar dieses 
Jahres im Bundesrat beschlossen wurde, ist ein wei-
terer wichtiger Schritt zur Umsetzung der Istanbul-
Konvention.  

Ich werfe gern mal einen Blick zurück auf die bishe-
rigen Maßnahmen und auf die zukünftigen Pläne. 
Zum besseren Schutz von Mädchen, Frauen und 
Kindern wurde seit 2018 die Zahl der Frauenhaus-
plätze in Nordrhein-Westfalen kontinuierlich erhöht. 
So konnten wir beispielsweise seit dem Jahr 2023 
die angebotenen Plätze um 75 neue landesgeför-
derte Schutzplätze erweitern. Zudem ist es ein Erfolg 
der Landesregierung, dass seit dem vergangenen 
Jahr auch ein weiteres neu errichtetes Frauenhaus in 
Gelsenkirchen in die Förderung mit aufgenommen 
wurde.  

Auch die Förderpauschalen wurden pro Schutzplatz 
von 7.000 auf 10.000 Euro erhöht, um die Anreize für 
einen weiteren Platzausbau zu verbessern. Zudem 
werden 3 Millionen Euro für Fachkräfte in den Frau-
enhäusern bereitgestellt, damit diese mit den dort le-
benden Kindern arbeiten können.  

Ergänzend zu diesen Maßnahmen fördert die Lan-
desregierung derzeit 62 allgemeine Frauenbera-
tungsstellen, 57 Fachberatungsstellen gegen sexua-
lisierte Gewalt sowie spezialisierte Einrichtungen für 
Opfer von Menschenhandel, Zwangsheirat und Ge-
nitalverstümmelung. Diese Beratungsstellen bieten 
essenzielle, umfangreiche Unterstützung, beraten 
betroffene Frauen und helfen ihnen, einen Weg aus 
der Gewalt zu finden. 

Im Jahr 2025 stellt das Land über 33 Millionen Euro 
für Frauenhäuser, Beratungsstellen und Fachstellen 
bereit. Diese finanzielle Unterstützung ist entschei-
dend, um die bestehenden Strukturen zu erhalten.  

Trotz dieser Anstrengungen wissen wir, dass noch 
viel zu tun ist. Der Schutz von Frauen vor Gewalt 
bleibt eine zentrale Aufgabe, und wir werden unsere 
Bemühungen weiter verstärken.  

Wie Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wurde bereits viel erreicht, und wir sind uns unserer 
Verantwortung, weiterzumachen, sehr wohl bewusst.  

Durch den gesetzlich verankerten Rechtsanspruch 
auf Schutz und Beratung durch das Gewalthilfege-
setz setzen wir bis 2032 einen Meilenstein für dieses 
wichtige Thema. Doch um das Gewalthilfegesetz mit 
dem nötigen Sachverstand und im geeigneten Maße 
umsetzen zu können, braucht es die Zeit bis 2027, 
die der Bundesgesetzgeber dafür eingeräumt hat. 
Die Zeit wird auch benötigt, um die Bestandsauf-
nahme der vorhandenen Schutz- und Beratungsein-
richtungen sowie eine angemessene Bedarfspla-
nung und ein langfristig tragfähiges Finanzierungs-
konzept aufzustellen.  

Insbesondere bei einem so unerlässlichen Thema 
helfen wir den Betroffenen nicht, wenn wir die nötigen 
Maßnahmen überstürzen, ohne die nötige Vorarbeit 
zu leisten. Die Betroffenen sollen den Schutz und die 
Sicherheit bekommen, die sie benötigen.  

Wir sind uns der Verantwortung für den Schutz von 
Frauen und Kindern vor Gewalt im eigenen Zuhause 
sehr bewusst, und wir werden die Anstrengungen 
auch in Zeiten herausfordernder Haushaltslagen wei-
terverfolgen. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Fuchs-Dreisbach. – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht jetzt die Abgeordnete 
Bostancıeri. 

İlayda Bostancıeri (GRÜNE): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleg*innen der demokratischen 
Fraktionen! Ich habe das Gefühl, ich habe diese 
Rede in der einen oder anderen Version jetzt schon 
ein paar Mal gehalten, aber ich spreche sehr gerne 
über das Gewalthilfegesetz und freue mich, das auch 
heute tun zu können.  

Das Gewalthilfegesetz wurde am 14. Februar, also 
vor nicht einmal sechs Wochen, mit Stimmen aus 
NRW im Bundesrat verabschiedet. Das ist ein Ge-
setz, das dringend nötig ist – da sind wir uns ganz 
einig – und für das viele Menschen, vor allem Frauen 
und ganz besonders die Frauenhilfeinfrastruktur, 
Jahre und Jahrzehnte gekämpft haben. Ich freue 
mich unfassbar darüber, dass es jetzt endlich da ist, 
und ich verstehe Sie, liebe SPD, dass es Ihnen nicht 
schnell genug gehen kann, vor allem, weil diese Auf-
gaben so sehr drängen. Aber es geht doch nicht auf 
Knopfdruck oder auf SPD-Wunsch plötzlich schnel-
ler, höher, weiter.  
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Jetzt müssen die Bundesländer eine Bedarfsanalyse 
erstellen und können ab 2027 mit den zusätzlichen 
Mitteln des Bundes in den Ausbau unserer Hilfeinfra-
struktur gehen. Diese Zeit werden wir brauchen. 
Aber das wissen Sie auch, weil wir auf Ihren Antrag 
hin in der letzten Sitzung des AGF genau darüber ge-
sprochen haben.  

Die Umsetzung des Gewalthilfegesetzes ist eine 
komplexe und langfristige Aufgabe, die sorgfältige 
Planung und Koordination erfordert. Dazu gehören 
neben dem zentralen Ausbau der Hilfesysteme auch 
die Stärkung von Präventionsangeboten und Maß-
nahmen einschließlich der Täterarbeit und Öffentlich-
keitsarbeit. Außerdem sind eine strukturierte Vernet-
zungsarbeit innerhalb der Hilfesysteme sowie ein-
heitliche Standards notwendig.  

Nicht umsonst haben sich die Länder – auch die 
SPD-regierten – dafür eingesetzt, dass der Rechts-
anspruch erst 2032 kommt, und das nicht, weil ihnen 
der Schutz von gewaltbetroffenen Frauen und ihren 
Kindern egal wäre oder sie Lust hätten, bis dahin die 
Füße stillzuhalten, sondern weil so ein Rechtsan-
spruch gut vorbereitet werden muss.  

Ich möchte, dass wir die Frauenhäuser und -bera-
tungsstellen bis 2032 so breit aufstellen und auf so 
sichere Füße stellen, dass wir dem Rechtsanspruch 
gerecht werden können.  

Es ist ja nicht so, dass in der Zwischenzeit nichts pas-
sieren würde. Wir werden jetzt nicht bis Dezember 
2031 die Füße stillhalten, Däumchen drehen, über 
Nacht die Frauenhausplätze einfach verdreifachen 
und nebenbei noch 20 neue Beratungsstellen bauen 
und besetzen. Es wird darum gehen, mit Hilfe der Be-
darfsanalyse die Frauenhilfeinfrastruktur nachhaltig 
aufzubauen. Mit den Bundesmitteln können wir das 
hoffentlich schneller, als es jetzt möglich ist. Dafür 
braucht es aber wirklich nicht diesen Antrag, den wir 
daher heute ablehnen.  

Eine letzte Beobachtung sei mir noch gestattet. Das 
MKJFGFI machte am 25. November eine Auftaktver-
anstaltung, um den Landesaktionsplan zur Umset-
zung der Istanbul-Konvention zu novellieren. Einen 
Tag später stellte die SPD-Fraktion einen Antrag, 
dass dieser LAP jetzt aber ganz schnell kommen 
muss. Die Landesregierung übernimmt Verantwor-
tung und stimmte dem Gewalthilfegesetz im Bundes-
rat zu. Nicht einmal sechs Wochen später wollen Sie 
nicht nur, dass dieses Gesetz jetzt ganz schnell um-
gesetzt wird, sondern dass wir den Rechtsanspruch 
auch noch zwei Jahre vorziehen.  

Wir können so miteinander umgehen. Das ist okay. 
Ich finde das aber schade und wenig konstruktiv. Es 
erleichtert mir in dem Fall aber die Arbeit. – Herzli-
chen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Bostancıeri. – Für die Fraktion der FDP 
spricht jetzt die Abgeordnete Schneider. 

Susanne Schneider (FDP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau 
Bostancıeri, im Vergleich zu Ihnen finde ich es ganz 
wunderbar, dass die SPD diesen Antrag heute vor-
gelegt hat, weil ich finde, über das Thema „Gewalt, 
Gewaltschutz und häusliche Gewalt“ kann man gar 
nicht oft genug sprechen.  

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Wenn man da ein bisschen anschubst, ist das nicht 
verkehrt.  

Laut Medienberichterstattung ist leider Anfang März 
wieder eine 78-jährige Frau in Bielefeld ums Leben 
gekommen. Der 82-jährige Ehemann hat sie erstickt 
und erwürgt. Auch wenn die genaueren Hintergründe 
der Tat noch nicht bekannt sind, weist diese Tötung 
doch wieder einige typische Merkmale häuslicher 
Gewalt auf: Das Opfer der Tat ist weiblich, Täter und 
Opfer lebten im selben Haushalt, und das Alter von 
Täter und Opfer zeigt, dass häusliche Gewalt längst 
nicht abhängig ist von der sozialen Lebenssituation.  

Solche brutalen Taten gegen Frauen werden leider 
immer noch als „Beziehungsdrama“ bezeichnet, als 
wären wir in einem Schauspiel von Shakespeare mit 
tragischem Ende. Tatsächlich ist es jedoch schwere 
und tödliche Gewalt, ein Femizid. Solche Gewaltta-
ten müssen als solche benannt und dürfen nicht als 
„Drama“ verharmlost werden.  

Wir müssen uns alle zusammen nämlich einer bitte-
ren Wahrheit stellen: Das Ausmaß solcher Taten 
nimmt in Häufigkeit, in Intensität, in Brutalität zu. 

Aufgrund dieser Entwicklung ist es völlig berechtigt, 
dass wir nach der Aktuellen Stunde heute noch mal 
über das Thema sprechen. Es ist auch richtig, die 
Landesregierung bei dieser Thematik nicht aus der 
Verantwortung zu entlassen. In den letzten Debatten 
drängte sich ein wenig der Eindruck auf, als wolle 
sich die schwarz-grüne Koalition vor allem selbst lo-
ben und feiern. Dabei verzichtet sie doch weiterhin 
darauf, konkrete Maßnahmen, die über die Gesetz-
gebung auf Bundesebene hinausgehen, auf den 
Weg zu bringen.  

Der vorliegende SPD-Antrag ist weitergehend. Die 
Forderung nach mehr Schutzplätzen und einer bes-
seren Infrastruktur teilen wir als FDP-Landtags-
fraktion. Bereits jetzt fehlen mindestens 1.100 Frau-
enhausplätze in Nordrhein-Westfalen. Viele Ange-
bote sind überlastet. Die Finanzierung muss verläss-
licher werden. Doch da beschränkt sich der Antrag 
auf Appelle und einen knapp skizzierten Fonds für 
Betroffene häuslicher Gewalt. Das ist zu wenig. Da 
sollten lieber angesammelte Selbstbewirtschaftungs-
mittel in den Blick genommen werden. 
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Eine Kernforderung des Antrags ist das Vorziehen 
des Rechtsanspruchs auf Schutz und Beratung. Das 
Gewalthilfegesetz zieht die verbindliche Gewährleis-
tung ab 2032 vor. Sie wollen sie auf 2030 vorziehen. 
Sosehr ich diese ehrgeizigen Ziele auch schätze, so-
sehr zweifle ich doch aufgrund des Ausbaubedarfs 
an einer Umsetzbarkeit. Schließlich braucht es nicht 
nur die Finanzierung, sondern auch geschultes Per-
sonal und die entsprechende Infrastruktur. Von ei-
nem Rechtsanspruch, der in der Praxis ins Leere 
geht, hat eben auch niemand etwas.  

Daher brauchen wir neue Verfahren, um Gefähr-
dungssituationen besser einschätzen zu können. 
Forschung und Monitoring sind hier entscheidende 
Hebel.  

Rheinland-Pfalz kann da ein Vorbild hinsichtlich der 
Verfahren der Risikobewertung und eines Hochrisi-
komanagements sein. Die SPD hatte das auch 
schon mal in einem Antrag thematisiert. Aber in der 
aktuellen Initiative finde ich es jetzt nicht. 

Statt auf starre Rechtsansprüche zu setzen, sollte 
zudem auf flexible Lösungen gesetzt werden. Die 
FDP hat dazu ein nationales Onlineregister gefor-
dert. Wer einen Platz braucht, kann dort einfach und 
schnell in Echtzeit abrufen, wo es bundesweit Plätze 
für einen sicheren Zufluchtsort gibt. 

(Beifall von der FDP) 

Die Opfer von häuslicher Gewalt sind überwiegend 
weiblich. Trotzdem müssen wir auch andere Opfer-
gruppen im Auge behalten. Während der Regie-
rungsbeteiligung der FDP in der letzten Wahlperiode 
wurden zum Beispiel auch erste Männerschutzwoh-
nungen sowie das Hilfetelefon „Gewalt an Männern“ 
auf den Weg gebracht. 

Häusliche Gewalt beschränkt sich zudem nicht nur 
auf Partnerschaftsgewalt. Es gibt auch die innerfami-
liäre Gewalt gegen Kinder, gegen Eltern oder gegen 
Geschwister. Viele Taten bleiben da im Dunkelfeld. 
Aufgrund von Kontroll- und Abhängigkeitsverhältnis-
sen bleiben auch Anzeigen aus. Auch da werden wir 
künftig genauer hinschauen müssen. 

Einige Aspekte des SPD-Antrags können wir sehr 
gerne mittragen. Andere überzeugen uns – wie dar-
gelegt – nicht. Manche Aspekte wie digitale Gewalt 
fehlen gar völlig. Daher wird sich die FDP-Landtags-
fraktion hier enthalten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schneider. – Für die Fraktion der AfD 
spricht jetzt die Abgeordnete Seli-Zacharias. 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich erinnere mich zurück an den November letzten 
Jahres. Da gab es eine Talkshow bei Frau Maisch-
berger. Dort hat eine Rechtsanwältin und selbst er-
nannte Frauenrechtlerin namens Christina Clemm 
mit Bezug auf das Lagebild 2023 zur geschlechts-
spezifischen Gewalt gegen Frauen versucht, Ursa-
chen zu benennen. Bei ihrem Versuch nannte sie 
sinngemäß oder eigentlich wortwörtlich drei Symp-
tome: den Ukraine-Krieg, Trump und den Klimawan-
del. 

Warum sage ich das? Mein Entsetzen, als ich das 
hörte, können Sie wahrscheinlich nachvollziehen. 
Hier erwähne ich das jetzt aber, weil ich persönlich 
auch den heutigen SPD-Antrag so gelesen habe. Ich 
weiß, Sie meinen jetzt, lachen zu müssen. Aber ich 
glaube, dass die Sache ein bisschen ernster ist. 

Heute ist ja nicht das erste Mal, dass wir über dieses 
Thema sprechen. Und wieder einmal fällt kein Wort 
zu den Verhältnissen in den Frauenhäusern vor Ort: 
kein Wort dazu, welchen Background die Täter ha-
ben; kein Wort dazu, welchen Background die Opfer 
haben; kein Wort zum Komplex der Zuwanderung. 

Jetzt werden Sie fragen: Warum ist das wichtig? Es 
gibt zwei ganz zentrale Punkte, warum man, wenn 
man über das Thema „Frauenhäuser“ spricht, auch 
über Zuwanderung sprechen muss. 

Der eine Punkt ist, dass wir bei den Frauen, die jetzt 
in den Frauenhäusern sind, fast schon von einer Art 
Integrationserfolg ausgehen müssen. Diese Frauen 
haben es nämlich geschafft, sich aus ihrer Peergroup 
zu lösen – das ist in diesen Strukturen wahrlich nicht 
einfach – und einen Weg weg von ihrer Familie zu 
finden. Damit haben sie hingenommen, dass sie von 
ihrer Familie für immer verstoßen werden. Ja, der 
Staat hat gegenüber dieser Gruppe – der Schritt, das 
zu schaffen, ist keinesfalls klein – eine Verantwor-
tung. – Das ist Nummer eins. 

Nummer zwei – und diese Erkenntnis ist sogar noch 
viel wichtiger –: Da draußen sind Millionen weiterer 
Frauen, die aus patriarchalischen Strukturen kom-
men. Ob Sie es wissen wollen oder nicht: Viele von 
denen, die täglich in gelebter Gewalt leben, verste-
hen teilweise gar nicht, dass sie in gelebter Gewalt 
leben, weil sie in einem anderen Bezug, in einem an-
deren Normverhältnis leben als wir, die hier Anwe-
senden. 

Wenn man einfach einmal versucht, das beides kom-
patibel zu gestalten, wird man irgendwann zu der Er-
kenntnis kommen: Egal, welche Infrastruktur der 
Staat aufbauen möchte, egal, wie sehr Sie über 
Rechtsansprüche sprechen usw. usf., werden Sie 
den Staat stets überfordern, weil der Staat darauf gar 
nicht reagieren kann, da das ein Kulturproblem ge-
worden ist. Das ist insofern wichtig, weil die Zahlen 
in der vorliegenden Statistik das genauso belegen. 

(Kopfschütteln von İlayda Bostancıeri [GRÜNE]) 
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Wenn ich das nur kurz wiedergeben darf: Wir haben 
knapp 70 % nichtdeutsche und 30 % deutsche 
Frauen. So weit, so gut. Das ist die Statistik. Sie liegt 
jedem von Ihnen vor. Wenn ich jetzt die Länder auf-
zählen würde, würden Sie feststellen: Von den 70 % 
nichtdeutschen Frauen in den Frauenhäusern sind 
fast 30 % aus Syrien, der Türkei, Afghanistan, dem 
Irak, Marokko und dem Iran sowie über 33 % aus 
dem asiatischen Raum. Und ich verspreche Ihnen: 
Damit sind nicht Japan oder ein anderes herkömmli-
ches asiatisches Land gemeint. 

(İlayda Bostancıeri [GRÜNE]: Herkömmlich?) 

Aber in der Statistik können Sie noch etwas sehen: 
Sie können sogar die Art der Aufenthaltserlaubnis er-
sehen. Das ist auch von großem Interesse, weil Sie 
sehen werden, dass die Frauenhäuser vor allem in 
den letzten Jahren – wir sprechen hier über den Zeit-
raum zwischen 2015 und heute – besonders überfor-
dert wurden. Das sehen Sie auch, abgeleitet aus der 
Statistik, in Bezug auf die Aufenthaltserlaubnisse der 
jeweils Erfassten. 

Deswegen finde ich diese Debatte insofern völlig 
fehlgeleitet, als dass keine meiner Vorrednerinnen 
auch nur eine Silbe in Bezug auf die Täter verloren 
hat. Wir müssen es als Staat endlich schaffen, dass 
die Täter Respekt vor dem Staat haben, weil die Ver-
urteilungen auch so tiefgreifend sind, dass sie nicht 
als Spaßverurteilungen wahrgenommen werden. Wir 
werden morgen noch über Vergewaltigung spre-
chen. Das ist eines der Hauptargumente: Viele Täter 
empfinden den Staat wegen der Spaßverurteilungen, 
die in diesem Land ausgesprochen werden, fast 
schon als eifrigen Freund an ihrer Seite. 

Es ist tatsächlich so, wie ich es gerade dargestellt 
habe: Diese Frauen, die es überhaupt in die Frauen-
häuser geschafft haben, werden für immer von ihren 
Peergroups verstoßen. Ich bin bei Ihnen, dass der 
Staat da eine Verantwortung trägt. Aber bitte küm-
mern Sie sich endlich um die Täter. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Frau Abgeordnete Seli-Zacharias. – Für die Landes-
regierung spricht jetzt Ministerin Paul. 

Josefine Paul*), Ministerin für Kinder, Jugend, Fami-
lie, Gleichstellung, Flucht und Integration: Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich sage es 
gern jedes Mal wieder: Gewalt gegen Frauen ist lei-
der ein Phänomen, das sich durch alle Schichten 
zieht, durch alle Altersklassen zieht, durch alle Hin-
tergründe zieht. Gewalt gegen Frauen ist ein gesamt-
gesellschaftliches Problem, und es betrifft uns alle. 
Die allermeisten Opfer häuslicher Gewalt eint eines: 
Sie sind Frauen. Auch die allermeisten Täter eint ei-
nes: Sie sind Männer. Viel mehr Differenzierung 

kann man an dieser Stelle leider nicht vornehmen, 
weil es sich durch unsere ganze Gesellschaft zieht. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU – Zuruf von Christian Loose 
[AfD]) 

Deshalb bin ich sehr froh und auch ein bisschen 
stolz, dass das Gewalthilfegesetz verabschiedet 
wurde und mittlerweile in Kraft getreten ist. Denn da-
rum wurde lange politisch gerungen. 

Mein ausdrücklicher Dank – auch das werde ich im-
mer wieder sagen – für das Erreichen dieses Meilen-
steins in der Geschichte des Kampfes um den Ge-
waltschutz von Frauen und Mädchen gilt den enga-
gierten Frauen in den Frauenhäusern, den Bera-
tungsstellen und den Notrufen, die seit Jahrzehnten 
für ein solches Gesetz und für den Anspruch auf 
Schutz und Hilfe bei Gewaltbetroffenheit von Frauen 
und Mädchen gekämpft haben. Sie waren beharrlich. 
Nur deswegen haben wir gemeinsam diesen Meilen-
stein erringen können. 

Ich stimme zu und teile, dass der Schutz vor Gewalt 
umfassend sein muss. Natürlich müssen auch Män-
ner vor häuslicher Gewalt geschützt sein, und natür-
lich müssen auch Transpersonen vom Schutz vor 
Gewalt umfasst sein. 

Wir müssen uns diesem Phänomen der Gewalt in un-
serer Gesellschaft auch deswegen stellen, weil die 
Zahlen so alarmierend sind. Wenn wir uns vor Augen 
halten, dass jeden Tag in diesem Land eine Frau ge-
tötet wird, weil sie eine Frau ist, dann ist das ein sehr 
klarer Auftrag, zu handeln. 

Kern des Gesetzes ist deswegen der seit Jahrzehn-
ten geforderte Rechtsanspruch. Es ist übrigens ein 
sehr viel umfassenderer Rechtsanspruch und Begriff 
des Schutzes und der Hilfe bei Gewaltbetroffenheit. 
Auch das ist ein großer Meilenstein und ein Erfolg der 
beharrlichen und langen Diskussionen. Es geht da-
rum, dass wir gesamtgesellschaftlich, und zwar res-
sortübergreifend und damit institutionenübergrei-
fend, eine Verantwortung für Schutz und Hilfe bei Ge-
walt haben. 

Dieser Rechtsanspruch tritt nun am 1. Januar 2032 
in Kraft. Ja, wir dürfen keine Zeit verlieren. Wir wer-
den auch keine Zeit verlieren, weil wir weiter daran 
arbeiten, bis zum Inkrafttreten des Gesetzes die 
Frauenhilfeinfrastruktur und insgesamt den Gewalt-
schutz auch in Nordrhein-Westfalen zu stärken. 

Alle Länder, auch SPD-regierte Länder, haben im 
Gesetzgebungsverfahren darauf hingewiesen, dass 
der erforderliche Ausbau des Unterstützungssys-
tems, die damit verbundenen Analysen, die durchge-
führt werden müssen, sowie Bedarfsplanungen, die 
sich daraus ableiten, eine gewisse Zeit in Anspruch 
nehmen. Denn von den Ländern sind erhebliche Vor-
arbeiten zu leisten, zum Beispiel der Aufwuchs der 
Schutzplätze und Beratungskapazitäten oder die 
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Festlegung von fachlichen Standards und vor allem 
der Finanzierungssystematik. Deshalb wurde den 
Ländern ein verlängerter Zeitraum eingeräumt, um 
die Voraussetzungen für die Erfüllung des Rechtsan-
spruchs zu schaffen. 

Wir gehen trotzdem bei der Umsetzung weiter voran. 
Natürlich bleiben wir nicht beim Status quo stehen. 
Das ist keine Frage. Wir beginnen jetzt gemeinsam 
mit den Kommunen und den Trägern auch den not-
wendigen Umsetzungsprozess in der Bedarfsana-
lyse und der Erarbeitung der abzuleitenden Bedarfs-
planung – im Übrigen im Einklang mit der Weiterent-
wicklung des LAP. 

Dazu zählen darüber hinaus Maßnahmen von 
Schutz und Hilfe – keine Frage –, aber auch die Stär-
kung von Prävention. Wir müssen doch bei aller 
Wichtigkeit einer entsprechenden Schutz- und Hil-
feinfrastruktur dahin kommen, vorzubeugen, dass 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen passiert, dass 
häusliche Gewalt in unserem Land so alltäglich ist. 

Dazu gehören natürlich auch intervenierende Maß-
nahmen wie konsequente Wegweisungen und die 
Stärkung der Täterarbeit, aber beispielsweise auch 
eine Diskussion um das spanische Modell einer Fuß-
fessel. All das sind Maßnahmen, die man in diesem 
Zusammenhang diskutieren muss. 

Wir werden nicht nachlassen, das bereits beste-
hende Frauenhilfesystem weiter auszubauen; denn 
für die Landesregierung hat der Gewaltschutz Priori-
tät. Deswegen haben wir diesem Gesetz im Bundes-
rat natürlich zugestimmt; denn es ist wichtig. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden, dass wir in 
den letzten Jahren auch einiges beim Ausbau des 
Hilfesystems weiterentwickelt haben. Wir haben in 
Nordrhein-Westfalen 70 Frauenhäuser, 62 allge-
meine Frauenberatungsstellen, 57 Fachberatungs-
stellen gegen sexualisierte Gewalt, 12 spezialisierte 
Beratungsstellen für die Opfer von Menschenhandel 
sowie Anlaufstellen für Betroffene von Zwangsheirat 
und im Themenkomplex „FGM/C“. Das heißt, wir ha-
ben eine hoch differenzierte Frauenhilfeinfrastruktur, 
auf der wir jetzt weiter aufsetzen werden. 

Dazu zählt auch, dass wir in Nordrhein-Westfalen 
den Gewaltschutz breiter denken und auch Schutz 
und Hilfe für von häuslicher Gewalt betroffene Män-
ner in Nordrhein-Westfalen implementiert haben – 
mit den fünf landesgeförderten Schutzwohnungen 
sowie dem Männerhilfetelefon, an dem sich mittler-
weile auch andere Bundesländer beteiligen. 

Sie sehen: Wir nehmen das sehr ernst. Ich finde, da 
ist wirklich ein Meilenstein gelungen. Lassen Sie uns 
im Geiste des Schulterschlusses, der überhaupt erst 
ermöglicht hat, dass dieses Gewalthilfegesetz noch 
gekommen ist – das war ein Schulterschluss aus der 
demokratischen Mitte heraus über die Ebenen hin-
weg –, jetzt daran arbeiten, dieses Gewalthilfegesetz 

umzusetzen und Frauen und Mädchen wirksam vor 
Gewalt zu schützen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Paul. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss der Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der SPD hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt 
des Antrags Drucksache 18/13153. Wer stimmt die-
sem Antrag zu? – Das ist die Fraktion der SPD. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU und AfD. Wer enthält 
sich? – Das ist die Fraktion der FDP. Damit ist der 
Antrag Drucksache 18/13153 abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

15 Mit Behelfsbrücken den NRW-Verkehr absi-
chern – NRW braucht ein landeseigenes Be-
helfsbrückenlager 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/13172 

Die Fraktion der AfD hat mitgeteilt, dass der Antrag 
zurückgenommen wird. 

(Lena Teschlade [SPD]: Juhu!) 

Ich verweise auf die Unterrichtung Drucksache 
18/13291. 

Wir kommen somit unmittelbar zu: 

16 Die Landesregierung muss das Sterben freier 
Theaterhäuser in NRW verhindern! 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13157 

Eine Aussprache ist hierzu nicht vorgesehen. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/13157 an den Ausschuss für Kultur und Medien. 
Die abschließende Beratung und Abstimmung sollen 
nach Vorlage einer Beschlussempfehlung des Aus-
schusses erfolgen. Wer stimmt der Überweisungs-
empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit ist diese Überweisungsempfeh-
lung angenommen. 
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Wir kommen zu: 

17 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen VerfGH 6/25 

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/13192 – Neudruck 

Eine Debatte ist hierzu nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Rechtsaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 18/13192 – Neu-
druck –, dem verfassungsgerichtlichen Verfahren Ak-
tenzeichen VerfGH 6/25 nicht beizutreten. Wir stim-
men über diese Empfehlung ab. Wer stimmt der 
Empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit schließt sich der Landtag der 
Empfehlung des Rechtsausschusses an.  

Wir kommen zu: 

18 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen VerfGH 16/25 

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/13193 

Eine Debatte hierzu ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Rechtsaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 18/13193, dem ver-
fassungsgerichtlichen Verfahren Aktenzeichen VerfGH 
16/25 nicht beizutreten. Wir stimmen über diese 
Empfehlung ab. Wer stimmt der Empfehlung zu? – 
Das sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. Damit 
schließt sich der Landtag der Empfehlung des 
Rechtsausschusses an. 

Wir kommen zu: 

19 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen 1 BvR 2127/24 

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/13194 – Neudruck 

Eine Debatte hierzu ist nicht vorgesehen. 

 
1  Siehe auch im Plenarprotokoll der 93. Sitzung unter „Vor 

Eintritt in die Tagesordnung“ 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Rechtsaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 18/13194 – Neu-
druck –, zu dem Verfahren Aktenzeichen 1 BvR 
2127/24 derzeit keine Stellung zu nehmen. Wir stim-
men über diese Empfehlung ab. Wer stimmt der 
Empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit schließt sich der Landtag der 
Empfehlung des Rechtsausschusses an. 

Wir kommen zu: 

20 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen 1 BvR 2524/24 und 
Aktenzeichen 1BvR 2525/24 

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/12831 

Eine Debatte ist hierzu nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung. Der 
Rechtsausschuss empfiehlt in Drucksache 18/12831, 
zu den Verfahren Aktenzeichen 1 BvR 2524/24 und 
1 BvR 2525/24 derzeit keine Stellung zu nehmen. 
Wir stimmen über diese Empfehlung ab. Wer stimmt 
der Empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Nie-
mand. Damit schließt sich der Landtag der Empfeh-
lung des Rechtsausschusses an. 

Wir kommen zu: 

21 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen VerfGH 20/25 

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/13223 

Eine Debatte hierzu ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung. Der 
Rechtsausschuss empfiehlt in Drucksache 
18/13223, dem verfassungsgerichtlichen Verfahren 
Aktenzeichen VerfGH 20/251 nicht beizutreten. Wir 
stimmen über diese Empfehlung ab. Wer stimmt die-
ser Empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Nie-
mand. Damit schließt sich der Landtag der Empfeh-
lung des Rechtsausschusses an. 

Wir kommen zu: 
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22 Über- und außerplanmäßige Ausgaben im IV. 
Quartal des Haushaltsjahres 2024 ab 25.000 
Euro 

Vorlage 18/3607 

Beschlussempfehlung 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 18/13195 – Neudruck 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung. Der Haus-
halts- und Finanzausschuss empfiehlt in der Be-
schlussempfehlung Drucksache 18/13195 – Neu-
druck –, die in Vorlage 18/3607 beantragte Geneh-
migung zu erteilen. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über die Vorlage 18/3607 selbst und nicht über 
die Beschlussempfehlung Drucksache 18/13195 – 
Neudruck. Wer stimmt der Vorlage zu? – Das sind 
die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist die 
mit Vorlage 18/3607 erbetene Genehmigung er-
teilt. 

Wir kommen zu: 

23 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 29 
gem. § 82 Abs. 2 GO 
Drucksache 18/13196 

Die Übersicht 29 enthält Beratungsverläufe und Ab-
stimmungsergebnisse aus den Ausschüssen. 

Ich lasse nun über die Bestätigung der Übersicht 29 
abstimmen. Wer stimmt der Übersicht zu? – Das sind 
die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Niemand. Damit sind die 
in Drucksache 18/13196 enthaltenen Beratungs-
verläufe und Abstimmungsergebnisse der Aus-
schüsse bestätigt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir um 
19:19 Uhr am Ende unserer heutigen Sitzung. Ich 
wünsche Ihnen einen angenehmen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 19:19 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 

Namentliche Abstimmung zu TOP 6: Gesetz über die unabhängige Polizeibeauftragte oder den unab-
hängigen Polizeibeauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen – Drucksache 18/9606 

 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
enthaltung 

1 Achtermeyer, Tim GRÜNE X   

2 Andrieshen, Nina SPD abwesend 

3 Aymaz, Berivan GRÜNE abwesend 

4 Baer, Alexander SPD   X 

5 Bakum, Rodion SPD   X 

6 Baran, Volkan SPD   X 

7 Berger, Christian CDU X   

8 Dr. Bergmann, Günther J. CDU abwesend 

9 Besche Krastl, Ina GRÜNE X   

10 Dr. Beucker, Hartmut AfD  X  

11 Bialas, Andreas SPD   X 

12 Blask, Inge SPD   X 

13 Dr. Blex, Christian AfD  X  

14 Blöming, Jörg CDU X   

15 Blondin, Marc CDU X   

16 Blumenrath, Peter CDU X   

17 Blumenthal, Ina SPD   X 

18 Börner, Frank SPD   X 

19 Bongers, Sonja SPD   X 

20 Bostancıeri, İlayda GRÜNE X   

21 Brandes, Ina CDU abwesend 

22 Braun, Florian CDU X   

23 Brems, Wibke GRÜNE X   

24 Brockes, Dietmar FDP  X  

25 Brüntrup, Tom CDU X   

26 Busche, Andrea SPD   X 

27 Butschkau, Anja SPD   X 

28 Clemens, Carlo AfD  X  

29 Cordes, Frederick SPD   X 

30 Creuzmann, Norika GRÜNE X   

31 Dahm, Christian SPD   X 
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
enthaltung 

32 Deppermann, Dorothea GRÜNE X   

33 Déus, Guido CDU X   

34 Dudas, Gordan SPD abwesend 

35 Durdu, Tülay SPD   X 

36 Eggers, Matthias CDU X   

37 Eğlence, Gönül GRÜNE abwesend 

38 Eisentraut, Julia GRÜNE X   

39 Engin, Dilek SPD   X 

40 Engstfeld, Stefan GRÜNE X   

41 Erwin, Angela CDU X   

42 Esser, Klaus AfD  X  

43 Falszewski, Benedikt SPD   X 

44 Fohn, Annika CDU X   

45 Franken, Björn CDU X   

46 Freimuth, Angela FDP  X  

47 Frieling, Heinrich CDU X   

48 Fuchs-Dreisbach, Anke CDU X   

49 Ganzke, Hartmut SPD   X 

50 Gebauer, Katharina CDU X   

51 Gebauer, Yvonne FDP  X  

52 Dr. Geerlings, Jörg CDU X   

53 Göddertz, Thomas SPD   X 

54 Goeken, Matthias CDU X   

55 Görtz, Guido CDU X   

56 Golland, Gregor CDU X   

57 Gosewinkel, Silvia SPD   X 

58 Grothus, Antje GRÜNE X   

59 Grunwald, Jonathan CDU X   

60 Hafke, Marcel FDP  X  

61 Hagemeier, Daniel CDU X   

62 Hansen, Klaus CDU X   

63 Hanses, Dagmar GRÜNE X   

64 Dr. Hartmann, Bastian SPD   X 

65 Haug, Sebastian CDU X   
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
enthaltung 

66 Dr. Heinisch, Jan CDU X   

67 Dr. Höller, Julia GRÜNE abwesend 

68 Höne, Henning FDP  X  

69 Höner, Markus CDU X   

70 Hoppe-Biermeyer, Bernhard CDU X   

71 Hovenjürgen, Josef CDU abwesend 

72 Jablonski, Frank GRÜNE abwesend 

73 Jörg, Wolfgang SPD abwesend 

74 Kahle-Hausmann, Julia SPD   X 

75 Dr. Kaiser, Gregor GRÜNE X   

76 Kaiser, Klaus CDU X   

77 Kamieth, Jens CDU X   

78 Kämmerling, Stefan SPD   X 

79 Kampmann, Christina SPD   X 

80 Kapteinat, Lisa-Kristin SPD   X 

81 Dr. Katzidis, Christos CDU X   

82 Kavena, Anna SPD   X 

83 Keith, Andreas AfD  X  

84 Kerkhoff, Matthias CDU X   

85 Kirsch, Carolin SPD   X 

86 Klenner, Jochen CDU X   

87 Klocke, Arndt GRÜNE X   

88 Klute, Thorsten SPD   X 

89 Dr. Korte, Robin GRÜNE X   

90 Korth, Wilhelm CDU X   

91 Krauß, Oliver CDU X   

92 Krückel, Bernd CDU X   

93 Kuper, André CDU abwesend 

94 Kutschaty, Thomas SPD   X 

95 Laumann, Karl-Josef CDU X   

96 Lehne, Olaf CDU X   

97 Lienesch, Sascha CDU X   

98 Löcker, Carsten SPD   X 

99 Löttgen, Bodo CDU X   
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
enthaltung 

100 Loose, Christian AfD  X  

101 Lucke, Martin CDU X   

102 Lüders, Nadja SPD   X 

103 Lürbke, Marc FDP  X  

104 Dr. Maelzer, Dennis SPD abwesend 

105 von Marenholtz, Anja GRÜNE X   

106 Matzoll, Jan GRÜNE X   

107 Meinhardt, Sandy SPD   X 

108 Metz, Martin GRÜNE X   

109 Moor, Justus SPD   X 

110 Mostofizadeh, Mehrdad GRÜNE X   

111 Müller, Frank SPD   X 

112 Müller-Rech, Franziska FDP  X  

113 Müller-Witt, Elisabeth SPD   X 

114 Nettekoven, Jens-Peter CDU X   

115 Neubaur, Mona GRÜNE X   

116 Neumann, Josef SPD   X 

117 Dr. Nolten, Ralf CDU X   

118 Obrok, Christian SPD   X 

119 Odermatt, Vanessa CDU X   

120 Oellers, Britta CDU X   

121 Okos, Thomas CDU X   

122 Dr. Optendrenk, Marcus CDU X   

123 Osei, Christina GRÜNE abwesend 

124 Ott, Jochen SPD   X 

125 Panske, Dietmar CDU abwesend 

126 Paul, Josefine GRÜNE X   

127 Dr. Peill, Patricia CDU X   

128 Dr. Pfeil, Werner FDP  X  

129 Philipp, Sarah SPD   X 

130 Plonsker, Romina CDU X   

131 Postma, Laura GRÜNE X   

132 Quik, Charlotte CDU X   

133 Rasche, Christof FDP  X  



Landtag   26.03.2025 

Nordrhein-Westfalen 125 Plenarprotokoll 18/91 

 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
enthaltung 

134 Rauer, Benjamin GRÜNE X   

135 Reul, Herbert CDU X   

136 Ritter, Jochen CDU X   

137 Rock, Simon GRÜNE X   

138 Röls-Leitmann, Michael GRÜNE X   

139 Rüße, Norwich GRÜNE X   

140 Schäffer, Verena GRÜNE X   

141 Schalley, Zacharias AfD  X  

142 Scharrenbach, Ina CDU abwesend 

143 Scheen-Pauls, Daniel CDU X   

144 Schick, Thorsten CDU X   

145 Schlottmann, Claudia CDU X   

146 Schmeltzer, Rainer SPD   X 

147 Schmitz, Hendrik CDU X   

148 Schmitz, Marco CDU X   

149 Schneider, René SPD   X 

150 Schneider, Susanne FDP  X  

151 Schnelle, Thomas CDU X   

152 Scholz, Rüdiger CDU abwesend 

153 Schrumpf, Fabian CDU X   

154 Schulze Föcking, Christina CDU X   

155 Schwarzkopf, Ralf CDU X   

156 Seli-Zacharias, Enxhi AfD  X  

157 Siebel, Christin SPD   X 

158 Sonne, Dennis GRÜNE abwesend 

159 Stamm, Christin-Marie SPD   X 

160 Stich, Kirsten SPD   X 

161 Stinka, André SPD   X 

162 Stock, Ellen SPD   X 

163 Stoltze, Ralf SPD   X 

164 Sträßer, Martin CDU X   

165 Stullich, Andrea CDU X   

166 Tarner, Hedwig GRÜNE X   

167 Teschlade, Lena SPD   X 
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
enthaltung 

168 Thoms, Meral GRÜNE X   

169 Tigges, Raphael CDU X   

170 Tritschler, Sven W. AfD  X  

171 Troles, Heike CDU X   

172 Dr. Untrieser, Christian CDU X   

173 Dr. Vincentz, Martin AfD  X  

174 Vogelheim, Astrid GRÜNE X   

175 Vogt, Alexander SPD   X 

176 Voussem, Klaus CDU X   

177 Wagner, Markus AfD  X  

178 Watermeier, Sebastian SPD   X 

179 Wedel, Dirk FDP  X  

180 Wendland, Simone CDU abwesend 

181 Weng, Christina SPD   X 

182 Wenzel, Jule GRÜNE X   

183 Wermer, Heike CDU X   

184 Dr. Wille, Volkhard GRÜNE X   

185 Winkelmann, Bianca CDU X   

186 Witzel, Ralf FDP  X  

187 Woestmann, Eileen GRÜNE X   

188 Wolf, Sven SPD   X 

189 Wolters, Stephan CDU X   

190 Wüst, Hendrik CDU X   

191 Yüksel, Serdar SPD abwesend 

192 Prof. Dr. Zerbin, Daniel AfD  X  

193 Zimkeit, Stefan SPD   X 

194 Zimmermann, Marc GRÜNE X   

195 Zingsheim-Zobel, Lena GRÜNE X   

   101 24 51 
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